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E inkommen s t eu e r -Vo r au s z ah l ung en

idF des EStG v. 19. 10. 2002 (BGBl. I, 4210; BStBl. I, 1209)

(1) 1Der Steuerpflichtige hat am 10. M!rz, 10. Juni, 10. September und
10. Dezember Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer zu entrichten,
die er f�r den laufenden Veranlagungszeitraum voraussichtlich schulden
wird. 2Die Einkommensteuer-Vorauszahlung entsteht jeweils mit Beginn
des Kalendervierteljahres, in dem die Vorauszahlungen zu entrichten
sind, oder, wenn die Steuerpflicht erst im Laufe des Kalendervierteljahres
begr�ndet wird, mit Begr�ndung der Steuerpflicht.

(2) 1Die Oberfinanzdirektionen k7nnen f�r Steuerpflichtige, die �berwie-
gend Eink�nfte aus Land- und Forstwirtschaft erzielen, von Absatz 1
Satz 1 abweichende Vorauszahlungszeitpunkte bestimmen. 2Das Gleiche
gilt f�r Steuerpflichtige, die �berwiegend Eink�nfte oder Einkunftsteile
aus nichtselbst!ndiger Arbeit erzielen, die der Lohnsteuer nicht unterlie-
gen.

(3) 1Das Finanzamt setzt die Vorauszahlungen durch Vorauszahlungsbe-
scheid fest. 2Die Vorauszahlungen bemessen sich grunds!tzlich nach der
Einkommensteuer, die sich nach Anrechnung der Steuerabzugsbetr!ge
und der K7rperschaftsteuer (§ 36 Abs. 2 Nr. 2 und 3) bei der letzten Ver-
anlagung ergeben hat. 3Das Finanzamt kann bis zum Ablauf des auf den
Veranlagungszeitraum folgenden 15. Kalendermonats die Vorauszahlun-
gen an die Einkommensteuer anpassen, die sich f�r den Veranlagungs-
zeitraum voraussichtlich ergeben wird; dieser Zeitraum verl!ngert sich
auf 21 Monate, wenn die Eink�nfte aus Land- und Forstwirtschaft bei der
erstmaligen Steuerfestsetzung die anderen Eink�nfte voraussichtlich
�berwiegen werden. 4Wird der Gewinn durch Bestandsvergleich ermit-
telt, kommt eine Herabsetzung der Vorauszahlungen wegen der Dnde-
rungen durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 vom 24. M!rz
1999 (BGBl. I S. 402) nur dann in Betracht, wenn der Steuerpflichtige die
Herabsetzung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck beantragt. 5Bei
der Anwendung der S!tze 2 und 3 bleiben Aufwendungen im Sinne des
§ 10 Abs. 1 Nr. 1, 1a, 4, 6, 7 und 9, der §§ 10b, 33 und 33c sowie die ab-
ziehbaren Betr!ge nach § 33a, wenn die Aufwendungen und abziehbaren
Betr!ge insgesamt 600 Euro nicht �bersteigen, außer Ansatz. 6Bei der
Anwendung der S!tze 2 und 3 bleibt der Sonderausgabenabzug nach
§ 10a Abs. 1 außer Ansatz. 7Außer Ansatz bleiben bis zur Anschaffung
oder Fertigstellung der Objekte im Sinne des § 10e Abs. 1 und 2 und
§ 10h auch die Aufwendungen, die nach § 10e Abs. 6 und § 10h Satz 3
wie Sonderausgaben abgezogen werden; Entsprechendes gilt auch f�r
Aufwendungen, die nach § 10 i f�r nach dem Eigenheimzulagengesetz
beg�nstigte Objekte wie Sonderausgaben abgezogen werden. 8Negative
Eink�nfte aus der Vermietung oder Verpachtung eines Geb!udes im
Sinne des § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 werden bei der Festsetzung der Voraus-
zahlungen nur f�r Kalenderjahre ber�cksichtigt, die nach der Anschaf-
fung oder Fertigstellung dieses Geb!udes beginnen. 9Wird ein Geb!ude
vor dem Kalenderjahr seiner Fertigstellung angeschafft, tritt an die Stelle
der Anschaffung die Fertigstellung. 10Satz 8 gilt nicht f�r negative Ein-
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k�nfte aus der Vermietung oder Verpachtung eines Geb!udes, f�r das er-
h7hte Absetzungen nach den §§ 14a, 14c oder 14d des Berlinf7rderungs-
gesetzes oder Sonderabschreibungen nach § 4 des F7rdergebietsgesetzes
in Anspruch genommen werden. 11Satz 8 gilt f�r negative Eink�nfte aus
der Vermietung oder Verpachtung eines anderen Verm7gensgegenstan-
des im Sinne des § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 entsprechend mit der Maß-
gabe, dass an die Stelle der Anschaffung oder Fertigstellung die Aufnah-
me der Nutzung durch den Steuerpflichtigen tritt. 12In den F!llen des
§ 31, in denen die gebotene steuerliche Freistellung eines Einkommens-
betrags in H7he des Existenzminimums eines Kindes durch das Kinder-
geld nicht in vollem Umfang bewirkt wird, bleiben bei der Anwendung
der S!tze 2 und 3 Freibetr!ge nach § 32 Abs. 6 und zu verrechnendes Kin-
dergeld außer Ansatz.

(4) 1Bei einer nachtr!glichen Erh7hung der Vorauszahlungen ist die
letzte Vorauszahlung f�r den Veranlagungszeitraum anzupassen. 2Der Er-
h7hungsbetrag ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Voraus-
zahlungsbescheids zu entrichten.

(5) 1Vorauszahlungen sind nur festzusetzen, wenn sie mindestens 200 Eu-
ro im Kalenderjahr und mindestens 50 Euro f�r einen Vorauszahlungs-
zeitpunkt betragen. 2Festgesetzte Vorauszahlungen sind nur zu erh7hen,
wenn sich der Erh7hungsbetrag im Fall des Absatzes 3 Satz 2 bis 5 f�r
einen Vorauszahlungszeitpunkt auf mindestens 50 Euro, im Fall des Ab-
satzes 4 auf mindestens 2500 Euro bel!uft.

Autor: Dr. Axel Diebold, Ltd. Regierungsdirektor, Augsburg
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Allgemeine Erl!uterungen zu § 37

Schrifttum: Sch fer, Die Vorauszahlungen als Besteuerungsform im geltenden Reichs-
steuerrecht, Leipziger Diss. 1927; Saur, Die Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer
und K*rperschaftsteuer. Ihre Entstehung und F@lligkeit, BB 1956, 1193; Z5rban, Rechts-
sicherheit und Gleichbehandlung – Einkommensteuer-Vorauszahlungen und Lohnsteuer-
abzug, BB 1995, 12; App, Einkommensteuer-Vorauszahlungen, StLex 1998, 36 und 67.

A. #berblick zu § 37

Die Vorschrift regelt die Entstehung, F@lligkeit, Festsetzung, Anpassung und Be-
messung der EStVorausZ.
Abs. 1 bestimmt die regelm@ßigen F@lligkeitstermine (Satz 1) und Zeitpunkte
der Entstehung der VorausZSchuld (Satz 2).
Abs. 2 l@ßt die Festlegung hiervon abweichender F@lligkeitszeitpunkte f4r be-
stimmte Gruppen von Stpfl. zu.
Abs. 3 regelt das Festsetzungsverfahren (Satz 1) und die Bemessungsgrundlage
f4r die VorausZ (S@tze 2–12). Satz 3 enth@lt eine zus@tzliche verfahrensrecht-
liche Komponente f4r die Anpassung; formale Anforderungen an Anpassungs-
antr@ge stellt Satz 4.
Abs. 4 regelt das Verfahren bei nachtr@glicher Erh*hung von VorausZ (Satz 1)
und deren F@lligkeit (Satz 2).
Abs. 5 enth@lt Mindestbetr@ge f4r die Festsetzung (Satz 1) und Erh*hung
(Satz 2) von VorausZ.

B. Rechtsentwicklung des § 37

I. Rechtsentwicklung der Vorl!ufer des § 37

§ 67 Preuß. EStG v. 24. 6. 1891 u. § 42 EStG 1920 v. 29. 3. 1920 (RGBl. I,
859): System einer Veranlagung f4r ein Rechnungsjahr nach dem Einkommen
des vorangegangenen Rechnungsjahres mit Zahlung der auf das Einkommen
eines Jahres entfallenden ESt. w@hrend des folgenden bzw. 4bern@chsten Jahres
in viertelj@hrlichen Teilbetr@gen (Mai, August, November und Februar).
EStDndG v. 24. 3. 1921 (RGBl. I, 313): Umstellung auf nachtr@gliche Veranla-
gung des Einkommens f4r das Steuerjahr mit Weiterzahlung bei sp@terer An-
rechnung.
EStDndG v. 20. 12. 1921 (RGBl. I, 1580): Einf4hrung viertelj@hrlicher VorausZ
in H*he von einem Viertel der im letzten Steuerbescheid festgesetzten Steuer.
Ges. zur Erh7hung der VorausZ auf die ESt. und KSt. v. 9. 7. 1923
(RGBl. I, 556) und Ges. v. 11. 8. 1923 (RGBl. I, 773): Vervielfachung der
VorausZBetr@ge.
Steuer�berleitungsG v. 29. 5. 1925 (RGBl. I, 75): ;berleitung zum EStG 1925
unter Festschreibung geleisteter VorausZ 1924 als Veranlagungen.
EStG 1925 v. 10. 8. 1925 (RGBl. I, 189): Erhebung von VorausZ auf die nach-
tr@glich f4r den VZ veranlagte ESt. unter Beibehaltung der bisherigen Termine
und abweichender Regelung f4r Land- und Forstwirte.
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Ges. �ber Steuermilderungen zur Erleichterung der Wirtschaftslage v.
31. 3. 1926 (RGBl. I, 185): Verschiebung der VorausZTermine.
VO �ber die F!lligkeit der VorausZ bei der Einkommen- und K7rper-
schaftsteuer v. 5. 3. 1932 (RMBl., 98; RStBl., 257): Verlegung der VorausZTer-
mine auf den 10. 6., 10. 12. usw. d. J.
Ges. �ber die Einkommensbesteuerung f�r 1933 v. 21. 12. 1933 (RGBl.
1934 I, 1; RStBl. 1934, 1): ;bergangsregelung zum EStG 1934 mit neuer Ta-
belle.
EStG 1934 v. 16. 10. 1934 (RGBl. I, 1005; RStBl., 1261): Festschreibung der
bisherigen Rechtslage unter Minderung der zu leistenden VorausZ durch Steuer-
anrechnungsbetr@ge; Sonderregelungen f4r die Begr4ndung der StPflicht, Erh*-
hung und Herabsetzung der VorausZ.
Erste VO zur Durchf�hrung des EStG v. 6. 2. 1935 (RGBl. I, 153; RStBl.,
209): Abrundung nebst Mindestbetr@gen.
Ges. zur Dnderung des EStG v. 1. 2. 1938 (RGBl. I, 99; RStBl., 97): Steuer,
nicht Eink4nfte als Bemessungsgrundlage bei der Anpassung der VorausZ.
StDndVO v. 20. 8. 1941 (RGBl. I, 510; RStBl., 593): §§ 36 f. wurden durch den
erheblich abge@nderten § 35 ersetzt; Wegfall bestimmter Grenzen f4r die Anpas-
sung von VorausZ.
EStDV 1941 v. 7. 12. 1941 (RGBl. I, 751; RStBl., 913): Zusammenfassung der
bisherigen Regelungen 4ber VorausZ aus den DV.
StVereinfachungsVO v. 14. 9. 1944 (RGBl. I, 202; RStBl., 577): Festschreibung
der Veranlagungsergebnisse 1943 f4r 1944 u. 1945 bei kleineren Stpfl. und Er-
setzung durch fortlaufende VorausZ mit Abgeltungswirkung und Anpassungs-
m*glichkeit bei Einkommens- und/oder Steuerklassen@nderung (RdF v.
20. 11. 1944, RStBl., 705).
KRG Nr. 12 v. 1. 2. 1946 (StuZBl., 2): Pnderung des VorausZSystems durch
Einf4hrung von VjErkl@rungen, wobei eine 25 vH Unterzahlung (Straf-)Zu-
schl@ge in H*he von 15 vH ausl*ste.
Ges. zur Erhebung von Abschlagszahlungen auf die ESt. und KSt. v.
18. 2. 1949 (BayFMinBl., 101): Monatliche AbschlagsZ in H*he von 1/3 der
zum 10. 1., 10. 4., 10. 7. und 10. 10. f@lligen VorausZ ab Februar 1949.
EStG 1949 v. 10. 8. 1949 (WiGBl., 166): ;bernahme der Regelung des KRG
Nr. 12 nach § 35 Abs. 3 EStG.
Ges. zur Erhebung von Abschlagszahlungen auf die ESt. und KSt. 1950 v.
9. 2. 1950 (BayFMinBl., 57): Verl@ngerung der Regelung des Ges. v. 18. 2. 1949
bis Juni 1950.
StDndG v. 29. 4. 1950 (BGBl. I, 95): Wiedereinf4hrung fester VorausZ unter
Beseitigung der vj. Erkl@rungspflicht mit § 35 aF.
VO �ber die Bemessung, Entrichtung und Anrechnung der f�r die Kalen-
derjahre 1949 und 1950 zu leistenden VorausZ auf die ESt. und KSt. v.
3. 5. 1950 (BGBl. I, 107): ;bergangsregelung zum neuen System und f4r die Be-
messungsgrundlage, da vorg@ngige Veranlagungen 1949 fehlten.
EStDndVO v. 7. 6. 1950 (BGBl. I, 187): Verl@ngerung der ;bergangsregelung
auf VZ nach 1950.
Ges. zur Dnderung steuerrechtlicher Vorschriften v. 26. 7. 1957 (BGBl. I,
848; BStBl. I, 352): ;bergangsregelung zur Ehegattenbesteuerung in Art. 2.
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Ges. �ber die Einf�hrung des deutschen Rechts auf dem Gebiete der
Steuern, Z7lle und Finanzmonopole im Saarland v. 30. 6. 1959 (BGBl. I,
339; BStBl. I, 277): In § 59 ;bergangsregelung anl@ßlich der Eingliederung des
Saarlandes.
Stabilit!ts- und WachstumsG v. 8. 6. 1967 (BGBl. I, 582; BStBl. I, 266): Ein-
f4hrung der nachtr@glichen Erh*hung von VorausZ (sog. f4nfte VorausZ).
Zweck: Vermeidung hoher AbschlußZ; Gleichstellung der veranlagten Stpfl. mit
LStpfl. und Erh*hung der antizyklischen Wirkung der progressiv gestalteten
ESt. durch Verringerung des zeitlichen Abstands zwischen Entstehung der Steu-
erschuld und ihrer Entrichtung.

II. Rechtsentwicklung seit Einf�hrung des § 37 mit EStRG

EStRG v. 5. 8. 1974 (BGBl. I, 1769; BStBl. I, 530): In § 37 EStG Zusammen-
fassung der Regelungen von § 35 EStG 1971/1974, § 69 EStDV 1974 (betr. ab-
weichende Vorauszahlungstermine) und § 3 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. b StAnpG
(betr. die Entstehung der VorausZSchuld) mit drei bemerkenswerten Neurege-
lungen:
– Festsetzung von VorausZ durch Vorauszahlungsbescheid,
– nachtr@gliche Erh*hung der letzten VorausZ des VZ anstelle der sog. f4nften

VorausZ,
– Einschr@nkung der Ber4cksichtigung bestimmter Aufwendungen bei der Be-

messung der VorausZ zur Angleichung an das LStErhebungsverfahren.
AO 1977 v. 16. 3. 1976 (BGBl. I, 613; BStBl. I, 157): Vorauszahlungsfestsetzun-
gen als zwingende Steuerfestsetzungen unter dem Vorbehalt der Nachpr4fung
(§ 164 Abs. 1 Satz 2 AO).
KStRG v. 31. 8. 1976 (BGBl. I, 2597; BStBl. I, 445): Erweiterung der bei der
Bemessung der VorausZ zu ber4cksichtigenden Anrechnungsbetr@ge um die
verg4tete KSt. (Abs. 3 Satz 2, Halbs. 2).
StDndG 1979 v. 30. 11. 1978 (BGBl. I, 1849; BStBl. I, 479): Einbeziehung der
Unterhaltsleistungen im Rahmen des beschr@nkten Realsplittings (§ 10 Abs. 1
Nr. 1 a) in die Berechnung der 1800-DM-Grenze des Abs. 3 Satz 4 aF.
Ges. zur Dnderung und Vereinfachung des EStG und anderer Ges. v.
18. 8. 1980 (BGBl. I, 1537; BStBl. I, 581): Entsprechend bisheriger Verwal-
tungspraxis Einf4hrung von „Bagatellgrenzen“ f4r die Festsetzung von VorausZ
(Abs. 5).
HBegleitG 1983 v. 20. 12. 1982 (BGBl. I, 1857; BStBl. I, 972): Einbeziehung
des h@lftigen Kinderfreibetrags bei Unterhaltsverpflichtung (§ 32 Abs. 8 Satz 2)
in die Berechnung der 1800-DM-Grenze des Abs. 3 Satz 4 aF.
StEntlG 1984 v. 22. 12. 1983 (BGBl. I, 1583; BStBl. I 1984, 14): Ausschluß be-
stimmter Verluste aus VuV aus der Bemessungsgrundlage bis zum Jahr nach An-
schaffung, Fertigstellung oder tats@chlicher Nutzung (Abs. 3 S@tze 5–8 aF).
StBereinigungsG 1985 v. 14. 12. 1984 (BGBl. I, 1493; BStBl. I, 659): Erweite-
rung der beschr@nkt ber4cksichtigungsf@higen Aufwendungen des Abs. 3 Satz 4
aF um die Kinderbetreuungskosten (§ 33c).
StSenkG 1986/88 v. 26. 6. 1985 (BGBl. I, 1153; BStBl. I, 391): Die Verweisung
auf den fr4heren § 32 Abs. 8 Satz 2 in Abs. 3 Satz 4 aF wurde gestrichen.
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WohneigFG v. 15. 5. 1986 (BGBl. I, 730; BStBl. I, 278): Ausschluß des SA-Ab-
zugs f4r Aufwendungen nach § 10e Abs. 6 bis zur Anschaffung oder Fertig-
stellung von eigengenutzten Objekten im damals neuen Abs. 3 Satz 5 aF. Die
Erw@hnung der §§ 7b EStG und 15 BerlinFG in Satz 8 aF wurde als 4berholt
gestrichen.
StReformG 1990 v. 25. 7. 1988 (BGBl. I, 1093; BStBl. I, 223): Angleichung der
H*chstgrenze f4r die Beschr@nkung des Ausschlusses von der Bemessungs-
grundlage nach Abs. 3 Satz 4 aF von 1800 DM auf 1200 DM an das LStErm-
Verf.
StReformDndG 1990 v. 30. 6. 1989 (BGBl. I, 1267; BStBl. I, 251): Einbezie-
hung der Aufwendungen f4r hauswirtschaftliche Besch@ftigungsverh@ltnisse in
die 1200-DM-Grenze des Abs. 3 Satz 4 aF.
WoBauFG v. 22. 12. 1989 (BGBl. I, 2408; BStBl. I, 505): Im Zuge der Einf4h-
rung der Vollverzinsung Ausdehnung der Frist des Abs. 3 Satz 3 f4r die nach-
tr@gliche Anpassung von VorausZ auf 15 bzw. 21 Monate nach Ablauf des VZ.
EinigungsvertragsG v. 23. 9. 1990 (BGBl. II, 885): Festschreibung der Ab-
schlagszahlungen nach der SelbstberechnungsVO v. 27. 6. 1990 (GBl. I Nr. 41,
616) im Beitrittsgebiet als VorausZ bis zur anderweitigen Festsetzung durch die
FP. Ab 1. 1. 1991 gelten die allgemeinen Vorschriften.
StDndG 1991 v. 24. 6. 1991 (BGBl. I, 1322; BStBl. I, 665): Einbeziehung der
Aufwendungen f4r private Ersatzschulen (§ 10 Nr. 9 nF) in die im VorausZVer-
fahren nur beschr@nkt abziehbaren Sonderausgaben des Abs. 3 Satz 4 aF. Zu-
s@tzliche F*rderung von Geb@uden iSd. §§ 14c und 14d BerlinFG und des § 4
F*rdG in Abs. 3 Satz 8 aF.
StDndG 1992 v. 25. 2. 1992 (BGBl. I, 297; BStBl. I, 146): Ausschluß auch der
Objekte des § 10e Abs. 2 und des § 10h von einer Ber4cksichtigung vor An-
schaffung oder Fertigstellung (Abs. 3 Satz 5 aF).
Gesetz zur Umsetzung des F7deralen Konsolidierungsprogramms
– FKPG – v. 23. 6. 1993 (BGBl. I, 944; BStBl. I, 510): Einschr@nkung der
finanzbeh*rdlichen Aufkl@rungspflicht bei Ermittlung der Erwerbsbez4ge
(§ 32c Abs. 2) f4r VorausZZwecke (Einf4gung eines neuen Satzes 3 in Abs. 3).
Standortsicherungsgesetz – StandOG – v. 13. 9. 1993 (BGBl. I, 1569;
BStBl. I, 774): In Abs. 3 Satz 3 aF wurde die Verweisung auf § 32c durch eine
Verweisung auf § 32d (StFreistellung des Existenzminimums bei niedrigem Er-
werbseinkommen) ersetzt.
StMBG v. 21. 12. 1993 (BGBl. I, 2310; BStBl. I 1994, 50): Redaktionelle Pnde-
rungen der Verweisung in Abs. 5 auf Abs. 3 infolge der Einf4gung des Satzes 3
in Abs. 3 durch das FKPG.
Ges. zur Neuregelung der steuerrechtlichen WohnEigF7rd. v. 15. 12. 1995
(BGBl. I, 1783; BStBl. I, 775): In Abs. 3 Satz 5 wurden die Worte „Beitr@ge im
Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 3 stets und“ als Folge der Abschaffung der Ber4ck-
sichtigung von Bausparbeitr@gen als Sonderausgaben gestrichen. Nach Satz 6
Halbs. 2 tritt als Folge@nderung aus der Einf4hrung des EigZulG (Art. 1 des
WohneigFG) der Vorkostenabzug nach dem neuen § 10 i neben den f4r eine
;bergangszeit weiter geltenden § 10e.
JStErgG 1996 v. 18. 12. 1995 (BGBl. I, 1959; BStBl. I, 786): Streichung des die
finanzbeh*rdliche Aufkl@rungspflicht zur Feststellung von Erwerbsbez4gen ein-
schr@nkenden Abs. 3 Satz 3 als Folge@nderung aus der Streichung des § 32d (s.
§ 32d Anm. 2); die 4brigen S@tze wurden angepaßt. Aufnahme einer Erm@chti-
gung zugunsten der Verwaltung in § 149 Abs. 3 AO, ab 1996 f4r alle Steuern
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den Zeitraum, innerhalb dessen VorausZ festgesetzt oder angepaßt werden k*n-
nen, von den Einzelsteuergesetzen abweichend zu regeln. Die Erm@chtigung
wurde nicht in Anspruch genommen (s. u. zum StBereinigungsG 1999).
JStG 1997 v. 20. 12. 1996 (BGBl. I, 2049; BStBl. I, 1523): Neuer Absatz 3
Satz 10 aF., der sicher stellen soll, daß etwaige Kinderfreibetr@ge sowie das Kin-
dergeld bei der Bemessung der EStVorausZ genauso wie im LStAbzVerf. unbe-
r4cksichtigt bleiben.
StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 (BGBl. I, 402; BStBl. I, 304): Abs. 3
wurde um Satz 4 erg@nzt, nach dem ein amtlicher Vordruck benutzt werden
muß, wenn eine Herabsetzung der Vorauszahlungen im Hinblick auf dieses Ge-
setz begehrt wird. Im (nunmehrigen) Satz 5 wurde die Verweisung auf § 10
Abs. 1 Nr. 5 gestrichen, da gezahlte Steuerzinsen nicht mehr abzugsf@hig sind.
StBereinG 1999 v. 22. 12. 1999 (BGBl. I, 2601; BStBl. I 2000, 13): Aufhebung
der Erm@chtigung des § 149 Abs. 3 AO.
Ges. zur Familienf7rderung v. 22. 12. 1999 (BGBl. I, 2552; BStBl. I 2000, 4):
Abs. 3 Satz 5 wurde infolge der Aufhebung des § 33c, Satz 9 und 10 durch Pn-
derung von Satz 6 in „7“ redaktionell angepaßt. In Satz 11 wurde das Wort
„Kinderfreibetr@ge“ durch den Verweis auf § 32 Abs. 6 abgel*st, um auch dem
Betreuungsfreibetrag, der den Kinderfreibetrag erg@nzt, Rechnung zu tragen. In
Abs. 5 Satz 2 wurde die Angabe des Absatz 3 Satz 5 nachgeholt.
StEuglG v. 19. 12. 2000 (BGBl. I, 1790; BStBl. I 2001, 3): Ersetzen und Run-
den der DM-Betr@ge durch Euro mit Wirkung ab 1. 1. 2002.
Ges. zur Regelung der Bemessungsgrundlage f�r Zuschlagsteuern v.
21. 12. 2000 (BGBl. I, 1978; BStBl. I 2001, 38): Anpassung der Zuschlagsteuern
ab 2001 an das Halbeink4nfteverfahren bei Aussch4ttungen von K*rperschaf-
ten (§ 51a) und an den Familienleistungsausgleich.
AVmG v. 26. 6. 2001 (BGBl. I, 1310; BStBl. I, 420): Neuer Abs. 3 Satz 6 zum
Ausschluß von Altersvorsorgebetr@gen nach § 10a von der Bemessungsgrund-
lage ohne Anpassung der Verweisung auf Satz 7 in den S@tzen 9 und 10 aF und
§ 52 Abs. 51 (neu). Dieser enth@lt sachlich unver@ndert nur die ;bergangsrege-
lung aus § 52 Abs. 28 Satz 2 aF mit dem Hinweis auf Abs. 3 Satz 9.
2. FamF7rdG v. 16. 8. 2001 (BGBl. I, 2074; BStBl. I, 533): Redaktionelle An-
passung des Abs. 3 Satz 5 an den Wegfall des hauswirtschaftlichen Freibetrags
nach § 10 Abs. 1 Nr. 8 und die erneute Einf4hrung eines (abgewandelten) Ab-
zugsbetrags f4r Kinderbetreuungskosten (§ 33c). In der Verweisung des Abs. 3
Satz 12 auf § 32 Abs. 6 ist die Wandlung des bisher dort geregelten Kinderbe-
treuungsbetrags zum Betreuungs-, Erziehungs- oder Ausbildungsfreibetrag ent-
halten.
Ges. zur Eind!mmung illegaler Bet!tigung im Baugewerbe v. 30. 8. 2001
(BGBl. I, 2267; BStBl. I, 602): Einf4hrung einer Bauabzugssteuer (§ 48 ff.) und
deren Anrechnung nach § 48c Abs. 1 ua. auf die VorausZ zur ESt. und KSt.
(Nr. 2) f4r das Jahr, in dem die Abzugssteuer entstanden ist.
StDndG 2001 v. 20. 12. 2001 (BGBl. I, 3794; BStBl. I 2002, 4): Pnderung der
bisher nicht ber4cksichtigten Verweisung in den S@tzen 10 und 11 nF von Satz 7
auf Satz 8.
Grunds!tzliche Reformvorschl!ge: Karlsruher Entwurf zur Reform des
EStG, abgek. Karlsruher ReformE (abgedruckt ua. DStR 2001, 917) mit Erl.
von Kirchhof aaO, 913 ff. und Anm. von Wassermeyer aaO, 920.

Einstweilen frei.
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III. Rechtsentwicklung der Annexe und Zuschlagsteuern
zu den Einkommensteuervorauszahlungen

Erg!nzungsabgabe: Einf4hrung mit Art. 1 des 2. StPndG 1967 v. 21. 12.
1967 (BGBl. I, 1254; BStBl. I, 484) in H*he von 3 vH der Bemessungsgrund-
lage. Nach § 7 ErgAbG waren VorausZ auf die ErgA gleichzeitig mit den Vor-
ausZ auf die ESt. zu entrichten. Die ErgA zur ESt. entfiel ab 1975.
Konjunkturzuschlag: 1970 wurde ein befristeter und r4ckzahlbarer KonjZ ein-
gef4hrt.
E Rechtsentwicklung u. Bedeutung: Die ;berhitzung der Konjunktur in Verbindung
mit einem seit der W@hrungsreform nicht mehr erlebten Preisanstieg f4hrte
1970 zur 4berst4rzten Einf4hrung eines KonjZ durch Ges. 4ber die Erhebung
eines r4ckzahlbaren KonjZ zur ESt. und KSt. v. 23. 7. 1970 (BGBl. I, 1125;
BStBl. I, 914) in H*he von 10 vH auf in der Zeit nach dem 30. 6. 1970 und vor
dem 1. 7. 1971 erstmals f@llige VorausZ auf die ESt. und KSt., ebenso bei ArbN
auf die in diesem Zeitraum einzubehaltende LSt., der sp@testens am 31. 3. 1973
wieder freizugeben war (R4ckzahlung). Das Ges. verfolgte den Zweck, Kauf-
kraft abzusch*pfen und dadurch eine Konjunktur- und Preisd@mpfung zu be-
wirken; die Freigabe der Betr@ge sollte entsprechend konjunkturanregend wir-
ken. Das Wesen des KonjZ war damit nicht eine Abgabe oder Steuer iSd. AO.
Er bildete vielmehr eine besondere Abgabe nach Art einer unverzinslichen, hin-
sichtlich der Stillegung gebundenen Zwangsanleihe (vgl. die Ausf4hrungen des
Berichterstatters, Stenographischer Bericht des BTag, 63. Sitzung v. 11. 7. 1970).
Im praktischen Ergebnis wurde der Zuschlag jedoch zur Abgabe, soweit der
R4ckzahlungsanspruch nicht geltend gemacht wurde.
E Pers�nlicher Geltungsbereich: Geltung nur f4r unbeschr. Stpfl. (§ 1 Abs. 1 u.
Abs. 2 Satz 1 KonjZG), da man davon ausging, daß sich die Kaufkraft beschr.
Stpfl. im Inland nicht auswirken k*nne. Unterschieden wurde zwischen Veran-
lagten (§ 1 Abs. 1 KonjZG) u. LStpfl. (§ 1 Abs. 2 KonjZG); unter die erste
Gruppe fielen alle diejenigen, die VorausZ zu leisten hatten.
E Bemessungsgrundlage: Ausschließlich VorausZ auf ESt., KSt. und LSt., nicht da-
gegen AbschlußZ, NachZ aufgrund von Berichtigungsveranlagungen, auch
nicht die KapErtrSt. (insofern ungleiche Behandlung der verschiedenen Erhe-
bungsarten). Pauschsteuerbetr@ge waren generell freigestellt (§ 1 Abs. 2 Nr. 2
KonjZG). Erstattung des KonjZ erfolgte weder bei Steuerherabsetzungen im
Zuge einer Veranlagung noch im LStJA (§ 1 Abs. 4 KonjZG). Erst seine R4ck-
zahlung erm*glichte dem Berechtigten den Zugriff. Unter einer Mindestgrenze
liegende VorausZ bzw. einzubehaltende LSt. blieben zuschlagsfrei; dabei han-
delte es sich um eine Freigrenze.
E Erhebungszeitraum: Erhoben wurde der Zuschlag von den im Erhebungszeit-
raum erstmals f@lligen VorausZ (also VorausZ zum 10. 9. u. 10. 12. 1970; 10. 3.
u. 10. 6. 1971 und in den Zeitraum fallende sog. f4nfte VorausZ) und die nach
dem damals g4ltigen § 41 Abs. 2 EStG einzubehaltende LSt.
E R�ckzahlung des KonjZ: Die in § 3 Abs. 1 Satz 2 KonjZG vorgesehene Freigabe
des KonjZ zum 31. 3. 1973 wurde durch VO v. 15. 5. 1972 (BGBl. I, 773;
BStBl. I, 397) auf den 15. 6. 1972 vorverlegt. Bis zur R4ckzahlung wurde der
KonjZ auf Sonderkonten der Bundesbank unverzinslich stillgelegt (§ 1 Abs. 5
KonjZG). Der Anspruch auf R4ckzahlung war bis zur Freigabe weder 4bertrag-
(§ 1 Abs. 6 KonjZG), pf@nd-, verpf@nd- noch verrechenbar und auch kein Stun-
dungsgrund.

§ 37 Anm. 7 Einkommensteuer-Vorauszahlung
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E Verfassungsm�ßigkeit des KonjZ: Das BVerfG lehnte schon vorweg ab, den Voll-
zug des KonjZG durch eine einstweilige Anordnung zu verbieten und bejahte
anschließend die Verfassungsm@ßigkeit: BVerfG v. 7. 10. 1970, BVerfGE 29, 179
(keine einstweilige Anordnung); BVerfG v. 15. 12. 1970, BStBl. II 1971, 39 (betr.
Verfassungsm@ßigkeit).
Stabilit!tszuschlag: Einf4hrung durch Ges. 4ber die Erhebung eines Zu-
schlags zur ESt. und zur KSt. f4r die Kj. 1973 und 1974 mit StPndG 1973 v.
26. 6. 1973 (BGBl. I, 676; BStBl. I, 545). Der StabZ auf veranlagte Steuern be-
maß sich auf 5 vH. Auf VorausZ nach § 6 StabZG erhobener StabZ betrug
10 vH der zum 10. 9., 10. 12. 1973, 10. 3. u. 10. 6. 1974 zu entrichtenden Vor-
ausZSchuld. Bei Unterstellung gleichbleibender VorausZRaten wurde damit die
erwartete Gesamtbelastung von 5 vH f4r die Jahre 1973 u. 1974 erreicht. Die so
entrichteten VorausZ wurden auf den endg4ltig veranlagten StabZ angerechnet.
Ein Bescheid zu VorausZZwecken war nach dem ausdr4cklichen Wortlaut des
§ 6 Abs. 2 Satz 1 StabZG nicht erforderlich. Die FinVerw. versandte jedoch im
Hinblick auf die Leistungspflicht Bescheide mit Zahlungsaufforderung (Lei-
stungsgebot).
Investitionshilfeabgabe: Eingef4hrt mit InvHG durch HBegleitG 1983 v.
20. 12. 1982 (BGBl. I, 1857; BStBl. I, 972; ge@ndert durch HBegleitG 1984 v.
22. 12. 1983, BGBl. I, 1532; BStBl. I, 574). Es handelte sich um eine unverzins-
liche, r4ckzahlbare Abgabe f4r alle EStpfl. und KStpfl. Soweit ESt- oder KSt-
VorausZ zu entrichten waren, sollten die Abgabepfl. die Abgabe bis zum 10. 3.
des auf das Abgabejahr folgenden Jahres (Anmeldungsjahr) anmelden und ab-
f4hren (§ 6 Abs. 1 S@tze 1–3 u. 7 InvHG). Die Anmeldung und Entrichtung
sollte damit unabh@ngig von den sonstigen VorausZTerminen erfolgen. Bemes-
sungsgrundlage waren VorausZ, einbehaltene LSt., KapErtrSt. u. AbzugSt. nach
§ 50a aF EStG (§ 3 Abs. 2 Nr. 1 InvHG); eine Minderung der Abgabe durch be-
g4nstigte Investitionen war schon im Voranmeldungsverfahren m*glich. Die in
der Erstfassung nur bei Stpfl. mit Eink4nften aus nichtselbst. Arbeit vorge-
sehene endg4ltige Anpassung der Abgabe an die tats@chliche Steuerschuld sollte
im LStJA- oder Veranlagungsverfahren erfolgen.
Mit Urt. des BVerfG v. 6. 11. 1984 2 BvL 19/83 (BStBl. II, 858) wurde das
InvHG f4r verfassungswidrig und damit f4r nichtig erkl@rt.
Solidarit!tszuschlag 1991 und 1992:

Schrifttum: Scheurmann-Kettner/D tsch, Das Solidarit@tszuschlaggesetz, DB 1991,
1591 u. 1644; Wendland, Der Solidarit@tszuschlag zur Einkommen- und K*rperschaft-
steuer, Inf. 1991, 345; Baum, Der Einkommensteuerbescheid als Grundlagenbescheid f4r
den Solidarit@tszuschlag, DB 1992, 1600; Schiffelholz, Ungereimtheiten beim Solidari-
t@tszuschlag bei nachtr@glicher Erh*hung der EStVorauszahlungen, DStR 1992, 7; Wend-

land, Einzelfragen zum Solidarit@tszuschlag zur Einkommen- und K*rperschaftsteuer,
Inf. 1992, 131.

E Rechtsentwicklung: Eingef4hrt mit SolZG durch das Solidarit@tsG v. 24. 6. 1991
(BGBl. I, 1318; BStBl. I, 640) als Erg@nzungsabgabe zur Einkommen- und K*r-
perschaftsteuer.
E Rechtsnatur: Zuschlagsteuer iSd. § 51a aF, also echte Steuer.
E Pers�nlicher Geltungsbereich: Alle nat4rlichen Personen (§ 1 EStG) und K*rper-
schaften, Personenvereinigungen und Verm*gensmassen (§§ 1 u. 2 KStG), so-
weit nicht die pers*nliche StPflicht vor dem 14. 5. 1991 geendet hatte (§ 2
SolZG).

E 15

Einkommensteuer-Vorauszahlung Anm. 7 § 37



E 16 Diebold

E Bemessungsgrundlage: Grds. die f4r 1991 und 1992 festgesetzte ESt. bzw. KSt.
(§ 3 Abs. 1 Nrn. 1 u. 2 SolZG).
E Steuersatz: Letztendlich 3,75 vH der Bemessungsgrundlage (§ 4 Abs. 1
SolZG).
E Vorauszahlungen: Bemessungsgrundlage waren die VorausZ, LSt., KapErtrSt.
und Steuerabzugsbetr@ge, die der Zeit v. 1. 7. 1991–30. 6. 1992 zuzuordnen
waren (Einzelheiten in § 3 Abs. 1 Nr. 3, 4, 6 u. 7 SolZG). Der Steuersatz f4r
VorausZZwecke betrug 7,5 vH der Bemessungsgrundlage, da die Erhebung
zwar f4r zwei VZ, aber nur w@hrend eines Jahres erfolgte.
Grds. wurde der SolZ mit den VorausZ festgesetzt. Eine gesonderte Bescheid-
erteilung allein f4r Zwecke der erstmaligen Erhebung des SolZ war nicht vorge-
sehen (§ 51a Abs. 4 Satz 2 aF und BMF-Finanznachrichten v. 3. 7. 1991, FR
1991, 465; FinMin. Sachsen v. 18. 2. 1992, DB 1992, 1164, dort auch zu Billig-
keitsmaßnahmen in S@umnisf@llen). Str., s. DStV, Stbg. 1991, 441. Zu entrichten
waren die VorausZ auf den SolZ mit den festgesetzten VorausZ (§ 51a Abs. 4
Satz 1 aF). Die Kleinbetragsregelung des Abs. 5 war auf den SolZ nicht anwend-
bar.
E Verfassungsm�ßigkeit: Allgemein bestanden keine Bedenken (vgl. BFH v.
28. 2. 1996 XI R 83,84/94, BFH/NV 1996, 712 mwN). Im Besonderen galt: In
die Bemessungsgrundlage „festgesetzte Einkommen- bzw. K*rperschaftsteuer“
flossen auch Besteuerungsgrundlagen ein, die bereits in der Zeit vor Inkrafttre-
ten des Gesetzes verwirklicht waren oder abgeschlossene Vorg@nge bildeten (zB
Betriebsver@ußerungen in der ersten H@lfte des Jahres 1991) und damit einer
nachtr@glichen Beeinflussung nicht mehr zug@nglich waren. Der BFH (v.
25. 6. 1992 IV R 9/92, BStBl. II, 702; v. 21. 12. 1992 XI B 79/92, BFH/NV
1993, 363; v. 21. 1. 1993 XI R 63/92, BFH/NV 1993, 414) und das BVerfG
haben hieraus keine Bedenken gegen das Gesetz hergeleitet (BVerfG v. 12. 6.
1995 2 BvR 762/93, StE 1995, 438.
Soweit Vorauszahlungen zur ESt. bzw. KSt. Bemessungsgrundlage waren, hatte
die w*rtliche Anwendung des SolZG zur Folge, daß die tats@chliche Jahressteuer
unber4cksichtigt blieb.
Beispiel: Vorauszahlungen zum 10. 3. und 10. 6. 1991: 0,– DM; zum 10. 9. und
10. 12. 1991 je 10000,– DM. Dann mußten 2 V 750,– DM = 1500,– DM an SolZ vor-
ausbezahlt werden, obwohl der den Vorauszahlungen insgesamt zugrundegelegte Jah-
resbetrag nur zu einem SolZ von 750,– DM gef4hrt h@tte.

Der BFH (v. 25. 6. 1992 aaO) hat deshalb unter verfassungskonformer Ausle-
gung der §§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und 4 Nr. 2 SolZG unter Einbeziehung des § 51a
und Erw@gungen zum StabZG (s. o.) die H*he der VorausZ auf den SolZ auf
die H*he der mutmaßlichen Jahressteuer begrenzt.

Vgl. auch FinMin. Sachsen v. 26. 11. 1991, DB 1991, 2627; OFD D4ss. v. 31. 8. 1992,
FR 1992, 699; o. V., HFR 1992, 485; Schiffelholz, DStR 1992, 746.

Das gleiche Problem stellte sich in umgekehrter Richtung f4r 1992; auch dort
begrenzte die Verwaltung auf die Jahressteuer.
Solidarit!tszuschlag 1995

Schrifttum: Christoffel, Solidarit@tszuschlag ab 1995, NWB F. 2, 6379; D tsch, F*dera-
les Konsolidierungsprogramm: Der neue Solidarit@tszuschlag zur K*rperschaftsteuer, DB
1993, 1440; Christoffel, Absenkung des Solidarit@tszuschlags ab 1998, NWB 1998, F.2
6957; Grefe, Belastungs@nderungen durch die Senkung des Solidarit@tszuschlags, StuSt.
1998, 73.

§ 37 Anm. 7 Einkommensteuer-Vorauszahlung
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E Rechtsentwicklung: Erneute Einf4hrung eines Solidarit@tszuschlags durch Ges.
zur Umsetzung des F*deralen Konsolidierungsprogramms v. 23. 6. 1993
(BGBl. I, 944) in der Form einer ErgAbg zur ESt. und KSt. Herabsetzung des
Zuschlagsatzes ab 1998 auf 5,5 vH durch Ges. z. Senkung d. Solidarit@tszu-
schlags v. 21. 11. 1997 (BGBl. I, 2743; BStBl. I, 967) mit Neubekanntmachung v.
15. 10. 2002, BGBl. I 2002, 4130; BStBl. I, 1154.
E Rechtsnatur: Als ErgAbg. echte Steuer (§ 1 Abs. 1 SolZG 95).
E Pers�nlicher Geltungsbereich: Alle nat. Personen (§ 1 EStG) und K*rperschaften,
Personenvereinigungen und Verm*gensmassen (§§ 1 u. 2 KStG), soweit sie
stpfl. sind (§ 2 SolZG 95).
E Bemessungsgrundlage: Festgesetzte ESt. u. KSt., VorausZ, zu erhebende LSt.,
KapErtrSt. einschl. Zinsabschlag u. StAbzugsBetr@ge nach § 50a (§ 3 SolZG
1995). Die Maßstabsteuer ist fiktiv als Folge des Halbeink4nfteverfahrens zu
korrigieren (§ 51a Abs. 2 S@tze 2 und 3 EStG). Die Ber4cksichtigung des Kin-
derfreibetrags bei den VorausZ im Rahmen des Familienleistungsausgleichs ist
ab 2002 entfallen.
E Zeitlicher Geltungsbereich: F4r alle ab VZ 1995 festgesetzten oder ab 1. 1. 1995
zu erhebenden Steuern (iE s. § 6 SolZG 1995).
E Zuschlagsatz: Urspr4nglich 7,5 vH (§ 4 SolZG 1995) der Bemessungsgrund-
lage. Herabgesetzt mit Wirkung ab 1998 auf 5,5 vH. Erhoben wird der Solidari-
t@tsZ ab 2002 in Euro und Cent ohne Kleinbetragsregelung.
E Festsetzung und Erhebung: Siehe § 51a, der allgemeine Regeln f4r alle Zuschlag-
steuern enth@lt. Die StFestsetzung bildet dabei den Grundlagenbescheid (§ 51a
Abs. 5 und BFH v. 17. 4. 1996 I R 123/95, BStBl. II, 619 mwN).
E Vorauszahlungen: Bemessungsgrundlage sind die VorausZ auf die Steuer (§ 3
Abs. 1 Nr. 2 SolZG 1995 nF). Die Mindestbetragsregelung des § 37 Abs. 5
EStG findet keine Anwendung (§ 1 Abs. 4 Satz 1 Halbs. 2 SolZG). Abgerundet
wird auf volle Euro; im ;bergang nach 2002 werden die bisherigen VorausZ aus
2001 und fr4her („wie bisher“) auf Euro und Cent umgerechnet.
E Sonderproblematik durch Begrenzung der Bemessungsgrundlage: Nach § 3 Abs. 3
SolZG wird der Zuschlag nur erhoben, wenn die Bemessungsgrundlage Steuer
eine Bagatellgrenze von in den Jahren wechselnder H*he 4bersteigt. Diese Be-
grenzung ist auf die einzelne VorausZ zu beziehen. Deshalb wird der im Voraus-
ZVerfahren erhobene Zuschlag im allgemeinen nicht den tats@chlich sich bei der
Veranlagung ergebenden Zuschlag erreichen. Zus@tzlich sieht § 4 Satz 2 SolZG
in einem ;bergangsbereich vor, daß der Unterschied zwischen der Bemessungs-
grundlage und der maßgeblichen Freigrenze auf 20 vH des Zuschlags begrenzt
wird; volle Erhebung 2002/2003 erst ab 972/1944 E. Dadurch wird vermieden,
daß der Zuschlag 4bergangslos bei ;berschreiten der Freigrenze sofort in voller
H*he vom Gesamtbetrag erhoben wird. Folge sind zus@tzliche Pflicht- oder An-
tragsveranlagungen nur wegen des SolZ.

Einstweilen frei.
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C. Bedeutung des § 37

I. Steuersystematische Bedeutung des § 37

VorausZ werden bei der ESt. wie bei allen laufend veranlagten Steuern erhoben,
bei der KSt. (§ 31 Abs. 1 KStG, der ua. auf § 37 EStG Bezug nimmt, und § 31
Abs. 2 KStG in den F@llen abweichender Wj.), der GewSt. (§§ 19–21 GewStG)
und der USt. (§ 18 Abs. 1 u. 2 UStG), fr4her auch der Verm*gensteuer.
Formale Rechtsnatur: Vorauszahlungsfestsetzungen legen lediglich Vorleistun-
gen auf die endg4ltig zu erwartende Steuer fest. Ihnen kommt mithin dem
Grunde nach nur „vorl@ufige“ Bedeutung zu (zwingende Steuerfestsetzung un-
ter dem Vorbehalt der Nachpr4fung, § 164 Abs. 1 Satz 2 AO). Dem entspricht
die sich aus der Ungewißheit zuk4nftiger Entwicklungen ergebende ;berschl@-
gigkeit des Verfahrens (vgl. Anm. 105).
Materielle Rechtsnatur: Da die AO 1977 strikt zwischen Steuerfestsetzung
und Erhebung trennt, werden durch den VorausZBescheid die Grundlagen f4r
die nachfolgende Steuer(voraus)erhebung geschaffen; er ist damit Teil des Fest-
setzungsverfahrens (vgl. § 155 Abs. 1 Satz 1 u. § 164 Abs. 1 Satz 2 AO; Koch,
§ 155 AO Anm. 9; auch Schwarz/Frotscher, § 155 AO Rn. 17 ff.). Die Einzie-
hung der so festgesetzten VorausZSchuld ist dann einschließlich der Erteilung
des Leistungsgebots (§ 254 Abs. 1 Satz 1 AO 1977) der Erhebung zuzuordnen.
VorausZ werden daher mit schuldtilgender Wirkung auf die VorausZSchuld,
nicht auf die Veranlagungsschuld geleistet (BFH v. 23. 6. 1993 X B 134/91,
BStBl. II 1994, 38; aA Conradi in L/B/P, § 37 Rn. 2). Erfolgt Anrechnung auf
die festgesetzte Steuerschuld, ist diese der Erhebung aus dem dem VorausZVer-
fahren nachfolgenden Festsetzungsverfahren zuzuordnen (BFH v. 18. 7. 2000
VII R 32/33/99, BStBl. II 2001, 133; FG Hamb. v. 5. 12. 1986, EFG 1988, 577,
rkr.).

Vor Inkrafttreten der AO 1977 begriff man sie lediglich als Vorleistungen auf die zu-
k4nftig zu erwartende endg4ltig geschuldete Steuer, damit lediglich als Voraus„zah-
lung“ (Abschlagszahlung: Hess. FG v. 26. 10. 1979, EFG 1981, 632, rkr.). Dem ent-
sprach die Einordnung des VorausZBescheids lediglich als formlose Verf4gung iSd.
§ 93 RAO bzw. als Leistungsgebot (FG D4ss. v. 29. 5. 1973, EFG 73, 593, rkr.). Diese
Auffassung ist durch die AO 1977 4berholt.

II. Wirtschaftliche Bedeutung des § 37

1. Zeitnahe Steuererhebung

Stetigkeit des Haushaltsvollzugs: Aus haushalterischen Gr4nden ist es
erforderlich, einen stetigen Steuereingang sicherzustellen (BFH v. 29. 4. 1992
VI B 152/91, BStBl. II, 752). Kernst4ck des VorausZVerfahrens ist daher die
m*glichst zutreffende, vorweggenommene Festsetzung von Vorauszahlungen
auf die endg4ltige Steuer.

Vgl. dazu das Gutachten des Wiss. Beirats zur Reform der direkten Steuern, Schriften-
reihe des BdF Bd. 9, 1967, 44, der vorschlug, der Stpfl. sollte nach Abschluß des Ge-
sch@ftsjahres innerhalb verh@ltnism@ßig knapp bemessener Frist eine Abschlußzahlung
aufgrund eigener Berechnung leisten.

Auf dieser Linie liegt auch die M*glichkeit der nachtr@glichen Anpassung von
VorausZ, um bei sich ver@ndernder Konjunkturlage zeitnah reagieren zu k*nnen
(s. Anm. 127).

§ 37 Anm. 11–12 Einkommensteuer-Vorauszahlung
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Liquidit!ts!quivalenz: Zudem bereitet die Zahlung gr*ßerer Steuerbetr@ge in
einem einmaligen Betrag den Stpfl. erfahrungsgem@ß h@ufig Liquidit@tsschwie-
rigkeiten. Deshalb sind Abschlagszahlungen erforderlich, um eine gleichm@ßige
Steuerbelastung und kontinuierliche Tilgung der Steuerschuld bereits w@hrend
ihrer Entstehung sicher zu stellen. Dabei entspricht die Herabsetzung von Vor-
ausZ mit der M*glichkeit der jederzeitigen Anpassung auch zugunsten des Stpfl.
einem Effekt, dessen Bedeutung unter liquidit@tspolitischen Gesichtspunkten
nicht hoch genug veranschlagt werden kann.
Betriebswirtschaftlich entspricht der zeitnahe Zahlungsmittelabfluß der Vor-
stellung einer gleichm@ßigen Belastung entstandener Gewinne.

2. Sicherstellung des Anspruchs des Steuergl!ubigers

Die zeitnahe Steuererhebung stellt den staatlichen Steueranspruch sicher, weil
eine verz*gerte Beitreibung zu tats@chlichen Steuerausf@llen f4hren kann (zB
durch Insolvenz u@.). Die Praxis zeigt jedoch, daß die zutreffende Steuer nur sel-
ten im VorausZWeg erhoben wird, weil einerseits Antr@ge auf Herabsetzung
von VorausZ bei abflauender Konjunktur aus Liquidit@tsgr4nden sehr fr4hzeitig
gestellt werden, andererseits die Verwaltung idR nur mit erheblichen Verz*ge-
rungen im Zusammenhang mit nachfolgenden Veranlagungen (s. Anm. 96 f.)
eine Anpassung an das neue, nunmehr zutreffende Niveau erreicht.
Zinseffekt: Vor Inkrafttreten der AO 1977 wurden weder Steuerschulden noch
Erstattungsanspr4che verzinst; Stundungen aus wirtschaftlichen Gr4nden erfol-
gen erst seit Inkrafttreten der AO 1977 grds. verzinslich. Damit lag eine verz*-
gerte Steuerfestsetzung im einseitigen Interesse des Steuerschuldners; die Erstat-
tungsverpflichtung des Fiskus ergibt sich kraft Gesetzes.
Auch die sog. Vollverzinsung beseitigt den Zinseffekt nur teilweise, da der Zins-
lauf erst 15 Monate (§ 233 a Abs. 2 Satz 1 AO) bzw. 21 Monate (§ 233 a Abs. 2
Satz 2 AO) nach dem Entstehungszeitpunkt der ESt. beginnt und sp@testens
4 Jahre nach seinem Beginn endet. Zus@tzlich: Der Zinssatz von 6 vH wirkt
nicht gerade abschreckend, wobei zus@tzlich zu ber4cksichtigen war, daß die
Zinsen, nach Streichung des privaten Zinsabzugs auch noch systemwidrig (s.
§ 10 Anm. 231), im Rahmen des SA-Abzugs einkommens- und damit steuer-
mindernd geltend gemacht werden konnten. Die tats@chliche Belastung konnte
sich daher bis auf etwa 3 vH vermindern. Erst die Streichung des SA-Abzugs
f4r Nachzahlungszinsen mit Wirkung ab dem Jahr 1999 hat die Belastung wie-
der auf 6 vH erh*ht. Letztlich entscheidenden Einfluß hat aber der Kapital-
marktzins. Zu den sich hieraus ergebenden Fragen der Abgabepolitik f4r die
Abgabe von Steuererkl@rungen und Inanspruchnahme von Fristverl@ngerungen
s. Anm. 220 „Abgabepolitik“, „Vorauszahlung von Steuern“ und „Anpassungs-
taktik“.

III. Verfassungsm!ßigkeit des § 37

Pr4fungsmaßstab f4r die Regelung ist allein der Gleichheitssatz.
Gleichbehandlung veranlagter Steuerpflichtiger durch Festsetzung von
Vorauszahlungen: Eine gleichm@ßige und zeitnahe Festsetzung von VorausZ
ist Gebot des Gleichbehandlungsgrundsatzes, da kein Anlaß besteht, Stpfl. zu
beg4nstigen, die es verstehen, erhebliche Abschlußzahlungen hinauszuz*gern.
Nach BFH v. 23. 6. 1967 VI B 38/67 (BStBl. III, 659) kann deshalb die Nicht-
erhebung von VorausZ gegen Art. 3 GG verstoßen. Die sog. Vollverzinsung be-
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wirkt nur einen beschr@nkten Ausgleich (s. Anm. 13). Letztendlich sollte die
Wettbewerbsneutralit@t fiskalischen Verhaltens im Vordergrund stehen.
Ungleichbehandlung zwischen Vorauszahlung und Abzugssteuern: Im
Vergleich zur Abzugs- oder Quellenbesteuerung (LSt., §§ 38–42 f; KapErtrSt.,
§§ 43–45d; Abzugssteuer f4r beschr. Stpfl., § 50 a) folgen verfassungsrechtliche
Bedenken daraus, daß beim StAbzug eine sehr fr4hzeitige Steuererhebung ge-
w@hrleistet ist, w@hrend VorausZ die tats@chliche Steuerschuld oft nicht errei-
chen und Abschlußzahlungen erheblich verz*gert festgesetzt werden. Besonders
kraß wird der Unterschied im Verh@ltnis zu LStpfl., die ihre Lebensbed4rfnisse
4berwiegend aus Eink4nften aus nichtselbst@ndiger Arbeit bestreiten m4ssen
und hier j@hrlich, monatlich, w*chentlich oder gar t@glich (§ 38 Abs. 3 Satz 1)
zur Besteuerung herangezogen werden.
E Das Lohnsteuererm�ßigungsverfahren (§ 39a) bot in der Vergangenheit keinen aus-
reichenden Ausgleich. Nach der Systematik des LStAbzugsverfahrens durften
grds. nur mit Eink4nften aus nichtselbst@ndiger Arbeit zusammenh@ngende
WK ber4cksichtigt werden. Zus@tzlich waren nur bestimmte Verluste aus VuV
und der Abzugsbetrag nach § 10e ber4cksichtigungsf@hig. BFH v. 29. 4. 1992
VI B 152/91 (BStBl. II, 752) verlangte deshalb die Gleichstellung von EStVor-
aus- und LStZahlern.

Gegenstehende Rspr. (BVerfG v. 26. 1. 1977 1 BvL 7/76 BStBl. II, 297; v. 4. 3. 1977
1 BvR 815/76, HFR 1977, 255 u. BFH v. 18. 5. 1977 VI R 96/75, BStBl. II, 650) ist
seit BVerfG v. 8. 10. 1991 1 BvL 50/86, BVerfGE 84, 348=FR 1992, 70 4berholt.

Die FinVerw. zog zun@chst mit BMF v. 8. 9. 1992, BStBl. I, 527 und v.
19. 2. 1993, BStBl. I, 250 nach und ließ die abziehbaren Betr@ge nach § 52
Abs. 21 S@tze 4–7, die negative Summe der Eink4nfte und verbleibende Ver-
lustabz4ge gleichl@ufig mit § 37 Abs. 3 als Freibetrag zum Eintrag zu. Mit
StMBG v. 21. 12. 1993 (BGBl. I, 2310; BStBl. I 1994, 50) erfolgte eine Anglei-
chung an das VorausZVerfahren, da ab 1993 alle Verluste eintragungsf@hig sind
(§ 39a Abs. 1 Nr. 5). Zur Grenze der Gleichbehandlung s. BFH v. 21. 11. 1997
VI R 93/95, DStZ 1998, 556 bei WK aus Kapitalverm*gen und StAbzBetr@gen.
Immer noch ungleich behandelt die FinVerw. die Abzugsbetr@ge nach §§ 10 f u.
10g (Wewers, DB 1992, 757), die im Gegensatz zu § 37 nach deren Auffassung
erst nach Abschluß der Maßnahme eingetragen und damit ber4cksichtigt werden
k*nnen.
E Der ArbNFreibetrag (§ 19 Abs. 4) bot ebenfalls keinen angemessenen Ersatz.
Zwar wurde er ab 1965 ua. deshalb eingef4hrt, weil ArbN im LStAbzugsverfah-
ren ihre Steuer zeitn@her als die veranlagten Stpfl. entrichten m4ssen (Allg. Begr.
RegE eines EStG 1975, BTDrucks. 7/1470, 217). Ein Betrag von 480 DM (bis
einschließlich 1974: 240 DM) vermochte aber zB den Zinsvorteil gutverdienen-
der Stpfl. nicht auszugleichen. Der 1990 neu eingef4hrte ArbNPauschbetrag, in
den der ArbNFreibetrag eingeflossen ist, betrifft nur eine Pauschalierung der
WK aus nichtselbst@ndiger Arbeit, so daß er nicht gegengerechnet werden kann
(BFH v. 29. 4. 1992 VI B 152/91, BStBl. II, 752). Zum F4r und Wider im 4bri-
gen s. § 19 Anm. 520.
§ 37 verst*ßt uE aber nicht gegen die Verfassung; die Systemungerechtigkeit lag
in § 39a begr4ndet und ist nunmehr im wesentlichen beseitigt.
Eine L*sung bewirkte letztendlich wohl nur die echte, umfassende Vollverzin-
sung von Steuerschulden und -erstattungsanspr4chen vom Zeitpunkt ihrer Ent-
stehung an.

Einstweilen frei.

§ 37 Anm. 14–17 Einkommensteuer-Vorauszahlung
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D. Geltungsbereich des § 37

Pers7nlicher Geltungsbereich: Jede nat4rliche Person (§ 1 EStG, § 33 Abs. 1
AO) ist f4r sich estvorauszahlungspfl. ;ber § 31 Abs. 1 KStG gilt § 37 EStG
auch f4r KStSubjekte (§ 49 KStG Anm. 5); zu Besonderheiten im Rahmen des
KStRechts s. Anm. 23.
E Umfang der Steuerpflicht: § 37 gilt sowohl f4r unbeschr�nkt (§ 1 Abs. 1, s. § 1
Anm. 51 ff.), erweitert unbeschr�nkt Stpfl. mit (§ 1 Abs. 2, s. § 1 Anm. 150 ff.) oder
ohne v*lkerrechtliche Vorrechte (§ 1 Abs. 3, s. § 1 Anm. 230 ff.), fiktiv unbe-
schr�nkt Stpfl. nach § 1a Abs. 1 und 2, beschr�nkt (§ 1 Abs. 4, s. § 1 Anm. 330 ff.)
und erweitert beschr�nkt Stpfl. (§ 2 AStG; s. vor § 1 Anm. 8 ff.).
E Mehrere Stpfl. sind individuell vorauszahlungspflichtig:
– Ehegatten bleiben auch im Fall der Zusammenveranlagung selbst@ndige Stpfl.,

so daß Festsetzungen von VorausZ gegen die einzelnen Ehegatten zu richten
sind; zu Einzelheiten s. Anm. 80.

– Eltern und Kinder werden seit der Aufhebung der Haushaltsbesteuerung nicht
mehr zusammen veranlagt und sind selbst@ndige EStSubjekte.

– Bei Mitunternehmerschaften, Personengesell- und -gemeinschaften k*nnen VorausZ nur
gegen4ber den an den Personenzusammenschl4ssen Beteiligten pers*nlich
festgesetzt werden, da nur diese subjektiv estpfl. oder kstpfl. sind. Zum Ver-
fahren s. Anm. 70 ff.; bei Beteiligung an Kapitalanlagegesellschaften mit
Steuervorteilen s. Anm. 128 ff.

Sachlicher Geltungsbereich: Die Regelung bezieht sich lediglich auf die ESt.,
4ber § 31 Abs. 1 KStG auch auf die KSt. Ebenfalls ua. im Wege der VorausZ
wurden die Annexe ErgAbg. u. StabZuschlag in vH-S@tzen der festgesetzten
Vorauszahlungen erhoben (dazu und zum KonjZ sowie zur In vHAbgabe s.
Anm. 7). ;ber § 51a in der jeweils einschl@gigen Fassung gilt er auch f4r den
SolZ 1995 und weitere Zuschlagsteuern (Anm. 7).
E Einkunftsarten: Die Festsetzung von VorausZ ist grds. unabh@ngig von den
Einkunftsarten. Soweit bei einzelnen Einkunftsarten Abzugssteuern einbehalten
werden, sind die Eink4nfte im Rahmen des gesetzlich vorgesehenen Umfangs
(zB Halbeink4nfteverfahren, §§ 3 Nr. 40; 3 c Abs. 2) dennoch in die Festsetzung
der VorausZ einzubeziehen, soweit nicht der StAbzug Abgeltungswirkung hat.
Anrechenbare AbzugsSt. sind sodann vorauszahlungsmindernd zu ber4cksichti-
gen (Abs. 3 Satz 2), da sie in der Erhebungsform den VorausZ gleichstehen
(s. auch Anm. 20 ff.). Ein Sonderstatus kommt der AbzugsSt. nach § 48a zu, die
ua. auch auf die VorausZ angerechnet werden kann. Zur Beschr@nkung der Be-
messungsgrundlage f4r VorausZ-Zwecke bei bestimmten Eink4nften aus VuV
s. Abs. 3 S@tze 8–11 u. Anm. 155 ff.
E Steuerpflicht: Unbeschr@nkte StPflicht erfaßt auch die ausl@ndischen Eink4nfte
(unmittelbar oder 4ber den Progressionsvorbehalt), die beschr@nkte StPflicht
nur die inl@ndischen Eink4nfte.

Zeitlicher Geltungsbereich: § 37 galt erstmalig ab 1975. Im Beitrittsgebiet
griff er erst nach einer ;bergangsl*sung in 1990 ab 1. 1. 1991, wobei f4r Vor-
ausZ eine Sonderregelung getroffen wurde (Einigungsvertrag Anl. 1 Kap. IV,
Sachgebiet B Abschn. II Nr. 15 und BMF v. 25. 10. 1990, BStBl. I 1991, 136
und v. 29. 11. 1990, BStBl. I 1991, 137).

Einstweilen frei.
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E. Verh!ltnis zu anderen Vorschriften

I. Verh!ltnis zu § 36

§ 36 Abs. 1 regelt den Zeitpunkt der Entstehung der EStSchuld grds. § 37
Abs. 1 Satz 2 verlegt diesen f4r laufende VorausZ im Hinblick auf deren vorge-
zogene F@lligkeit vor (s. Anm. 39).
§ 36 Abs. 2 bestimmt, daß die vorl@ufigen Erhebungsformen der ESt. auf die
festgesetzte Steuer anzurechnen sind (f4r VorausZ s. § 36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1).
§ 36 Abs. 4 befaßt sich mit den Abschlußzahlungen oder Erstattungen, die ver-
bleiben, nachdem die in den vorl@ufigen Erhebungsverfahren tats@chlich ent-
richteten Steuern ber4cksichtigt wurden. Eine entsprechende Regelung zur Er-
stattung 4berzahlter VorausZ nach Anpassung fehlt (s. Anm. 131).

II. Verh!ltnis zum Recht der Abzugssteuern

Verh!ltnis zur Bauabzugssteuer (§ 48 ff.): Die Abzugssteuer nach §§ 48 ff.
soll sicherstellen, daß die mit der im Inland erbrachten Bauleistung zusammen-
h@ngenden Steuern auch tats@chlich entrichtet werden. Durch den Abzug an der
Quelle durch den Leistungsempf@nger wird der Zugriff auf einen tats@chlich po-
tenten Gl@ubiger offengehalten. Der von diesem einbehaltene und abgef4hrte
Abzugsbetrag wird ua. auch auf die VorausZ zur ESt. und KSt. angerechnet
(§ 48c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3). Hierbei handelt es sich um eine bausteuerspe-
zifische „Anrechnung“, die nichts mit der Anrechnung nach § 36 Abs. 2 Nr. 2
zu tun hat. Daneben steht dessen Erstattung nach § 48c Abs. 2, die bei Verrech-
nung nur eine Tilgungsform darstellt (Zahlung durch Aufrechnung). Die An-
rechnung wird durch die Reihenfolge des § 48c bestimmt; s. auch Schluß-ABC
„Bausteuerabzug“.
Verh!ltnis zur Abzugssteuer nach § 50a Abs. 7: Die Anordnung des StAb-
zugs nach § 50a Abs. 7 EStG hat ebenfalls VorausZ-Charakter, da dem Steuer-
einbehalt keine Abgeltungswirkung zukommt. Sie wird mithin letztlich auf die
veranlagte Steuer nach § 36 Abs. 2 Nr. 2 angerechnet. Im einzelnen § 50a
Anm. 193.

III. Verh!ltnis zum Lohnsteuerrecht

Die Lohnsteuer ist eine besondere Erhebungsform der ESt., deshalb im Vor-
ausZVerfahren neben den VorausZ zu ber4cksichtigen (Abs. 3 Satz 2) und auf
die endg4ltig geschuldete Steuer anzurechnen (§ 36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Satz 1).
Pauschalierte LSt. als Unternehmenssteuer eigener Art ist nicht ber4cksichti-
gungsf@hig (§ 37 Abs. 3 Satz 2 iVm. § 36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Satz 1 und § 40
Abs. 3 Satz 4).
Das Lohnsteuerabzugsverfahren ist nach BFH v. 29. 4. 1992 VI B 152/91,
BStBl. II, 752 materiell-rechtlich ein Unterfall des § 37, bei dem die Einschal-
tung des ArbG in das VorausZVerfahren eine eigene verfahrensrechtliche Aus-
gestaltung rechtfertigt. UE bildet es sp@testens seit der AO 1977 ein neben dem
VorausZVerfahren nach § 37 stehendes Verfahren; beide werden durch den
Oberbegriff der VorausZ iwS. verkn4pft.

§ 37 Anm. 20–22 Einkommensteuer-Vorauszahlung
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Wechselwirkungen zwischen dem LStAbzug und dem VorausZVerfahren er-
geben sich daraus, daß Entscheidungen im LStAbzugsverfahren die H*he der
VorausZ beeinflussen k*nnen. So k*nnen auf der LStKarte eingetragene Freibe-
tr@ge oder die Wahl der Steuerklassen bei Ehegatten bewirken, daß zuviel oder
zuwenig LSt. einbehalten wird (zu letzterem s. Anm. 220 „Steuerklassenwahl“).
Dies kann durch VorausZ und Pflichtveranlagung ausgeglichen werden.
Grenze des Ausgleichs bildet die Systematik des LStAbzugsVerfahrens. Da
dieses grunds@tzlich Abgeltungswirkung hat (§ 46 Abs. 4 Satz 3), k*nnen 4ber
die VorausZ nur solche Korrekturen erfolgen, die auch Gegenstand einer nach-
folgenden (Pflicht-)Veranlagung sind. Insbesondere bleiben Nachforderungen
gegen4ber dem ArbN grunds@tzlich dem Nachforderungsverfahren vorbehal-
ten. Vgl. hierzu auch FG Rhld.-Pf. v. 8.9.1997, EFG 1998, 203, Rev. eingel. (Az.
des BFH VI R 182/97) bei Abschlußzahlungen und getrennter Veranlagung.

IV. Verh!ltnis zum K7rperschaftsteuerrecht

§ 31 Abs. 1 KStG erw@hnt nicht die Entstehung der Steuerschuld. Deshalb war
es erforderlich, in das KStRecht eine (mit § 37 Abs. 1 Satz 2 nahezu identische)
Regelung in § 30 Nr. 2 KStG aufzunehmen.
§ 31 KStG: ;ber die Erw@hnung der Entrichtung der KSt. verweist § 31 Abs. 1
KStG auf § 37 (s. § 49 KStG Anm. 16). § 31 Abs. 2 KStG ordnet aus wirtschaft-
lichen Gr4nden die F@lligkeit und damit auch den Entstehungszeitpunkt der
VorausZSchuld nicht dem Kj., sondern dem Wj. zu (s. § 49 KStG Anm. 38 ff.).

V. Verh!ltnis zur AO

§ 38 AO: § 37 Abs. 1 Satz 2 konkretisiert den Entstehungszeitpunkt f4r Vor-
ausZ.
§ 164 Abs. 1 Satz 2 AO: Danach ist die Festsetzung einer VorausZ(-schuld)
stets eine Festsetzung unter dem Vorbehalt der Nachpr4fung (s. Anm. 81).
§ 164 Abs. 2 AO: Seine Anwendbarkeit folgt aus § 164 Abs. 1 Satz 2 AO. Zum
Konkurrenzproblem mit § 37 Abs. 3 Satz 3 s. Anm. 100.
§ 164 Abs. 3 AO: Keine f*rmliche Aufhebung des Vorbehalts der Nachpr4-
fung, s. Anm. 81.
§ 180 AO: Eine gesonderte Feststellung der Eink4nfte f4r VorausZZwecke ist
nach hM nicht zul@ssig (vgl. Anm. 72).
§ 220 Abs. 2 Satz 1 AO: Eine besondere F@lligkeitsregelung enthalten § 37
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 Satz 2.

Erl!uterungen zu Abs. 1:
Entstehung und F!lligkeit von Vorauszahlungen

A. #berblick

Abs. 1 Satz 1 befaßt sich mit der Frage der F@lligkeit einzelner VorausZRaten,
Abs. 1 Satz 2 mit dem Zeitpunkt der Entstehung der VorausZSchuld.
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Zwingend h@tte die Entstehung der Steuerschuld vor ihrer F@lligkeit geregelt
werden m4ssen. Logisch zutreffend behandelt die AO denn auch die Entste-
hung von Anspr4chen aus dem Steuerschuldverh@ltnis (§ 38 AO) vor der F@llig-
keit (§ 220 AO).

B. Die Entrichtung der Vorauszahlungen (Abs. 1 Satz 1)

I. Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer

VorausZ auf eine Steuer(-schuld) werden auf Anspr4che des Steuergl@ubigers
aus einem (VorausZ-)Schuldverh@ltnis (§ 37 Abs. 1 AO) geleistet, denen eine
Konkretisierung der VorausZSchuld durch Steuerbescheid (Festsetzung) zu-
grunde liegt. § 37 verwendet den Begriff der VorausZ ohne klare Unterschei-
dung zwischen VorausZSchuld und den hierauf tats@chlich geleisteten VorausZ.
Abs. 1 Satz 1 verkn4pft beide dadurch, daß er die F@lligkeit regelt.
Zur Festsetzung nur auf positive Schuldbetr�ge s. Anm. 76. Als tats@chliche Zahlun-
gen auf die VorausZ-Schuld wirken VorausZ als Tilgungen, mindern damit nicht
die zugrunde liegende Steuerschuld (vgl. BFH v. 11. 11. 1966 VI R 68/66,
BStBl. III 1967, 214 und v. 4. 6. 1981 VIII B 31/80, BStBl. II, 767; v. 13. 3. 1979
III R 79/77, BStBl. II, 461 zur VSt.).

II. Verpflichtung des Steuerpflichtigen zur Entrichtung

Der Steuerpflichtige hat die VorausZ zu entrichten. Zum Begriff des Stpfl. s.
§ 33 Abs. 1 AO. Er ist sowohl Steuerschuldner als auch Adressat des VorausZ-
Festsetzungsbescheids.
Zu entrichten hat der Stpfl. die VorausZ (trotz der zwingenden Gesetzesfor-
mulierung) nur dann, wenn er durch einen vorg@ngigen VorausZ-(Steuer-)Be-
scheid in Anspruch genommen wurde (ebenso Frotscher/Lindberg, § 37
Anm. 8). Bei sinnvoller Auslegung beschr@nkt sich die Entrichtungspflicht ledig-
lich auf die F@lligkeit, nicht auch auf die Frage der verfahrensm@ßigen Durchset-
zung des staatlichen Steueranspruchs.

Es liegt keine Entrichtungsschuld iSd. § 43 Abs. 2 AO vor, da lediglich der Vorgang der
Zahlung auf die Steuerschuld angesprochen ist. Die untechnische Ausdrucksweise ist
historisch entstanden und nicht an die AO angepaßt worden.

Ein Leistungsgebot (§ 254 Abs. 1 Satz AO) liegt hierin nicht, da sonst auch in
den F@llen des Abs. 4 Satz 2 bzw. des § 36 Abs. 4 Satz 1 bei gleichem Wortlaut
ein Leistungsgebot nicht erfolgen m4ßte. Das Leistungsgebot ergeht erst auf-
grund des VorausZFestsetzungsbescheids (s. Anm. 80).

III. Vorauszahlungen in H7he der voraussichtlich geschuldeten
Einkommensteuer f�r den laufenden Veranlagungszeitraum

Voraussichtlich geschuldete Einkommensteuer ist diejenige, die sich ent-
weder nach der letzten vorg@ngigen Veranlagung (Abs. 3 Satz 2) oder durch
anderweitige Berechnung aufgrund ge@nderter tats@chlicher Verh@ltnisse (Abs. 3
Satz 3) ergeben hat und durch VorausZBescheid (Abs. 3 Satz 1) festgesetzt wird.

§ 37 Anm. 25–28 Einkommensteuer-Vorauszahlung
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Eine selbst@ndige Bedeutung kommt dem Tatbestandsmerkmal nicht zu, da die
Bemessungsgrundlage in Abs. 3 S@tze 2–12 geregelt wird.
Laufender Veranlagungszeitraum:

E „Laufender“ VZ ist das gegenw@rtige Jahr bis zu dem Zeitpunkt, zu dem nur
noch nachtr@gliche Anpassungen erfolgen k*nnen. Dieser Zeitpunkt ist aller-
dings umstritten (s. Anm. 124).
E Laufender „Veranlagungszeitraum“ stellt unter Einbeziehung von § 25 Abs. 1
klar, daß die VorausZ jeweils f4r das Kj. festzusetzen und zu entrichten sind
(Ausnahme: nachtr@gliche Festsetzung in den Folgejahren), selbst wenn ein ab-
weichendes Wj. vorliegt. Zur Ausnahme bei K*rperschaften nach § 31 Abs. 2
KStG s. Anm. 23.

IV. F!lligkeit der Einkommensteuervorauszahlungen
(Vorauszahlungszeitpunkte)

1. F!lligkeit der Vorauszahlungen und Rechtsfolgen

Abs. 1 Satz 1 sieht feste F@lligkeitstermine vor, woraus sich Rechtsfolgen ablei-
ten.
Der F!lligkeitstag bestimmt den Zeitpunkt, zu dem die Steuer fr4hestens
durch die Steuerbeh*rde gefordert werden kann, gleichzeitig auch den Zeit-
punkt, zu dem der Stpfl. die Steuer sp@testens zu entrichten hat, wenn er nach-
teilige Folgen vermeiden will.
Laufende (gesetzliche) F!lligkeitstermine: Der Aufforderung an den Stpfl.,
die VorausZ zu bestimmten Zeitpunkten zu entrichten, entspricht ihre F@lligkeit.
Die Zeitpunkte des Abs. 1 Satz 1 stellen deshalb im Gegensatz zur F@lligkeit bei
nachtr@glicher Anpassung von VorausZ (Abs. 4 Satz 2) gesetzlich fixierte F@llig-
keitstermine dar, die durch den Zeitpunkt der Bescheiderteilung nicht ver@ndert
werden k*nnen.
Termine: Die VorausZ sind zum 10. 3., 10. 6., 10. 9. u. 10. 12. d. J. zu entrich-
ten. Zu abweichenden Terminsbestimmungen des Abs. 2 s. Anm. 53 f.
Zu fr4heren als den gesetzlichen F@lligkeitsterminen sind Steueranforderungen
nicht zul@ssig. Im Einzelfall kann die fehlende F@lligkeit lediglich durch Erlaß ei-
nes dinglichen Arrests (§§ 324 ff. AO) 4berbr4ckt werden. § 221 AO, der eine
Vorverlegung von F@lligkeiten zuließe, gilt nur f4r Verbrauchsteuern und die
USt. Auch andere k�nftige F@lligkeitstermine sind wegen der zwingenden Geset-
zesfassung nicht zul@ssig.
Andere F!lligkeitstermine ergeben sich insbes. bei nachtr@glichen Anpassun-
gen der VorausZ aus Abs. 4 Satz 2. F4r sie gelten die gleichen Rechtsfolgen.
Bedeutung der F!lligkeit: Auswirkungen hat sie insbes. auf die Frage, ob und
inwieweit
– ein Leistungsgebot erteilt werden kann,
– S@umniszuschl@ge bei Nichtentrichtung verwirkt sind,
– ab wann Zahlungsverj@hrung beginnt,
– f4r die Verwaltung die M*glichkeit der Aufrechnung entsteht (vgl. BFH v.

13. 1. 2000 VII R 91/98, BStBl. II, 246 und Anm. 220 „Aufrechnung“).
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Rechtsfolgen der F!lligkeit: Mit F@lligkeit sind die VorausZ durch den Stpfl.
zu entrichten. Durch Stundung nach § 222 AO kann die F@lligkeit hinausgescho-
ben werden (s. auch Anm. 31 ff.).
S!umniszuschlag (SZ): Wird die Steuer nicht bis zum Ablauf des F@lligkeits-
tags entrichtet, ist f4r jeden angefangenen Monat der S@umnis ein SZ in H*he
von 1 vH des auf volle 50 E (bis 2001: 100 DM) abgerundeten r4ckst@ndigen
Steuerbetrags verwirkt (§ 240 Abs. 1 AO). Dabei ist jeder VorausZBetrag f4r
sich zu sehen; Erh*hungen von VorausZ werden der bisher festgesetzten Vor-
ausZ mit neuer F@lligkeit zugeschlagen. Innerhalb der Schonfrist des § 240
Abs. 3 Satz 1 AO wird allerdings von der Erhebung von SZ bei einer S@umnis
von bis zu 5 Tagen abgesehen. Die F@lligkeit wird hierdurch aber nicht hinaus-
geschoben.
E Bei einer Herabsetzung der VorausZSchuld bleiben SZ grds. weiterhin verwirkt,
nicht aber, wenn die veranlagte Steuer niedriger festgesetzt wird. § 240 Abs. 1
Satz 4 AO greift nur bei Berichtigungen oder Aufhebungen der VorausZFestset-
zung, nicht aber bei deren sonstiger Erledigung durch Veranlagung.

Vgl. BFH v. 24. 3. 1992, BStBl. II, 956; FG Ba.-W4rtt./Stuttgart v. 30. 1. 1997, EFG
1997, 779, rkr.; FG Bremen v. 17. 10. 1989, EFG 1990, 612, rkr.; AE-AO v.
15. 7. 1998, BStBl. I, 630, zu § 240 Nr. 2; H/H/Sp, § 240 AO Rn. 61; zT. aA. Tipke/
Kruse, § 240 AO Tz. 43. AA FG Mstr. v. 26. 10. 2001, EFG 2002, 118, NZB (V B 1/
02).

E M�glichkeiten der Vermeidung von S�umniszuschl�gen sind Aussetzung der Vollzie-
hung (§ 361 AO) und Stundung (s. u. Anm. 31 ff.).
Verfahrensfragen zur F!lligkeit:

E Wird ein Rechtsbehelf gegen die VorausZFestsetzung eingelegt, empfiehlt es sich, zur
Vermeidung von S@umnisfolgen gleichzeitig einen Antrag auf Aussetzung der
Vollziehung zu stellen und alle Unterlagen mit einzureichen, die der Begr4ndung
dienen. Allein die Herabsetzung im Rechtsbehelfsverfahren bewirkt keinen An-
spruch auf Erlaß der S@umniszuschl@ge (AO § 240 AO Nr. 2 Satz 2).
E Wird deren Herabsetzung beantragt, sollte gleichzeitig ein Antrag auf (technische)
Stundung gestellt werden. Auch hier sollten die erforderlichen Unterlagen beige-
f4gt werden. Vorher wird die Verwaltung den Antr@gen nicht stattgeben bzw. ist
die Erhebung von SZ nicht unbillig.
E Vollst�ndige oder teilweise Ablehnung eines Herabsetzungsantrags nach F�lligkeit: Bei
rechtzeitiger Antragstellung vor oder entschuldbar versp@teter Antragstellung
nach F@lligkeit werden S@umniszuschl@ge auf den Herabsetzungsbetrag bis zur
Ablehnung grds. nicht erhoben. F4r den verbleibenden Zahlungsbetrag ist im
Normalfall eine Zahlungsfrist von einer Woche (unter Absehen von der Erhe-
bung von SZ) zu setzen (AEAO § 240 AO Nr. 6c).
E Sollminderungen: Gleiches gilt, wenn Sollminderungen nach durchzuf4hrenden
Veranlagungen zu erwarten sind. Hier verlangt die FinVerw. vor allem die Ein-
reichung der StErkl@rungen; uE 4berzogen, soweit noch angepaßt werden kann.
Die Tatsache der Tilgung der VorausZSchuld ist durch Antrag auf Erteilung
eines Abrechnungsbescheids (§ 218 Abs. 2 AO) zu verfolgen; gegen diesen ist
der Einspruch gegeben.

Einstweilen frei.

§ 37 Anm. 29–30 Einkommensteuer-Vorauszahlung
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2. Stundungsfragen im Vorauszahlungsverfahren

a) Grunds!tze zur Stundung von Einkommensteuervorauszahlungen

Die Frage nach der M*glichkeit von Stundungen ergibt sich im VorausZVerfah-
ren in zweierlei Weise:
– Stundung von VorausZ bei noch nicht geleisteten („offenen“) VorausZ und
– Stundung anderer Steuern bei bereits geleisteten VorausZ.
Als Stundungsgrund kommen pers*nliche oder sachliche Unbilligkeit in Be-
tracht. Ob diese vorliegen, ist unter Einbeziehung der vorl@ufigen Natur des
VorausZVerfahrens zu entscheiden.
Pers7nliche Unbilligkeit: Es gelten die allg. Regeln des § 222 AO. Zum Ver-
fahren der FinVerw., bei besonderen H@rtef@llen, zB Katastrophen usw., Milde-
rungen im VorausZVerfahren zu treffen, zu denen auch die Stundung von Vor-
ausZ geh*rt, s. Anm. 220 „H@rtemilderung“.
Sachliche Unbilligkeit: Hier spricht man auch von sog. technischen Stundun-
gen. Diese haben grds. zinslos zu erfolgen, soweit nicht Erstattungszinsen gegen
zu rechnen sind (AEAO zu § 234 AO Nr. 11 Satz 1). Grundlage ist der Grund-
satz von Treu und Glauben, nach dem nicht gefordert werden darf, was sogleich
wieder zur4ckgew@hrt werden muß (BFH v. 21. 1. 1982 VIII B 94/79, BStBl. II,
307; v. 7. 3. 1985 IV R 161/81, BStBl. II, 449; vgl. auch BFH v. 29. 11. 1984 V
B 44/84, BStBl. II 1985, 194).

Voraussetzung f4r eine Stundung ist, daß der zu zahlende Betrag mit einer an Sicher-
heit grenzenden Wahrscheinlichkeit alsbald wieder zu erstatten sein wird. Dann besteht
ein grds. Stundungsanspruch. Eine ungewisse oder unbestimmte Aussicht auf Erstat-
tung gen4gt nicht. Ein etwaiger Gegenanspruch muß nach Grund und H*he rechtlich
wie tats@chlich schl4ssig belegt sein und in naher Zeit f@llig werden (BFH v. 6. 10. 1982
I R 98/81, BStBl. II 1983, 397m. Anm. o. V., HFR 1983, 312; v. 7. 3. 1985 IV R 161/
81 aaO).

Glaubhaftmachung gen�gt bei Stundungsbegehren in Verbindung mit Herab-
setzungsantr@gen, die mit 4berzahlten Vorauszahlungen begr4ndet werden. Es
geht nicht an, die Grunds@tze 4ber die Glaubhaftmachung im Herabsetzungs-
verfahren dadurch zu entwerten, daß f4r Stundungszwecke eine „an Sicherheit
grenzende Wahrscheinlichkeit“ verlangt wird, w@hrend f4r die Herabsetzung
selbst Glaubhaftmachung ausreichen w4rde. Denn die Stundung ist ein Weniger
zu Herabsetzung und Erstattung. Damit l*sen sich auch die Bedenken von
Orth, FR 1983, 549.
Keine technische Stundung bei entgegenstehendem Gesetzeszweck: Der
Gesetzeszweck steht dagegen, wenn ausdr4cklich Vorleistungen verlangt wer-
den, etwa wenn bestimmte Besteuerungsgrundlagen von der Ber4cksichtigung
im VorausZVerfahren ausgeschlossen (Schmieszek in B/B, § 37 Rn. 96) oder
Ausschlußfristen gesetzt werden (zB § 37 Abs. 3 Satz 3). F4r Stundung dann,
wenn Stpfl. betroffen sind, die eigentlich dem Gesetzeszweck nach nicht h@tten
getroffen werden sollen, Schmidt/Drenseck XXII. § 37 Rn. 14. Verzinsliche
Stundungen aus pers*nlichen Gr4nden k*nnen immer gew@hrt werden.

b) Stundung „offener“ Vorauszahlungen und anderer Steuern

Herabsetzungsbegehren: Die Geltendmachung von Verlusten oder anderen
Herabsetzungsgr4nden kann zu einem Stundungsanspruch f4hren. Insbes. auch
bei Verlusten gen4gt hierf4r Glaubhaftmachung (s. Anm. 31).
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Anpassung laufender Vorauszahlungen: Werden diese in ;bereinstimmung
mit der hM kurzfristig erstmals festgesetzt (s. Anm. 94) oder erh*ht (s.
Anm. 124), besteht ein Stundungsanspruch.

Vgl. BFH v. 22. 8. 1974 IV R 86/74, BStBl. II 1975, 15; v. 25. 6. 1981 IV R 241/80,
BStBl. II 1982, 105; FG D4ss. v. 27. 1. 1965, EFG 1965, 384, rkr.; FG M4nchen v.
26. 3. 1974, EFG 1974, 370, rkr.; aus dem Schrifttum ua. Brumund, DStR 1968, 69;
Tischer in L/B/P, § 37 Rn. 16a; o.V, MittStB 1955, 9.

UE hat die Stundung in diesem Fall zinslos zu erfolgen. Nach § 234 Abs. 2 AO
liegt ein Fall von Unbilligkeit vor, da die FinVerw. nicht unzumutbar kurze
Fristen setzen kann. Gegen die Anforderung von S@umniszuschl@gen ist ggf.
vorzugehen (vgl. FG M4nchen v. 26. 3. 1974, EFG 1974, 370, rkr.; Rheinl5n-
der, DStR 1973, 373).
Beruht die Erh*hung auf einer vom Stpfl. eingereichten Erkl@rung f4r ein Vor-
jahr (Abs. 3 Satz 2 u. Anm. 117 „Gleichzeitige Anpassung“), ist nach BFH v.
25. 6. 1981 IV R 241/81 aaO zu ber4cksichtigen, daß der Stpfl. mit einer
Erh*hung der VorausZ rechnen und f4r Mittelbereitstellung sorgen kann. UE
dennoch bedenklich, wenn Abschlußzahlung, nachtr@gliche und laufende An-
passung zusammenfallen (Tipke/Kruse, § 222 AO Tz. 26). Zumindest kommt
verzinsliche Stundung bei Vorliegen pers*nlicher Gr4nde in Betracht.
Die Stundung anderer Steuern kommt bei geleisteten VorausZ in Betracht,
wenn eine Herabsetzung und Erstattung veranlaßt w@re. Werden im VorausZ-
Verfahren daher zB Verluste geltend gemacht, gen4gt auch hier Glaubhaftma-
chung (s. Anm. 31).
Einzelfragen zur Stundung von Vorauszahlungen:

E Klage auf Stundung von EStVorausZ erledigt sich durch Tilgung in der Haupt-
sache. Ein ;bergang zur Feststellungsklage nach § 100 Abs. 1 Satz 4 FGO ist
m*glich (vgl. FG Rhld.-Pf. v. 2. 10. 1978, EFG 1979, 134, rkr.).
E Stundungszinsen werden erhoben, wenn die Stundung aus pers*nlichen Gr4n-
den erfolgt (§ 234 Abs. 1 Satz 1 AO). Sie betragen 0,5 vH f4r jeden vollen Stun-
dungsmonat des auf volle 50 E abgerundeten Stundungsbetrags (§ 238 AO).
Eine sp@tere Herabsetzung oder Aufhebung des VorausZBescheids mindert die
Stundungszinsen, soweit der Stundungszeitraum bis zur Berichtigung oder Pn-
derung noch nicht abgelaufen ist, nicht aber die Herabsetzung durch die nach-
folgende Veranlagung (§ 234 Abs. 1 Satz 2 AO; AEAO, zu § 234 AO Nr. 2
Satz 3; Lademann/Bordewin vor § 37 Rn. 11; Koch/Baum, § 234 AO Rn. 14/2).
FG K*ln v. 17. 1. 1996, EFG 1996, 575 ist durch zwischenzeitliche Pnderung
des § 234 AO 4berholt.
E Vorl�ufiger Rechtsschutz kann im Wege der Stundung gew@hrt werden
(s. Anm. 101). Vorl@ufiger Rechtsschutz, der mit ;berzahlungen aus einem an-
deren Verfahren begehrt wird, kann nur in diesem anderen Verfahren geltend
gemacht werden (vgl. BFH v. 7. 3. 1985 IV R 161/81, BStBl. II, 449; Lohse,
DStR 1982, 112).

Einstweilen frei.
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C. Die Entstehung der Vorauszahlungsschuld (Abs. 1 Satz 2)

I. Begriffsbestimmungen

Der Entstehungszeitpunkt legt fest, von wann ab dem Steuergl@ubiger der
Steueranspruch dem Grunde nach zusteht (zur Bedeutung s. Anm. 38).
Vorgezogenes Schuldverh!ltnis: Abs. 1 Satz 2 verlegt den Zeitpunkt der Ent-
stehung von laufenden VorausZ abweichend von § 36 Abs. 1 (Ablauf des Kj. f4r
die EStSchuld) entsprechend der F@lligkeitsregelung vor. Damit wird ein vorge-
zogenes Schuldverh@ltnis f4r Zwecke der VorausZ begr4ndet. Die Entstehung
der Jahressteuerschuld wird hierdurch nicht ber4hrt.
Auch f4r die 4brigen „vorl@ufigen“ Erhebungsformen der f4r diesen VZ zu ent-
richtenden Steuern ist kein einheitlicher Entstehungszeitpunkt vorgesehen, vgl.
zB § 38 Abs. 2 Satz 2 (LSt.); § 44 Abs. 1 Satz 2 (KapErtrSt.); § 50 a Abs. 5 Satz 1
(bei beschr. Stpfl.).
Kritik an der Begriffsbildung: Abs. 1 Satz 2 verwendet einmal den Begriff der
„Einkommensteuer-Vorauszahlungen“, zum zweiten den der „Vorauszahlung“.
Beide Begriffe decken sich im wesentlichen; gemeint ist die (abstrakte und kon-
krete) VorausZSchuld. Richtiger w@re es daher gewesen, wie schon in § 3 Abs. 5
Nr. 1 Buchst. b StAnpG von der Entstehung der VorausZ-Schuld zu sprechen
(ebenso Conradi in L/B/P, § 37 Rn. 5).

II. Bedeutung des Entstehungszeitpunkts

Der Zeitpunkt der Entstehung der VorausZSchuld ist vor allem in folgenden
F@llen von Bedeutung:
E Der dingliche Arrest nach § 324 Abs. 1 AO setzt eine entstandene, zumindest
aber begr4ndete, gegebenenfalls bedingte oder betagte Forderung voraus.
E Eine Haftung f4r Schulden anderer setzt deren Entstehung zum Zeitpunkt der
Begr4ndung des Haftungstatbestands voraus (§ 191 Abs. 1 AO bei Haftung
kraft Gesetzes; §§ 48 Abs. 2 u. 192 AO bei Haftung kraft Vertrags).
E Im Insolvenzverfahren h@ngt die Zuordnung von Steuerforderungen zur Masse,
zu den Insolvenzforderungen oder zu den insolvenzfreien Forderungen vom
Zeitpunkt ihrer Begr4ndung ab, der sich mit dem Entstehungszeitpunkt decken
kann, aber nicht muß (vgl. §§ 38 und 55 InsO und die Ausf4hrungen zum kon-
stitutiven Charakter der VorausZFestsetzung).
E Qbergang auf den Gesamtrechtsnachfolger (§ 45 AO).
E Leistung durch Dritte, § 48 Abs. 1 AO.
E Aufrechnungsm�glichkeit, § 226 AO: Die Aufrechnung setzt zumindest eine ent-
standene, wenn auch nicht f@llige Forderung voraus (vgl. BFH v. 6. 2. 1990 VII
R 86/88, BStBl. II, 523).
E Festsetzungsverj�hrung: Hier hat der Entstehungszeitpunkt der VorausZSchuld
im Gegensatz zur Steuerschuld selbst keine Auswirkung, da die Frist zur nach-
tr@glichen Anpassung von VorausZ fr4her abl@uft als die Festsetzungsfrist des
§ 169 Abs. 2 Nr. 2 AO.
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III. Die gesetzlichen Entstehungszeitpunkte

Satz 2 regelt als Alternativen die Entstehung von VorausZSchulden bei be-
stehender und bei Begr4ndung der StPflicht.
Entstehung mit Tatbestandsverwirklichung? Umstritten ist, ob die Voraus-
ZSchuld allein durch Tatbestandsverwirklichung entsteht oder erst mit ihrer
Festsetzung durch VorausZBescheid. Die Frage wird herk*mmlich im Zusam-
menhang damit behandelt, ob der VorausZBescheid deklaratorische oder konsti-
tutive Rechtsnatur habe. Sie stellt sich jedoch vorgelagert schon bei der Frage
nach den Entstehungsvoraussetzungen. Im Schrifttum wird zudem unterschie-
den nach der Entstehung im Grunde und der Entstehung in der H*he (zum
Meinungsstand allg. Schmieszek in B/B, § 37 Rn. 52). UE bringt diese
Unterscheidung nur zum Ausdruck, daß das Gesetz abstrakt Termine f4r die
Entstehung der VorausZSchuld zur Verf4gung stellt, die einzelne Voraus-
ZSchuld aber erst durch Festsetzung zur Entstehung gebracht werden kann.
Eine dem Grunde nach mit 0 E entstehende VorausZSchuld besagt nichts. Des-
halb ist die vorangestellte Frage f4r die laufende VorausZSchuld damit zu beant-
worten, daß sie konstitutiv ist, da das EStG im Gegensatz zum UStG keine
Steuerentstehung f4r einzelne Quartale kennt und die Verteilung der zu erwar-
tenden Jahresschuld auf die Quartale letztendlich erst durch die Festsetzung
konkretisiert wird. Auch f4r die Jahressteuerschuld gilt: Als Grundlage einer An-
passung von VorausZ entsteht sie eigentlich mit Jahresablauf. Durch die Anpas-
sungsfestsetzung wird ihre Entstehung jedoch auf die letzte VorausZ vorgezo-
gen, die uE sp@testens zum 1. 10. d.J. entsteht (s. Anm. 202). Auch sie ist damit
konstitutiv. Im einzelnen s. auch Anm. 80. Die gleiche Begr4ndung zeigt auch,
daß nicht danach unterschieden werden kann, ob Bemessungsgrundlage eine
vorg@ngige Veranlagung ist oder ob die Festsetzung aufgrund einer Prognose
erfolgt. Beide beinhalten nur einen Sch@tzungsmaßstab f4r die etwaige H*he der
(Jahres-)VorausZ, legen aber nicht die einzelne Rate dem Grund und der H*he
nach fest. Dies erfolgt immer erst mit Festsetzung.
Regelfall der bestehenden Steuerpflicht (Satz 2, 1. Alt.): Da die VorausZ
bereits w@hrend des Jahres f@llig werden, w@hrend die Jahresschuld erst mit Ab-
lauf des Jahres entsteht, wird die Entstehung der VorausZSchuld im Regelfall
vorverlegt. Sie entsteht mit Beginn des Kalendervierteljahres, in dem sie zu ent-
richten ist.
E Kalendervierteljahre sind nach allg. Sprachgebrauch die Quartale des Kj. Gesetz-
liche Entstehungszeitpunkte sind damit der 1. 1., 1. 4., 1. 7. und 1. 10. d. J., ent-
sprechend den F@lligkeiten des Abs. 1 Satz 1.
Beispiel: Die am 10. 3. f@llige VorausZSchuld entsteht zum 1. 1. usw.

E Entstehung mit Beginn des Kalendervierteljahres bedeutet „mit Ablauf des vorange-
gangenen Tages“. Die Schuld zum 1. 1. entsteht daher mit Ablauf des 31. 12.
des vorangegangenen Jahres usw.
E Zu entrichten ist die VorausZ, wenn sie f@llig ist. Die F@lligkeit kann man entwe-
der auf die gesetzlichen F@lligkeitstermine des Satz 1 beziehen oder auf die kon-
krete F@lligkeit der einzelnen Rate. UE ist auf die konkrete Rate abzustellen, die
erst mit Festsetzung entsteht (konstitutiver Charakter der VorausZFestsetzun-
gen, s. o.).
Sonderfall der Begr�ndung der Steuerpflicht (Satz 2, 2. Alt.): Bei Begr4n-
dung der StPflicht verlegt Abs. 1 Satz 2, 2. Alt. die Entstehung ausnahmsweise

§ 37 Anm. 39 Einkommensteuer-Vorauszahlung
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auf diesen Zeitpunkt, da die Steuerschuld nicht vor Beginn der StPflicht entste-
hen kann.
E Subjektive StPflicht: Begr4ndung der StPflicht bezieht sich 4blicherweise auf
den Eintritt in die subjektive StPflicht, also Geburt oder Verlegung von Wohn-
sitz oder gew*hnlichem Aufenthalt in das Inland.
Beispiel: Zuzug aus dem Ausland am 27. 1.; Entstehung der zum 10. 3. f@lligen Vor-
ausZ mit Ablauf des 26. 1., da die StPflicht am Tag des Zuzugs, also am 27. 1. begr4n-
det wurde.

E Beginn der Stpfl. nach dem F�lligkeitszeitpunkt f4r eine VorausZ:
Beispiel: Die Stpfl. beginnt aufgrund Geburt zB. erst am 11. 3., 14. 6., 17. 9. oder
23. 12. d. J.

Nach der hier vertretenen Auffassung bestehen bei der L*sung keine Probleme,
da die VorausZSchuld konstitutiv erst mit Festsetzung, also auf einen folgenden
Stichtag oder mit Ablauf des Jahres entsteht. Vertritt man die Auffassung, die
VorausZFestsetzung wirke lediglich deklaratorisch, die Schuld entst4nde mit
Zeitablauf, w@re der vorliegende Fall nur f4r die 4. VorausZ aufgrund gesetz-
licher Anordnung l*sbar.
E Objektive StPflicht: UE erscheint es vertretbar, auch den Fall des Eintritts in die
objektive StPflicht hierunter zu fassen, dh. (erstmalige) Erzielung von der Be-
steuerung unterliegenden Eink4nften, denn erst dann stehen Mittel im Rahmen
des Leistungsf@higkeitsprinzips zur Verf4gung.
E Qberg�nge in der StPflicht: Nach der Pnderung des § 25 (Streichung des § 25
Abs. 2) ist verfahrensm@ßig im ;bergangsjahr kein Wechsel mehr zwischen den
verschiedenen Arten der StPflicht vorgesehen. Nach § 2 Abs. 7 Satz 3 sind die
w@hrend der beschr@nkten StPflicht erzielten Eink4nfte in die Veranlagung zur
unbeschr@nkten StPflicht einzubeziehen. Es gibt damit nur noch eine Voraus-
ZFestsetzung. Der Unterschied zwischen unbeschr@nkter und beschr@nkter
StPflicht wird verwischt und die Geburt im Grunde zur alleinigen Vorausset-
zung, die durch den Eintritt in die objektive StPflicht konkretisiert wird, genauso
wie der Tod jede Art von EStPflicht beendet. Der Zuzug in das Inland beh@lt
nur dann Bedeutung, wenn er gleichzeitig mit dem Eintritt in die objektive
StPflicht verbunden ist. Im Vordergrund der VorausZFestsetzung steht daher
nur mehr der Einkunftsbezug, nicht mehr die pers*nliche Beziehung zum In-
land.
E Bekanntgabe der VorausZFestsetzung: Zum Zeitpunkt, bis zu dem die Voraus-
ZFestsetzung sp@testens bekanntgegeben sein muß, um eine Entstehung auf
den Zeitpunkt der Begr4ndung der StPflicht herbeizuf4hren, s. Anm. 124.

Einstweilen frei.

IV. Nicht geregelte F!lle der Entstehung und
des Wegfalls der Vorauszahlungsschuld

Bei Beendigung der subjektiven Steuerpflicht entf@llt eine Grundvorausset-
zung der Festsetzung von VorausZ.
E Keine weitere Entstehung von VorausZ: K4nftige laufende, noch nicht entstandene
VorausZRaten k*nnen nicht mehr entstehen. Die VorausZ sind „auf Null zu
stellen“, es sei denn, auch im Rahmen der beschr@nkten StPflicht sind weiterhin
VorausZ zu entrichten (s. u.).
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E Bereits entstandene VorausZSchulden sind weiterhin zu leisten. Entweder schuldet
sie der Stpfl. selbst wie bisher, oder aber im Fall des Todes des Stpfl. geht die
Steuerzahlungspflicht auf die Erben als Gesamtrechtsnachfolger 4ber. Beider
Leistungen sind auf die bei der Veranlagung festgesetzte Steuerschuld anzurech-
nen.
E Zur nachtr�glichen Anpassung nach Beendigung der StPflicht, insbes. zum Zeit-
punkt der Entstehung der VorausZSchuld s. Anm. 202.
E Nachtr�gliche Erh�hung kann erfolgen, wenn die bisher festgesetzten VorausZ
nicht ausreichen.
UE ist es im Hinblick auf die verfahrensm@ßige Vereinigung aller Arten der
StPflicht allerdings nicht mehr sinnvoll, den Wegzug ins Ausland als Beendigung
der StPflicht zu behandeln.
E Die Beendigung der objektiven StPflicht beeinflußt weder festgesetzte Voraus-
ZSchulden, noch hindert es die sp@tere Festsetzung von VorausZ. Es ist jedoch
ein Herabsetzungsgrund, wenn bisher festgesetzte VorausZ bereits die zu erwar-
tende Steuerschuld abdecken. VorausZSchulden bleiben auch hier Jahresschul-
den. Gegebenenfalls ist Herabsetzungsantrag zu stellen.
Wechsel zur beschr!nkten Steuerpflicht: Beim Wechsel von der (erweitert
oder fiktiv) unbeschr. StPflicht zur (erweitert) beschr. StPflicht ist wie im umge-
kehrten Fall (s. Anm. 39) f4r den VZ nur ein VorausZBetrag festzusetzen, ver-
fahrensrechtlich nur eine Veranlagung durchzuf4hren, der die Besteuerungs-
grundlagen beider Arten der StPflicht zugrunde zu legen sind (§ 2 Abs. 7 Satz 3;
s. vor § 1 Anm. 50, dort auch zur Rechtslage vor 1996, § 25 Anm. 41 f.).
Beispiel: Der Stpfl. verlegt am 5. 2. seinen Wohnsitz ins Ausland, bezieht aber weiter-
hin inl@ndische, beschr@nkt stpfl. Eink4nfte. Die aus der unbeschr. StPflicht sich erge-
bende VorausZSchuld bleibt am 1. 1. entstanden. Die Entstehung wird durch den
;bergang zur beschr. StPflicht nicht ber4hrt. Auch deren F@lligkeit zum 10. 3. besteht
fort. Waren die folgenden VorausZ festgesetzt, entstehen sie weiter in gleicher H*he.
Ob und inwieweit herabzusetzen ist, h@ngt von der (mutmaßlichen) H*he der nunmehr
sich auf die zusammengefaßten Eink4nfte errechnenden Steuerschuld ab. Eine etwaige
Anpassung der VorausZ w@re eine laufende Anpassung.

R�ckwirkende Festsetzung von Vorauszahlungen: Die r4ckwirkende Erhe-
bung/Anpassung von laufenden VorausZ wird allgemein f4r unzul@ssig gehal-
ten, da eine Steuer nicht r4ckwirkend zur Entstehung gebracht werden kann.
Einzige Ausnahme bildet die ausdr4cklich zugelassene nachtr@gliche Anpassung
von VorausZ nach Abs. 4 Satz 1 (s. Anm. 203).

RFH v. 17. 10. 1928, RStBl., 380; BFH v. 26. 8. 1954 IV 341/53 U, BStBl. III 1955, 63;
FG D4ss. v. 27. 1. 1965, EFG 1965, 384, rkr.; OFD M4nchen v. 31. 1. 1951, BB 1951,
327; Bl&mich/Stuhrmann, § 37 Rn. 38; Brosch, StB 1967, 130 (zur VSt.), Gl ggler,
DStZ 1953, 407, Heinlein, Inf 1959, 362; Schmidt/Drenseck XXII. § 37 Rn. 4.

Vom Stpfl. kann schlechterdings nichts Unm*gliches, n@mlich Zahlung auf
einen verstrichenen Termin, verlangt werden. Ein unter Verstoß gegen das
R4ckwirkungsverbot ergangener Bescheid ist jedoch nicht nichtig, sondern nur
anfechtbar.

Einstweilen frei.
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Erl!uterungen zu Abs. 2:
Bestimmung abweichender Vorauszahlungszeitpunkte

durch die Oberfinanzdirektionen

A. Allgemeine Erl!uterungen zu Abs. 2

I. Rechtsentwicklung des Abs. 2

1. Rechtsentwicklung der Vorl!ufer zu Abs. 2

Steuer�berleitungsG v. 29. 5. 1925 (RGBl. I, 75): Sonderregelung in § 12 f4r
VorausZ der Land- und Forstwirte entsprechend dem EStG 1925.
EStG 1925 v. 10. 8. 1925 (RGBl. I, 189): Abweichende VorausZRegelungen f4r
Land- und Forstwirte in § 95 Satz 2 mit abweichenden VorausZTerminen
(15. 2., 15. 5., 15. 11.), wobei die H@lfte der VorausZ zum 15. 11. zu entrichten
war und in Satz 3 Erm@chtigungen an den RdF ergingen, f4r bestimmte Betriebe
(zB Gartenbau) andere Vorauszahlungstermine zu bestimmen.
EStG 1934 v. 16. 10. 1934 (RGBl. I, 1005; RStBl., 1261): Nach § 35 Abs. 1
Satz 3 Verlegung der Termine auf den jeweiligen 10. des Monats (10. 3. usw.).
Wegfall der Erm@chtigung zugunsten des RdF.
Erste EStDV v. 6. 2. 1935 (RGBl. I, 153; RStBl., 209): ;bernahme der Sonder-
regelung f4r 4berwiegende Land- und Forstwirte aus dem Gesetz; Erm@chti-
gung an die Pr@sidenten der LandesFP entsprechend dem EStG 1925.
EStDV 1950 v. 28. 12. 1950 (BGBl. 1951, 22; BStBl. 1951 I, 22): Sonderrege-
lung in § 55 nur f4r Land- und Forstwirte, entsprechend der VO v. 6. 2. 1935
unter Freigabe der VorausZTermine.
EStDV 1951 v. 17. 1. 1952 (BGBl. I, 54; BStBl. I, 65): ;bergang der Erm@chti-
gung auf die OFD.
EStDV 1953 v. 31. 3. 1954 (BGBl. I, 53; BStBl. I, 53): Erweiterung des § 55
EStDV 1950 auf bestimmte F@lle von Stpfl. mit Eink4nften aus nichtselbst@ndi-
ger Arbeit ohne StAbzug vom Arbeitslohn.
EStDV 1955 v. 21. 12. 1955 (BGBl. I, 756; BStBl. I, 710): ;bernahme des § 55
EStDV nach § 69 EStDV.
Ges. �ber die Ermittlung des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft
nach Durchschnitts!tzen – GDL – v. 15. 9. 1965 (BGBl. I, 1350; BStBl. I,
552): Gesetzl. Festlegung abweichender VorausZZeitpunkte nur noch f4r solche
Land- u. Forstwirte, die ihren Gewinn nach dem GDL ermitteln; das GDL trat
jedoch insoweit nie in Kraft.
VO zur Dnderung und Erg!nzung der EStDV v. 4. 4. 1968 (BGBl. I, 257;
BStBl. I, 504): Wegfall der besonderen Zust@ndigkeit des LandesFA Berlin an-
stelle der OFD.
Ges. zur Reform des Verm7gensteuerrechts und zur Dnderung anderer
Steuergesetze v. 17. 4. 1974 (BGBl. I, 949; BStBl. I, 233): F*rmliche Aufhe-
bung des GDL.
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2. Rechtsentwicklung mit Einf�hrung des § 37 Abs. 2

EStRG v. 5. 8. 1974 (BGBl. I, 1769; BStBl. I, 530): Einf4hrung des § 37 Abs. 2
(s. Anm. 3).

Bereits die EStKommission hatte Bedenken, ob die Erm@chtigung des § 51 Abs. 1
Nr. 2 Buchst. g EStG aF mit Art. 80 GG vereinbar war (vgl. Untersuchungen zum
EStRecht, Schriftenreihe des BMF Bd. 7, 1964, 280). Diesen entsprach man durch die
;bernahme des § 69 EStDV in das Gesetz.

EStDndVO v. 13. 12. 1974 (BGBl. I, 537; BStBl. I, 1034): F*rmliche Aufhe-
bung des durch § 37 Abs. 2 EStG 1975 4berholten § 69 EStDV.
StBereinigungsG 1985 v. 14. 12. 1984 (BGBl. I, 1493; BStBl. I, 659): Aufhe-
bung der Verordnungserm@chtigung des § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. g.

II. Bedeutung des Abs. 2

Bedeutung hat Abs. 2 nur f4r Land- und Forstwirte und Grenzg@nger; f4r beide
Gruppen sollte er eine zweckm@ßige Angleichung der VorausZZeitpunkte an
den Mittelzufluß erm*glichen. Da die OFD bisher nur in einem Fall (s.
Anm. 53) von der Erm@chtigung Gebrauch gemacht haben, sollte Abs. 2 ersatz-
los wegfallen. In den F@llen des Abs. 2 Satz 1 k*nnten etwaige H@rten in der Be-
steuerung in Einzelf@llen 4ber §§ 163, 222 u. 227 AO gemildert werden.
Vergleich zu bisherigen Regelungen: F4r Land- und Forstwirte wurde die
Beschr@nkung abweichender VorausZZeitpunkte nach § 9 Abs. 1 Satz 2 GDL
auf diejenigen Stpfl., die nur nach dem GDL ermittelte Gewinne hatten (nun-
mehr § 13a EStG), nicht 4bernommen, da auch die nach GDL vorgesehene
Fortwirkung einer durchgef4hrten Veranlagung mit dem GDL entfiel.

III. Geltungsbereich des Abs. 2

Pers7nlicher Geltungsbereich: Nat4rliche Personen; KStSubjekte nur, soweit
sie Eink4nfte aus LuF haben k*nnen (s. Abschn. 27 Abs. 1 Nr. 1 KStR).
Sachlicher Geltungsbereich: Stpfl., die 4berwiegend Eink4nfte aus LuF bezie-
hen (Abs. 2 Satz 1), und solche mit bestimmten Eink4nften bzw. Einkunftsteilen
aus nichtselbst@ndiger Arbeit (Abs. 2 Satz 2).
Der Begriff der Eink4nfte bzw. Einkunftsteile bestimmt sich nach § 2 Abs. 2.
Die Zuordnung folgt den Qualifikationsnormen der §§ 13 ff. und 19.

IV. Verfahrensfragen zu Abs. 2

Zust!ndig f4r die Bestimmung abweichender Termine sind die OFD, die durch
die ortsnah delegierte Zust@ndigkeit den regionalen Gegebenheiten am besten
Rechnung tragen k*nnen.
Verfahrenstechnische Besonderheiten: Das Bestimmungsrecht der OFD
wird durch Verwaltungsakt konkretisiert (keine Rechtsverordnung). Da die Ver-
waltungsakte sich an eine unbestimmte, durch bestimmte Merkmale abgegrenzte
Vielzahl von Stpfl. wenden, handelt es sich um Allgemeinverf4gungen (§ 118
Satz 2 AO). Einzelentscheidungen sind entgegen Schmieszek in B/B, § 37
Rn. 59, in ;bereinstimmung mit dem Wortlaut des Abs. 2 nicht m*glich, da
hierf4r nicht die OFD, sondern das FA zust@ndig w@re.

§ 37 Anm. 48–51 Einkommensteuer-Vorauszahlung
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Regelungsbefugnis: Der FinVerw. wird ein Ermessen dahingehend einge-
r@umt, ob bzw. inwieweit sie entsprechend dem Zweck der Regelung von der
Erm@chtigung zur Bestimmung abweichender VorausZTermine Gebrauch
macht.

Einstweilen frei.

B. Abweichende Vorauszahlungszeitpunkte f�r
Land- und Forstwirte und Steuerpflichtige mit Eink�nften,

die nicht der Lohnsteuer unterliegen (Abs. 2)

I. Abweichende (sp!tere) Vorauszahlungszeitpunkte f�r Land- und
Forstwirte (Abs. 2 Satz 1)

Nach Abs. 2 Satz 1 k*nnen die OFD f4r Stpfl., die 4berwiegend Eink4nfte aus
LuF beziehen, abweichende Vorauszahlungszeitpunkte bestimmen.
Zweck der Regelung ist ein Hinausschieben der F@lligkeitszeitpunkte zur An-
passung an das Erntejahr, also eine Beg4nstigung.
Die darin liegende Beg4nstigung von Land- und Forstwirten ist insoweit unge-
rechtfertigt, als eine vergleichbare Sachlage auch bei anderen „Saisonbetrieben“
mit Gewinneink4nften auftreten kann, s. Anm. 220.
Begriff der Land- und Forstwirtschaft: s. § 13 Anm. 40 ff.
E Allein aus Forstwirtschaft bezogene Eink4nfte sind uE nicht beg4nstigt, da diese
je nach Art der Nutzung zu einem Ertrag w@hrend des ganzen Jahres oder nur
in gr*ßeren Zeitabst@nden f4hren.
E Nach Art und H�he der Eink�nfte wird im Gegensatz zum GDL nicht mehr un-
terschieden. Insbes. ist die Gewinnermittlungsart gleichg4ltig.
#berwiegende Einkunftserzielung:

E Den zusammengefaßten luf. Eink�nften sind die 4brigen Eink4nfte gegen4berzu-
stellen.
E Qberwiegend bedeutet, daß die luf. Eink4nfte mehr als die H@lfte der gesamten
Eink4nfte ausmachen m4ssen. Eink4nfte von Ehegatten sind zusammen zu fas-
sen.
E Beurteilungsmaßstab f4r die Frage des ;berwiegens sind grds. die Verh@ltnisse
des VZ, f4r den die VorausZ festzusetzen sind, wobei die Besteuerungsgrund-
lagen herangezogen werden k*nnen, die auch der Bemessung der VorausZ zu-
grunde gelegt werden sollen (vorangegangene Veranlagung oder tats@chliche
oder mutmaßliche Verh@ltnisse).
Vorauszahlungszeitpunkt bedeutet F@lligkeit (Verweisung auf Abs. 1 Satz 1).
Die Entstehung der VorausZSchuld wird uE jedoch zwangsl@ufig insoweit be-
r4hrt, als deren Entstehung aus der F@lligkeit folgt (Abs. 1 Satz 2).
Beispiel: Die VorausZSchuld zum 1. 7. entsteht nicht, wenn die F@lligkeit zum 10. 9.
ausgesetzt wird.

Abweichende Zeitpunkte sind sp�tere Zeitpunkte, da ein vorzeitiger Mittelzu-
fluß (im Verh@ltnis zu den VorausZTerminen des Abs. 1 Satz 1) kaum denkbar
ist. Eine abweichende Bestimmung hat lediglich die OFD Hamburg v.
14. 2. 1956, BStBl. II, 34 f4r Gem4sebauern getroffen (F@lligkeiten: Halbjahres-
betrag zum 10. 6., Vierteljahresbetr@ge zum 10. 9. u. 10. 12.).
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II. Abweichende (fr�here) Vorauszahlungszeitpunkte bei Eink�nften
aus nichtselbst!ndiger Arbeit (Abs. 2 Satz 2)

Nach Abs. 2 Satz 2 k*nnen die OFD f4r Stpfl., die 4berwiegend nicht der LSt.
unterliegende Eink4nfte oder Einkunftsteile aus nichtselbst@ndiger Arbeit bezie-
hen, abweichende Vorauszahlungszeitpunkte bestimmen.
Zweck der Regelung ist eine Vorverlegung der gesetzlichen VorausZTermine,
um die zu leistenden VorausZ an den Liquidit@tszufluß (Lohnzahlungszeit-
r@ume) anzupassen. Damit handelt es sich um eine im Grunde belastende Rege-
lung.
Verfassungsrechtliche Bedenken werden aus einer Verletzung des stl. Gleich-
heitssatzes hergeleitet, weil der Gesetzgeber ArbN als Vergleichspaar und nicht
veranlagte Stpfl. gew@hlt habe (Lademann/Bordewin, § 37 Rn. 18). UE ist dieser
Einwand nicht stichhaltig, da ein ;berwiegen der Eink4nfte bzw. Einkunftsteile
aus nichtselbst@ndiger Arbeit vorausgesetzt wird, bei denen auch sonst der kurz-
fristige StAbzug im Vordergrund steht.
Zum Begriff der nichtselbst!ndigen Arbeit s. § 19 Anm. 52 ff. und zum Be-
griff der Eink4nfte s. § 19 Anm. 100.
Einkunftsteile: Ihre Erw@hnung beruht darauf, daß mehrere Arbeitsverh@lt-
nisse bestehen k*nnen, f4r die die Frage des LStAbzugs gesondert zu entschei-
den ist, erst ihre Gesamtheit aber zu Eink4nften f4hrt.
„Nicht der Lohnsteuer unterliegen“ bedeutet richtigerweise, „nicht dem
LStAbzug durch den ArbG unterliegend“. Insoweit ging die Straffung des Wort-
lauts gegen4ber § 69 Satz 2 EStDV aF auf Kosten der Genauigkeit.
E Der LStAbzugspflicht unterliegen nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 u. 2 nur inl@ndische
ArbG und ausl@ndische Verleiher, die an inl@ndische Entleiher 4berlassen.
E Keinem LStAbzug unterliegen insbes. im Ausland t@tige Grenzg@nger und Be-
dienstete von ausl@ndischen (exterritorialen) diplomatischen Vertretungen im In-
land. F4r Grenzg@nger gelten zT jedoch besondere zwischenstaatliche Abkom-
men.
#berwiegende Einkunftserzielung: Den lstabzugsfreien Eink4nften oder
Einkunftsteilen sind alle 4brigen Eink4nfte und Einkunftsteile (einschließlich
der aus nichtselbst@ndiger Arbeit, die dem LStAbzug unterliegen) gegen4ber zu
stellen. Erstere m4ssen die 4brigen 4bersteigen. Stfrei gestellte „Eink4nfte“ oder
„Einkunftsteile“ (zB nach § 3; DBA oder Auslandst@tigkeitserlaß von 1983, auch
wenn sie in den Progressionsvorbehalt einbezogen werden) stellen weder Ein-
k4nfte noch Einkunftsteile dar, bleiben daher f4r die ;berwiegenspr4fung außer
Betracht. Zum Beurteilungsmaßstab s. Anm. 53.
Vorauszahlungszeitpunkt bedeutet F@lligkeit (Verweisung auf Abs. 1 Satz 1).
Der Entstehungszeitpunkt der VorausZSchuld wird nicht ber4hrt, da allein die
F@lligkeit vorverlegt wird.
Abweichende Zeitpunkte haben die OFD bisher nicht festgelegt. In Betracht
k@men insbes. monatliche Zeitpunkte (zur Angleichung an die Behandlung in-
l@ndischer ArbN), die jedoch nicht vor den Entstehungszeitpunkten des Abs. 1
Satz 2 liegen d4rfen.

Einstweilen frei.
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Erl!uterungen zu Abs. 3:
Festsetzung und Bemessung von Vorauszahlungen

A. Allgemeine Erl!uterungen zu Abs. 3

I. #berblick zu Abs. 3

Satz 1 regelt iVm. Satz 3 die *rtliche und sachliche Zust@ndigkeit und das Ver-
fahren zur Durchsetzung des staatlichen Steueranspruchs.
Satz 2 enth@lt Grunds@tze zur Bemessung von VorausZ.
Satz 3 regelt vor allem die Bemessung von VorausZ bei Anpassung an sich @n-
dernde Verh@ltnisse und enth@lt dabei zus@tzlich eine verfahrensrechtliche Kom-
ponente als Berichtigungsvorschrift eigener Art.
Satz 4 stellt an Herabsetzungsantr@ge im Hinblick auf das StEntlG 1999/2000/
2002 zus@tzliche formale Voraussetzungen.
Satz 5 beschr@nkt die Bemessungsgrundlage f4r bestimmte Aufwendungen, Bei-
tr@ge und abziehbare Betr@ge.
Satz 6 schließt den Abzug von Altersvorsorgebeitr@gen aus.
Satz 7 ordnet gleiches bei eigengenutzten Objekten f4r Aufwendungen an, die
wie Sonderausgaben abgezogen werden k*nnen.
S!tze 8–11 lassen bestimmte Verluste aus Vermietung und Verpachtung weder
zum Verlustausgleich noch zum Verlustabzug zu.
Satz 12 zieht in Anlehnung an das LStVerfahren die Konsequenzen aus Verfah-
rens@nderungen im Zusammenhang mit dem Familienleistungsausgleich.

II. Rechtsentwicklung des Abs. 3

Die einzelnen in Abs. 3 geregelten Tatbest@nde zeigen unterschiedliche Rechts-
entwicklungstendenzen.
Vorauszahlungsbescheid: Bereits das EStG 1925 sah in § 101 Abs. 2 Satz 1
die Festsetzung von VorausZ durch besonderen Bescheid vor. Das EStG 1934
4bernahm diesen Teil nicht, da allg. Verfahrensvorschriften die Spezialgesetze
nicht belasten sollten (RegBegr. EStG 1934, RStBl. 1935, 33); das EStReformG
f4hrte ihn – wohl aus Gr4nden der Rechtsklarheit – ab 1975 wieder ein (gegen-
standslos ab 1977, da § 155 Abs. 1 Satz 1 und § 218 Abs. 1 Satz 1 AO gleiches
anordnen).
Anpassung von Vorauszahlungen:

E Erh�hungen von VorausZ abweichend von vorausgegangenen Veranlagungen lie-
ßen alle Gesetzesfassungen ab EStG 1925 zu (zB § 99 Abs. 1 EStG 1925; § 37
Abs. 1 EStG 1934).
E Herabsetzungen von VorausZ waren urspr4nglich nicht vorgesehen. Wollte ein
Stpfl. daher eine Erstattung von VorausZ erreichen, mußte eine (vorl@ufige oder
endg4ltige) Veranlagung durchgef4hrt werden. Bis dahin konnten die VorausZ
nur gestundet werden (§ 99 Abs. 2 EStG 1925). Diese mit erheblichem Verwal-
tungsaufwand verbundene L*sung erwies sich als nicht praktikabel. Deshalb ließ
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§ 37 Abs. 2 EStG 1934 erstmals eine Herabsetzung zu (RegBegr. EStG 1934,
RStBl. 1935, 53).
E Nachtr�gliche Anpassung von VorausZ: M*glichkeiten in beiden Richtungen er-
*ffnete erst das StabG v. 8. 6. 1967 (BGBl. I, 582; BStBl. I, 266).
Bemessungsgrundlage f4r die H*he der anzupassenden VorausZ waren zu-
n@chst Abweichungen der Eink4nfte; ab PndG v. 1. 2. 1938 (RGBl. I, 99;
RStBl., 97) Abweichungen der mutmaßlichen Steuerschuld.
Erwerbsbez�ge: Durch Ges. zur Umsetzung des F*deralen Konsolidierungs-
programms v. 23. 6. 1993 (BGBl. I, 944) wurde ein Satz 3 eingef4gt, der sich mit
der Bemessung der VorausZ hinsichtlich der Erwerbsbez4ge befaßte. Im Hin-
blick auf die System@nderung zum Familienleistungsausgleich hin wurde dieser
durch das JStErgG 1996 v. 18. 12. 1995 wieder aufgehoben.
Einschr!nkungen der Bemessungsgrundlage: Sie ergaben sich aus unter-
schiedlichen Beweggr4nden.
E Vereinfachung des LStAbzugsVerf.: Das LStErmVerf. sollte nicht mit Kleinbetr@-
gen belastet werden, die man deshalb von der Eintragungsf@higkeit unterhalb
bestimmter Grenzen ausschloß. Aus verfassungsrechtlichen Gr4nden be-
schr@nkte man deren Abziehbarkeit auch im Vorauszahlungsverfahren.
– Die beschr�nkte Abziehbarkeit von bestimmten SA und agB mit dem EStRG v.

5. 8. 1974 (Satz 5) bildete den Ausgangspunkt.
– Der Ausschluß des Vorkostenabzugs im Rahmen der SA durch das WohneigFG v.

15. 5. 1986 wurde durch das StPndG 1992 v. 25. 2. 1992 f4r eigengenutzte
Objekte erg@nzt.

E Technische Probleme bei der Ber4cksichtigung von bestimmten Aufwendungen
im LStVerfahren und Angleichung f4r die VorausZ, da diese von der Aus4bung
von Wahlrechten abh@ngen, die erst im Veranlagungsverfahren ausge4bt werden
k*nnen. Bis dahin verbleibt es bei der Bezuschussung durch staatliche Transfer-
zahlungen (Kindergeld und Altersvorsorgezulage).
E Einschr�nkung der Steuervorfinanzierung: Man wollte die Ber4cksichtigung be-
stimmter Verluste aus Vermietung und Verpachtung dadurch einschr@nken, daß
man eine Vorfinanzierung durch den Verlustausschluß zu unterbinden trachtete
(S@tze 8–11).
E Abzugsbetr�ge aus eigengenutzten Objekten sollten erst mit Fertigstellung ber4ck-
sichtigt werden, da erst dann die endg4ltige Zweckbestimmung feststeht und
eine Gleichstellung mit Mietobjekten erforderlich erschien.

Einstweilen frei.

B. Das Finanzamt setzt die Vorauszahlungen
durch Vorauszahlungsbescheid fest (Abs. 3 Satz 1)

I. Vorbemerkung zu Satz 1

Nach Abs. 3 Satz 1 setzt das FA die VorausZ durch Vorauszahlungsbescheid
fest. Diese Regelung wirft die Frage nach
– der *rtlichen und sachlichen Zust@ndigkeit des FA bei Festsetzung von Vor-

ausZ (Anm. 70) und
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– dem Verh@ltnis der Zust@ndigkeiten zwischen Wohnsitz- und BetriebsFA bei
gesonderter Feststellung von Besteuerungsgrundlagen auf (Anm. 71 ff.).

Dem folgt eine Darstellung des Festsetzungsverfahrens (Anm. 76) einschließlich
der Mitwirkung des Stpfl. im VorausZVerfahren (Anm. 79) und die Behandlung
weiterer mit dem VorausZBescheid verbundener Verfahrensfragen
– zur Rechtsnatur des VorausZBescheids (Anm. 80 f.),
– zum Verh@ltnis des VorausZBescheids zur nachfolgenden Veranlagung

(Anm. 85 ff.) und
– zur Anfechtung von VorausZBescheiden (Anm. 90 ff.).
Schließlich sind die Rechtsfragen im Zusammenhang mit der erstmaligen Fest-
setzung von VorausZ darzustellen (Anm. 94 f.), da die erstmalige Festsetzung
von VorausZ im Unterschied zur Anpassung nicht geregelt ist.

II. Zust!ndigkeit des Finanzamts

1. �rtliche und sachliche Zust!ndigkeit des Wohnsitzfinanzamts

�rtlich zust!ndig ist das WohnsitzFA (§ 19 AO), in Ausnahmef@llen nach
§ 20a AO das FA des ausl@ndischen ArbG.
Die sachliche Zust!ndigkeit folgt im Grunde der *rtlichen Zust@ndigkeit. Sie
umfaßt im einzelnen
E die Pr�fungs- und Ermittlungskompetenz, dh. das Recht und die Pflicht, die Vor-
aussetzungen der Festsetzung von VorausZ sowohl dem Grund als auch der
H*he nach zu ermitteln. Der Umfang der Pr4fungs- und Ermittlungskompetenz
f4r die dem VorausZBescheid nach § 157 Abs. 2 AO zugrunde zu legenden Be-
steuerungsgrundlagen entspricht der des nachfolgenden Veranlagungsverfahrens
mit den Besonderheiten, die sich aus der vorl@ufigen Natur des VorausZVerfah-
rens ergeben.
E die Festsetzungskompetenz, dh. die Befugnis, die VorausZ mit Verwaltungsakt
festzusetzen.

2. Verh!ltnis der Zust!ndigkeiten von Wohnsitz- und Betriebsfinanzamt
bei gesonderter Feststellung von Besteuerungsgrundlagen

a) Zust!ndigkeit des Wohnsitzfinanzamts nach herrschender Meinung

Vor Durchf�hrung der Feststellung: Bei gesonderter Feststellung der Ein-
k4nfte im Veranlagungsverfahren verbleibt die Pr4fungs- und Ermittlungskom-
petenz f4r VorausZ beim WohnsitzFA.

BFH v. 26. 2. 1975 I B 96/74, BStBl. II, 449; v. 26. 10. 1978 I B 3/78, BStBl. II 1979,
46; FG D4ss. v. 22. 3. 1976, EFG 1976, 350, rkr.; Hess. FG v. 26. 10. 1979, EFG 1981,
632, rkr.; FG M4nchen v. 22. 2. 1980, EFG 1981, 135, rkr.; FG M4nster v. 27. 7. 1976,
EFG 1976, 565, rkr.; Nds. FG v. 20. 4. 1977, EFG 1977, 430, rkr.; v. 13. 12. 1977, DB
1978, 1526; rkr.; v. 2. 5. 1978, EFG 1978, 492, rkr.; FG Rhld.-Pf. v. 14. 12. 1977, DB
1978, 1254, rkr.
GlA das Schrifttum: Vgl. ua. Barein, DB 1977, 49; B&hler/Paulick, § 37, 4; Costede,
StuW 1978, 37; Eggesiecker, StbJb. 1981/82, 150; Schmieszek in B/B, § 37 Rn. 77;
Lademann/Bordewin, § 37 Rn. 52; Tischer in L/B/P, § 37 Rn. 23; Mikasch, DB 1982,
2486; Sander, DStR 1978, 13.
AA FG Schl.-Holst. v. 19. 8. 1977, EFG 1977, 547, rkr.
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UE folgt die Zust@ndigkeit des WohnsitzFA seit der AO 1977 unmittelbar aus
§ 162 Abs. 3 iVm. § 19 AO, der eine Sch@tzungsbefugnis und -pflicht des Wohn-
sitzFA f4r das Veranlagungsverfahren begr4ndet. Dies gilt dann erst recht f4r
das VorausZVerfahren als einem vorgelagerten Verfahren minderer Bedeutung.

Die *rtliche Zust@ndigkeit richtet sich allein nach §§ 17 ff. AO, niemals nach § 37 (so
auch FG Schl.-Holst. v. 19. 8. 1977, EFG 1977, 547, rkr.). Abs. 3 Satz 3 ist entgegen
BFH v. 26. 10. 1978 I B 3/78, BStBl. II 1979, 46 schon deshalb nicht einschl@gig, weil
er nur eine Berichtigungsvorschrift mit zeitlicher Eingrenzung der Berichtigungsm*g-
lichkeit (s. Anm. 100) darstellt. Auch Abs. 3 Satz 1 ist offensichtlich nicht einschl@gig.
St4tzte man sich f4r eine Anpassung der VorausZ auf § 164 Abs. 2 Satz 1 AO, entfiele
Abs. 3 Satz 3 als Argumentationsgrundlage 4berhaupt.

Nach Durchf�hrung der Feststellung ist das BetriebsFA zust@ndig. Nach
§ 175 Abs. 1 Nr. 1 AO tritt Vorrang der Feststellung ein; Pr4fungs- und Ermitt-
lungskompetenz des WohnsitzFA erl*schen.

b) Zul!ssigkeit einer gesonderten Feststellung allein zu
Vorauszahlungszwecken

Eine gesonderte Feststellung allein f4r Zwecke der VorausZ l@ßt die hM nicht
zu. Gest4tzt wurde dies auf den Wortlaut der §§ 213 und 218 RAO, die sich nur
auf die (abschließende) Steuerfestsetzung bezogen h@tten, nicht auf die Feststel-
lung k4nftig m*glicher Gewinne oder Verluste, und auf die systematische Stel-
lung dieser Vorschriften im Gesetz im Rahmen des Ermittlungs- und Festset-
zungsverfahrens.

BFH v. 26. 2. 1975 I B 96/74, BStBl. II, 449; v. 26. 10. 1978 I B 3/78, BStBl. II 1979,
46; FG D4ss./K*ln v. 21. 11. 1974, EFG 1975, 75, rkr.; FG D4ss. v. 22. 3. 1976, EFG
1976, 350, rkr.; v. 21. 4. 1976, EFG 1976, 400, rkr.; FG Hamburg v. 27. 5. 1980, EFG
1980, 608, rkr.; FG M4nster v. 27. 7. 1976, EFG 1976, 565, rkr.; FG Rhld.-Pf. v.
14. 12. 1977, DB 1978, 1254, rkr.; v. 18. 4. 1978, EFG 1978, 437, rkr.; aus dem Schrift-
tum zB Hartz, DB 1975, 947; Sander, DStR 1978, 13.

Stellungnahme: UE ist diese Ansicht mit der AO 1977 4berholt. Denn das
Verst@ndnis des VorausZVerfahrens hat sich gewandelt (s. Anm. 11); § 181
Abs. 1 Satz 1 AO verweist auf die Vorschriften 4ber das Festsetzungsverfahren,
zu dem nunmehr auch die VorausZFestsetzung geh*rt. Dar4ber hinaus k*nnten
in der Praxis vielf@ltige Streitigkeiten vermieden und einheitliche Entscheidun-
gen gesichert werden (dazu Baum, DStZ 1992, 532; Tipke/Kruse, § 180 AO
Tz. 54). Die VO 4ber die gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen
nach § 180 Abs. 2 AO v. 19. 12. 1986 (BGBl. I, 613; BStBl. I 1987, 2) hat jeden-
falls keine Pnderung der Rechtslage gebracht.

c) Verh!ltnis der Zust!ndigkeiten zwischen Wohnsitz- und
Betriebsfinanzamt

Aus den dargelegten Grunds@tzen der Zust@ndigkeitsabgrenzung zwischen
WohnsitzFA und BetriebsFA ergeben sich nachstehende Folgerungen:
Eigene Pr�fungspflicht des WohnsitzFA: Das WohnsitzFA hat bis zur
Durchf4hrung der Feststellung eine eigene Ermittlungs- und Pr4fungskompe-
tenz.
Das WohnsitzFA hat daher tats@chlich die ihm vorgelegten Unterlagen zu pr4-
fen. Andererseits trifft den Stpfl. – wie auch sonst allgemein – bei Geltend-
machen von Verlusten die Glaubhaftmachungslast, dh. er muß alle Unterlagen
vorlegen, die die von ihm behaupteten Verluste nachweisen bzw. glaubhaft ma-
chen, zB von Wirtschaftspr4fern testierte Bilanzen. Er kann sich nicht darauf
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berufen, daß ihm die Beibringung solcher Unterlagen nicht m*glich sei (etwa
bei Beteiligung an einer Kapitalanlagegesellschaft mit Steuervorteilen mit einer
Vielzahl von Beteiligten). Gen4gen dem FA die vorgelegten Unterlagen nicht,
muß es dem VorausZPflichtigen Gelegenheit geben, zur Pr4fung ausreichende
Unterlagen nachzureichen.
Zul!ssigkeit von Amtshilfe durch das BetriebsFA: Unabh@ngig hiervon
kann sich das WohnsitzFA der Amtshilfe des BetriebsFA bedienen, um 4berpr4-
fen zu lassen, ob behauptete Sachverhalte, Verluste usw. glaubhaft sind. Eine
Verlagerung von Zust@ndigkeiten, insbes. der Pr4fungskompetenz, auf das Be-
triebsFA darf damit aber nicht verbunden sein.

GlA Nds. FG v. 20. 4. 1977, EFG 1977, 430, best. durch BFH v. 31. 5. 1978 I R 105/
77, BStBl. II, 596 aus anderen Gr4nden; Nds. FG v. 13. 12. 1977, DB 1978, 1526, rkr.;
Nds. FG v. 2. 5. 1978, EFG 1978, 492, rkr.; Eggesiecker, StbJb. 1981/82, 150.

Umfang der Amtshilfe: Das BetriebsFA muß, auch wenn es sich negativ ge-
@ußert hat, die Amtshilfe so erbringen, daß das ersuchende WohnsitzFA in die
Lage versetzt wird, die ihm obliegenden Entscheidungen, insbes. auch zur Er-
messensaus4bung, zu treffen (Nds. FG v. 20. 4. 1977, EFG 1977, 430, rkr.). Das
setzt substantiierte Darlegung und Abw@gung aller Umst@nde voraus, die f4r
oder gegen die Glaubhaftmachung der Verluste oder vorgetragenen Sachver-
halte sprechen.

Formularm@ßig vorformulierte und lediglich angekreuzte Antworten sind unzurei-
chend. So sind etwa s@mtliche Pr4fungsfeststellungen mitzuteilen (Nds. FG v.
2. 5. 1978, EFG 1978, 492, rkr.; v. 17. 2. 1983, EFG 1983, 536, rkr.). Unter Amtshilfe
kann nur die unselbst@ndige, in der Erteilung von Ausk4nften bestehende Amtshilfe
gemeint sein. F4r eine ;bertragung der sog. „gesteigerten“ Amtshilfe fehlt es an einer
Rechtsgrundlage (Nds. FG v. 2. 5. 1978 aaO). Die Amtshilfe kann auch in Form einer
Betriebspr4fung f4r Zwecke der Vorauszahlungen vorgenommen werden.

Folgerungen aus der Inanspruchnahme von Amtshilfe: Der Stellungnahme
des BetriebsFA kann sich das WohnsitzFA ohne weitere eigene Ermittlungen
anschließen. Dies ist nicht ermessensmißbr@uchlich, wenn es an weiteren pr@-
senten Beweismitteln fehlt. Eine Verletzung von Ermittlungspflichten scheidet
dann schon deswegen aus, weil das VorausZVerfahren als vorl@ufiges, 4berschl@-
giges Verfahren keine umfangreichen Ermittlungen vertr@gt; um so mehr, als die
abschließende Feststellung der Besteuerungsgrundlagen dem BetriebsFA obliegt
(vgl. Hess. FG v. 26. 10. 1979, EFG 1981, 632, rkr.; Bedenken bei Barein, DB
1977, 49).
E Kein Vollzug von VorausZBescheiden, wenn das WohnsitzFA seinen Pr4fungs-
und Ermittlungspflichten nicht nachkommt: Dem entspricht zumindest die
(zinslose) Stundung der Steuerschuld, bis es im Wege der Amtshilfe die erforder-
lichen Informationen beim BetriebsFA eingeholt hat (glA FG D4ss. v. 22. 3.
1976, EFG 1976, 350, rkr.).
E Die Ablehnung von Herabsetzungsantr�gen darf nicht auf die Begr4ndung gest4tzt
werden, daß sich das BetriebsFA nicht zur Verlusth*he ge@ußert habe und das
WohnsitzFA nach Verwaltungsanweisung selbst nichts unternehmen d4rfe. UE
liegt zumindest ein Fall der Ermessensunterschreitung im Rahmen des Ermitt-
lungsermessens nach § 88 AO vor (mit Barein, DB 1977, 49).

BFH v. 26. 10. 1978 I B 3/78, BStBl. II 1979, 46; Nds. FG v. 20. 4. 1977, EFG 1977,
430, rkr.; v. 2. 5. 1978, EFG 1978, 492, rkr.; FG Rhld.-Pf. v. 18. 4. 1978, EFG 1978,
437, rkr.; ferner BFH v. 24. 2. 1981 VIII B 14/78, BStBl. II, 416 zu § 162 Abs. 3 AO.

Einstweilen frei.
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III. Festsetzung der Vorauszahlungen

1. Gegenstand und Arten der Festsetzung von Vorauszahlungen

Positiver Vorauszahlungsbetrag: EStVorausZ sind stets positive Betr@ge. Die
Festsetzung negativer VorausZ mit der Folge einer Erstattung, etwa bei zu er-
wartenden LSt;berzahlungen, ist aus § 37 nicht abzuleiten (Tischer in L/B/P,
§ 37 Rn. 11; Schmidt/Drenseck XXII. § 37 Rn. 1). Dies ergibt sich schon aus
dem Zweck der VorausZ, die die zu erwartende verbleibende Steuerschuld nach
Veranlagung und Anrechnung der Steuerabzugsbetr@ge und der KSt. ausgleichen
sollen.
E Keine verfassungsrechtlichen Bedenken hat BVerfG v. 4. 3. 1977 1 BvR 815/76,
HFR 1977, 255. Zweifeln im Hinblick auf die stl. Gleichbehandlung mit LStpfl.
steht der vorgenannte Zweck des VorausZVerfahrens entgegen (FG Ba.-W4rtt.
v. 11. 3. 1976, EFG 1976, 342, rkr.). Zudem verwendet Abs. 1 den Begriff der
VorausZ technisch („... sind zu entrichten“). F4r Erstattungen sieht das EStG
die Veranlagung (§§ 25, 46; s. auch BFH v. 20. 5. 1983 VI R 111/81, BStBl. II,
584 betr. LStJA gem. §§ 42–42c aF) oder besondere Erstattungs- und Verg4-
tungsverfahren (§§ 36b–e aF; 44b und c) als abschließende Regelung vor, f4r
die Minderung der einzubehaltenden Abzugsbetr@ge das LStErm@ßigungsver-
fahren nach § 39a und die Abstandnahme vom StAbzug bei der KapErtrSt.
nach § 44a.
#berblick zu den Arten der Vorauszahlungsfestsetzung: Festsetzungen von
VorausZ k*nnen erstmalige Festsetzungen oder Anpassungen sein. Es wird fer-
ner zwischen der Festsetzung laufender VorausZ, r4ckwirkenden und nachtr@g-
lichen Festsetzungen unterschieden.
E Erstmalige Festsetzungen von VorausZ liegen vor, wenn keine VorausZFestset-
zung vorangegangen ist, also in F@llen des Eintritts in die objektive bzw. subjek-
tive (VorausZ-)StPflicht. Im Gegensatz zur Anpassung ist die erstmalige Festset-
zung in § 37 nicht ausdr4cklich geregelt (s. Anm. 94).
E Anpassungen sind Festsetzungen, denen eine VorausZFestsetzung vorausge-
gangen ist. Es handelt sich um eine untechnische Begriffsbezeichnung, die sich
aus der Dauerwirkung von VorausZFestsetzungen in die Zukunft hinein erkl@rt.
In der Terminologie der AO w@re es richtiger, von einer Pnderung zu sprechen.
E Laufende Vorauszahlungen werden festgesetzt oder angepaßt, soweit noch nicht
f@llige (uE entstandene) VorausZ des Festsetzungsjahres oder k4nftiger Jahre
betroffen sind.
E R�ckwirkende Festsetzungen betreffen bereits verstrichene VorausZTermine des
laufenden Jahres.
E Nachtr�gliche Festsetzungen oder Anpassungen betreffen die VorausZ des vorange-
gangenen abgelaufenen Jahres oder ergehen nach Ablauf s@mtlicher F@lligkeits-
termine (uE Entstehungstermine) f4r ein bestimmtes Jahr.

Einstweilen frei.

2. Mitwirkung des Steuerpflichtigen und Festsetzung von Amts wegen
im Vorauszahlungsverfahren

Eine allg. Steuererkl!rungspflicht f4r Zwecke der VorausZ ist nicht vorge-
sehen. Grds. obliegt es dem FA, alle f4r die Festsetzung von VorausZ not-
wendigen Ermittlungen durchzuf4hren. Den Stpfl. trifft damit grds. keine Erkl@-
rungspflicht, wenn er erkennt, daß seine pers*nlichen Verh@ltnisse und
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Besteuerungsgrundlagen eine Festsetzung oder Erh*hung von VorausZ verlan-
gen w4rden (Tischer in L/B/P, § 37 Rn. 20). Zur Bedeutung im Strafverfahren
s. Anm. 220 „Steuerhinterziehung“.
Erkl!rungs- und Mitwirkungspflichten nach Aufforderung durch FA: Die
Pflichten aus §§ 90 ff., 138 und 153 AO sind jedoch zu beachten. Erkl@rungen
4ber Besteuerungsgrundlagen (zB zur Begr4ndung eines Herabsetzungsantrags,
gegebenenfalls auf amtlichem Formular, oder weil das FA zur Abgabe einer Er-
kl@rung 4ber die – mutmaßlichen – Einkommensverh@ltnisse aufgefordert hat)
sind Erkl@rungen iSd. § 153 AO.

Trzaskalik in H/H/Sp, § 153 AO Rn. 7; Tipke/Kruse, § 153 AO Tz. 7; Bedenken bei
Schwarz/Frotscher, § 153 AO Rn. 9.

Berichtigungspflichten bestehen, wenn der Stpfl. nachtr@glich erkennt, daß
von ihm abgegebene Erkl@rungen unrichtig oder unvollst@ndig waren (s. auch
Anm. 220 „Steuerhinterziehung“). Die Pr4fung, ob die Erkl@rung unrichtig oder
unvollst@ndig war, bezieht sich uE auf den Zeitpunkt der Abgabe der Erkl@rung,
da nur dann ein „nachtr@gliches Erkennen“ denkbar ist. Zum Zeitpunkt der Ab-
gabe der Erkl@rung (subjektiv) richtige Erkl@rungen bed4rfen nicht der Berichti-
gung.
Aus Treu und Glauben kann eine Berichtigungspflicht uE nur eingeschr@nkt
hergeleitet werden. Dies gilt auch f4r den Fall, daß auf Antrag des Stpfl. eine
Herabsetzung mit bestimmten Gr4nden verfolgt worden ist, die tats@chlich
nicht eingetreten sind (zB beabsichtigte Gesch@ftsver@ußerung oder -aufgabe).
UE kommen nur solche Umst@nde in Betracht, die ausreichend konkretisiert
sind und der Disposition des Stpfl. unterliegen.
Herab- und Heraufsetzung von Vorauszahlungen von Amts wegen und
auf „Antrag“: Die Festsetzung und Anpassung von VorausZ erfolgt grds. von
Amts wegen (zB Erh*hung oder Minderung nach einer vorg@ngigen Veran-
lagung, s. Anm. 97). Auch Herabsetzungen sind nicht antragsabh@ngig; jedoch
ist es oft zweckm@ßig, Antr@ge zu stellen, um das Verfahren in Gang zu setzen
(s. Anm. 126 u. o. V., Stbg. 1979, 247). Zu Heraufsetzungsantr@gen im Zusam-
menhang mit § 233 a s. Anm. 220 „Vollverzinsung“.
Formale Anforderungen f4r Antr@ge auf Herabsetzung von Vorauszahlungen,
die mit den Pnderungen des StEntlG 1999/2000/2002 begr4ndet werden, stellt
Abs. 3 Satz 4 (s. Anm. 135).

IV. Festsetzung durch Vorauszahlungsbescheid

1. Rechtsnatur des Vorauszahlungsbescheids

Vorauszahlungsbescheid als Steuerverwaltungsakt: Der VorausZBescheid
ist Verwaltungsakt iSd. §§ 118 ff. AO, er muß daher schriftlich ergehen, ausrei-
chend bestimmt (dh. Adressaten und H*he der VorausZSchuld enthalten) und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen sein (s. aber § 356 AO). Er ist
Steuerbescheid iSd. § 155 Abs. 1 Satz 1 AO, f4r den die §§ 155 ff. AO 4ber die
Steuerfestsetzung gelten, und als solcher Erhebungsvoraussetzung iSd. § 218
Abs. 1 Satz 1 AO.
Konstitutiver oder deklaratorischer Verwaltungsakt: Die hM geht wohl von
einem deklaratorischen Charakter aus, da sie auch Veranlagungsbescheide, so-
weit sie die tats@chlich verwirkte Steuer treffen, f4r deklaratorisch, im 4brigen
f4r konstitutiv h@lt.
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FG K*ln v. 17. 3. 1982, EFG 1982, 475, aufgeh. durch BFH v. 25. 1. 1983 VIII R 121/
82, nv.; AEAO zu § 218 Nr. 1; H/H/Sp, § 155 AO Rn. 6.; Tipke/Kruse, § 155 AO
Tz. 23. Stolterfoht in K/S/M, § 37 Rn. A 9; Schmieszek in B/B, § 37 Rn. 53 u. 69 un-
terscheiden danach, ob der VorausZFestsetzung eine Veranlagung zugrundegelegt wird
oder nicht.

Die Festsetzung begr4ndet danach lediglich die Zahlungsverpflichtung, nicht
aber das Entstehen der Steuer selbst. So Tipke/Kruse, § 38 AO Tz. 23; Schmies-
zek in B/B, § 37 Rn. 53 u. 69. Die H*he der Schuld soll dann schon aus Abs. 3
Satz 2 folgen.
Dem kann uE nur eingeschr@nkt gefolgt werden. Deklaratorisch kann die Vor-
ausZFestsetzung nur sein, soweit die VorausZ materiell bereits allein durch Tat-
bestandsverwirklichung entsteht. UE ist das nur nach Ablauf des Jahres m*glich,
da die ESt. eine Jahressteuer ist. Im 4brigen betreffend insbes. die laufenden
VorausZ sind VorausZBescheide als Ergebnis von Ermessensentscheidungen
zwangsl@ufig in vollem Umfang konstitutiv, da sie erst als Folge der F@lligstel-
lung die Entstehung der Steuer bedingen (vgl. auch Beker, DB 1975, 2147
Fn. 8). Veranlagungsgrunds@tze treffen hier schon deswegen nur eingeschr@nkt
zu, weil die erst noch im Verlaufe des restlichen Jahres zu verwirklichenden Be-
steuerungsmerkmale im Ungewissen liegen und die Verteilung auf die Voraus-
ZTermine allein vom (zuf@lligen) Zeitpunkt der F@lligstellung abh@ngt. Nur
nachtr@gliche Festsetzungen k*nnten sich auf einen mehr oder minder fest-
stehenden Sachverhalt gr4nden, wobei zus@tzlich die Ungewißheit aus der Vor-
l@ufigkeit der Ermittlung des Sachverhalts heraus zu beachten w@re. Jedoch be-
wirken auch diese mit Fortsetzung der nachtr@glichen Anpassung eine
vorgezogene Steuerentstehung der letzten VorausZ.
Entstehungsvoraussetzung f�r die Vorauszahlungsschuld: Der Voraus-
ZBescheid ist mit der hier vertretenen Auffassung nicht nur F@lligkeits- (so hM),
sondern auch Entstehungsvoraussetzung.
Vorauszahlungs-Festsetzung kein Leistungsgebot: Nach BFH v. 5. 8. 1980
VIII B 108/79, BStBl. II 1981, 35 und v. 4. 6. 1981 VIII B 31/80, BStBl. II, 767
ist der VorausZBescheid Leistungsgebot f4r die entrichteten VorausZ und die
Erhebung von S@umniszuschl@gen. UE 4berholt: Mit Inkrafttreten der AO 1977
sind VorausZBescheid und Leistungsgebot zu trennen (vgl. § 155 Abs. 1 Satz 2
bzw. § 254 Abs. 1 Satz 1 AO): Das Leistungsgebot ist gesonderter Verwaltungs-
akt und mit dem Einspruch (fr4her Beschwerde) anfechtbar (FG K*ln v.
28. 12. 1981, EFG 1982, 474, aufgeh. aus anderen Gr4nden durch BFH v.
19. 7. 1982 VIII B 25/82, nv.).
An Ehegatten iSd. § 26 Abs. 1 Satz 1 gerichtete Vorauszahlungsbescheide
ergehen als Einzelsteuerbescheid gegen getrennt veranlagte, zusammenveran-
lagte oder der gesonderten Veranlagung nach § 26c unterliegende Ehegatten f4r
jeden der Ehegatten gesondert; bei zusammen zu veranlagenden Ehegatten
kann uE auch ein zusammengefaßter Steuerbescheid ergehen (§ 155 Abs. 3
Satz 1 AO). Die Anforderungen an die Bekanntgabe von VorausZBescheiden
gegen4ber der Zusammenveranlagung unterliegenden Ehegatten entsprechen
den Grunds@tzen f4r die Bekanntgabe der EStBescheide. UE folgt dies aus
Abs. 3 Satz 2, der Veranlagung und VorausZFestsetzung verkn4pft; FG Rhld.-
Pf. v. 12. 12. 1988, EFG 1989, 234, rkr.; zT aA FG Rhld.-Pf. v. 30. 6. 1986, EFG
1986, 570, rkr.

Zur Bekanntgabe gegen4ber zusammenveranlagten Ehegatten allgemein s. § 26b
Anm. 56 ff. und zur Festsetzung von VorausZ gegen zusammenveranlagte Ehegatten s.
§ 26b Anm. 65.

§ 37 Anm. 80 Einkommensteuer-Vorauszahlung
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Verbundene Steuerbescheide: Die VorausZFestsetzung kann mit der Steuer-
festsetzung f4r einen (vorausgehenden) VZ verbunden werden (verbundene
Verwaltungsakte); beide stellen gesonderte Steuerbescheide dar und k*nnen
selbst@ndig angefochten werden (s. Anm. 90).

Der Verbindung entspricht die grunds@tzliche Festsetzung von VorausZ nach der Steu-
erschuld aus der Veranlagung (s. Anm. 97), die insbes. fr4here Rechtslagen mit einer
mehr oder minder strikten Bindung vorsahen, heute jedoch dadurch 4berholt ist, daß
auf die erkl@rten Tatsachen die f4r das VorausZJahr geltende Rechtslage angewendet
wird und die S@tze 5, 7–11 Abweichungen bedingen.

Gesonderte Vorauszahlungsbescheide ergehen, wenn sie nicht mit einer Ver-
anlagung verbunden sind.

2. „Vorl!ufigkeit“ und Befristung der Vorauszahlungsfestsetzung

Vorbehaltsfestsetzung: Wegen ihres vorl@ufigen Charakters sind VorausZFest-
setzungen stets Steuerfestsetzungen unter dem Vorbehalt der Nachpr4fung nach
§ 164 Abs. 1 Satz 2 AO (vgl. FG M4nchen v. 22. 2. 1980, EFG 1981, 135, rkr.).
Eines Vorbehaltsvermerks bedarf es wegen der zwingenden gesetzlichen Rege-
lung nicht. Der Vorbehalt bleibt selbst dann wirksam, wenn der Steuerfall ab-
schließend gepr4ft wurde (Nds. FG v. 13. 2. 1981, EFG 1981, 648, rkr., betr.
UStVoranmeldungen; H/H/Sp, § 164 AO Rn. 17 und 29; Schwarz/Frotscher,
§ 164 AO Rn. 26).
Aufhebung oder Ab!nderung der VorausZFestsetzung k*nnen jederzeit von
Amts wegen oder auf Antrag des Stpfl. erfolgen (§ 164 Abs. 2 Satz 1 AO). Zum
Konkurrenzverh@ltnis zu Abs. 3 Satz 3 s. Anm. 100.
Eine Aufhebung des Vorbehalts der Nachpr�fung durch die Beh*rde ist
entgegen § 164 Abs. 3 AO nicht m*glich (Schwarz/Frotscher, § 164 AO
Rn. 26).
Zeitliche Begrenzung der Vorauszahlungsfestsetzung: Die VorausZFest-
setzung wirkt in die Zukunft, soweit sie nicht von vornherein auf einzelne Jahre
beschr@nkt ist. In der Praxis ergeht sie deshalb in der Weise, daß ab ... jeweils ...
Euro (bis 2001: DM) zu zahlen sind (Formulierung: ... „und die folgenden
Kalenderjahre bis zum Ergehen eines neuen Steuerbescheids“). Erst durch
weiteren Bescheid erlischt ihre Wirkung (aA Stolterfoht in K/S/M, § 37
Rn. D 5: Wirkung nur im Rahmen der Frist des § 37 Abs. 3 Satz 3). Damit han-
delt es sich um Verwaltungsakte mit Dauerwirkung.
Erneuter Bescheid: Von der Pnderung des vorausgegangenen Bescheids ist
der Erlaß eines neuen Bescheids zu unterscheiden, der auch den Regelungsinhalt
des fr4heren Bescheids umfassen kann. Die ;berg@nge sind aufgrund der
Dauerwirkung der VorausZFestsetzung fließend (Problematik der sog. „wieder-
holenden Verf4gung“). Die FinVerw. geht allgemein vom Ergehen eines neuen
Bescheids aus.

Einstweilen frei.

V. Verh!ltnis des Vorauszahlungsbescheids
zur nachfolgenden Veranlagung

1. Vorauszahlungsverfahren als selbst!ndiges, vorl!ufiges Verfahren

Vorl!ufigkeit des Vorauszahlungsverfahrens: Nach der Rspr. ist das Voraus-
ZVerfahren im Verh@ltnis zur nachfolgenden Steuerfestsetzung lediglich eine
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vorl@ufige Maßnahme. VorausZ seien nur vorl@ufige „Zahlungen“ unter dem
Vorbehalt der sp@teren Steuerfestsetzung.

BFH v. 3. 7. 1995 GrS 3/93, BStBl. II, 730; ebenso schon BFH v. 28. 4. 1972 III R 3/
71, BStBl. II, 660; BFH v. 26. 2. 1975 I B 96/74, BStBl. II, 449; v. 10. 4. 1975 I B 7/75,
BStBl. II, 778; v. 27. 9. 1976 VIII B 69/75, BStBl. II 1977, 33; v. 13. 3. 1979 III R 79/
77, BStBl. II, 461 (betr. VSt.); v. 22. 10. 1981 IV R 81/79, BStBl. II 1982, 446; Hess.
FG v. 26. 10. 1979, EFG 1981, 632, rkr.; FG M4nchen v. 20. 4. 1983, EFG 1983, 624,
rkr.

Selbst!ndigkeit der Verfahren: Einhelligkeit besteht dar4ber, daß Voraus-
ZFestsetzung und nachfolgende Veranlagung als Verfahren selbst@ndig sind (zB
BFH v. 15. 11. 1993 V B 46/92, BFH/NV 1995, 283 auf BFH v. 3. 7. 1995 GrS
3/93, BStBl. II, 730; BFH v. 13. 11. 1990, BFH/NV 1991, 775; v. 7. 5. 1971 III
R 53/70, BStBl. II, 681; zur RAO schon BFH v. 14. 1. 1965 IV 9/64, HFR
1965, 334). Dem entsprechen die unterschiedlichen Rechtsgrundlagen (Abs. 3
Satz 1 bzw. § 25 Abs. 1) und die Behandlung der VorausZBescheide durch die
AO als f*rmliche Steuerfestsetzungen.
Veranlagung als aufl7sende Bedingung f�r das Vorauszahlungsverfahren:
Nach nunmehr einhelliger Meinung ist die VorausZSchuld eine durch die Fest-
setzung der Jahressteuer aufl*send bedingte Steuerschuld (BFH III R 79/77
aaO; v. 22. 5. 1979 VIII R 58/77, BStBl. II, 639). Sie verliert dadurch ihre Wir-
kung ex nunc.

BFH v. 27. 1. 1977 IV B 72/74, BStBl. II, 367; v. 4. 6. 1981 VIII B 31/80, BStBl. II,
767 auf FG D4ss. v. 22. 1. 1980, EFG 1980, 291; v. 8. 7. 1982 IV B 6/82, BStBl. II,
660; v. 9. 9. 1986 VIII R 198/84, BStBl. II 1987, 28 (betr. GewSt.); Nds. FG v.
21. 6. 1968, EFG 1968, 548, rkr.

E EStBescheid als neue Zahlungs- und Vollstreckungsgrundlage: Soweit sich Voraus-
ZBescheid und Veranlagung decken, bleiben die (materiellen) Rechtswirkungen
erhalten, die der VorausZBescheid in der Vergangenheit ausgel*st hat (vgl. BFH
v. 22. 8. 1995 VII B 107/95, BStBl. II, 916 mwN; nach BFH v. 4. 6. 1981 VIII B
31/80, BStBl. II, 767 bleibt er „Leistungsgebot“, zur Kritik s. Anm. 11 und 80).
Bedeutung hat dies ua. f4r in der Vergangenheit erhobene Steuern, S@umniszu-
schl@ge, Vollstreckungsakte, Aufrechnung und Haftung (zu letzterem vgl. BFH
v. 12. 10. 1999 VII R 98/98, BStBl. II 2000, 486). F4r nicht erhobene Steuern
verliert er seine Wirkung und wird durch den Jahressteuerbescheid ersetzt. Die-
ser tritt als Zahlungs- und Vollstreckungsgrundlage an die Stelle des VorausZBe-
scheids (BFH v. 18. 7. 2000 VII R 32,33/99, BStBl. II 2001, 133; v. 4. 7. 1986
VII B 134/85, BStBl. II, 752). F4r VorausZBescheid als eigenst@ndige Rechts-
grundlage Frotscher, § 37 Rn. 6.
E Eine Aufhebung des Veranlagungsbescheids l@ßt den VorausZBescheid nach dieser
Auffassung nicht automatisch wieder aufleben, genauso wenig wie dessen Aus-
setzung oder Aufhebung der Vollziehung, s. auch Anm. 92.
E Zeitpunkt des Wegfalls des VorausZBescheids als Rechtsgrundlage ist der Tag
der Bekanntgabe des Veranlagungsbescheids f4r das VorausZJahr.

GlA Frotscher/Lindberg, § 37 Rn. 4; Schwarz/Frotscher, § 164 AO Rn. 30; Nds.
FG v. 28. 3. 1961, EFG 1962, 83, rkr.; FG M4nster v. 20. 9. 1985, EFG 1986, 186, rkr.;
aA FG K*ln v. 17. 3. 1982, EFG 1982, 475, aufgeh. v. BFH: Mit Ablauf des 31. 12. des
Jahres, f4r das die VorausZ festgesetzt wurden. ;berholt, s. u.

E F�r Folgejahre bleibt der VorausZBescheid wirksam, es sei denn, er wird durch
einen neuen VorausZBescheid ersetzt.
Nach anderer Ansicht ist nicht die Festsetzung, sondern die (fr4here) Entste-
hung der Jahressteuerschuld die aufl*sende Bedingung (BFH v. 7. 3. 1968,
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BStBl. II, 496; v 21. 1. 1977, BStBl. II, 393; v. 22. 5. 1979, BStBl. II, 639; v.
6. 2. 1990, BStBl. II, 523; Schmidt/Drenseck XXII. § 37 Rn. 1; wohl noch
Tipke/Kruse, § 37 AO Tz. 32). Dahinter steht die Rechtsauffassung, daß der
Jahresveranlagungsbescheid deklaratorisch wirke, demnach der Jahresablauf den
VorausZBescheid 4berhole. UE ist diese Ansicht abzulehnen: Zwar unterschei-
det sich die Entstehung der EStVorausZSchuld materiell nicht von der Entste-
hung der EStSchuld selbst. Beide entstehen im Gegensatz zu der laufenden
Steuerschuld mit Zeitablauf und beziehen sich auf den gleichen Steuergegen-
stand. Jedoch wechselt die verfahrensm@ßige Durchsetzungsm*glichkeit.
Bedeutung hat der Streit vor allem f4r die Frage, ob VorausZ zu erstatten sind,
wenn eine Steuerfestsetzung nicht mehr erfolgen kann (s. Anm. 86).

2. Verh!ltnis von durchgef�hrtem Veranlagungsverfahren zum
Vorauszahlungsverfahren

a) Verh!ltnis eigener Art

Vorauszahlungs- und Veranlagungsverfahren sind zwar selbst@ndige Verfahren,
die jedoch vielfache Beziehungen untereinander aufweisen. Dabei gilt: Die end-
g4ltige Entscheidung 4ber die H*he der geschuldeten Steuer erfolgt mit Festset-
zung nach Ablauf des VZ (§ 25 Abs. 1). Durch die Jahresfestsetzung erledigt
sich der VorausZBescheid (§ 124 Abs. 2 AO; wohl allg. Meinung seit BFH v.
3. 7. 1995 GrS 3/93, BStBl. II, 730).
Dnderungsvorschriften nicht anwendbar: VorausZFestsetzung und Veran-
lagung stehen nicht im Verh@ltnis von Pnderungsbescheiden zueinander (heute
einh. Meinung, vgl. BFH v. 23. 6. 1993 X B 134/91, BStBl. II 1994, 38).
Ein Anspruch auf Durchf�hrung einer Veranlagung wird allgemein bejaht,
wenn der Stpfl. hieran ein besonderes Interesse hat; zB dann, wenn VorausZ ge-
leistet sind, die mit der festzusetzenden Jahresschuld verrechnet bzw. erstattet
werden sollen (BFH v. 4. 6. 1959 IV 186/58 U, BStBl. III, 367; H/H/Sp, § 155
AO Rn. 22).
Festsetzungsverj!hrung gehemmt:

Schrifttum: Koops, Erstattung von Vorauszahlungen, wenn der Jahressteueranspruch
verj@hrt ist, BB 1987, 1940; Koops/Scharfenberg, Das Schicksal geleisteter Einkommen-
steuer-Vorauszahlungen im Falle der Verj@hrung der Jahressteuerschuld, DStR 1995, 552.

Sind VorausZ geleistet, so endet die Festsetzungsfrist f4r einen StAnspruch nach
§ 171 Abs. 14 AO nicht, soweit ein damit zusammenh@ngender Erstattungsan-
spruch nach § 37 Abs. 2 AO noch nicht nach § 228 AO verj@hrt ist (vgl. Koch
§ 171 AO Rn. 55 ff.; Schwarz/Frotscher, § 171 AO Rn. 89; zu verfassungs-
rechtlichen Bedenken Koops, BB 1987, 1940). In der Zahlung verj@hren kann
ein Erstattungsanspruch erst mit Festsetzung und F@lligstellung (BFH v.
18. 7. 2000 VII R 32,33/99, BStBl. II 2001, 133). Deshalb m4ssen uE die das
Veranlagungssoll 4bersteigenden VorausZ mit der Veranlagung erstattet werden
(Koch, § 171 AO Rn. 56; aA Stolterfoht in K/S/M, § 37 Rn. A 17).
Hier spielt die Frage herein, ob die VorausZ allein mit Entstehung des Jahres-
steueranspruchs erlischt (s. Anm. 85 und Schmieszek in B/B, § 37 Rn. 28).
Dann k*nnte er infolge Festsetzungsverj@hrung nicht mehr festgesetzt werden
(vgl. BFH v. 13. 11. 1990, BFH/NV 1991, 775; FG Hamburg v. 5. 12. 1986,
EFG 1988, 577, rkr.). Folge w@re, daß eine durch die VorausZ 4ber den mate-
riellen Steueranspruch hinaus getilgte Jahressteuer nur noch im Billigkeitsweg er-
stattet werden k*nnte (Schmidt/Drenseck XXII. § 37 Rn. 1; Tipke/Kruse, § 37
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AO Tz. 45). UE zumindest durch die ge@nderte Rechtslage zu § 171 Abs. 14
4berholt.

Zur Rechtslage bis zum VZ 1986 s. BFH v. 13. 2. 1996 VII R 55/95, BFH/NV 1996,
454 (zur Verm*gensteuer); aA FG Hamb. v. 5. 12. 1986, BB 1987, 1938; zur Rechtslage
nach der RAO vgl. BFH v. 13. 3. 1979 III R 79/77, BStBl. II, 461 betr. VSt.; im 4bri-
gen vgl. BFH v. 4. 6. 1959 IV 186/58 U, BStBl. III, 367.

Bindung an bisherige Rechtsauffassungen: Die von der FinVerw. im Vor-
ausZVerfahren vertretenen Rechtsmeinungen binden grds. nicht im nachfolgen-
den Veranlagungsverfahren (RFH v. 9. 6. 1943, RStBl., 515; BFH v. 26. 10. 1962
VI 13/62, HFR 1963, 218 und BFH v. 26. 6. 1959 III 67/58 U, BStBl. III, 360
betr. LAG). § 176 AO ist nicht anwendbar, weil VorausZ und Veranlagungsfest-
setzung nicht im Verh@ltnis von Pnderungsbescheiden zueinander stehen.
E Treu und Glauben kann ausnahmsweise zu einer Bindung f4hren, wenn sich
eine Zusage erkennbar auch auf das nachfolgende Veranlagungsverfahren er-
streckt (RFH VI 76/43 aaO und BFH VI 13/62 aaO).
E F�r gerichtliche Entscheidungen wird eine Bindung verneint und lediglich eine fak-
tische Wirkung unterstellt (BFH v. 13. 3. 1980 IV E 2/80, BStBl. II, 520; v.
23. 6. 1993 X B 134/91, BStBl. 1994 II, 38 mwN; Schmidt/Drenseck XXII.
§ 37 Rn. 17).
Keine weitere Festsetzung von Vorauszahlungen nach Durchf�hrung der
Veranlagung: Nach erfolgter Veranlagung sind weder weitere Festsetzungen
von VorausZ (BFH v. 31. 5. 1978 I R 105/77, BStBl. II, 596) noch eine Anpas-
sung (Tischer in L/B/P, § 37 Rn. 15) m*glich. Das vorl@ufige Verfahren ist
durch Ergehen des Veranlagungsbescheids abgeschlossen (aA Abschluß durch
Zeitablauf, vgl. zB v. Groll, DStR 1994, 158 mwN, oder Anrechnung der Vor-
ausZ).
Anrechnung und Erstattung von Vorauszahlungen: Auf die sp@tere Steuer-
schuld werden im laufenden Jahr (VorausZ und StAbzugsbetr@ge) und gegebe-
nenfalls in den folgenden 15 bzw. 21 Monaten (VorausZ) Abschlags-„zahlun-
gen“ geleistet, die auf die endg4ltige Steuerschuld angerechnet werden. Der
Ausgleich erfolgt im Steuererhebungsverfahren nach Durchf4hrung der Veranla-
gung durch Anrechnung entrichteter VorausZ, etwaiger Steuerverg4tungen oder
einbehaltener StAbzugsbetr@ge und m4ndet in die sog. Abschlußzahlung (§ 36
Abs. 4 Satz 1) oder es erfolgt eine Erstattung des die Steuerschuld 4bersteigen-
den Betrags (§ 36 Abs. 4 Satz 2). Diese Steueranrechnung stellt einen von der
Steuerfestsetzung gesonderten Verwaltungsakt dar, der allerdings nur deklarato-
risch wirkt und sich je nach dem Ergebnis der Anrechnung in einem Leistungs-
gebot oder in einer Erstattungsverf4gung @ußert (BFH v. 18. 7. 2000, BStBl. II,
133). Ein ;berschuß zugunsten des Stpfl. wird mit Bekanntgabe des Veranla-
gungsbescheids f@llig (§ 220 Abs. 2 Satz 2 AO) und ist zu erstatten (§ 36 Abs. 4
Satz 2). Eine Abschlußzahlung hat der Stpfl., soweit sie auf bereits f@llige Vor-
ausZ entf@llt, sofort (dh. mit F@lligkeit aus der VorausZFestsetzung), den Rest in
Monatsfrist zu entrichten (§ 36 Abs. 4 Satz 1).
Zeitliche Kongruenz von Anrechnung und Vorauszahlungen: Angerechnet
wird auf die Steuerschuld des VorausZJahres; eine abweichende Anrechnungs-
bestimmung ist weder durch den Stpfl. noch durch das FA m*glich. § 37 Abs. 1
geht als Sonderregelung dem § 225 AO vor (vgl. BFH v. 13. 11. 1990 VII R 27/
90, BFH/NV 1991, 775).
Leistungsgebot: Ein mit der Veranlagung ergehendes Leistungsgebot bezieht
sich nur auf die nach Anrechnung (verbleibende) Abschlußzahlung.
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Str. war, ob sich dieses auf die Steuerfestsetzung vor Anrechnung oder danach bezieht,
aber seit BFH v. 3. 7. 1995 GrS 3/93, BStBl. II, 730 ist dies in letzterem Sinn gekl@rt.

Abrechnungsbescheid: Die Anrechnung der VorausZ ist nur deklaratorischer
Verwaltungsakt, dessen Außenwirkung sich im Ergebnis der Anrechnung @ußert
(BFH v. 18. 7. 2000 VII R 32,33/99, BStBl. II, 133). Sie ist damit nicht geson-
dert anfechtbar. ;ber die richtige Anrechnung der VorausZ wird deshalb (auf
Antrag) durch Abrechnungsbescheid entschieden (BFH v. 28. 4. 1993 I R 100/
92, BStBl. II, 836; OFD M4nster v. 12. 7.1994, BB 1994, 1700), wobei die An-
rechnung nur unter den Voraussetzungen der §§ 129–131 AO ge@ndert werden
kann (BFH v. 15. 4. 1997 VII R 100/96, BStBl. II, 787; AEAO zu § 218 Nr. 3).
Nach Verwaltungsauffassung sind an den Antrag auf Erteilung eines Abrech-
nungsbescheids keine strengen Anforderungen zu stellen.

b) Umfang der Aussetzung der Vollziehung der nachfolgenden
Steuerfestsetzung

Nach § 361 Abs. 2 Satz 4 AO, § 69 Abs. 2 Satz 8 und Abs. 3 Satz 4 FGO mit
Wirkung ab 1. 1. 1997, eingef4gt mit JStG 1997 v. 20. 12. 1996, BGBl. I, 2049,
kann grds. eine Aussetzung bzw. Aufhebung der Vollziehung eines Bescheids in
vollem Umfang erfolgen. Die „vorbehaltlose“ Aussetzung bzw. Aufhebung der
Vollziehung beschr@nkt sich jedoch bei EStBescheiden auf den Restbetrag, der
verbleibt, wenn man die nunmehr festgesetzte Steuer um die anzurechnenden
Steuerabzugsbetr@ge, KSt. und bisher festgesetzte VorausZ mindert. Dar4ber
hinaus gehende Betr@ge k*nnen in der Vollziehung nur ausgesetzt oder aufgeho-
ben werden, wenn dies zur Abwendung wesentlicher Nachteile n*tig erscheint.

Nach BTDrucks. 13/5952 soll die Vorschrift verhindern, daß im Wege der AdV/Auf-
hebung der Vollziehung Betr@ge vorl@ufig ausgezahlt werden (m4ssen). Die tats@ch-
liche Fassung geht dar4ber hinaus, weil sie auf festgesetzte VorausZ abstellt.

Damit unterlief der Gesetzgeber die Rspr. des BFH auf Vorlage diverser Senate
seit BFH v. 3. 7. 1995 GrS 3/93, BStBl. II, 730; BFH v. 18. 9. 1995 X B 134/91,
BFH/NV 1996, 232; v. 25. 10. 1995, BStBl. II 1996, 316. Nach dieser neueren
Rspr. ist Vollziehung jeglicher Gebrauch vom materiellen Regelungsgehalt eines
Verwaltungsakts. Durch Ergehen des Jahressteuerbescheids erledige sich der
VorausZBescheid in sonstiger Weise (§ 124 Abs. 2 AO). An seine Stelle trete in
vollem Umfang der EStBescheid. Nur dieser sei Gegenstand der Aussetzung
oder Aufhebung der Vollziehung; durch die Aussetzung oder Aufhebung der
Vollziehung werde der VorausZBescheid nicht wieder „verdeckt“ wirksam. Des-
halb k*nnten sie sich auch auf aufgrund Leistungsgebots ergangene freiwillige
Leistungen (VorausZ-) und Steuerabzugs- (anzurechnende LSt. und ESt.) und
Steuerverg4tungsbetr@ge (KSt.) erstrecken.
#berholte Rechtslage: Entgegenstehende Rspr. aus der Zeit vor der Entschei-
dung des GrS, nach der eine Aussetzung der Vollziehung (AdV) nur in dem Um-
fang erfolgen durfte, in dem festgesetzte VorausZ nicht entrichtet waren, war
mit der Entscheidung des GrS 4berholt.

BFH v. 4. 6. 1981 VIII B 31/80, BStBl. II, 767; BFH v. 15. 6. 1982 VIII B 138/81,
BStBl. II, 657; BFH v. 27. 1. 1977 IV B 72/74, BStBl. II, 367, zur GewSt., und dem
Verh@ltnis von vorl@ufigem zu endg4ltigem Bescheid; BFH v. 5. 8. 1980 VIII B 108/
79, BStBl. II 1981, 35; v. 15. 6. 1982 VIII B 138/81, BStBl. II, 657; v. 26. 11. 1986 VIII
B 114/86, BStBl. II 1987, 179 (zur KSt.); FG D4ss. v. 29. 5. 1973, EFG 1973, 593, rkr.
Zur @lteren Auffassung vgl. die Nachweise bei BFH v. 19. 8. 1969 VI B 51/69,
BStBl. II, 685; v. 19. 6. 1969 V B 8/69, BStBl. II, 527 [528] auch zur abweichenden
Meinung des II. Senats; zuletzt BFH v. 12. 2. 1974 VII R 105/71, BStBl. II, 418.
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Stellungsnahme: Die Neuregelung 4berholt nunmehr auch die Entscheidung
des GrS, wobei zwar der dogmatische Ausgangspunkt des BFH, Aussetzung in
vollem Umfang zuzulassen, grunds@tzlich erhalten blieb, jedoch durch nahezu
nicht erf4llbare zus@tzliche Anforderungen konterkariert wird.
Zur Kritik am Vorgehen des Gesetzgebers Tipke/Kruse, § 69 FGO Tz. 26 „Ein-
kommensteuerbescheid“. Sie stellt nicht einen nur die Rechtslage wie vor dem
Beschluß des GrS her, sondern verschlechtert die Rechtsposition des Stpfl. nun-
mehr, weil auch nicht geleistete VorausZ nur noch unter engen Voraussetzungen
ausgesetzt werden k*nnen.
Aussetzung bei festgesetzten Vorauszahlungen: Festgesetzte VorausZ sind
auch solche, die selbst bereits ausgesetzt sind (BFH v. 24. 1. 2000 X B 99/99,
BStBl. II, 559; AEAO zu § 361 AO Nr. 4 Abs. 3).
Aussetzung der Vorauszahlungen nach Ergehen des Veranlagungsbescheids:
Wurde vom BFH nach alter Rechtslage abgelehnt (vgl. BFH v. 24. 3. 1999
XI S 18/98, BFH/NV 2000, 451). Ob sich diese Rspr. im Hinblick auf die Ge-
setzes@nderung und unter verfassungskonformer Auslegung der §§ 361 Abs. 2
Satz 4 und 69 Abs. 2 Satz 8 FGO halten l@ßt, ist offen, da bei w*rtlicher Aus-
legung der Vorschriften und unter Zugrundelegung der Rspr. des BFH zur
Erledigung des Einspruchs gegen die VorausZFestsetzung durch 4berholende
Veranlagungsfestsetzung (s. Anm. 92) die Gefahr einer Rechtsschutzl4cke im
vorl@ufigen Rechtsschutz best4nde.
Der Eintritt wesentlicher Nachteile ist entsprechend der Voraussetzung im
Fall der einstweiligen Anordnung zu bef4rchten, wenn die Beschr@nkung der
AdV die wirtschaftliche oder pers*nliche Existenz des Stpfl. unmittelbar und
ausschließlich bedrohen w4rde (BFH v. 12. 4. 1984, BStBl. II, 492). Zur Kon-
kretisierung s. AEAO zu § 361 AO Tz. 4.6. Zinsnachteile, das Erfordernis einer
Kreditaufnahme oder ein Zwang, betriebliche Investitionen zur4ckstellen zu
m4ssen, gen4gen nicht.

Einstweilen frei.

VI. Rechtsschutz gegen den Vorauszahlungsbescheid

1. Anfechtung von Vorauszahlungsbescheiden

a) Einspruchsverfahren gegen Vorauszahlungsbescheide

Schrifttum: O.V., Anm. zu FG Hamburg, EFG 1999, 157 Beil. 4/1999 zu EFG Nr. 14.

Gegen erstmalige oder erh*hende VorausZBescheide sind der Einspruch (§ 348
Abs. 1 Nr. 1 AO) und die Anfechtungsklage (§ 40 FGO) gegeben. Zur Ableh-
nung eines Antrags auf Anpassung von VorausZ s. Anm. 101.
Anfechtung verbundener Festsetzungen: Sind Veranlagung und Festsetzung
von VorausZ miteinander verbunden (s. Anm. 80), so sind beide Festsetzungen
getrennt anfechtbar. Ein Rechtsbehelf gegen die EStFestsetzung beinhaltet nicht
auch zwingend die Anfechtung des VorausZBescheids (Schmidt/Drenseck
XXII. § 37 Rn. 17; dies selbst dann nicht, wenn die Steuerfestsetzung als Bemes-
sungsgrundlage f4r die Anpassung oder Festsetzung der VorausZ dient. Deshalb
ist durch Auslegung zu ermitteln, wogegen sich der Einspruch richtet (Conradi
in L/B/P, § 37 Rn. 31). Allerdings kann die Stattgabe im Rechtsbehelfsverfahren
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gegen die EStVeranlagung auch zu einer Herabsetzung der VorausZ f4hren (s.
auch Anm. 97).
Anfechtung des Vorauszahlungsbescheids oder Antrag auf Anpassung
sind zu unterscheiden. Was gewollt ist, ergibt eine Auslegung des Begehrens.
Nach Ablauf der Rechtsbehelfsfrist erwachsen VorausZBescheide auch f4r
solche VorausZ in formelle Bestandskraft, die erst in Zukunft entstehen
(Anm. 81). Dann verbleiben lediglich Antr@ge auf Anpassung.
Nach Durchf�hrung der Einkommensteuerveranlagung erledigt sich das
Verfahren gegen die VorausZFestsetzung und erfolgt Fortsetzung des Ein-
spruchsverfahrens nach § 365 Abs. 3 AO (BFH v. 4. 11. 1999 V R 35/98,
BStBl. II 2000, 454; FG Hamburg v. 4. 8. 1998, EFG 1999, 157, rkr.; beide zur
USt; s. auch BFH v. 22. 1. 1988 III B 134/86, BStBl. II, 484 betr. Rechtslage bis
VZ 1986; AEAO zu § 365 AO Nr. 2). Eines Antrags bedarf es nicht (mehr), so
der BFH auch schon f4r altes Recht. Zur Auswirkung dieser Rechtsauffassung
im Verfahren 4ber den vorl@ufigen Rechtsschutz s. Anm. 93 und Anm. 220
„Aussetzung der Vollziehung“.
Eine Einspruchsentscheidung im VorausZVerfahren, die nach durchgef4hr-
ter Veranlagung erlassen wird, ist jedenfalls nicht nichtig, BFH v. 22. 1. 1988 III
B 134/86 aaO.

b) Klageverfahren gegen Vorauszahlungsbescheide

Schrifttum: L&ck, Zum Gegenstand der Klage gegen einen Vorauszahlungsbescheid nach
Ergehen des Jahresbescheides, DStZ 1990, 483; J&ptner, Fortsetzungsfeststellungsklage
und Antrag nach § 68 FGO bei Erlaß eines Umsatzsteuerjahresbescheids w@hrend des
Klageverfahrens gegen einen Umsatzsteuervorauszahlungsbescheid, UR 1993, 77; W&l-

lenkemper, Auswirkungen der Bekanntgabe eines Jahressteuerbescheides auf einen
Rechtsstreit um einen Vorauszahlungsbescheid, DStZ 1998, 458; v. Groll, § 68 FGO nF
– Eine „Falle“ f4r den Rechtssuchenden?, DStR 1994, 117 und 158; Albert, Fortsetzungs-
feststellungsklage nach Erledigung eines Vorauszahlungsbescheides durch Erlaß eines Jah-
ressteuerbescheides, DStZ 1999, 205.

Gegen die Einspruchsentscheidung 4ber eine erstmalige oder erh*hende Fest-
setzung von VorausZ ist die Anfechtungsklage gegeben.
Eingeschr!nkte #berpr�fung der Vorauszahlungsfestsetzung als Ermes-
sensentscheidung: Der Umfang der gerichtlichen Nachpr4fung ist einge-
schr@nkt, soweit die Festsetzung von VorausZ Ermessensentscheidung ist (BFH
v. 22. 10. 1981 IV R 81/79, BStBl. II 1982, 446 [447]); sie ist nach § 102 FGO
lediglich auf Ermessens4berschreitung oder Ermessensfehlgebrauch (auch
Ermessensunterschreitung) zu 4berpr4fen (glA Lademann/Bordewin, § 37
Rn. 41 f.).
Keine Erledigung des Klageverfahrens durch

E eine nachfolgende EStVeranlagung: Nach § 68 Satz 1 FGO idF des 2. FGOPndG
v. 19. 12. 2000 setzt sich ein anh@ngiges Verfahren gegen den neuen Verwal-
tungsakt fort. Eines Antrags bedarf es nicht (mehr). Ein Einspruch gegen den
EStBescheid w@re unzul@ssig (§ 68 Satz 2 FGO nF).

Entgegenstehende Rspr. (BFH v. 15. 5. 1997 XI R 53/88, BStBl. II, 514; v. 29. 3. 1990
V R 44/86, BFH/NV 1991, 687 (zur USt.); offen noch BFH v. 22. 1. 1988 III B 134/
86, BStBl. II, 484 (zur ESt.) ist 4berholt. Zur ;bergangszeit s. BFH v. 28. 1. 2003 IX R
12/03, BFH/NV 2003, 794. F4r ein erneutes Verfahren nach der Neuregelung aus ver-
fahrens*konomischen Gr4nden FG Saarl. v. 28. 3. 2002, EFG 2002, 853, rkr.
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E Zeitablauf, wenn zwischenzeitlich die VorausZTermine, auf die sich die Klage
bezieht, verstrichen und neue VorausZBescheide an die Stelle des angefochte-
nen Bescheids getreten sind (nunmehr § 68 Satz 1 FGO; damals Hess. FG v.
14. 9. 1976, EFG 1977, 77, rkr., wegen der m*glichen S@umnisfolgen; Conradi
in L/B/P, § 37 Rn. 35, unter Hinweis auf die durch § 240 Abs. 1 Satz 4 AO 4ber-
holte Begr4ndung) oder
E Ablauf der 15-Monatsfrist des Abs. 3 Satz 3 (aA R ssler, DStZ 1980, 384), denn
Abs. 3 Satz 3 wendet sich lediglich an das FA.

2. Vorl!ufiger Rechtsschutz gegen Vorauszahlungsbescheide

Schrifttum: Schuhmann, Die Rspr. zur vorl@ufigen Anerkennung von Abschreibungsver-
lusten bei der Veranlagung, DStZ 1978, 166; Hein, Vorl@ufiger Rechtsschutz im Verfahren
der Herabsetzung von Einkommensteuervorauszahlungen bei der Beteiligung an steuer-
beg4nstigten Kapitalanlagen, BB 1980, 1099.

Grunds!tzliches: Vorl@ufiger Rechtsschutz gegen erstmalige VorausZFestset-
zungen oder erh*hende Anpassungen wird durch Aussetzung der Vollziehung
(AdV) gew@hrt (§ 361 Abs. 2 AO). Eine Aufhebung der Vollziehung hat zu er-
folgen, wenn der Verwaltungsakt bereits vollzogen ist, zB durch Aufrechnung
seitens der Beh*rde, Beitreibung der festgesetzten Betr@ge usw. Bei ernstlichen
Zweifeln an der Rechtm@ßigkeit des angefochtenen Verwaltungsakts ist AdV bis
zu einer abschließenden Regelung zu gew@hren oder die Vollziehung aufzuhe-
ben (BFH v. 22. 7. 1977 III B 34/74, BStBl. II, 838; v. 29. 11. 1977 VII B 6/77,
BStBl. II 1978, 156; v. 24. 2. 1987 IX B 106/86, BStBl. II, 344; Tipke/Kruse,
§ 69 FGO Tz. 34).
Umfang der Aussetzung: Erh*hende Anpassungen, denen eine bestandskr@f-
tige VorausZFestsetzung voran ging, k*nnen zwar in vollem Umfang ausgesetzt
werden, in dem Bereich, in dem die Steuer bereits festgesetzt war, jedoch nur
unter den erschwerten Voraussetzungen des § 361 Abs. 2 Satz 4 AO.

Das Ergebnis erscheint zumindest dann unbillig, wenn die vorg@ngige VorausZFestset-
zung als Festsetzung mit Dauerwirkung ergangen war. Die Schwierigkeit beruht vor-
nehmlich darauf, daß Verwaltungsakte mit Dauerwirkung im StR einen Fremdk*rper
bilden.

Die Aussetzungskompetenz liegt als Ausfluß der Ermittlungs- und Festset-
zungskompetenz (vgl. Anm. 71), auch bei gesondert festzustellenden Besteue-
rungsgrundlagen (BFH v. 22. 9. 1976 I B 21/76, DB 1977, 478), allein beim
WohnsitzFA.
Rechtsschutzl�cke: Vertritt man mit der hM und dem BFH, daß der Rechtsbe-
helf sich allein gegen den Veranlagungsbescheid fortsetzt und der VorausZ-
Bescheid erledigt sei, wenn der VorausZBescheid durch die Veranlagung ersetzt
wird, tritt im Bereich des vorl@ufigen Rechtsschutzes eine L4cke auf. Denn dann
kann der VorausZBescheid mangels anh@ngigen Rechtsbehelfs nicht mehr aus-
gesetzt werden; andererseits ist eine Aussetzung des Veranlagungsbescheids aber
nur unter erschwerten Voraussetzungen m*glich, soweit die VorausZ festgesetzt
sind (§ 361 Abs. 2 Satz 4 AO bzw. § 69 Abs. 2 Satz 8 FGO). Der BFH (v.
24. 1. 2000 X B 99/99, BStBl. II, 559) hat hiergegen keine verfassungsrecht-
lichen Bedenken.
UE ist entgegen dem BFH aaO Verfassungswidrigkeit insoweit zu bejahen, als
gleiches ungleich behandelt wird. Denn ob eine Erst-, eine erh*hende Voraus-
ZFestsetzung oder die auf gleichem Sachverhalt beruhende Veranlagung ausge-
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setzt wird, macht im Hinblick auf den vorl@ufigen Rechtsschutz keinen Unter-
schied.

L�sungswege: Im Fall eines Antrags auf AdV oder einer existenten AdV erledigt sich der
VorausZBescheid nicht; er bleibt weiterhin angefochten; verfassungskonforme teleo-
logische Reduktion der §§ 361 Abs. 2 Satz 4 AO bzw. 69 Abs. 2 Satz 8 FGO in der
Weise, daß diese nicht f4r ausgesetzte VorausZ gelten; der gegen den Veranlagungsbe-
scheid fortgesetzte Einspruch umfaßt auch den Regelungsgehalt des VorausZ-
Bescheids, soweit er in den Veranlagungsbescheid Eingang gefunden hat; damit kann
er ausgesetzt werden.

UE d4rfte die L*sung Nr. 3 am ehesten zu vertretbaren Ergebnissen f4hren. Sie
erm*glicht, daran festzuhalten, daß sich der Einspruch gegen die Veranlagung
fortsetzt (Verfahrens*konomie) und er*ffnet Aussetzungsspielr@ume.
Zu Bedenken auch Schmidt/Drenseck XXII. § 37 Rn. 18 mwN.

Einstweilen frei.

VII. Die erstmalige Festsetzung von Vorauszahlungen

1. Grundlagen der erstmaligen Festsetzung von Vorauszahlungen

Die erstmalige Festsetzung ist im Unterschied zur Anpassung von VorausZ
(Abs. 3 Satz 3) im Gesetz nicht (mehr) ausdr4cklich geregelt.
Rechtsentwicklung: § 98 EStG 1925 und § 36 Abs. 1 EStG 1934 ff. enthielten
Regelungen f4r die erstmalige Festsetzung von VorausZ lediglich bei Begr4n-
dung der subjektiven StPflicht. Erstmals mit Abschn. E VII Abs. 1 EStR 1936,
RStBl. 1937, 252, wendete man § 37 Abs. 1 EStG 1934 entsprechend f4r die
F@lle an, in denen nicht allein die subjektive StPflicht begr4ndet wurde, sondern
erstmals zu VorausZ f4hrende Sachverhalte auftraten (Eintritt in die objektive
StPflicht). Dar4ber ging man sp@ter noch hinaus, als § 35 (idF ab 1941 aufgrund
der SteuerPndVO 1941 v. 20. 8. 1941, RGBl. I, 510, RStBl., 593: Wegfall des
§ 36 Abs. 1 EStG) auch f4r den Beginn der StPflicht keine Regelung mehr ent-
hielt. Seit es nur mehr eine einheitliche Steuerfestsetzung gibt (ab 1996), braucht
uE nicht mehr unterschieden zu werden.
Anlaß f�r die erstmalige Festsetzung von VorausZ ist der Eintritt in die sub-
jektive (Geburt; die Verlegung des Wohnsitzes in das Inland gen4gt dann nicht,
wenn sie nicht mit dem Bezug von Eink4nften verbunden ist) und/oder objek-
tive StPflicht (s. Anm. 39).

Die F@lligkeit laufender VorausZ richtet sich grds. nach den gesetzlichen F@lligkeitster-
minen des Abs. 1 Satz 1 (s. Anm. 29). Ob dies auch dann gilt, wenn laufende VorausZ
kurzfristig vor den gesetzlich festgelegten Terminen festgesetzt werden, ist ebenso um-
stritten, wie die entsprechende Frage bei deren Anpassung (s. Anm. 124).

Rechtsgrundlage f4r die erstmalige Festsetzung von VorausZ bildet nach hM
Abs. 3 Satz 3 (zT entsprechend herangezogen). Gest4tzt wird dies ua. darauf,
daß es sich um eine Anpassung im weiteren Sinn handele.

Vgl. BFH v. 26. 10. 1978 I B 3/78, BStBl. II 1979, 46; v. 22. 10. 1981 IV R 81/79,
BStBl. II 1982, 446; v. 6. 5. 1986, BStBl. II, 749; v. 23. 6. 1993, BStBl. II 1994, 38; glA
Lademann/Bordewin, § 37 Rn. 29 (analoge Anwendung des Abs. 3 Satz 3); Tischer in
L/B/P, § 37 Rn. 17a; Stolterfoht in K/S/M, § 37 Rn. D 43.
AA f4r den Fall der Festsetzung aufgrund einer Veranlagung Schl.-Holst. FG v.
25. 10. 1983, EFG 1984, 289, rkr.; Lademann/Bordewin, § 37 Rn. 23; Stolterfoht in
K/S/M, § 37 Rn. D 46.
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Als praktische Konsequenz aus dieser Auffassung wird Abs. 3 Satz 3 in vollem
Umfang auf die erstmalige Festsetzung angewendet, zB hinsichtlich der Frage,
ob eine Ermessensentscheidung vorliegt (dazu Anm. 95) oder ob die Fristen des
Abs. 3 Satz 3 zu wahren sind.
UE richtet sich die erstmalige Festsetzung laufender VorausZ nach Abs. 3
Satz 1, der sonst leer liefe. Satz 1 spricht auch gegen das Vorhandensein einer
Gesetzesl4cke, die eine analoge Anwendung des Satzes 3 rechtfertigen k*nnte.
Nur eine (nachtr@gliche) erstmalige Festsetzung mag nach Abs. 3 Satz 3 m*glich
sein (s. Anm. 127). Ob und inwieweit man allerdings einzelne Tatbestandsmerk-
male des Abs. 3 Satz 3 auf die erstmalige Festsetzung anwenden kann, ist nach
deren Zweck zu entscheiden.

2. Einzelheiten zur erstmaligen Festsetzung von Vorauszahlungen

Erstmalige Festsetzung von Vorauszahlungen als Ermessensentschei-
dung: Nach hM handelt es sich um eine Ermessensentscheidung, da Abs. 3
Satz 3 angewendet wird (s. Anm. 94). Der BFH sah in der Nichterhebung von
VorausZ allerdings einen Verstoß gegen Art. 3 GG (zB v. 23. 6. 1967 VI B 38/
67, BStBl. III, 659). Gegen einen Ermessensspielraum auch FG M4nchen v.
26. 3. 1974, EFG 1974, 370, rkr.; Schl.-Holst. FG v. 25. 10. 1983, EFG 1984,
289, rkr.; aus der Lit. Schmieszek in B/B, § 37 Rn. 69 vor dem Hintergrund, daß
die VorausZFestsetzung konstitutiv sei; Zweifel bei Schmidt/Drenseck XXII.
§ 37 Rn. 6. UE setzt die Einr@umung eines Ermessensspielraums eine gesetz-
liche Erm@chtigung voraus, die sich aus Satz 1 nicht ergibt.
Bemessungsgrundlage bei erstmaliger Festsetzung nach vorangegangener
Veranlagung ist die Bemessungsgrundlage nach Abs. 3 Satz 2 u. 3. Ohne eine
vorausgegangene Veranlagung bestehen gegen die unmittelbare Anwendung von
Abs. 3 Satz 3 uE zwar Bedenken (s. Anm. 94); zur Feststellung der Bemessungs-
grundlage ist die entsprechende Anwendung der Vorschrift jedoch gerechtfer-
tigt.
Der H*he nach werden die VorausZ nur durch solche Besteuerungsgrundlagen
beeinflußt, die nach dem Eintritt in die subjektive StPflicht verwirklicht wurden.
Sie sind uU nach § 162 AO zu sch@tzen (Conradi in L/B/P, § 37 Rn. 10). Der
Stpfl. ist auskunftspflichtig; pr@sente Beweismittel sind heranzuziehen (zB USt-
Voranmeldungen; Fragebogen zur Anmeldung des Gewerbes oder der T@tigkeit
usw.).
Verteilung auf die Vorauszahlungstermine:

E Erstmalige VorausZ sind f4r den Zeitraum der StPflicht gleichm@ßig auf die fol-
genden VorausZTermine zu verteilen (so schon RdF v. 26. 8. 1941, RStBl., 652;
Nds. FG v. 1. 3. 1982, EFG 1982, 571, rkr.; f4r ArbN FG Berlin v. 4. 9. 2001,
EFG 2001, 1614, rkr.).
Beispiel: Begr4ndung der StPflicht durch Umzug in das Inland am 15. 4. 2001; Vor-
ausZ k*nnen mithin ab 10. 6. 2001 festgesetzt werden. Die Steuerschuld entsteht am
15. 4. 2001. Betr@gt die im Jahr des Zuzugs am 15. 4. 2001 zu erwartende Steuer
9000 E, sind zum 10. 6., 10. 9. und 10. 12. d. J. je 3000 E festzusetzen.

E Beim Wechsel von der beschr. zur unbeschr. StPflicht (vgl. Anm. 41) bemessen sich
die VorausZ nach den zusammengefaßten Besteuerungsgrundlagen f4r die ver-
schiedenen Arten der StPflicht.
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C. Bemessungsgrundlage f�r Vorauszahlungen (S!tze 2 und 3)

I. Grundsatz: Einkommensteuer der letzten Veranlagung (Satz 2)

1. Bedeutung des Satzes 2

Nach Abs. 3 Satz 2 bemessen sich die VorausZ grds. nach der ESt., die sich nach
Anrechnung der StAbzugsbetr@ge (§ 36 Abs. 2 Nr. 2) bei der letzten Veran-
lagung ergeben hat. Zur KSt. s. Anm. 97.
Vermutung gleichbleibender Verh!ltnisse: Mit der Ankn4pfung an die letzte
Veranlagung ist der Grundsatz f4r die Festsetzung von VorausZ geregelt; Satz 3
regelt mit der Anpassung der VorausZ die Ausnahme (Heinig, BB 1950, 811).
Satz 2 stellt die gesetzliche Vermutung auf, daß die k4nftigen Veranlagungen der
letzten Veranlagung entsprechen werden (Schl.-Holst. FG v. 25. 10. 1983, EFG
1984, 289, rkr.). Von der Annahme gleichbleibender Verh@ltnisse darf das FA da-
her zu Lasten des Stpfl. nur abweichen, wenn die gesetzliche Vermutung durch
konkrete Anhaltspunkte widerlegt ist (s. auch Anm. 105).

Faktisch hat die FinVerw. diesen Grundsatz in sein Gegenteil verkehrt, denn die Vor-
ausZ werden unter Einsatz der automatisierten Datenverarbeitung allg. an die Tatsa-
chen- und Rechtslage des laufenden Jahres angepaßt (vgl. Sp5th, DStZ 1978, 471;
P&schel, DStZ 1979, 93). Nach H. Fischer (DB 1983, 1326) ist die Festsetzung nach
Veranlagung gegen4ber der zutreffenden Ermittlung im Wege der Sch@tzung zu unge-
nau. Zur Kritik Stolterfoht in K/S/M, § 37 Rn. A 25. Tats@chlich wird ein Misch-
system praktiziert.

Vereinfachungserw!gungen: Satz 2 liegt ein mehrfacher Vereinfachungszweck
zu Grunde. So soll dem Stpfl. die ;berpr4fung erleichtert werden, ob die Vor-
ausZ in zutreffender H*he festgesetzt wurden. Der Verwaltungsvereinfachung
dient die Verbindung von Veranlagung und VorausZFestsetzung in einem zu-
sammengefaßten Bescheid. Schließlich zielt Satz 2 auch auf eine Vereinfachung
des Verfahrens, denn es wird vermieden, die Stpfl. mit unn*tigen Anfragen nach
der H*he der festzusetzenden VorausZ zu befassen.

2. Bemessungsgrundlage und vorg!ngige Veranlagung

Bemessungsgrundlage f�r die Vorausauszahlung ist grds. die festgesetzte,
verbleibende ESt.(-schuld) nach Anrechnung der Steuerabzugsbetr@ge ohne Be-
r4cksichtigung bereits f4r das VorausZJahr geleisteter VorausZ; diese werden
erst bei der Verteilung der geschuldeten ESt. auf die einzelnen VorausZZeit-
punkte ber4cksichtigt. Zus@tzlich sind allerdings die Begrenzungen der Be-
messungsgrundlage nach S@tzen 5–12 zu beachten. Dem Zweck der S@tze 5–12
w4rde es widersprechen, wenn diese Grenzen nur bei der „freien“ Anpassung
nach Satz 3 zu ber4cksichtigen w@ren. Deshalb legt sie die Verwaltung bei jeder
VorausZFestsetzung zu Grunde.
E Die zu ber�cksichtigenden Steuerabzugsbetr�ge sind die Steuerbetr@ge, die zum
Zweck der sp@teren Steueranrechnung (nicht Abgeltung, es sei denn es besteht
ein Wahlrecht zur Anrechnung) an der Quelle erhoben werden. Es handelt sich
um die LSt. (§ 38 Abs. 1), KapESt. (§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1–4 und 7a–7c),
ZASt. (§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 und 8) und den Steuerabzug bei beschr@nkter
StPflicht (§ 50a Abs. 4) und Aufsichtsratsbez4gen (§ 50a Abs. 1).
E K�rperschaftsteuer ist nur noch f4r eine ;bergangszeit zu ber4cksichtigen (§ 52
Abs. 50c).
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E Der Bausteuerabzug nach §§ 48 ff. ist kein Steuerabzugsbetrag, sondern Siche-
rungsmittel, da er vielf@ltig, ua. auf die ESt./KSt. und die VorausZ, nur mit Zah-
lungswirkung „angerechnet“ wird (Diebold, DStZ 2002, 252).
Vorg!ngige, „letzte“ Veranlagung:

E Die maßgebende Veranlagung f4r die Festsetzung von VorausZ ist die konkret
durchgef4hrte Veranlagung f4r den oder die Stpfl. Da mit der Ankn4pfung
gleichbleibende Verh@ltnisse unterstellt werden, ergibt sich, daß Satz 2 nur An-
wendung findet, wenn die Art der StPflicht (beschr. oder unbeschr. EStPflicht)
und die Veranlagungsart (Einzelveranlagung oder verschiedene Arten der Ehe-
gattenveranlagung) auch f4r den VorausZZeitraum beibehalten werden. Haben
sich die Verh@ltnisse ge@ndert, so sind die VorausZ erforderlichenfalls anzupas-
sen oder neu festzusetzen.
E Bestandskraft der Veranlagung: Der maßgebende EStBescheid muß weder mate-
riell noch formell bestandskr@ftig sein; er kann daher auch unter dem Vorbehalt
der Nachpr4fung stehen (§ 164 Abs. 1 Satz 1 AO) oder vorl@ufig sein (§ 165
Abs. 1 AO). Berichtigungsbescheide (auch im Rechtsbehelfsverfahren) gen4gen
dann, wenn sie einen ausreichenden Schluß auf die H*he der VorausZSchuld
zulassen.
Beispiel: Die Veranlagung f4r das Jahr 01 erging am 10. 5. 02; sie wird mit Bescheid v.
20. 9. 02 nach oben berichtigt, nochmals am 22. 3. 03. Den VorausZ 02 (10. 12. 02) ist
der Berichtigungsbescheid v. 20. 9. 02 zugrunde zu legen, den VorausZ 03 der Bescheid
v. 22. 3. 03. Eine nachtr@gliche Anpassung der VorausZ f4r 02 w@re ebenfalls m*glich.

E „Letzte“ Veranlagung ist die Veranlagung f4r den zeitlich dem anzupassenden
VorausZZeitraum am n@chsten liegenden VZ (FG Rhld.-Pf. v. 30. 6. 1986, EFG
1986, 570, rkr.).
E Grunds�tzliche Festsetzung nach der letzten Veranlagung bedeutet gegen4ber der
Anpassung nach Satz 3 vorrangige Bemessung nach Satz 2. Dadurch wird zu-
gleich der Ermessensspielraum des Abs. 3 Satz 3 begrenzt.

II. Ausnahme: Bemessung von Vorauszahlungen zur Freistellung des
Existenzminimums bei niedrigem Erwerbseinkommen (Satz 3 aF)

Nach dem Beschluß des BVerfG v. 25. 2. 1992 (2 BvL 5/91, 8/91, 14/91,
BGBl. I, 1851) war ab VZ 1993 sicherzustellen, daß bei der Einkommensbe-
steuerung dem Stpfl. die „Erwerbsbez4ge“ belassen werden, die unter dem am
Sozialhilferecht orientierten Existenzminimum liegen. Satz 3 aF zog die Folge-
rungen aus dieser Forderung, die in dem § 32c, sp@ter 32d enthalten waren, bei
Festsetzung von VorausZ.
Die durch das Ges. zur Umsetzung des F*deralen Konsolidierungsprogramms
v. 23. 6. 1993 (BGBl. I, 944) eingef4gte Regelung l*ste die f4r den VZ 1993 er-
lassene Verwaltungsanordnung zur StFreistellung des Existenzminimums (vgl.
BMF v. 23. 12. 1992, BStBl. I 1993, 14) ab. Danach wurde als Verfahrenserleich-
terung bestimmt, daß das FA nur solche Betr@ge ber4cksichtigen m4sse, die ihm
bekannt oder nach den Umst@nden des Falles leicht zu ermitteln waren.
Durch das JStG 1996 v. 11. 10. 1995 (BGBl. I, 1250; BStBl. I, 438) wurde § 32d
aufgehoben, ebenso (versp@tet) Abs. 3 Satz 3 aF durch das JStErgG 1996 v.
18. 12. 1995. Die gesamten Regelungen gingen letztendlich im Familienlei-
stungsausgleich auf (§ 31); die Auswirkungen im Vorauszahlungsverfahren regelt
nunmehr Abs. 3 Satz 12.

Einstweilen frei.
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D. Die Anpassung von Vorauszahlungen (Abs. 3 Satz 3)

Schrifttum: Theiss, Einkommen- und Gewerbesteuervorauszahlung, DB 1950, 519;
Heinig, Die Anpassung der Einkommensteuervorauszahlung, BB 1950, 811; Theiss,

Nachtr@gliche Herabsetzung und Erstattung von Einkommensteuervorauszahlungen?, FR
1954, 261; Herold, Antr@ge auf Herabsetzung der 4. Einkommensteuervorauszahlung
1967, BlStA 1967, 354; NG, Zur Vorauszahlungsanpassung im folgenden Kalenderjahr,
FR 1969, 500; Reinl5nder, Erh*hung der Einkommensteuer-Vorauszahlung, DStR 1973,
373; Hartz, Zeitpunkt der Auswirkung der Verlustzuweisungen von Abschreibungsgesell-
schaften und Bauherrengemeinschaften f4r die Einkommensteuer ihrer Gesellschafter,
DB 1975, 947; Barein, Herabsetzung von Vorauszahlungen bei Verlusten aus Abschrei-
bungsgesellschaften, DB 1977, 49; v. Canstein, Zur Ber4cksichtigung von noch nicht
festgestellten Verlustanteilen bei der Einkommensteuerveranlagung, DB 1977, 1868; DY,
Verfahrensrechtliche Fragen bei der Geltendmachung von Verlusten aus der Beteiligung
an sog. Abschreibungsgesellschaften, FR 1977, 383; Costede, Zentrale Fragen zum
Steuerrecht gewerblicher Abschreibungsgesellschaften, StuW 1978, 23; Sander, Zur volks-
wirtschaftlichen Problematik und fragw4rdigen steuerrechtlichen Behandlung sog. Ab-
schreibungsgesellschaften, DStR 1978, 10; R ssler, Die r4ckwirkende Anpassung von
Einkommensteuervorauszahlungen, DStZ 1980, 383; Orth, Verlustr4cktrag, Anpassung
der Vorauszahlungen und Investitionshilfeabgabe, FR 1983, 545; ders., Verlustabzug
(§ 10d EStG) und Nichtber4cksichtigung bestimmter negativer Eink4nfte aus Vermietung
und Verpachtung im Vorauszahlungsverfahren, FR 1984, 241; George, Ber4cksichtigung
von Berlin-Darlehen bei den Einkommensteuervorauszahlungen, DB 1985, 1768; Langel,
Herabsetzung von Gewerbesteuer-Vorauszahlungen w@hrend des laufenden Erhebungs-
zeitraums f4r bereits verstrichene Vorauszahlungstermine, DB 1987, 196; App, Rechtliches
Geh*r vor Vorauszahlungsbescheiden und Versp@tungszuschl@gen, INF 1988, 219; Feder-
mann, Zul@ssigkeit und Vorteilhaftigkeit einer quellensteuerbedingten Herabsetzung der
Einkommen- und K*rperschaftsteuervorauszahlungen, DB 1989, 439; Harder, Mitwir-
kungspflicht bei der Anpassung von Vorauszahlungen, DB 1991, 2217.

I. Allgemeine Erl!uterungen zu Satz 3

1. Bedeutung der Anpassungsregelung des Satzes 3

Fiskalische Bedeutung: Satz 3 soll dem FA die M*glichkeit geben, die Steuer-
zahlung rasch an ver@nderte Verh@ltnisse anzupassen, und zwar sowohl zum
Vor- als auch zum Nachteil des Stpfl. (BFH v. 27. 9. 1976 VIII B 69/75,
BStBl. II 1977, 33; FG M4nchen v. 22. 2. 1980, EFG 1981, 135, rkr.). Die kon-
junkturpolitische Wirksamkeit des Steuersystems, das wegen der progressiven
Gestaltung des Tarifs antizyklisch wirkt, sollte verbessert werden (BTDrucks.
V/1890, 17 f.). Da die VorausZ nicht mehr auf einer Selbstberechnung des Stpfl.
beruhen (dazu Barth, BB 1949, 494), soll die Verwaltung die VorausZ hinsicht-
lich ihrer H*he so beweglich und so zeit- und ertragsnah als m*glich halten k*n-
nen (vgl. Heinig, BB 1950, 811; Lademann/Bordewin, § 37 Rn. 32).
Rechtssystematische Bedeutung: Materiell-rechtlich l@ßt Satz 3 als Bemes-
sungsgrundlage die Ber4cksichtigung der (mutmaßlichen) Verh@ltnisse des VZ
zu. Insofern ist Satz 3 eine Ausnahmeregelung zu Satz 2 (s. Anm. 96). Zur
Anwendbarkeit des Satzes 3 auf die erstmalige Festsetzung von VorausZ s.
Anm. 94.
Verfahrensrechtlich stellt sich Satz 3 als eigenst@ndige Pnderungsvorschrift
dar, die die Ab@nderung bereits ergangener VorausZBescheide zul@ßt.
E Verh�ltnis des Satzes 3 zu § 164 Abs. 2 Satz 1 AO: Nach § 164 Abs. 2 Satz 1 AO
ist die Aufhebung oder Pnderung der nach § 164 Abs. 1 Satz 2 AO zwingend
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unter dem Vorbehalt der Nachpr4fung stehenden VorausZFestsetzung jederzeit
m*glich. Die gleiche Rechtsfolge ergibt sich aus Abs. 3 Satz 3.

Das damit bestehende Konkurrenzproblem ist offen: Das Hess. FG (v. 22. 11. 1982,
EFG 1983, 369, rkr.), auch schon FG Rhld.-Pf. v. 18. 4. 1978 (EFG 1978, 437, rkr.),
erw@hnen beide Vorschriften undifferenziert nebeneinander, ebenso in Lademann/

Bordewin, § 37 Rn. 46; Schwarz/Frotscher, § 164 AO Rn. 27; nach FG M4nchen (v.
22. 2. 1980, EFG 1981, 437, rkr.) ist Satz 3 nur eine Vorschrift, die die jederzeitige An-
passung an ver@nderte Verh@ltnisse erm*gliche (Hinweis auf BFH v. 27. 9. 1976
VIII B 69/75, BStBl. II 1977, 33). Rechtsgrundlage f4r eine Aufhebung oder Pnde-
rung bereits unanfechtbarer Bescheide k*nne nur § 164 Abs. 2 AO sein. F4r uneinge-
schr@nkte Anwendung des § 164 Abs. 2 AO Fischer, DB 1983, 1326.

Stellungnahme: Es handelt sich um einander 4berschneidende Vorschriften,
deren Verh@ltnis zueinander nach Zweck, Inhalt, Umfang und Abgrenzung zu
ermitteln ist. Danach gilt, daß Abs. 3 Satz 3 schon in der Vergangenheit den
Charakter einer umfassenden Pnderungsvorschrift hatte, weil sonst nachtr@g-
liche Anpassungen nicht m*glich gewesen w@ren. Nunmehr begrenzt er auch
§ 164 Abs. 2 AO zeitlich auf Pnderungen bis zum Ablauf des auf den dem VZ
folgenden 15. bzw. 21. Kalendermonat (s. auch BFH v. 10. 7. 2002 X R 65/96,
BFH/NV 2002, 1567).

2. Verfahrensfragen: Rechtsschutz bei Anpassung von Vorauszahlungen

Der Stpfl. hat sich entweder gegen Erh*hungen oder die Ablehnung einer Her-
absetzung der Vorauszahlungen zu wehren.
Anfechtung erh7hender Anpassung: Werden die Vorauszahlungen auf An-
trag oder von Amts wegen heraufgesetzt, ist dagegen der Einspruch gegeben. Im
Klageverfahren handelt es sich um eine Anfechtungsklage.
Vorl�ufiger Rechtsschutz kann durch AdV gew@hrt werden. Nach § 361 Abs. 2
Satz 4 AO und § 69 Abs. 2 Satz 8 FGO beschr@nkt sich eine Aussetzung grds.
auf den Erh*hungsbetrag. Zu den Bedenken s. Anm. 87.
Rechtsschutz gegen die Ablehnung der Herabsetzung von Vorauszahlun-
gen: Gegen die Ablehnung eines Antrags auf Herabsetzung von VorausZ ist
der Einspruch gegeben (§ 348 Abs. 2 AO). Im Klageverfahren ist das Begehren
mit der Verpflichtungsklage zu verfolgen (BFH v. 31. 5. 1978 I R 105/77, BStBl. II,
596; FG M4nchen v. 22. 2. 1980, EFG 1981, 135, rkr.). Die die Herabsetzung
ablehnende Entscheidung ist wie die Herabsetzung selbst eine Ermessensent-
scheidung (BFH v. 10. 7. 2002 X R 65/96, BFH/NV 2002, 1567 zur Heraufset-
zung; R ssler, DStZ 1980, 383), die nach § 102 FGO nur einer eingeschr@nkten
;berpr4fung unterliegt (s. Anm. 91).
Keine Erledigung der Verfahren durch Veranlagung: Durch nachfolgende
EStFestsetzung setzen sich Einspr4che nach § 365 Abs. 3 AO gegen den Veran-
lagungsbescheid fort (vgl. BFH v. 4. 11. 1999 V R 35/98, BStBl. II 2000, 454, z.
USt; AEAO § 365 Nr. 2 Abs. 3), ebenso Klageverfahren (§ 68 Satz 1 FGO idF
des 2. FGOPndG v. 19. 12. 2000).

Entgegenstehende Entscheidungen (BFH v. 31. 5. 1978 I R 105/77, BStBl. II, 596; FG
Rhld.-Pf. v. 8. 1. 1990, EFG 1990, 402, rkr.; FG M4nster v. 4. 11. 1992, EFG 1993,
236, rkr.) sind entweder durch die Rspr. oder durch die neue Gesetzesfassung 4berholt.

Zu weiteren Fragen (zB anderweitige Erledigung durch Ablauf der Frist des
Abs. 3 Satz 3) s. Anm. 91.
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Vorl!ufiger Rechtsschutz:

Schrifttum: Hein, Vorl@ufiger Rechtsschutz im Verfahren der Herabsetzung von Ein-
kommensteuer-Vorauszahlungen bei der Beteiligung an steuerbeg4nstigten Kapitalan-
lagen, BB 1980, 1099.

E Keine Aussetzung der Vollziehung: Bei vollst@ndiger oder teilweiser Ablehnung
eines Antrags auf Herabsetzung von VorausZ verneinen Rspr. und hM bisher
die Statthaftigkeit einer Aussetzung der Vollziehung, da der ablehnende Verwal-
tungsakt keinen vollziehbaren Inhalt habe.

BFH v. 24. 9. 1999 XI S 17/98, BFH/NV 2000, 451; v. 27. 3. 1991 I B 187/90, BStBl.
II 1991, 643; v. 10. 11. 1977 IV B 33–34/76, BStBl. II 1978, 15; v. 27. 3. 1991 I B 187/
90, BStBl. II, 643; FG Bremen v. 4. 3. 1977, EFG 1977, 273, rkr., betr. GewSt.; Hess.
FG v. 30. 1. 1980, EFG 1980, 446, rkr.; FG Rhld.-Pf. v. 18. 4. 1978, EFG 1978, 437,
rkr.; Conradi in L/B/P, § 37 Rn. 33. Entgegen dem Urt. des Hess. FG (v. 31. 1. 1980
aaO) f4hrt aber ein Antrag auf Herabsetzung einer teilweise stattgebenden VorausZ-
Verf4gung nicht zur Aussetzung im vollem Umfang. Unklar auch FG Berlin v.
16. 3. 1978, EFG 1978, 438, rkr., das uE nicht klar zwischen Anfechtung eines Be-
scheids und Antrag auf Anpassung von VorausZ unterscheidet.
AA neuerdings die Lit. unter Berufung auf BFH v. 3. 7. 1995 GrS 3/93, BStBl. II, 730
bzw. v. 14. 4. 1987 GrS 2/85, BStBl. II, 637; so Schmieszek in B/B, § 37 Rn. 139; Lade-
mann/Bordewin, § 37 Rn. 92; Schmidt/Drenseck, XXII. § 37 Rn. 17. UE ist dies
durch die gesetzliche Neufassung des § 361 Abs. 2 Satz 4 4berholt, auch im Hinblick
auf die Begr4ndung in der bisherigen Rspr. nicht 4berzeugend.

E Keine Anpassung �ber einstweilige Anordnung: Eine Herabsetzung 4ber einstweilige
Anordnung l@ßt die hM nicht zu, weil damit das Ergebnis des Hauptverfahrens
vorweggenommen w4rde.

BFH v. 10. 4. 1975 I B 7/75, BStBl. II, 778; Costede, StuW 1978, 37; Lademann/Bor-
dewin, § 37 Rn. 92; krit. Stolterfoht in K/S/M, § 37 Rn. A 65; aA FG Berlin v.
16. 3. 1978, EFG 1978, 438, rkr., das eine Vorwegnahme der Hauptsache auch in der
Beibehaltung der Verwaltungsentscheidung sieht; uE unzutreffend, da der vorl@ufige
Rechtsschutz nur den Kl@gerinteressen dienen soll, damit die Bedeutung der Vorweg-
nahme der Hauptsache auch nur aus dessen Sicht zu beurteilen ist. Die Vorl@ufigkeit
des VorausZVerfahrens im Gegensatz zur Veranlagung hat hierbei außer Betracht zu
bleiben (BFH I B 7/75 aaO; offen noch: BFH v. 26. 2. 1975 I B 96/74, BStBl. II, 449),
da das streitige Rechtsverh@ltnis allein den Anspruch auf Herabsetzung umfaßt.

E Einstweilige Anordnung zur Stundung des Herabsetzungsbetrags: Eine Stundung des
begehrten Herabsetzungsbetrags (§ 222 AO) im Wege der einstweiligen Anord-
nung ist jedoch zul@ssig.

BFH v. 10. 4. 1975 I B 7/75, BStBl. II, 778 und v. 12. 4. 1984 VIII B 115/82, BStBl. II,
492; Nds. FG v. 2. 5. 1978, EFG 1978, 492, rkr.; Conradi in L/B/P, § 37 Rn. 34; aA FG
Berlin v. 16. 3. 1978, EFG 1978, 438, rkr., und FG D4ss. v. 27. 4. 1977, EFG 1977,
442, rkr., die die Stundung als Billigkeitsmaßnahme ihrer Natur nach f4r den vorl@ufi-
gen Rechtsschutz als nicht geeignet ansehen.

Auch f4r eine Stundung ist Voraussetzung, daß der Stpfl. den Anordnungsgrund
(BFH VIII B 115/82 aaO) und seinen Herabsetzungsanspruch ausreichend
glaubhaft gemacht hat (FG Berlin v. 22. 6. 1976, EFG 1977, 273, rkr.; Nds. FG
v. 2. 5. 1978 aaO). Deshalb muß der Verlust wahrscheinlich, die seine Ber4ck-
sichtigung ablehnende Entscheidung der Verwaltung ermessensfehlerhaft und
die zu treffende Entscheidung die einzig m*gliche sein.
Im Hinblick auf die Stundungsm*glichkeiten wird auch eine vorl@ufige Verlust-
feststellung im Wege der einstweiligen Anordnung bei der Beteiligung an einer
PersGes. verneint (FG Hamb. v. 27. 5. 1980, EFG 1980, 608, rkr.).
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E Vollstreckungsaufschub nach § 258 AO als ein Minus zur Stundung gew@hrt da-
neben das FG Rhld.-Pf. (v. 18. 4. 1978, EFG 1978, 437, rkr.); uE zutreffend.

Einstweilen frei.

II. #berblick zur Anpassungsregelung des Satzes 3

Nach Satz 3 kann das FA bis zum Ablauf des auf den VZ folgenden 15. Kalen-
dermonats die VorausZ an die ESt. anpassen, die sich f4r den VZ voraussicht-
lich ergeben wird (Satz 3 Halbs. 1). Dieser Zeitraum verl@ngert sich auf 21 Mo-
nate, wenn die Eink4nfte aus LuF bei der erstmaligen StFestsetzung die anderen
Eink4nfte voraussichtlich 4berwiegen werden (Satz 3 Halbs. 2).
Voraussetzung der Dnderungsvorschrift ist, daß sich f4r den VZ voraussicht-
lich eine ESt. ergeben wird, die von der f4r die bisherige Festsetzung maßgeben-
den ESt. abweicht. Der Anpassungsmaßstab der voraussichtlich sich ergebenden
ESt. erfordert eine Prognose (s. Anm. 105).
Rechtsfolge des Satzes 3 ist die ermessensgebundene Anpassung der VorausZ
innerhalb bestimmter zeitlicher Grenzen (s. Anm. 116 ff.).

Einstweilen frei.

III. Der Anpassungsmaßstab des Satzes 3:
Die voraussichtlich sich ergebende Einkommensteuer

1. Begriff und Ermittlung der „voraussichtlich sich ergebenden
Einkommensteuer“

Der Begriff der „voraussichtlich sich ergebenden Einkommensteuer“ ist ein un-
bestimmter Rechtsbegriff (glA Frotscher/Lindberg, § 37 Rn. 57; Schmidt/

Drenseck XXII. § 37 Rn. 6). Ein Ermessen ist der FinVerw. auf der Rechtsfol-
geseite einger@umt: „Das FA kann anpassen“ (s. Anm. 116 f.). Dar4ber hinaus
steht dem FA bei Ermittlung der voraussichtlichen ESt. ein Aufkl@rungsermes-
sen zu.
Die Ermittlung der voraussichtlich sich ergebenden ESt. durch das FA ist Vor-
aussetzung f4r die Anpassung der VorausZ. Insoweit steht dem WohnsitzFA
nach § 88 Abs. 1 Satz 2 AO ein Ermessen zu, da der vorl@ufige Charakter des
VorausZVerfahrens (s. Anm. 85) den Untersuchungsgrundsatz des § 88 Abs. 1
Satz 1 AO einschr@nkt.
E Einzelheiten zum Ermittlungsermessen: Bei abgelaufenen Zeitr@umen stehen die
Besteuerungsgrundlagen im wesentlichen fest. Daher ist zwar von einer 4ber-
schl@gigen Berechnung auszugehen; abgeschlossene Sachverhalte, insbesondere
solche, die der Stpfl. zur Herabsetzung festgesetzter VorausZ vorbringt, sind
aufzukl@ren (BFH v. 5. 7. 1966 I 65/64, BStBl. III, 605). Die Vorl@ufigkeit der
Verfahrens im Verh@ltnis zur nachfolgenden Veranlagung (BFH v. 22. 10. 1981
IV R 81/79, BStBl. II 1982, 446) bedingt jedoch, daß VorausZBescheide auf-
grund eines lediglich vorl@ufig ermittelten Sachverhalts ergehen k*nnen, so daß
eine 4berschl@gige Ermittlung der Eink4nfte erforderlich, aber auch ausreichend
ist.

BFH v. 13. 5. 1971 V B 61/70, BStBl. II, 492; v. 10. 4. 1975 I B 7/75, BStBl. II, 778;
v. 27. 9. 1976 VIII B 69/75, BStBl. II 1977, 33; v. 8. 11. 1979 IV R 42/78, BStBl. II
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1980, 147; v. 22. 10. 1981 IV R 81/79, BStBl. II 1982, 446; v. 22. 10. 1981 IV R 132/
79, BStBl. II 1982, 123; FG M4nchen v. 22. 2. 1980, EFG 1981, 135, rkr.

E Prognose �ber die Einkommensteuer des VZ: Bei Sachverhalten, die erst in der Zu-
kunft verwirklicht werden, ist eine in die Zukunft gerichtete Betrachtung erfor-
derlich. Die Steuerschuld wird lediglich vorausschauend bestimmt.

BFH v. 26. 10. 1978 I B 3/78, BStBl. II 1979, 46; BFH v. 22. 1. 1988 III B 134/86,
BStBl. II, 484; FG Rhld.-Pf. v. 16. 6. 1981, DB 1981, 1909, rkr. Auch insoweit muß
Glaubhaftmachung gen4gen (vgl. auch FG M4nchen v. 22. 2. 1980, EFG 1981, 135,
rkr.; Nds. FG v. 20. 4. 1977, EFG 1977, 430, rkr.).

E Umfang der Aufkl�rung: Dem vorl@ufigen Charakter des VorausZVerfahrens
entsprechend sind eingereichte Unterlagen kursorisch durchzusehen (FG Rhld.-
Pf. v. 16. 6. 1981, DB 1981, 1909, rkr.). Es kommt auf eine summarische ;ber-
pr4fung an. Sind Tatsachen und Umst@nde, die eine niedrigere Steuerschuld
begr4nden, dem FA nicht bekannt, obliegt es dem Stpfl., diese Tatsachen und
Umst@nde unter Vorlage geeigneter Beweismittel nachzuweisen oder glaubhaft
zu machen (BFH v. 10. 4. 1975 I B 7/75, BStBl. II, 778; v. 8. 11. 1979 IV R 42/
78, BStBl. II 1980, 147). Dem entspricht die Pflicht des FA, alle rechtlichen und
tats@chlichen Gesichtspunkte zu ber4cksichtigen, die zur Begr4ndung der Her-
absetzung der VorausZ glaubhaft gemacht worden sind (BFH v. 26. 10. 1978 I B
3/78, BStBl. II 1979, 46; v. 22. 10. 1981 IV R 132/79, BStBl. II 1982, 123).
E Bei Tatsachen zu Lasten des Stpfl., die die Verwaltung zugrunde legen will, tritt an
die Stelle der Glaubhaftmachung eine gewisse Wahrscheinlichkeit ihres Eintritts,
wenn sie sich auf in der Vergangenheit verwirklichte und mit einer gewissen Be-
st@ndigkeit versehene Besteuerungsmerkmale st4tzen kann. Hier ist auch der
Grundgedanke des Abs. 3 Satz 2 einzubeziehen, der die Besteuerungsmerkmale
der letzten Veranlagung in die Zukunft 4bertr@gt (s. Anm. 96). Bedenklich des-
halb FG Bremen v. 21. 3. 1967, EFG 1967, 293, das in der zugrunde gelegten
Fortsetzung der Prostitution eine bloße „Annahme“ des FA sah, die Stpfl. werde
diesem Gewerbe auch in Zukunft nachgehen (aufgeh. durch BFH v. 23. 6. 1967
VI B 38/67, BStBl. III, 659 aus anderen Gr4nden).
E Rechtliche W�rdigung: Der Ermittlung des Sachverhalts schließt sich die Sub-
sumtion unter den unbestimmten Rechtsbegriff der sich „voraussichtlich erge-
benden Einkommensteuer“ an. Dies schließt Wertungen nicht aus. Die FinVerw.
ist deshalb auch nicht gehindert, ungewisse positive oder negative Eink4nfte an-
zusetzen oder wegzulassen; ungewisse Verluste machen durch den Verlustaus-
gleich auch positive Eink4nfte ungewiß (FG D4ss. v. 13. 2. 1978, EFG 1978,
232, rkr.). Dies unterliegt dann allerdings auch der Nachpr4fung durch das Ge-
richt.
E Generelle Ermittlungen, denen kein konkreter Anlaß zugrunde liegt, sind uE ins-
bes. dann ermessensmißbr@uchlich, wenn bereits eine Veranlagung vorliegt, an
die angepaßt werden kann.

2. Glaubhaftmachung der voraussichtlich sich ergebenden Einkommen-
steuer durch den Steuerpflichtigen

a) Grunds!tze der Beweisf�hrung durch Glaubhaftmachung

Der Vorl@ufigkeit des VorausZVerfahrens und der f4r die Anpassung erforder-
lichen Prognose entspricht die Glaubhaftmachung als Beweismittel minderer
Qualit@t. Besondere Bedeutung hat das Verfahren der Glaubhaftmachung im
Zusammenhang mit der Beteiligung an Kapitalanlagegesellschaften mit Steuer-
vorteilen erlangt.
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Glaubhaftmachung grunds!tzlich ausreichend: Die FinVerw. geht davon
aus, daß der Stpfl. die f4r ihn g4nstigen Pnderungen der Besteuerungsgrundla-
gen dem FA von sich aus mitteilt. Er hat alle Umst@nde f4r die Entscheidung
durch klare und ersch*pfende Darlegung der Verh@ltnisse aufzudecken (BFH v.
8. 11. 1979 IV R 42/78, BStBl. II 1980, 147). Die ;berpr4fung dieses Vorbrin-
gens erfolgt grds. nach einem zweistufigen Verfahren (BFH v. 26. 10. 1978 I B
3/78, BStBl. II 1979, 46): Zun@chst muß der Stpfl. alles tun, was zur Glaubhaft-
machung erforderlich ist. Die so vorgetragenen Tatsachen sind durch das FA zu
4berpr4fen. Kommt es dieser Pr4fungspflicht nicht nach, so ist von einer aus-
reichenden Glaubhaftmachung auszugehen; an der Rechtm@ßigkeit hierauf be-
ruhender (ablehnender) StBescheide bestehen ernstliche Zweifel (glA FG D4ss.
v. 22. 3. 1976, EFG 1976, 350, rkr.).

Zur Amtshilfe des BetriebsFA in den F@llen der gesonderten Feststellung s. Anm. 73.
Umfang der Beweisf�hrung: Glaubhaftmachen bedeutet, daß aufgrund der
bezeichneten Beweismittel ein nicht nur geringes Maß an Wahrscheinlichkeit f4r
die Richtigkeit der Tatsachenbehauptung besteht (BFH v. 10. 7. 1974 I R 223/
70, BStBl. II, 736; v. 8. 11. 1979 IV R 42/78, BStBl. II 1980, 147; Tischer in
L/B/P, § 37 Rn. 21; Gorski, DB 1977, 1721). Eine an Gewißheit grenzende
Wahrscheinlichkeit ist nicht erforderlich (BFH v. 10. 7. 1974 aaO; auch Nds. FG
v. 2. 5. 1978, EFG 1978, 492, rkr.). Auch mit der M*glichkeit des Gegenteils darf
gerechnet werden (vgl. Sander, DStR 1978, 12 mwN).

Im Rahmen der Glaubhaftmachung ist ein großz4giger Maßstab hinsichtlich der zu er-
wartenden Tatsachen anzulegen. Treten tats@chlich abweichende Entwicklungen ein,
hat die FinVerw. immer noch die M*glichkeit, dem durch (nachtr@gliche) Anpassung
der VorausZ oder Vorbehaltsveranlagungen Rechnung zu tragen.

b) Einzelf!lle der Glaubhaftmachung zu Anpassungszwecken

Ausreichende Glaubhaftmachung wird in folgenden F!llen bejaht:

E Vorlage der Steuererkl�rung einer Bauherrengemeinschaft 4ber die H*he der Ein-
k4nfte und Bankbescheinigung 4ber die Kosten zugrundeliegender Darlehen
(Nds. FG v. 13. 12. 1977, DB 1978, 1526; vgl. auch FG M4nchen v. 22. 2. 1980,
EFG 1981, 135, rkr.). Ob und welche Kosten anerkannt werden k*nnen, ist uE
Sache der rechtlichen W4rdigung.
E Vorlage einer qualifizierten schriftlichen Auskunft der Abschreibungsgesellschaft,
aus der hervorgeht, daß sich der Verlust aus mehreren Bilanzen ergibt und die
Bilanzen von einem Sachkundigen erstellt sind, sofern nicht Anhaltspunkte ge-
gen die Richtigkeit der Auskunft sprechen (Nds. FG v. 2. 5. 1978, EFG 1978,
492, rkr.); uE so allgemein formuliert bedenklich. In dem entschiedenen Fall
waren Beteiligung und H*he der Beteiligung unstr.; die Verluste waren in testier-
ten Bilanzen ausgewiesen. Das Nds. FG v. 13. 1. 1977, EFG 1977, 180, rkr., l@ßt
auch dem BetriebsFA eingereichte Bilanzen gen4gen.
E Einreichung eines umfangreichen Rechenwerks beim WohnsitzFA 4ber die H*he des
voraussichtlichen Einkommens (FG Rhld.-Pf. v. 14. 12. 1977, DB 1978, 1254,
rkr.).
E Vorl�ufige Zusammenstellung von Betriebseinnahmen, Betriebsausgaben und
Sonderausgaben. Wird dies von einem FA zur Begr4ndung eines Antrags auf
Herabsetzung von VorausZ zum 10. 12. d. J. verlangt, ist ein solches Verfahren
nicht unzumutbar (FG D4ss. v. 29. 5. 1959, EDStZ 1959, 373, rkr.). UE sollte
ein angemessener Berechnungszeitraum vorliegen (ca. 6 Monate), es sei denn, es
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liegen besondere Umst@nde vor, die eine Gewinnminderung schon vorher be-
kr@ftigen und mit großer Wahrscheinlichkeit erwarten lassen.
E Vorlage von Zwischenbilanzen zur Glaubhaftmachung niedrigerer Gewinne,
Absinken des Umsatzes ua. (Brumund, DStR 1964, 581); eine umsatzbedingte
Minderung der Kosten ist uE zu ber4cksichtigen.
E Fehlende wesentliche Abweichungen bei Beteiligungen, bei denen das BetriebsFA auch
in der Vergangenheit schon die Angaben der Gesellschaft best@tigt hat (Nds.
FG v. 13. 12. 1977, DB 1978, 1526, rkr.).
E R�ckschluß aus gegenw�rtigen Verh�ltnissen, die auf die Zukunft 4bertragen wer-
den k*nnen, wenn mit gleichbleibender Ertragslage und stetigem Verhalten zu
rechnen ist (o.V., DB 1955, 229 zur Aussch4ttungspolitik von KapGes.).
E Aufkl�rungsm�ngel: Verluste aus einer Beteiligungsgesellschaft wurden dem Be-
triebsFA erkl@rt, das aus verwaltungsinternen Gr4nden eine gesonderte Feststel-
lung noch nicht durchf4hren konnte.

BFH v. 19. 10. 1978 IV B 34/77, BStBl. II, 632; v. 26. 10. 1978 I B 3/78, BStBl. II
1979, 46; FG D4ss. v. 22. 3. 1976, EFG 1976, 350, rkr.; FG M4nchen v. 22. 2. 1980,
EFG 1981, 135, rkr.; Nds. FG v. 13. 12. 1977, DB 1978, 1526, rkr. Die Verw. l@ßt ledig-
lich Stundung zu (BMF v. 13. 7. 1992, BStBl. I, 404 Tz. 4. 1. 5; ebenso FG M4nster v.
13. 5. 1974, EFG 1974, 476, rkr.).

E Vorlage einer betriebswirtschaftlichen Auswertung zum 31. 12. nach Ablauf des Jah-
res oder einer vorl@ufigen Betriebs4bersicht (vgl. FG Bdb. v. 9. 12. 1997, EFG
1998, 706, rkr.).
E Zu Verlustbescheinigungen s. Anm. 220 „Bescheinigung“.
Keine ausreichende Glaubhaftmachung in folgenden F!llen:

E Allgemeiner Umsatz- oder Gewinnr�ckgang wird geltend gemacht (o. V., DB 1950,
248; Theiss, DB 1950, 519).
E Bloße Behauptung von Verlusten (vgl. BFH v. 22. 1. 1988 III B 134/86, BStBl. II,
484; Nds. FG v. 13. 1. 1977, EFG 1977, 180, rkr.; v. 13. 12. 1977, DB 1978,
1526, rkr.).
E Unzureichende Verlustbescheinigung, die allein von der Gesellschaft ausgestellt ist.

BFH v. 10. 4. 1975 I B 7/75, BStBl. II, 778; Nds. FG v. 13. 1. 1977, EFG 1977, 180,
rkr.; Schl.-Holst. FG v. 19. 8. 1977, EFG 1977, 547, rkr. Das trifft erst recht zu, wenn
die Richtigkeit der Verlustbescheinigung auch noch umstritten ist (BFH v. 20. 4. 1977
I R 147/76, DB 1977, 1441).

E Weigerung, die Bilanz mit GuV und Pr4fungsfeststellungen der Berater bzw.
Wirtschaftspr4fer vorzulegen (FG M4nster v. 27. 7. 1976, EFG 1976, 565, rkr.).
Der allg. Hinweis des FG auf Bedenken gegen die Ber4cksichtigung von Verlu-
sten bei Abschreibungsgesellschaften ist uE allerdings nicht zu billigen (vgl. auch
FG M4nster v. 13. 5. 1974, EFG 1974, 476, rkr.).
E Vorlage einer „Zwischenbilanz“ v. 1. 1.–31. 8. des Verlustjahres der Tochtergesell-
schaft einer Abschreibungs-KG bei der Geltendmachung von Verlusten dieser
KG, wobei der Umfang des Anteils der KG an den Verlusten noch offen ist und
sonstige Unterlagen f4r die H*he der Verluste der KG nicht vorgelegt wurden
(BFH v. 10. 4. 1975 I B 7/75, BStBl. II, 778).
E Behauptung eines Verlusts aus der Beteiligung an einer Abschreibungsgesellschaft, ohne
daß zu den 4brigen Besteuerungsgrundlagen Stellung genommen wird (BFH v.
10. 4. 1975 I B 7/75, BStBl. II, 778). UE trifft das FA jedoch die Pflicht, gegebe-
nenfalls darauf hinzuwirken, daß sich der Stpfl. @ußert, bevor es einen Antrag
ablehnt (§ 89 AO).
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E Ablehnende Entscheidung des BetriebsFA: Das BetriebsFA bescheinigt aufgrund
seiner Kenntnisse des Sachverhalts Verluste nur in einer bestimmten H*he und
@ußert sich im 4brigen substantiiert ablehnend (Nds. FG v. 13. 12. 1977, DB
1978, 1526, rkr.).
E Saldierung von Besteuerungsgrundlagen: s. Anm. 111.
E Vorlage kurzfristiger Zwischenbilanzen mit gesch@tzten Bestandsver@nderungen
(aA Fischer, DB 1983, 1326), da die Gewinnentwicklung auch am Auftragsein-
gang usw. nicht absch@tzbar ist. UE gen4gt auch die Einreichung eines Finanz-
status nicht, denn dieser l@ßt keinen Schluß auf den Gewinn zu.
E Steuerverg�nstigungen: Sollen Steuerverg4nstigungen in Anspruch genommen
werden, die ein zuk4nftiges Tun (zB Investitionen usw.) voraussetzen, gen4gt
allein die Absicht hierzu nicht. Die Inanspruchnahme der Steuerverg4nstigun-
gen oder Steuerminderungen muß dem Grunde und der H*he nach als einiger-
maßen wahrscheinlich eintretend vorgetragen werden bzw. belegt und ziffern-
m@ßig klar zu 4bersehen sein.
E Fehlende Antragstellung auf amtlichem Vordruck: Soweit der amtliche Vordruck
nicht verwendet wird, obwohl die Voraussetzungen des Satz 4 gegeben sind,
spricht die Vermutung daf4r, daß auch steuererh*hende Umst@nde vorliegen,
die im Antrag nicht aufgef4hrt sind. Der Antrag ist deshalb abzulehnen.

Einstweilen frei.

3. Maßgebliche Sach- und Rechtslage: Die sich f�r den
Vorauszahlungszeitraum ergebende Einkommensteuer

a) F�r den Vorauszahlungszeitraum maßgebliche Rechtslage

Abs. 3 Satz 2 legt grds. f4r laufende VorausZ die ESt. zugrunde, die sich nach
der Sach- und Rechtslage des VZ der letzten Veranlagung ergeben hat. Die aktu-
elle und uU ge@nderte Sach- und Rechtslage des VorausZZeitraums kann nur
4ber Satz 3 ber4cksichtigt werden.
Ver!nderte Rechtslage bei gleichbleibender Sachlage: Selbst wenn eine
gleichbleibende Sachlage unterstellt werden kann, ist nach Satz 3 die f4r den be-
treffenden VorausZZeitraum aktuell geltende Rechtslage zugrunde zu legen.
Nachtr@gliche Gesetzes@nderungen k*nnen daher gleichermaßen zur Erh*hung
und Herabsetzung von VorausZ herangezogen werden wie demn@chst oder
r4ckwirkend in Kraft tretende Regelungen. Erh*hungen nimmt die FinVerw. im
allgemeinen nur im Zusammenhang mit der Neufestsetzung von VorausZ aus
anderen Gr4nden vor. EDV-technisch machbare Steuersenkungen, wie zB die
Tarif@nderungen durch diverse Steuergesetze, werden zeitnah ber4cksichtigt.
F4r die r4ckwirkende Anpassung von VorausZ nimmt die FinVerw. keine Pnde-
rungen vor und 4berl@ßt die Initiative zur Anpassung dem Antrag des Stpfl.
Einzelf!lle der Zugrundelegung einer ge!nderten Rechtslage:

p Ver�nderte Pausch- und Freibetr�ge sind (ggf. in gesch@tzter H*he) abzusetzen; so
sind zB aktuelle Pnderungen bei der Kilometerpauschale (§ 9 Abs. 1 Nr. 4)
zu beachten. Eine Einschr@nkung bringt lediglich Abs. 3 Satz 4.

p Tarif�nderungen: Die automatisierte Datenverarbeitung l@ßt die Anwendung der
jeweils zutreffenden Steuers@tze und 4brigen Tarifvorschriften zu. Neueres
Beispiel: Tarifentlastungsbetrag nach § 32c und Verschiebung der zweiten
Stufe der Tarifreform des StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 durch das
Flutopfersolidarit@tsG v. 19. 9. 2002 von 2002 nach 2003.
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Vgl. auch OFD D4ss. v. 7. 12. 2000, DB 2001, 16 zur Tarifabsenkung aufgrund des
StSenkG v. 26. 10. 2000 bei K*rperschaften.

p Zum Antragserfordernis bei Tarif@nderungen nach dem StEntlG 1999/2000/
2002 s. Anm. 135.

p Zuschlagsteuern sind mit festzusetzen.
p EDV-technisch ber4cksichtigt die FinVerw. alle Gesetzes@nderungen, die aus

eindeutiger Rechtslage resultieren.
Bei umstrittenen oder gerichtlich noch ungekl!rten Rechtsfragen soll
nach BFH v. 22. 10. 1981 IV R 81/79, BStBl. II 1982, 446 die Auffassung des
FA maßgebend sein. Danach komme es nicht darauf an, „wie das FG oder der
BFH diese Rechtsfrage bei einer Anfechtung der Veranlagung entscheiden w4r-
den, sondern darauf, wie das FA vor einer gerichtlichen Entscheidung die betref-
fende Rechtsfrage nach dem damaligen Meinungsstand aufgrund beachtlicher
rechtlicher Erw@gungen nach pflichtgem@ßem Ermessen beurteilen mußte“.
Auch ernstliche Zweifel an der Rechtslage sollen keine Ermessensverletzung
durch das die Anpassung ablehnende FA begr4nden (BFH v. 21. 1. 1976
I R 21/74, BStBl. II, 389; v. 22. 10. 1981 IV R 132/79, BStBl. II 1982, 123 und
v. 6. 5. 1986 IX B 121/84, BStBl. II, 749).
UE sind diese Urteile unhaltbar. Allen Entscheidungen (auch FG Ba.-W4rtt. v.
27. 2. 1969, EFG 1969, 353, rkr.) ist gemein, daß sie die Entscheidung 4ber
Rechtsfragen als Ermessensentscheidung sehen. Hier geht es aber um die Aus-
legung und Subsumtion unter den unbestimmten Rechtsbegriff „voraussichtlich
sich ergebende ESt.“. In diesem Rahmen ist ein Ermessen nicht denkbar. Allein
entscheidend ist, wie die Rechtsfrage voraussichtlich zu entscheiden w@re (vgl.
auch Nds. FG v. 13. 10. 1978, EFG 1979, 28, Vorlagebeschluß an das BVerfG;
ausdr4cklich aA BFH v. 22. 10. 1981 IV R 132/79 aaO). Nur im Rahmen dieser
Prognose ist eine Abw@gung vorhandener Literaturmeinungen geboten. Darauf,
wie das FA die Rechtsfrage beurteilt, kann es auf keinen Fall ankommen, denn
dies w4rde die Rechtsposition des Stpfl. bei Aussetzung der Vollziehung im Ver-
anlagungsverfahren verschlechtern (Schmidt/Drenseck XXII. § 37 Rn. 6 und
oben Anm. 87).

Richtigerweise haben die Gerichte in der Vergangenheit Rechtsfragen im VorausZVer-
fahren denn auch stets entschieden, ohne sich um die Auffassung des FA zu k4mmern
(zB BFH v. 21. 1. 1976 I R 21/74, BStBl. II, 389; vgl. auch FG Ba.-W4rtt. v.
27. 2. 1969 aaO, das gerade die Rechtsfrage im Rahmen der „voraussichtlichen Steuer-
schuld“ f4r zweifelhaft erkl@rte; FG M4nster v. 20. 9. 1985, EFG 1986, 186, rkr., das in
der Sache entschied). Vermittelnd Frotscher, § 37 Rn. 58.

Rechtlich umstrittene Auslegungsfragen zur Anwendung des § 37 im Rahmen
der Festsetzung von VorausZ sind Rechtsentscheidungen (BFH v. 6. 5. 1986
IX B 121/84, BStBl. II, 749); uE zutreffend.

b) F�r den Vorauszahlungszeitraum maßgebliche Sachlage

Als Grundlage f4r die Ermittlung der voraussichtlichen ESt. kommen alle Um-
st@nde in Betracht, die auch f4r die Bemessung der endg4ltigen Steuerschuld des
VZ Bedeutung haben (R ssler, DStZ 1980, 383). Daher sind s@mtliche Besteue-
rungsgrundlagen einzubeziehen, die die Steuer erh*hen, ebenso solche, die eine
niedrigere Steuer rechtfertigen (Nds. FG v. 2. 5. 1978, EFG 1978, 492, rkr.).
Maßgebend ist die Gesamtheit der stmindernden und sterh*henden Umst@nde
iS einer Saldierung (vgl. auch FG D4ss. v. 13. 2. 1978, EFG 1978, 232, rkr.). Bei
Antr@gen auf Anpassung von VorausZ gen4gt es deshalb nicht, nur einzelne
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Einkunftsteile in ihrer Entwicklung herauszugreifen, ohne zu den 4brigen Ein-
k4nften oder Einkunftsteilen Stellung zu nehmen (BFH v. 10. 4. 1975 I B 7/75,
BStBl. II, 778; FG M4nster v. 4. 11. 1992, EFG 1993, 236, rkr.). Abs. 3 Satz 4 ist
deshalb im Grunde leerl@ufig und bringt nur eine formale Erschwernis. In der
Praxis wird der Herabsetzungsbetrag jedoch vielfach nur unter Ber4cksichtigung
der vorgebrachten Pnderung berechnet, w@hrend die 4brigen Besteuerungs-
grundlagen unver@ndert 4bernommen werden (krit. dazu Stolterfoht in
K/S/M, § 37 Rn. A 25 und 26).
Ist die letzte Veranlagung Bemessungsgrundlage, gilt das Regel-Ausnahmever-
h@ltnis der Bemessungsgrundlagen nach Abs. 3 Satz 2 und 3 (s. Anm. 96). Im
4brigen k*nnen zB folgende Sachverhalte eine Anpassung begr4nden:
– Abschreibungsmodalit@ten, zB neue A. aufgrund der Euro-Umstellung
– Pnderungen bez4glich der subjektiven StPflicht s. Anm. 41.
– Auf- und Abrundungen s. Anm. 220 „Auf- und Abrundungen“.
– Aussch4ttungsverhalten einer KapGes. (Kantenwein, DStR 1978, 460; o. V.,

DB 1955, 229). Vor allem der Gesichtspunkt der Kontinuit@t des Aussch4t-
tungsverhaltens l@ßt eine Prognose f4r die Zukunft zu.

– Außerordentliche Abschreibungen, Teilwertabschreibungen haben das Ergeb-
nis beeinflußt oder werden es beeinflussen. Das gilt auch f4r ihren Wegfall in
den Folgejahren.

– Außergew*hnlicher Belastungen. Zur Verwaltungsregelung bei Naturkatastro-
phen s. Anm. 220 „Naturkatastrophen“.

– Beteiligung an Kapitalanlagegesellschaften mit Steuervorteilen (Anm. 128 ff.).
Im Zusammenhang damit auch Ausgleich der Eintragung eines zu hohen
Freibetrages auf der LStKarte (Tz. 4. 1. 10 BMF v. 28. 6. 1994, BStBl. I, 420
= StEK § 180 AO Nr. 44).

– Bilanzierungspraxis: Zul@ssige Pnderungen der B. mit Gewinnauswirkung.
– Einmalige Vorg@nge, zB „ein einmaliger Gewinn oder eine g4nstige Gestal-

tung der Verh@ltnisse, die sich nur auf eine kurze Zeit beschr@nkt und als
nachhaltig nicht anzusehen ist“ (Begr. zum EStG 1925, RStBl., 76), sollten
nicht zu einer Erh*hung der VorausZ f4r das ganze Jahr f4hren; uE nach
heutiger Rechtslage nur dann zutreffend, wenn diese Vorg@nge nicht den
Schluß auf eine h*here Steuer zulassen.

– Getrennte Veranlagung: FG K*ln v. 13. 12. 1999 EFG 2000, 216, rkr.
– Gewinnr4ckgang oder -steigerung (vgl. Heinig, BB 1950, 811).
– H@rtemilderung s. Anm. 220 „H@rtemilderung“.
– KapErtrSt. und KSt. s. Anm. 220 „Kapitalertragsteuer“, „K*rperschaft-

steuer“.
– Lohnsteuererm@ßigung: Da neben den Werbungskosten aus nichtselbst. Ar-

beit Verluste aus allen Einkunftsarten im Erm@ßigungsverfahren zu ber4ck-
sichtigen sind (s. Anm. 14), erfolgt, soweit erforderlich, eine gegenl@ufige
Korrektur (zB nach Ablauf der Frist des § 41c Abs. 3) 4ber die Festsetzung
von VorausZ (BFH v. 29. 4. 1992 VI B 152/91, BStBl. II, 752 u. BMF v.
8. 9. 1992, BStBl. I, 527; FG K*ln v. 13. 12. 1999 EFG 2000, 216, rkr.). Hin-
zurechnungs- und Abzugsbetrag (§ 39a Abs. 1 Nr. 7 idF des StBereinigungsG
1999 v. 22. 12. 1999) beeinflussen die H*he der VorausZ grds. nicht, da sie
gerade der Neutralisierung ungerechtfertigter Steuereinbehalte dienen. Wird
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auf eine Inanspruchnahme verzichtet, kann ein 4berh*hter LStAbzug geltend
gemacht werden.

– Organschaftsverh@ltnis (Neubegr4ndung: BFH v. 21. 1. 1976 I R 21/74,
BStBl. II, 389).

– Personenstands- oder Familienstands@nderungen (RdF v. 26. 8. 1941, RStBl.,
652; Heinig BB 1950, 811; Theiss, DB 1950, 519).

– Realsplitting s. Anm. 220 „Realsplitting“.
– Sittenwidrige Erwerbst@tigkeit s. Anm. 220 „Sittenwidrige T@tigkeit“.
– Sonderabschreibungen bei Investitionen (Herold, BlStA 1967, 355).
– Steuerklassenwahl von Ehegatten s. Anm. 220 „Steuerklassenwahl“.
– Umsatzr4ckgang oder -steigerung (vgl. Heinig aaO). Zum Verfahren der Fin-

Verw., 4ber Ums@tze eine Sch@tzung des Gewinns vorzunehmen, s. Anm. 220
„Umsatzsteigerungen“.

– Verlustabzug, Verlustr4cktr@ge bei ausreichender Glaubhaftmachung (Frot-
scher/Lindberg, § 37 Rn. 67; Orth, FR 1983, 549; S ffing, FR 1976, 215).
Nach FinVerw. ausgeschlossen, da sie Vorlage der Steuererkl@rung f4r das
Verlustentstehungsjahr und die Jahre davor verlangt (BMF v. 11. 8. 1976,
BStBl. I, 418; aA Fischer, DB 1983, 132 f., der „Sch@tzung“ des zuk4nftigen
Verlustes gen4gen lassen will). Verlustvortr@ge ebenfalls, nach Verrechnung
mit Verlustr4cktr@gen und soweit ausreichend glaubhaft gemacht; ebenso
deren Wegfall. Die Verw. verlangt wiederum Abgabe der Steuererkl@rungen
f4r das Verlustentstehungsjahr. Eingehend dazu § 10d Anm. 130 mwN.

– Werbungskosten bei Eink4nften aus VuV erst im Jahr nach Anschaffung oder
Fertigstellung bzw. Aufnahme der Nutzung, s. Anm. 155 ff.

– Zinsabschlag s. Anm. 220.
– Zusammentreffen von nichtselbst@ndigen und anderen Eink4nften, zB zum

Ausgleich der Progression: FG K*ln v. 13. 12. 1999, EFG 2000, 216, rkr.

Einstweilen frei.

IV. Rechtsfolge des Satzes 3:
Das FA kann die Einkommensteuer innerhalb einer Frist anpassen

1. Anpassung als Ermessensentscheidung

Nach einhelliger Meinung ist die Entscheidung 4ber die Anpassung von Vor-
ausZ eine Ermessensentscheidung. Dies folgt unmittelbar daraus, daß nach
Abs. 3 Satz 3 angepaßt werden kann. Gleichermaßen kann nach § 164 Abs. 2
Satz 1 AO jederzeit eine Pnderung der VorausZFestsetzung erfolgen.

Rspr.: BFH v. 5. 7. 1966 I 65/64, BStBl. III, 605; v. 21. 1. 1976 I R 21/74, BStBl. II,
389; v. 27. 9. 1976 VIII B 69/75, BStBl. II 1977, 33; v. 8. 11. 1979 IV R 42/78,
BStBl. II 1980, 147; v. 22. 10. 1981 IV R 81/79, BStBl. II 1982, 446 und v. 22. 10. 1981
IV R 132/79, BStBl. II 1982, 123; v. 10. 7. 2002 X R 65/96, BFH/NV 2002, 1567; fer-
ner: FG Ba.-W4rtt. v. 27. 2. 1969, EFG 1969, 353, rkr.; FG D4ss. v. 22. 3. 1976, EFG
1976, 350, rkr.; v. 13. 2. 1978, EFG 1978, 232, rkr.; FG M4nchen v. 26. 3. 1974, EFG
1974, 370, rkr.; v. 22. 2. 1980, EFG 1981, 135, rkr.; Nds. FG v. 2. 5. 1978, EFG 1978,
492, rkr.

Formelle Anforderungen an die Ermessensentscheidung: Das Ermessen
muß im Zeitpunkt der Entscheidung 4ber die Anpassung, sp@testens mit der
Einspruchsentscheidung ausge4bt werden. Erg@nzung im FG-Verfahren ist
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m*glich (§ 102 Seite 2 FGO nF). Die Ermessensentscheidung ist grds. schrift-
lich zu begr4nden (§ 121 iVm. § 157 Abs. 1 Satz 1 AO); auf eine Begr4ndung
kann jedoch verzichtet werden, wenn und soweit der Verwaltungsakt aus sich
heraus verst@ndlich ist (§ 121 Abs. 1 AO). Zur gerichtlichen ;berpr4fung von
Ermessensentscheidungen s. Anm. 91.
Art und Umfang des Anpassungsermessens: Dem WohnsitzFA steht ein
Entschließungs- und Auswahlermessen zu; es entscheidet, ob, zu welchem Zeit-
punkt und in welchem Umfang die VorausZ anzupassen sind. Der Inhalt des
Ermessens ergibt sich aus dem Zweck der Erm@chtigung; die gesetzlichen Gren-
zen des Ermessens sind einzuhalten (§ 5 AO).

2. Einzelf!lle der Aus�bung des Anpassungsermessens (ABC)

Zur sachgerechten Aus4bung des Anpassungsermessens sind folgende F@lle bei-
spielhaft:
Abgabe von Steuererkl!rungen: Ermessen, ob zun@chst Anpassung der Vor-
ausZ oder sofortige Durchf4hrung der Veranlagung (BFH v. 27. 9. 1976 VIII B
69/75, BStBl. II 1977, 33; BFH v. 23. 6. 1993 X B 134/91, BStBl. II 1994, 38;
EStH 2002, H 213e; Schmidt/Drenseck XXII. § 37 Rn. 4). UE abzulehnen, da
Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der Nachpr4fung m*glich und zweck-
m@ßiger.
Mindestbetr!ge bei Abweichungen zu Lasten des Stpfl. regelt Abs. 5 (s.
Anm. 208 ff.). Auch bei dar4ber hinausgehenden Betr@gen kann uE von einer
Anpassung abgesehen werden, wenn dadurch unn*tiger Verwaltungsaufwand
(zB bei alsbaldiger Steuerfestsetzung) vermieden wird.
Anforderung von Steuererkl!rungen: Es kann ermessensgerecht sein, daß
das FA nach Ablauf des Jahres die nachtr@gliche Herabsetzung von VorausZ
ablehnt und statt dessen die Abgabe von Steuererkl@rungen zur Durchf4hrung
einer Veranlagung verlangt. UE hat es bis dahin jedoch zinslos zu stunden, so-
weit nicht f4r die Abgabe der Steuererkl@rungen eine angemessene Frist gesetzt
war.

Ermessensfehlerhaft kann dieses Verlangen allerdings sein, wenn Fristverl@ngerungen
f4r die Abgabe der Erkl@rungen gew@hrt wurden, die Steuererkl@rungsvordrucke noch
nicht versandt sind (vgl. Nds. FG v. 27. 5. 1982, EFG 1982, 636, rkr.), der Erstellung
der Steuererkl@rungen sonstige rechtliche oder tats@chliche Hindernisse entgegen-
stehen, oder wenn die Anpassung laufender VorausZ trotz ausreichender Glaubhaft-
machung von der Abgabe der Steuererkl@rungen des Vorjahres abh@ngig gemacht
wird.

Anspruch auf Herabsetzung von Vorauszahlungen ist bei ausreichender
Glaubhaftmachung grds. zu bejahen.

BFH v. 8. 11. 1979 IV R 42/78, BStBl. II 1980, 147; v. 22. 10. 1981 IV R 132/79,
BStBl. II 1982, 123: Es handelt sich dann um eine strikte Rechtsentscheidung infolge
einer Ermessensreduzierung auf Null. Verbleiben ernstliche Zweifel, sieht BFH IV R
132/79 aaO keine Ermessensverletzung in der Ablehnung eines Herabsetzungsantrags.

Entrichtung der Vorauszahlungen: Die Ablehnung eines Antrags auf Herab-
setzung unter Hinweis darauf, daß sich der Stpfl. gegen die Festsetzung der Vor-
ausZ nicht gewehrt und diese entrichtet habe, ist uE ermessensfehlerhaft.
Gleichzeitige Anpassung laufender VorausZ, nachtr@gliche Anpassung und
Festsetzung der Steuer unter Zusammentreffen von Abschlußzahlung und An-
passungsbetr@gen (vgl. Friedrich, DB 1959, 1385) ist nicht ermessensmiß-
br@uchlich. In Einzelf@llen k*nnen H@rten im Erhebungsbereich durch Stun-
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dung vermieden werden; hierbei beruft sich die FinVerw. vor allem auf die Vor-
hersehbarkeit der Anpassung ab dem Zeitpunkt der Erstellung der Erkl@rungen
(s. auch Anm. 32).
Kurzfristige Anpassungen oder Anpassungen der laufenden vierten VorausZ,
ohne daß das FA abwartet, bis eine nachtr@gliche Anpassung erfolgen kann, sind
nicht ermessensfehlerhaft (BFH v. 25. 6. 1981 IV R 241/80, BStBl. II 1982,
105). Zu Bedenken s. Anm. 124.
Rechtliche Zweifelsfragen sind im VorausZVerfahren dann abschließend zu
entscheiden, wenn von ihnen die H*he der voraussichtlichen Steuerschuld ab-
h@ngt (s. Anm. 110). UE ist es jedoch gerechtfertigt, im Hinblick auf eine un-
sichere Rechtslage vor4bergehend auf eine Anpassung zu verzichten, zB dann,
wenn ohnehin Aussetzung der Vollziehung bei nachfolgendem Rechtsbehelf
erfolgen m4ßte und mit baldiger Entscheidung durch die Gerichtsbarkeit oder
baldiger Veranlagung gerechnet werden kann.
Tats!chlich zweifelhafte Lage: Nach hM Ermessensentscheidung (FG M4n-
chen v. 22. 2. 1980, EFG 1981, 135, rkr.; Bl&mich/Stuhrmann, § 37 Rn. 45),
desgleichen die Frage der Wahrscheinlichkeit, mit der eine Erh*hung der Steuer-
schuld zu erwarten ist (FG Ba.-W4rtt. v. 27. 2. 1969, EFG 1969, 353, rkr.). UE
in der Begr4ndung unzutreffend, da es sich in beiden F@llen um Fragen der Sub-
sumtion unter den Begriff der voraussichtlich sich ergebenden Steuerschuld
handelt.
Unwesentliche Abweichungen von den bisher festgesetzten VorausZ zugun-
sten des Stpfl. berechtigen die Verwaltung zur Ablehnung von Herabsetzungs-
antr@gen.

BFH v. 8. 11. 1979 IV R 42/78, BStBl. II 1980, 147; glA Bl&mich/Stuhrmann, § 37
Rn. 45; Schmieszek in B/B, § 37 Rn. 91; Tischer in L/B/P, § 37 Rn. 21; Theiss, DB
1950, 519.

Zahlungsf!higkeit: Sie darf die Entscheidung 4ber die Anpassung nicht beein-
flussen, da sie dem Erhebungs- und nicht dem Festsetzungsverfahren zuzuord-
nen ist. Ggf. kommt Stundung in Betracht (s. Anm. 31 ff.).

3. Anpassungsfristen nach Satz 3

a) Anpassungszeitraum von 15 Monaten als Grundsatz (Satz 3 Halbs. 1)

Nach Abs. 3 Satz 3 Halbs. 1 ist die Anpassung bis zum Ablauf des auf den VZ
folgenden 15. Kalendermonats zul@ssig.
Bedeutung der Anpassungsfrist: Ausgehend davon, daß urspr4nglich jede
nachtr@gliche Anpassung von VorausZ ausgeschlossen war (s. Anm. 66), wurden
mit der Fristregelung urspr4nglich die Anpassungsm*glichkeiten erweitert. Da
die FinVerw. nach § 164 Abs. 2 Satz 1 AO bei bereits vorliegendem VorausZ-
Bescheid innerhalb der Festsetzungsfrist jederzeit anpassen k*nnte, begrenzt
Abs. 3 Satz 3 aus Gr4nden der Rechtssicherheit nunmehr diese Pnderungsm*g-
lichkeit zeitlich. UE ist Abs. 3 Satz 3 damit eine Spezialregelung zu §§ 169 ff.
AO mit einer besonderen Festsetzungsfrist, beschr@nkt auf das VorausZVerfah-
ren (vgl. Orth, FR 1983, 550). §§ 169 ff. AO sind damit im Rahmen der Beson-
derheiten des VorausZVerfahrens entsprechend anwendbar.
Bis zum Ablauf des auf den VZ folgenden 15. Kalendermonats k*nnen die
VorausZ angepaßt werden. Bis VZ 1988 betrug die Anpassungsfrist 1 Jahr. Sie
wurde durch WoBauFG v. 22. 12. 1989 (BGBl. I, 2408; BStBl. I, 505) auf den
Ablauf von 15 bzw. 21 Monaten nach Ende des VZ erweitert. Maßgebend daf4r
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war die Einf4hrung der sog. Vollverzinsung, nach der StNachzahlungen und Er-
stattungsanspr4che zu verzinsen sind, wenn die F@lligkeit 15 bzw. 21 Kalender-
monate nach dem Ablauf des Entstehungsjahrs liegt (§ 233a AO). Nach der
Vorstellung des Gesetzgebers sollten die Stpfl. im Hinblick auf die Verzinsung
ihre StErkl@rungen sp@testens bis zum Eintritt der Zinspflicht abgeben; bis da-
hin sollte auch eine Anpassung der VorausZ m*glich sein.
E Maßgebliche Anpassungshandlung ist die Bekanntgabe des VorausZBescheids
(Lademann/Bordewin, § 37 Rn. 36). UE gen4gt zur Fristwahrung entsprechend
§ 169 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 AO Absendung durch die Beh*rde.
E Festsetzungen nach Ablauf der Frist (Bekanntgabe der Festsetzung entscheidet)
sind rechtswidrig und bei Anfechtung aufzuheben.
E Bei Antragstellung vor Ablauf der Frist stellt BFH v. 10. 7. 2002 X R 65/96,
BFH/NV 2002, 1567 darauf ab, ob der Antrag rechtzeitig vor Ablauf der Frist
gestellt wurde oder nicht. Konnte das FA nicht mehr vor Ablauf der Frist han-
deln, sei die Ablehnung des Antrags (wohl nach Ablauf der Frist) nicht ermes-
sensfehlerhaft, da die Vorschrift 4ber die Anpassung der VorausZ nicht antrags-
abh@ngig gestaltet sei. Deshalb lehnt er auch die entsprechende Anwendung des
§ 171 Abs. 3 AO ab.

Ebenso R ssler, DStZ 1980, 384, der wie der BFH auf Treu und Glauben verweist
und den eindeutigen Wortlaut der Vorschrift f4r entscheidend h@lt.

E Stellungnahme: Dem Ausgangspunkt, die Anpassung von VorausZ sei nicht an-
tragsabh@ngig, widerspricht § 164 Abs. 2 Satz 2 AO, der die M*glichkeit der An-
tragstellung ausdr4cklich vorsieht. Er wird uE nicht vollst@ndig durch § 37
Abs. 3 Satz 3 ausgeschlossen. Im 4brigen erfordern auch die Fallgruppen des
§ 171 Abs. 3 Satz 1 AO keine zwingende Antragstellung. Stellt man darauf ab,
ob ein Antrag so rechtzeitig gestellt ist, daß der Verwaltung ausreichender Hand-
lungsspielraum bleibt, bewegt man sich in Abgrenzungsfragen, die zu Lasten der
Rechtssicherheit gehen: Wie lange braucht ein FA, um 4ber einen Anpassungs-
antrag !nach oben! zu entscheiden, obwohl es eigentlich nur zustimmen kann?
F4r eine Ermessensentscheidung ist kein Raum. Der BFH nimmt zum grund-
s@tzlichen Problem des Verh@ltnisses zwischen § 164 AO und § 37 Abs. 3 Satz 3
EStG nicht Stellung. Fest steht jedenfalls, daß das Problem eines die VorausZ
erh*henden Antrags des Stpfl. bei Einf4hrung der Fristenregelung nicht gese-
hen wurde, weil es noch keinen § 233a AO gab. Zinserw@gungen zu § 233a AO
sind sachfremd, wenn es um das Verfahren nach Abs. 3 Satz 3 geht und sollten
im Rahmen der Auslegung zu § 233a Abs. 3 Satz 1 und 3 entschieden werden.
§ 171 Abs. 3 AO sollte prim@r dem Schutz des Stpfl. und der angemessenen Ab-
grenzung zur Durchf4hrung einer Veranlagung (unter Vorbehalt?) dienen. UE
muß es deshalb bei der Anwendung des § 171 Abs. 3 AO verbleiben; vgl. im Er-
gebnis ebenso bei rechtzeitiger Antragstellung das Hess. FG v. 30. 1. 1980, EFG
1980, 446, rkr., mit allg. Erw@gungen; Lademann/Bordewin, § 37 Rn. 36;
Schmidt/Drenseck, § 37 Rn. 4. Bei dieser Begr4ndung macht es auch keinen
Unterschied, ob eine Erh*hung oder Herabsetzung beantragt wird.
E Bei versp�teter Antragstellung (uE nach Fristablauf) ist die Ablehnung sowohl
eines Herabsetzungs- als auch eines Heraufsetzungsantrags (BFH v. 10. 7. 2002
X R 65/96 aaO. und die Vorinstanz, FG Ba.-W4rtt./Stuttgart v. 27. 7. 1995,
EFG 1996, 143) nicht ermessensfehlerhaft. Beide sehen einen Antrag, der so
sp@t gestellt wurde, daß der Verwaltungsakt vor Ablauf der Frist nicht mehr er-
gehen kann, als versp@tet an. UE w@re nur die Ablehnung nach Fristablauf als
versp@tet als reine Rechtsentscheidung zutreffend.
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E Rechtsfolge der Fristvers�umnis: Ein unter Verstoß gegen das Anpassungsverbot
erlassener Verwaltungsakt ist nur anfechtbar, nicht nichtig (vgl. Koch, § 169 AO
Rn. 13).
Veranlagungszeitraum iSd. Satzes 3 ist der Zeitraum, f4r den die VorausZ
festgesetzt werden.
E Bei K�rperschaften mit abweichendem Wj. ist dieses mit dem VorausZZeitraum
identisch. Deshalb beginnt die Frist uE mit Ablauf des Wj. zu laufen, nicht mit
Ablauf des Jahres, in dem das Wj. endet (glA o. V., FR 1969, 501).

b) Verl!ngerter Anpassungszeitraum bei Eink�nften aus Land- und
Forstwirtschaft (Satz 3 Halbs. 2)

21-Monats-Frist: Die f4r den Regelfall geltende Anpassungsfrist von 15 Mona-
ten wird nach Satz 3 Halbs. 2 auf 21 Monate verl@ngert, wenn die Eink4nfte aus
LuF bei der erstmaligen StFestsetzung die anderen Eink4nfte voraussichtlich
4berwiegen werden. Die Fristverl@ngerung ist im Hinblick auf das Normal-Wj.
der Land- und Forstwirte (§ 4 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1) konsequent.
Die Eink�nfte aus Land- und Forstwirtschaft werden die anderen
Eink�nfte voraussichtlich �berwiegen, wenn sie nach einer Prognose
(s. Anm. 105) mehr als die H@lfte der gesamten Eink4nfte betragen. Sind die
Eink4nfte aus LuF negativ, so 4berwiegen die anderen Eink4nfte, wenn sie posi-
tiv oder in geringerem Maße negativ sind (AEAO zu § 233a AO Nr. 9). Dies
kann f4r Herabsetzungsantr@ge von Bedeutung sein. Je nach dem ;berwiegen
der Eink4nfte aus LuF kann sich die Anpassungsfrist von einem VorausZZeit-
raum zum n@chsten @ndern.
Nur bei der erstmaligen StFestsetzung m4ssen die Eink4nfte aus LuF die
anderen Eink4nfte voraussichtlich 4berwiegen.
E StFestsetzung bedeutet Veranlagung. Der Gesetzgeber hat die Formulierung
w*rtlich dem § 233a Abs. 2 Satz 2 AO entnommen, der auf Veranlagungen
(nach VorausZFestsetzung) zugeschnitten ist.
E Erstmalige StFestsetzung ist diejenige Veranlagung, die als erste f4r den VZ er-
folgt. Da es sich um eine Prognoseentscheidung handelt („... werden“), beein-
flussen nachtr@gliche Erkenntnisse die Anpassungsfrist nicht (vgl. AEAO zu
§ 233a AO Nr. 9). Letztlich l@uft es darauf hinaus, daß der ErstVorausZBe-
scheid den Maßstab in sich tr@gt.

Einstweilen frei.

V. Einzelne Anpassungsalternativen nach Satz 3

Schrifttum: O.V., Zahlungsfrist bei kurzfristiger Erh*hung der ESt-VorausZ, MittStB
1955, 9; o. V., Anpassung der VorausZ kurz vor dem Vierteljahrestermin, FR 1955, 46;
Friedrich, Die F@lligkeit von ESt- und KSt-VorausZ, DB 1959, 1385; Brumund, Proble-
me bei kurzfristiger Erh*hung von VorausZ, DStR 1968, 69; Gr5ber, Erh*hung von Vor-
ausZ ohne Einhaltung einer Frist zul@ssig – EStG § 35; AO § 127 –, DStZ 1975, 112; Be-
ker, Einhaltung von Fristen bei der Erh*hung von ESt-VorausZ?, DB 1975, 2146; o. V.,
Anm. zu BFH v. 25. 6. 1981 IV R 241/80, HFR 1981, 522; Friedrich, Unverst@ndliches
bei der Erh*hung der laufenden ESt-VorausZ, FR 1981, 609; Diebold, Ein weiteres Mal:
Zur kurzfristigen Erh*hung von VorausZ, FR 1992, 708.
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1. Die Erh7hung laufender Vorauszahlungen

a) F!lligkeit der Erh7hungsbetr!ge laufender Vorauszahlungen

Als Anpassung iSd. Satzes 3 ist die Erh*hung laufender VorausZ von der nach-
tr@glichen Erh*hung iSd. Abs. 4 (s. Anm. 127) zu unterscheiden. Der Zeitpunkt
der F@lligkeit der erh*hten, laufend angepaßten VorausZSchuld richtet sich grds.
auch bei kurzfristiger Bekanntgabe des Anpassungsbescheids vor dem Termin
nach den gesetzlichen F@lligkeitsterminen des Abs. 1 Satz 1.

BFH v. 22. 8. 1974 IV R 86/74, BStBl. II 1975, 15; v. 25. 6. 1981 IV R 241/80,
BStBl. II 1982, 105; FG D4ss. v. 27. 1. 1965, EFG 1965, 384, rkr.; ESt-Hdb. 2002
H 213e; Bl&mich/Stuhrmann, § 37 Rn. 7; Brumund, DStR 1968, 69; Tischer in L/B/P,

§ 37 Rn. 16a; Lippross/Book, § 37 Rn. 7; o. V., FR 1969, 501; o. V., HFR 1981, 522;
Puhl, DB 1984, 11; Theiss, DB 1950, 519.

Danach bezieht sich Abs. 4 Satz 1 allein auf die nachtr@gliche Erh*hung und
nur auf die letzte, idR vierte VorausZ zum 10. 12. eines Jahres, nicht auf die lau-
fende Anpassung. Die F@lligkeit vorhergehender Erh*hungen richtet sich nach
Abs. 3 Satz 3 iVm. Abs. 1 Satz 1, die keine Frist vorsehen. Aus der Fristeinr@u-
mung des Abs. 4 Satz 1 ist zu ersehen, daß in anderen F@llen keine Frist zu ge-
w@hren ist (FG M4nchen v. 26. 3. 1974, EFG 1974, 370, rkr.). F4r eine ander-
weitige Ermessensaus4bung durch das FA ist kein Raum, da Abs. 1 Satz 1
zwingend ist (BFH v. 22. 8. 1974 IV R 86/74 und v. 25. 6. 1981 IV R 241/80
aaO). F4r eine abweichende Anordnung besteht schon deshalb keine Veranlas-
sung, weil hierf4r das Institut der Stundung zur Verf4gung steht (§ 222 AO).
Deshalb scheidet auch ein Verstoß gegen Treu und Glauben aus (BFH v.
25. 6. 1981 IV R 241/80 aaO).

Entgegen BFH v. 22. 8. 1974 IV R 86/74, BStBl. II 1975, 15, 16 f.; Gr5ber, DStZ
1975, 112; o.V., DB 1974, 2378 hat sich das Problem durch die gesetzliche Neufassung
ab 1975 nicht erledigt (BFH v. 25. 6. 1981 IV R 241/80, BStBl. II 1982, 105; so schon
Beker, DB 1975, 2148).

Ob Bekanntgabe des Anpassungsbescheids in diesen F@llen am F@lligkeitstermin
gen4gt, ist nicht gekl@rt. UE w@re mit dem Schl.-Holst. FG v. 30. 10. 1980, EFG
1981, 185, rkr., zumindest Bekanntgabe vor dem Termin, also sp@testens am 9.
des Monats zu verlangen.
Stellungnahme: UE liegt hinsichtlich der Anpassung k4nftiger VorausZ eine
Gesetzesl4cke vor, die in entsprechender Anwendung des Abs. 4 Satz 2 zu
schließen ist (ebenso Schmidt/Drenseck XXII. § 37 Rn. 4; Bl&mich/Stuhr-
mann, § 37 Rn. 39). Denn es besteht kein Anlaß, den Stpfl. bei Erh*hung k4nf-
tiger VorausZ schlechter zu stellen als bei nachtr@glicher Anpassung. In beiden
F@llen muß er – schon im Falle einer Monatsfrist – seine Dispositionen kurz-
fristig auf eine erh*hte Zahlungspflicht einstellen, in beiden F@llen bedarf die
Erh*hung nach Abs. 3 Satz 1 eines Festsetzungsbescheids. Der Stpfl. erscheint
daher bei nachtr@glicher Anpassung nicht schutzw4rdiger als bei kurzfristiger
Erh*hung k4nftiger VorausZ. UE ist f4r die Frage der analogen Anwendung
der Vergleich mit dem Normzweck des Abs. 4 Satz 2 zu ziehen und nicht – wie
vom BFH – zu den LStVorschriften, dem VStG und dem GewStG (die es im
4brigen zT nicht mehr gibt). Auch die Erh*hung k4nftiger VorausZ ist daher
uE entgegen der hM nur zul@ssig, wenn die Bekanntgabe des VorausZBescheids
einen Monat vor dem n@chsten VorausZTermin erfolgt.
Beispiel: Das FA stellt am 10. 12. d. J. fest, daß eine Erh*hung der letzten VorausZ
gerechtfertigt ist. Nach Abs. 4 kann es die vierte VorausZ desselben Jahres mit einer
Zahlungsfrist von einem Monat nachtr@glich erh*hen. Es w@re sinnwidrig, wenn diese
Zahlungsfrist nicht gelten w4rde, falls das FA bereits am 9. 12. die Erh*hung der Vor-
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ausZ zum 10. 12. bekanntgegeben h@tte. Da uE zwischen Bekanntgabe und F@lligkeit
vom FA eine Einmonatsfrist einzuhalten ist, kann nach dem 10. 11. die VorausZ nicht
mehr zum F@lligkeitstermin 10. 12. erh*ht werden, sondern nur nach Abs. 4 mit einer
Zahlungsfrist von einem Monat f4r den Erh*hungsbetrag.

Nach aA ist die Frage der Nachtr@glichkeit/R4ckwirkung nicht nach der F@llig-
keit, sondern nach der Entstehung der VorausZSchuld zu l*sen (Diebold, FR
1992, 708). Danach liegt eine nachtr@gliche Anpassung immer dann vor, wenn
der jeweilige Entstehungstermin f4r die einzelne VorausZSchuld abgelaufen ist.
Eine nachtr@gliche Anpassung der vierten VorausZ erfolgt also dann, wenn der
1. 10. d. J. verstrichen ist.

Bedenken des BFH (v. 25. 6. 1981 IV R 241/80 aaO) und o. V., HFR 1981, 522 gegen
die Anwendung der Monatsfrist bei Bekanntgaben zwischen dem 1. 10. und dem 9. 11.
d. J. r@umt Diebold (aaO) dadurch aus, daß er Abs. 4 Satz 2 teleologisch zugunsten des
Stpfl. reduziert und F@lligkeit erst zum 10. 12. d. J. eintreten l@ßt. Bei Anpassungen zu
fr4heren Terminen verweist er auf die M*glichkeit, erst zum n@chsten offenen Ent-
stehungstermin anzupassen.

b) Verteilung der Erh7hungsbetr!ge auf die Vorauszahlungstermine

Die FinVerw. nimmt eine gleichm@ßige Verteilung der noch offenen Betr@ge auf
die ausstehenden VorausZTermine in der Weise vor, daß sie von der sich mut-
maßlich ergebenden Jahressteuer die Anrechnungsbetr@ge und schon f@lligen
VorausZ absetzt und den Restbetrag gleichm@ßig auf die offenen VorausZZeit-
r@ume verteilt (so schon RdF v. 28. 8. 1941, RStBl., 652; Tischer in L/B/P, § 37
Rn. 16).
Beispiel: Zum 10. 3. und 10. 6. d.J. sind jeweils 3000 E f@llig. Die VorausZ sollen
Ende Juni an eine voraussichtliche Jahressteuerschuld von 16000 E angepaßt werden.
Zum 10. 9. und 10. 12. werden jeweils 5000 E festgesetzt.

Eine anderweitige Verteilung wird f4r unzul@ssig gehalten, weil Abs. 3 Satz 3
keine ausdr4ckliche Anordnung enth@lt, wie die einzelnen VorausZRaten auf die
VorausZTermine zu verteilen sind (FG D4ss. v. 6. 6. 1956, EFG 1956, 346, rkr.;
vgl. auch Friedrich, DB 1959, 1386).
UE stellt auch die Verteilung auf die VorausZTermine eine Ermessensentschei-
dung dar, da das FA „die Vorauszahlungen“ anpassen kann, dh auch jede ein-
zelne VorausZ f4r sich. Eine Obergrenze der kumulierten VorausZRaten ist
durch die voraussichtlich sich ergebende Jahressteuer vorgegeben. Im 4brigen
ist der Ermessensspielraum der Verwaltung weitgehend durch die Rechtsent-
wicklung und Selbstbindung der Verwaltung eingeschr@nkt. Ein Anspruch auf
Abweichung vom Grundsatz der gleichm@ßigen Verteilung d4rfte damit aus-
scheiden; das gilt um so mehr, als im Einzelfall mit Stundung geholfen werden
kann. Auf jeden Fall l@ßt die Selbstbindung der Verwaltung ein Vorziehen der
Steuerschuld als ermessensfehlerhaft erscheinen. Dazu auch BVerwG v.
22. 5. 1987 8 C 33.86, BStBl. II, 698 betr. GewSt.
Nachholung von Vorauszahlungen: VorausZBetr@ge, die im Grundsatz auf
fr4here Termine entfallen, k*nnen in sp@teren Terminen noch nachgeholt wer-
den, da nur so die voraussichtlich sich ergebende Jahressteuer erreicht wird (FG
D4ss. v. 27. 1. 1965, EFG 1965, 384, rkr.; Theiss, DB 1950, 519; Bl&mich/
Stuhrmann, § 37 Rn. 38). Eine unzul@ssige r4ckwirkende Erh*hung von Vor-
ausZ wird hierin nicht gesehen (BFH v. 22. 8. 1974 IV R 86/74, BStBl. II 1975,
15; FG D4ss. aaO).
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2. Die Herabsetzung laufender Vorauszahlungen

Laufende VorausZ k*nnen jederzeit auch herabgesetzt werden. Nach Ablauf
der letzten F@lligkeit kommt nur noch eine nachtr@gliche Anpassung in Betracht.
W@hrend des laufenden Jahres kann die Steuer zu verstrichenen VorausZTermi-
nen herabgesetzt werden, da das Verbot r4ckwirkender Anpassung (s. Anm. 41)
nur zugunsten des Stpfl. wirken kann.
Die Herabsetzung laufender, noch nicht entstandener VorausZ bedeutet Festle-
gung k4nftig zu entrichtender Leistungen. Die r4ckwirkende Herabsetzung als
Erlaß anzusehen, ist 4berholt, da ein Erlaß als Teil des Erhebungsverfahrens
eine im Grunde angefallene Steuer voraussetzt und § 164 Abs. 2 Satz 1 AO um-
fassende und ausreichende Pnderungsm*glichkeiten im Festsetzungsverfahren
er*ffnet.
Antr!ge auf Herabsetzung von VorausZ sind grds. nicht erforderlich. Soweit
jedoch § 164 AO greift (s. Anm. 100), sind Antr@ge ausdr4cklich zugelassen
(§ 164 Abs. 2 Satz 2 AO) und in angemessener Frist zu verbescheiden (§ 164
Abs. 2 Satz 3 AO). Ihnen kommt damit zumindest verfahrensbeschleunigende
Wirkung zu. Im 4brigen ist der Antrag zweckm@ßig, wenn dem FA erst dadurch
Tatsachen bekannt werden, die niedrigere VorausZRaten rechtfertigen.

Hinweis: Antr@gen sollten zur Beschleunigung des Verfahrens geeignete Unterlagen zur
Glaubhaftmachung und Berechnung der mutmaßlichen Steuerschuld beigef4gt werden.
Formbindung (Abs. 3 Satz 4) ist zu beachten. Aus Zweckm@ßigkeitsgr4nden sollte
gleichzeitig ein Stundungsantrag f4r den Fall nicht rechtzeitiger Erledigung des Herab-
setzungsantrags gestellt werden. Zur Stundung s. Anm. 31 f. Aussetzung der Vollzie-
hung kommt nicht in Betracht, da es an einem vorg@ngigen Einspruch fehlt und der
Erlaß eines Verwaltungsakts begehrt wird (str.).

Herabsetzungen von Amts wegen sind bei der Anpassung an durchgef4hrte
Veranlagungen allgemein 4blich. R4ckwirkende Herabsetzungen bereits f@lliger
VorausZ werden grds. nicht vorgenommen. Lediglich die noch offenen VorausZ
werden auf Null gestellt; 4berschießende Betr@ge aus fr4heren VorausZTermi-
nen werden weiterhin erhoben. Hier empfehlen sich ausdr4ckliche Herabset-
zungsantr@ge.
Kein Anspruch auf Herabsetzung: Es besteht nur ein Anspruch auf ermes-
sensfehlerfreie Entscheidung, der sich jedoch bei Ermessensreduzierung auf
Null zu einem Anspruch konkretisieren kann (BFH v. 3. 8. 1983 II R 144/80,
BStBl. II 1984, 321).
Die Entscheidung �ber den Antrag richtet sich nach § 164 Abs. 2 Satz 3 AO.
Steuerfall ist nicht die Veranlagung, sondern die VorausZFestsetzung.
E Abschließende Pr�fung iSd. § 164 Abs. 2 Satz 3 AO kann nur die Pr4fung des
Vorbringens des Stpfl. im Rahmen der allg. Grunds@tze zur Pr4fung im Voraus-
ZVerfahren bedeuten, da das EStVorausZVerfahren aufgrund seiner Vorl@ufig-
keit und ;berschl@gigkeit einer abschließenden Pr4fung nicht offen steht.
E Angemessene Frist f�r die Pr�fung ist die Zeit bis zu dem k4nftigen VorausZTer-
min, auf den sich der Antrag bezieht. Zur zwischenzeitlichen (technischen)
Stundung s. Anm. 29.

Das FG M4nchen (v. 22. 2. 1980, EFG 1981, 135, rkr.) liest „angemessen“ als „unver-
z4glich“, wenn etwa Fehler einer den VorausZ zugrundeliegenden Veranlagung be-
hauptet werden, da es an einer Rechtsgrundlage f4r die Inanspruchnahme des Stpfl.
fehle (vgl. dort auch zur Abw@gung zwischen den Interessen des Stpfl. und der Verwal-
tung).
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Verteilung der Herabsetzungsbetr!ge: Zuk4nftig f@llig werdende VorausZ
werden entweder auf 0 E gestellt oder die noch offenen verbleibenden StBetr@ge
gleichm@ßig auf die noch nicht f@lligen VorausZTermine verteilt; bereits f@llige
VorausZ werden nicht herabgesetzt.
Beispiel 1: Die viertelj@hrlichen VorausZ betragen 4000 E. Noch im Februar wird
Herabsetzung auf eine voraussichtlich zu erwartende Jahressteuer von 5000 E bean-
tragt. Die VorausZTermine ab 10. 3. d.J. werden gleichm@ßig mit je 1250 E belastet.
Beispiel 2: Wie Beispiel 1, jedoch stellt sich erst im August eine mutmaßliche Jahres-
steuer von 8000 E heraus. Die Praxis setzt lediglich die VorausZ zum 10. 9. und
10. 12. auf 0 E herab, anstatt alle Raten gleichm@ßig zu verteilen und zweimal 2000 E

zu erstatten.
UE kann man der FinVerw. im Rahmen des ihr einger@umten Ermessens folgen;
es ist nicht sinnvoll, wenn zun@chst entrichtete Betr@ge erstattet und anschlie-
ßend wieder eingezogen werden. Zwingend ist dieses Vorgehen jedoch nicht
(vgl. dazu auch BVerwG v. 22. 5. 1987 8 C 33.86, BStBl. II, 698 betr. GewSt.
und Frotscher, § 37 Rn. 64 f.).
#berzahlte Betr!ge bereits f@lliger VorausZ sind zu erstatten (s. auch Bl&-

mich/Stuhrmann, § 37 Rn. 44).
Beispiel 3: Wie Beispiel 1. Im Juli wird Herabsetzung auf 5000 E Jahressteuerschuld
beantragt. Die VorausZ zum 10. 6. d.J. ist auf 1000 E herabzusetzen; ab 10. 9. d.J.
betragen die VorausZ 0 E. 3 000 E sind zu erstatten.

Noch nicht gezahlte Betr!ge: Eine von der gleichm@ßigen Verteilung abwei-
chende Verteilung bietet sich uE jedoch dann an, wenn die VorausZ zum 10. 3.
bzw. 10. 6. d.J. nicht voll entrichtet sind.
Beispiel 4: Wie Beispiel 3; zum 10. 6. d.J. sind erst 1000 E geleistet. Es gen4gt, die
VorausZ zum 10. 6. d.J. auf 1000 E, die zum 10. 9. und 10. 12. auf 0 E festzusetzen.

Erledigung von Antr!gen mit Durchf�hrung der Veranlagung: Hierdurch
erledigt sich ein anh@ngiger Anpassungsantrag, § 124 Abs. 2 AO und BFH v.
10. 7. 2002 X R 65/96, BFH/NV 2002, 1567. Die Erledigungserkl@rung kann
mit der Veranlagung verbunden werden.

3. Die nachtr!gliche Anpassung von Vorauszahlungen

Begriffsbestimmung: Unter nachtr@glicher Anpassung von Vorauszahlungen
wird versteht die hM die Anpassung von VorausZ nach Ablauf der F@lligkeits-
termine (uE nach Ablauf des Entstehungstermins). Zu unterscheiden sind nach-
tr@gliche Erh*hungen von nachtr@glichen Herabsetzungen.
Nachtr!gliche Erh7hungen waren bis 1967 allg. unzul@ssig (BFH v. 26. 8.
1954 IV 341/53 U, BStBl. III 1955, 63 mwN; OFD M4nchen v. 31. 1. 1951, BB
1951, 327). Rechtsgrundlage bilden nunmehr Abs. 3 Satz 3 bzw. § 164 Abs. 2
Satz 1 AO (s. Anm. 100). Insoweit wird Abs. 3 Satz 3 durch eine Sonderregelung
f4r die Entstehung (Abs. 4 Satz 1) und F@lligkeit (Abs. 4 Satz 2) erg@nzt.
Rechtscharakter: Die nachtr@gliche Erh*hung ist eine echte Vorauszahlung
und keine vorweggenommene Abschlußzahlung (BFH v. 28. 11. 1973 I R 61/
72, StRK EStG § 35 R. 4). Eine erstmalige nachtr@gliche Festsetzung ist auf
Abs. 3 Satz 3 und Abs. 4 Satz 1 zu st4tzen.
Die nachtr!gliche Herabsetzung von VorausZ ist ebenfalls zul@ssig (BFH v.
8. 11. 1979 IV R 42/78, BStBl. II 1980, 147; R ssler, DStZ 1980, 383; aA wohl
Kieschke, DStZ 1983, 118).

Zur Streitfrage vor Einf4hrung des Abs. 3 Satz 3 (Abs. 2 Satz 2 aF) vgl. Theiss, FR
1954, 261. Insbes. bei Erstattungen weigerte sich die FinVerw. unter Hinweis auf das
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Erfordernis der Durchf4hrung einer Veranlagung und verlangte Abgabe von Steuer-
erkl@rungen. Diese Unsitte hat sich zT bis heute erhalten. Anders zun@chst OFD M4n-
chen v. 31. 1. 1951, BB 1951, 327, die auch ohne gesetzliche Regelung eine Herabset-
zung zuließ.

Verteilung der Herabsetzungsbetr!ge: Die Herabsetzung erfolgt aus techni-
schen Gr4nden nach Ablauf des Jahres zun@chst dadurch, daß die vierte, die
dritte usw. Vorauszahlung des vergangenen Jahres herabgesetzt werden, bis der
Herabsetzungsbetrag erreicht wird. Nach Verdichtung der VorausZ (Zusam-
menfassung in einer Summe) wird die gesamte Jahressteuerschuld herabgesetzt.
Diesem steht Abs. 4 Satz 1 nicht entgegen, da er lediglich die nachtr@gliche Er-
h*hung auf die letzte Vorauszahlung beschr@nkt; s. auch Tischer in L/B/P, § 37
Rn. 19.

4. Beteiligung an Kapitalanlagegesellschaften mit Steuervorteilen im
Vorauszahlungsverfahren

Schrifttum bis zu BMF v. 14. 5. 1982 (BStBl. I, 550): R5dler/Raupach, Handbuch der
steuerbeg4nstigten Kapitalanlagen, 1973, 158 ff. und 456 f.; o. V., Verlustber4cksichtigung
im Rahmen der Einkommensteuer-Vorauszahlungen und der EStVeranlagung, Steuer-
Spectrum Nr. 8/77; Hein/Quast, Rechtsauskunft und Rechtsschutz bei steuerbeg4nstig-
ten Kapitalanlagen, K*ln 1979, 15 ff.; Lange, Personengesellschaften im Steuerrecht,
3. Aufl. 1979, 525 ff.; Richter, Anerkennung der Bauherreneigenschaft und von Verlusten
bei sog. Bauherrenmodellen, StBp 1979, 57; Richter/Schmider, Praxis der steuerbeg4n-
stigten Kapitalanlagen Bd. I K*ln 1980; Maass, Bauherrengemeinschaften, 2. Aufl.,
Herne/Berlin 1981; Tewes, Praktische Auswirkungen des neuen BFH-Urteils zur steuer-
lichen Anerkennung von Bauherrenmodellen, 2. Aufl. Kissing 1981.
Schrifttum zu BMF v. 14. 5. 1982 (BStBl. I, 550): Richter/Schmider, Der neue Erlaß
zum Verwaltungsverfahren bei steuerbeg4nstigten Kapitalanlagen, K*ln 1982; Mikasch,

Geltendmachung von negativen Eink4nften von Beteiligten an Verlustzuweisungsgesell-
schaften nach dem BMF-Schreiben v. 14. 5. 1982, DB 1982, 2485; Dornfeld/Kellermann
u. a., Hdb. der Bauherrengemeinschaften und geschlossenen Immobilienfonds, 1984, 5010
u. 5012; Bihr, Vorteilhafte Geldanlagen, 1993; Tewes, Steuerlich anerkannte Bauherren-
modelle, 1985 ff. (Stand 1993).
Schrifttum zu BMF v. 13. 7. 1992 (BStBl. I, 404): BMF v. 28. 6. 1994, BStBl. I, 420; v.
17. 12. 1996, StEK AO 1977 § 180 Nr. 57; Baum, Neue Verfahrensregelungen bei Verlust-
zuweisungsgesellschaften, DStZ 1992, 532.
Allgemeines Schrifttum: Koepsell/Fischer-Tobies, INF 1994, 225; Duchardt/Gillit-
zer, Aktuelle ;bersicht des Marktes f4r steuerbeg4nstigte Kapitalanlagen 2001, DStR
2001, 1624; Fleischmann, Der 5. Bauherren-Erlass – das Ende aller Fonds-Modelle?,
DStR 2002, 1293; Tiedtke, Die Auslegung des § 2b, FR 2002, 701; Kohlhaas, Die Perso-
nengesellschaft ohne Gewinnerzielungsabsicht – ein Mythos?!, FR 2003, 598.

a) Begriff und Bedeutung der Beteiligung an Kapitalanlage-
gesellschaften mit Steuervorteilen f�r das Vorauszahlungsverfahren

Die FinVerw. entwickelte schon fr4h ein Sonderrecht vor allem auf dem Gebiet
des Verwaltungsverfahrens, um die bei Beteiligungen an Kapitalanlagegesell-
schaften mit Steuervorteilen auftretenden Schwierigkeiten zu bew@ltigen. Diese
Probleme r4hren vor allem aus folgenden Besonderheiten:
– Beteiligung einer Vielzahl von Personen;
– gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen;
– Anonymit@t der Beteiligten, die 4ber das ganze Bundesgebiet verstreut sein

k*nnen;
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– Fehlende oder geringe Einflußm*glichkeit der Beteiligten auf das Gebaren
der Gesellschaften;

– H*he der stl., damit haushaltsm@ßigen Auswirkung;
– Schwierigkeiten bei der ;berpr4fung der Angaben der Gesellschaften (insbes.

Auslandssachverhalte);
– Ein in Einzelf@llen zweifelhaftes oder strafw4rdiges Verhalten der Initiatoren;
– Fehlleitung von Subventionsmitteln.
Zum Begriff der Kapitalanlagegesellschaften mit Steuervorteilen: Zur L*-
sung der mit den VorausZ bei Beteiligungen an Kapitalanlagegesellschaften zu-
sammenh@ngenden Probleme, wurde zun@chst der Begriff der Kapitalanlagege-
sellschaft mit Steuervorteilen entwickelt. An diesen ankn4pfend entstand ein
Sonderrecht f4r Verlustzuweisungsgesellschaften, Gesamtobjekte und Modelle
mit nur einem Kapitalanleger, das Gegenstand verschiedener Verfahrenserlasse
war und st@ndig verfeinert wurde. Nach Verwaltungsdefinition unterfielen dem
Begriff der Verlustzuweisungsgesellschaften Personenzusammenschl4sse in ge-
sellschafts- oder gemeinschaftsrechtlicher Form, deren Gegenstand insbes. die
Herstellung oder Anschaffung eines Anlageobjekts und dessen Nutzungs4ber-
lassung ist, und an denen eine Beteiligung erworben wird in der Absicht, Ver-
luste zu erzielen. Dabei wird der Beitrittsentschluß der Anleger durch die Beteili-
gung an negativen Eink4nften bestimmt. Gesamtobjekte sind insbesondere
Bauherren- und Erwerbermodelle (BMF v. 13. 7. 1992, BStBl. I, 404 Tz. 1.2 und
1.3).

Vgl. auch den Bericht der BReg. 4ber die Wirkung bisheriger Maßnahmen und eventu-
eller weiterer Maßnahmen gegen Verlustzuweisungsgesellschaften, Bauherrenmodelle
und vergleichbarer Rechtsgestaltungen, BTDrucks. 10/1927, 3 ff.

Bedeutung im Vorauszahlungsverfahren: Dort spitzten sich die Fragen des-
halb zu, weil die Kapitalanlagevermittler unter anderem damit warben, daß das
zu erbringende Eigenkapital schon zeitnah aus eingesparten VorausZ finanziert
werden k*nne. Da hiervon auch Zwischenfinanzierungen usw. abhingen, kam es
darauf an, daß die VorausZ so schnell als m*glich herabgesetzt wurden. Dem-
gegen4ber versuchte die FinVerw., sich nicht unter Druck setzen zu lassen und
so weitgehend als m*glich schon im VorausZVerfahren die endg4ltige Berechti-
gung der Steuerherabsetzung zu kl@ren.
Da sich die Verfahrenserlasse als unzureichend erwiesen, wurde eine weitere
Verschlechterung der Lage des Stpfl. durch Abs. 3 S@tze 8–11 vorgenommen,
die die Ber4cksichtigung von Verlusten aus VuV bei Geb@uden usw. in der An-
laufphase allgemein einschr@nken.
Auch diese Kr4cken befriedigten die Verw. nicht. Deshalb kamen sukzessive
weitere Maßnahmen hinzu, die letztendlich den Investitionen, die allein wegen
der Steuervorteile erfolgten, den Garaus machen sollten. Eine Einschr@nkung
der Ber4cksichtigung von Verlusten brachten zun@chst § 15a und die Verwei-
sungen auf diese Vorschrift in §§ 13 Abs. 7, 18 Abs. 4 Satz 2, 20 Abs. 1 Nr. 4
Satz 2 und 21 Abs. 1 Satz 2. Bei Sachverhalten mit Auslandsbezug greift § 2 a.
Weiter schr@nkt die Mindestbesteuerung nach § 2 Abs. 3 Satz 3 ff. den Ausgleich
von Verlusten ein und wird durch § 2b erg@nzt, der zus@tzlich Verluste aus der
Beteiligung an Verlustzuweisungsgesellschaften und @hnlichen Modellen 4ber-
haupt (zur Kritik s. S ffing, DB 2000, 2340) vom Verlustausgleich mit anderen
Eink4nften als solchen aus gleichen Beteiligungen ausschließt.
Alle diese Vorschriften bedingen letztendlich eine v*llige Neuorientierung, die
ein Sonderrecht f4r Zwecke der Vorauszahlungen uE 4berfl4ssig macht, weil sie
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schon die Bemessungsgrundlage f4r die VorausZ so weitgehend bestimmen,
daß weder f4r eine besondere gesetzliche Regelung noch eine gesonderte Ver-
waltungsregelung Bedarf besteht. Abs. 3 S@tze 8–11 k*nnten damit ebenso auf-
gehoben werden wie die entsprechenden Vorschriften im LStErmVerf.

b) #berblick �ber das bisherige Verfahren der Festsetzung von
Vorauszahlungen bei Beteiligung an Kapitalanlagegesellschaften

Die gesetzlichen Neuerungen machen es erforderlich, die bisherigen Verwal-
tungserlasse v*llig neu zu 4berdenken. UE sind sie so 4berholt, daß eine 4ber-
schl@gige Darstellung des letzten Sachstandes gen4gen muß.
Nach einer Vorpr4fung, die von der Erf4llung einer Reihe von Kriterien abh@n-
gig gemacht wurde (Zeichnungsumfang, Vorlage einer Reihe von Unterlagen),
sollte das BetriebsFA eine Pr4fung durchf4hren, f4r die sich die Verw. zumin-
dest ein halbes Jahr Zeit vorbehielt. Danach sollte das BetriebsFA in qualifizier-
ter Weise im Wege der Amtshilfe f4r die WohnsitzFP Stellung nehmen und ein-
heitlich f4r alle Beteiligten 4ber die Anerkennung der Verluste dem Grund und
der H*he nach entscheiden. Eine Verlustanerkennung ohne Durchf4hrung die-
ses Vorverfahrens sollte nicht in Betracht kommen.

c) Vorschl!ge zur Neuordnung der Festsetzung von Vorauszahlungen
bei Beteiligung an Kapitalanlagegesellschaften

Soweit man eine Neuordnung 4berhaupt f4r notwendig h@lt, muß sich diese an
folgenden Hauptpunkten orientieren.
Eine Sonderrechtsbildung im Rahmen der Festsetzung oder Anpassung von
VorausZ allein f4r die Modelle des § 2b ist nicht gerechtfertigt (vgl. Nds. FG v.
20. 4. 1977, EFG 1977, 430, rkr.). Die hier einschl@gigen Fragen haben allg. Cha-
rakter und m4ssen und k*nnen nach allg. Rechtsgrunds@tzen gel*st werden. Et-
waige Schwierigkeiten der Sachverhaltsermittlung bedingen keine abweichende
Wertung, da sie in die Ausf4llung des Begriffs der sich voraussichtlich ergeben-
den Steuerschuld einfließen k*nnen. Letztlich handelt es sich um eine Interes-
senabw@gung, die nicht nur zu Lasten einer Seite gel*st werden darf.
Die Pr�fungskompetenz verbleibt beim WohnsitzFA; eine faktische Kompe-
tenzverlagerung auf andere Stellen darf nicht eintreten (s. Anm. 71).
Umfangreiche Unterlagen �ber Projekte: Diese sind grds. vorzulegen. Die
Anforderungen an die Nachweisungen d4rfen uE nicht 4bersteigert werden, da
im VorausZVerfahren nur Glaubhaftmachung erforderlich ist. Insbes. erscheint
die Anforderung von Negativerkl@rungen 4bertrieben. Die Angabe nahestehen-
der Personen ist nur insoweit erforderlich, als diese Beziehung Auswirkungen
auf die H*he der Verluste oder deren grunds@tzliche Anerkennung haben kann.
Gezeichnetes Kapital: Verluste k*nnen auch entstanden sein, wenn nicht
75 vH des Kapitals gezeichnet sind (vgl. aber BMF v. 17. 12. 1996 aaO). Des-
halb sind zumindest die Verluste zu ber4cksichtigen, deren Eintritt – unabh@n-
gig von der Realisierung des Projekts – ausreichend wahrscheinlich und glaub-
haft gemacht ist. Deren Anerkennung 4ber die Verweigerung einer Pr4fung zu
verhindern, ist im Rahmen aller in Betracht kommenden Vorschriften ermes-
sensfehlerhaft.
Verweigerung einer Vorpr�fung: Eine Vorpr4fung abzulehnen, weil eine Ver-
lustber4cksichtigung nicht in Betracht k@me, ist uE schon deshalb ermessens-
fehlerhaft, weil diese Frage im Rahmen der Pr4fung ja gerade erst zu kl@ren ist.
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Verbindliche Erkl@rungen dar4ber, ob man bestimmte Steuerverg4nstigungen in
Anspruch nehmen werde oder nicht, sind unzul@ssig.
6-Monatsfrist: Eine 6-Monatsfrist f4r eine etwaige Pr4fung trotz Vorliegen
s@mtlicher Unterlagen in Anspruch nehmen zu wollen, erscheint uns 4berzogen;
eine ;berschreitung sollte nur in komplizierten Ausnahmef@llen in Betracht
kommen. Das VorausZVerfahren als im Grunde vorl@ufiges Verfahren vertr@gt
keine verz*gerten Entscheidungen. Abschlußzahlungen werden schließlich ver-
zinst (Baum, DStZ 1992, 532).
Zum Inhalt der Mitteilung bei Eink4nften aus VuV s. Anm. 161.
Stundungszinsen: Daß die Verwaltung bei Stundungen nur noch Zinsen auf
diejenigen Steuern erheben will, die sich im nachhinein als zu Recht festgesetzt
erweisen (Tz. 4. 1. 5 des BMF-Schreibens v. 13. 7. 1992 aaO; allg. BFH v.
23. 11. 1993 IX R 28/89, BFH/NV 1994, 687), ist ein wesentlicher Fortschritt
gegen4ber BMF v. 14. 5. 1982 aaO und deckt sich mit neuerer Rspr. (Baum
aaO). Eine Gefahr bleibt allerdings: Waren die Zinsen festgesetzt und wird die
Veranlagung unter Herabsetzung der Steuer durchgef4hrt, kommt eine Herab-
setzung der Stundungszinsen nicht mehr in Betracht (§ 234 Abs. 1 Satz 2 AO).

5. Anpassungsbedingte Erstattung von Vorauszahlungen

Zuviel entrichtete Vorauszahlungen sind zu erstatten, soweit sie r4ckwirkend
oder nachtr@glich herabgesetzt werden (FG M4nchen v. 22. 2. 1980, EFG 1981,
135, rkr.; schon RdF v. 16. 6. 1942, RStBl., 681; OFD M4nchen v. 31. 1. 1951,
BB 1951, 327); allg. Meinung.
Rechtsgrundlage des Erstattungsanspruchs ist § 37 Abs. 2 Satz 2 AO;
rechtlicher Grund der Zahlung waren die zuvor ergangenen und nunmehr her-
abgesetzten VorausZFestsetzungen. § 36 Abs. 4 Satz 2 betrifft nur die Erstat-
tung nach durchgef4hrten Veranlagungen.
Der Erstattungsanspruch entsteht mit Ablauf des VZ oder im Zeitpunkt der
sp@teren tats@chlichen Zahlung des zu erstattenden Betrags (FG Rhld.-Pf. v.
15. 8. 1983, EFG 1984, 220, rkr.). Er wird f@llig mit der Bekanntgabe des die
Steuer herabsetzenden Bescheids (§ 220 Abs. 2 Satz 2 AO).
Die Erstattungsberechtigung richtet sich nach den f4r die Erstattung auf-
grund einer Veranlagung geltenden Grunds@tze. Da StAbzugsbetr@ge und KSt.
bereits die Bemessungsgrundlage mindern (Anm. 97), ist bei zusammenveran-
lagten Ehegatten grds. an denjenigen zu erstatten, f4r den geleistet wurde. Im
4brigen s. § 26b Anm. 80 mwN. Zum Ausgleichsanspruch zwischen Ehegatten
s. BGH v. 20. 3. 2002 XII ZR 176/00, StRK EStG 1996 § 26 R. 34.
Erstattungsbefugnis des FA: Das FA wird von der Zahlungspflicht frei, wenn
es an den erstattungsberechtigten Stpfl. zahlt. Da dies jeweils derjenige ist, f4r
den die VorausZ geleistet wurden, stellt sich uE die Frage einer entsprechenden
Anwendung des § 36 Abs. 4 Satz 3 bei Ehegatten nicht (s. auch AEAO zu § 37
AO Nr. 2).

Einstweilen frei.
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VI. Formelle Antragsvoraussetzungen f�r die Anpassung
von Vorauszahlungen (Abs. 3 Satz 4)

1. Allgemeine Erl!uterungen zu Satz 4

Wird der Gewinn durch Bestandsvergleich ermittelt, kommt eine Herabsetzung
der Vorauszahlungen wegen der Pnderungen durch das StEntlG 1999/2000/
2002 v. 24. 3. 1999 (BGBl. I 1999, 402) nur dann in Betracht, wenn der Stpfl. die
Herabsetzung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck beantragt.
Rechtsentwicklung und zeitlicher Anwendungsbereich:

E Fr�here Entw�rfe (Entw. eines StReformG 1998 v. 18. 3. 1997, BTDrucks. 13/
7242; Beschlußempfehlung und Bericht des FinAussch. v. 24. 6. 1997,
BTDrucks. 13/8020; Entwurf eines StReformG 1999 v. 24. 4. 1997, BTDrucks.
13/7480; Beschlußempfehlung des FinAussch. v. 24. 6. 1997) sahen eine Neure-
gelung nur f4r Stpfl. vor, die den Gewinn nach § 5 ermitteln.
E Entwurf eines StEntlG 1999/2000/2002 v. 9. 11. 1998 (BTDrucks. 14/23, 14 u.
183 = Anh. 2 Rn. 71 u. 283): Im Zuge der Umsetzung des Gesetzesvorhabens
wurde der Geltungsbereich auf alle bilanzierenden Stpfl. ausgedehnt, weil nach
Auffassung des Gesetzgebers die Gr4nde, die f4r das Erfordernis der Antrag-
stellung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck sprechen, f4r Gewinnermitt-
ler nach § 4 Abs. 1 und nach § 5 gleichermaßen gelten (BTDrucks. 14/443, 30 =
Anh. 6 Rn. 120).
E Erstmalige Anwendung des Satzes 4 f4r 1999 (§ 52 Abs. 1). Satz 4 behielt auf-
grund des sukzessiven Inkrafttretens der Neuregelungen des StEntlG 1999/
2000/2002 v. 24. 3. 1999 seine Bedeutung auch f4r die Folgezeit, die aber durch
die vielf@ltigen gesetzlichen Neuerungen im Tarifbereich (vgl. Anm. 135) verlo-
renging.
Verh!ltnis zu § 31 KStG: Satz 4 ist vor allem f4r Antr@ge auf Herabsetzung der
KStVorausZ aufgrund der Tarifabsenkung gem. § 23 Abs. 1 KStG von Bedeu-
tung (s. dazu n@her OFD M4nster v. 12. 4. 1999, FR 1999, 615), f4r die er 4ber
§ 31 Abs. 1 KStG anzuwenden ist.
Bedeutung der formellen Antragsvoraussetzungen zur Anpassung von
Vorauszahlungen:

E Haushaltssicherung: Nach dem Regelungszweck sollen auch steuererh*hende
Umst@nde in das VorausZVerfahren eingef4hrt werden, die sich aus den „Ge-
genfinanzierungsmaßnahmen“ zur Sicherstellung der *ffentlichen Haushalte er-
geben (BTDrucks. 13/7242, 16).
E Verwaltungsvereinfachung: Zwar w@re die FinVerw. schon nach geltender Rechts-
lage gehalten, s@mtliche zutreffenden Besteuerungsgrundlagen (dh. auch steuer-
erh*hende) zu ermitteln und zugrunde zulegen. Jedoch sollte der g@ngigen
Praxis entgegen gewirkt werden, bei Herabsetzungsantr@gen nur die steuermin-
dernden Tatsachen vorzutragen.
E Amtlich vorgeschriebener Vordruck als Steuererkl�rung: Der Zweck des Vordrucks
liegt vor allem darin, daß s@mtliche Besteuerungsgrundlagen zu erkl@ren sind
und ihm der Charakter einer Steuererkl@rung zukommt, unrichtige Angaben
deshalb zur Steuerhinterziehung f4hren k*nnen (s. auch Anm. 220 „Steuerhin-
terziehung“).
Verfassungsrechtliche Bedenken: Eine Sonderrechtsbildung, die allein bilan-
zierende Stpfl. betrifft, ist grds. unzul@ssig. Denn damit werden sie gegen4ber
Gewinnermittlern, die ;berschußrechnung f4hren, benachteiligt. Die vom Ge-
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setzgeber ins Auge gefaßten Gegenfinanzierungen betreffen jedoch ebenfalls
vor allem bilanzierende Stpfl. Die Ungleichbehandlung vollzieht sich zudem auf
dem Gebiet des Verfahrens, hat nur vorl@ufigen Charakter und entspricht letzt-
endlich mit Ausnahme des Zwangs zur Verwendung eines Verwaltungsformu-
lars, die mit zus@tzlichen Kosten und Erschwernissen verbunden ist, der gelten-
den Rechtslage. Verfassungsm@ßige Bedenken k*nnen deshalb hintan gestellt
werden.

Einstweilen frei.

2. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolge des Satzes 4

Gewinnermittlung durch Bestandsvergleich meint Bilanzierung (glA OFD
Berlin v. 23. 4. 1999, StEK § 37 EStG Nr. 36 und OFD D4ss. v. 22. 6. 1999, DB
1999, 1427; s. auch BTDrucks. 14/443, 30 = Anh. 6 Rn. 120). Der Begriff wird
im EStG erstmals in dieser Bedeutung verwendet. Auf Stpfl. mit Gewinnermitt-
lung nach § 4 Abs. 3 (Einnahmen4berschußrechnung) ist die Neuregelung nicht
anwendbar (s. OFD Berlin v. 23. 4. 1999 aaO).
Betroffene Einkunftsarten: Alle Einkunftsarten, die eine Gewinnermittlung
durch Bestandsvergleich zu lassen; das sind die Eink4nfte aus Gewerbebetrieb,
selbst@ndiger Arbeit (freiwillig) und aus Land- und Forstwirtschaft (s. Vor §§ 4–7
Anm. 4 ff.).
Personenkreis: Alle nat4rlichen und juristischen Personen, bei denen Gewinn-
eink4nfte in Betracht kommen.
Wird ... ermittelt bedeutet, daß der Gewinn tats@chlich nach Bestandsvergleich
ermittelt werden muß. Wurde der Stpfl. nach § 141 Abs. 2 Satz 1 AO zur Buch-
f4hrung aufgefordert, ist von einer Gewinnermittlung nach Bestandsvergleich
von dem Zeitpunkt an auszugehen, der der Aufforderung entspricht. Gewinn-
ermittlung durch Sch@tzung ist Gewinnermittlung durch Bestandsvergleich (s.
Vor §§ 4–7 Anm. 11 ff.).
Herabsetzung der Vorauszahlung bedeutet Pnderung bisher festgesetzter
VorausZ. Nicht betroffen sind damit
E erstmalige Festsetzungen von VorausZ (glA OFD D4ss. v. 22. 6. 1999 aaO und
OFD M4nster v. 12. 4. 1999, FR 1999, 615).
E Festsetzung von VorausZ nach einer Verlustphase, wenn Festsetzungen auf 0 DM/E
vorausgegangen waren.
Antrag auf Herabsetzung bedeutet Antrag des Stpfl. Kein Antrag liegt daher
bei Herabsetzungen aufgrund vorg@ngiger Veranlagungen von Amts wegen vor.

Str., wenn auch Steuerminderungen aufgrund des StEntlG 1999/2000/2002 zu be-
r4cksichtigen w@ren.

Ein Einspruch gegen eine (erh*hende) VorausZFestsetzung ist ebenfalls kein
Antrag iSd Gesetzes.
Amtlich vorgeschriebener Vordruck ist der Vordruck ESt. 37. Ist der Antrag
nicht auf diesem Vordruck gestellt worden, zB weil die Vordrucke (noch) nicht
verf4gbar sind, muß der Stpfl. nach Ansicht der FinVerw. dennoch darlegen, in
welchem Umfang sich die Gesetzes@nderungen des StEntlG 1999/2000/2002
bei ihm gewinnerh*hend auswirken (OFD M4nster und OFD Berlin, jeweils
aaO).
Als steuermindernde Dnderung kamen f4r den EStpfl. insbes. die Tarifabsen-
kungen des § 32a, die Tarifbegrenzung auf 45 bzw. 43 vH durch § 32c idF des
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StEntlG 1999/2000/2002 (zwischenzeitlich durch § 35 ersetzt) und f4r KStpfl.
die Tarifabsenkung gem. § 23 Abs. 1 KStG auf 40 vH in Betracht (s. OFD D4ss.
und OFD M4nster, jeweils aaO).
Nur Steuerminderungen aufgrund des StEntlG 1999/2000/2002: Nicht
hierunter fallen die Tarifabsenkung nach § 32a ab 2005, die Tariferm@ßigung
nach § 35 bei gewerblichen Eink4nften und die Tarifabsenkung bei K*rper-
schaften durch das StSenkG v. 23. 10. 2000, da sie nicht auf das StEntlG 1999/
2000/2002 zur4ckzuf4hren ist. Sie k*nnen deshalb von Amts wegen durchge-
f4hrt werden. Allgemein gilt Gleiches f4r alle steuersenkenden Maßnahmen auf-
grund anderer Gesetze.

Die durch Flutopfersolidarit@tsG v. 19. 9. 2002 von 2002 auf 2003 verschobene zweite
Stufe der Tarifreform des § 32a ist dem StEntlG 1999/2000/2002 zuzuordnen, nicht
aber die Tarifabsenkung ab 2005.

Nur Dnderungen aufgrund des Gesetzes sind betroffen. Herabsetzungen,
die sich auf andere Tatsachen, zB geringere Gewinnerwartungen st4tzen, k*n-
nen weiterhin formlos beantragt bzw. ohne (f*rmlichen) Antrag vorgenommen
werden.
Steuererh7hende Dnderungen ergeben sich vor allem aus den „Gegenfinan-
zierungsmaßnahmen“ im Bereich der Ansatz- und Bewertungsvorschriften.
Diese k*nnen in Einzelf@llen oder sogar bei ganzen Branchen die Auswirkungen
der Steuersatzsenkungen erheblich 4berschreiten (so betr. Versicherungsunter-
nehmen OFD D4ss. v. 18. 6. 1999, FR 1999, 826; vgl. auch die Auswirkung der
Pnderungen der AfA-Tabellen oder die Wertaufholungsgebote bei Teilwertab-
schreibungen in den Vorjahren nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 bzw. Nr. 2 Satz 3).
Antragstellung als Anwendungsvoraussetzung: Wird ein f*rmlicher Antrag
nicht gestellt, muß die FinVerw. einen ordnungsgem@ßen Antrag anregen (§ 89
Satz 1 AO) und darf uE nicht unbesehen einen ung4nstigen Tarif unterstellen.
Rechtsfolge bei Verletzung der Formvorschrift: Zur4ckweisung des Antrags
oder Festsetzung ohne Ber4cksichtigung der gesetzlichen Neuerung. Letztlich
steht dahinter der Gedanke, daß der Antrag, wenn sich der Antragsteller nicht
zu allen Besteuerungsgrundlagen @ußert, mangels ausreichender Mitwirkung als
nicht ausreichend substantiiert anzusehen ist. F4r die ;bergangszeit gen4gte
jedoch eine Versicherung mit formlosem Antrag, in welchem Umfang das Ein-
kommen durch die Gegenfinanzierungsmaßnahmen beeinflußt wird.

E. Nichtber�cksichtigung bestimmter pers7nlicher Abz�ge
bei der Bemessung der Vorauszahlungen (Abs. 3 Satz 5)

I. Rechtsentwicklung und Bedeutung des Satzes 5

Rechtsentwicklung: Die Vorschrift wurde durch EStRG v. 5. 8. 1974 (BGBl. I,
1769; BStBl. I, 530) als Satz 4 eingef4hrt und mehrfach hinsichtlich des Katalogs
sowie der betragsm@ßigen Grenzen ge@ndert. Im einzelnen dazu Anm. 3.
Bedeutung des Satzes 5: Als Ausnahme von dem Grundsatz, daß VorausZ die
zu erwartende Steuerschuld treffen sollten, sieht Satz 5 vor, daß bestimmte
steuermindernde Aufwendungen und Betr@ge nicht oder nur von einer be-
stimmten H*he an bei der Bemessung der VorausZ zu ber4cksichtigen sind.
Die Vorschrift dient der Angleichung an das LStErm@ßigungsverfahren.

§ 37 Anm. 135–136 Einkommensteuer-Vorauszahlung
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RegBegr. zum Dritten StReformG, BTDrucks. 7/1470, 301; RegBegr. zum StBereinG
1985, BRDrucks. 140/85, 61; G6rard/S ffing, FR 1974, 380; Kieschke, DB 1974,
1598; Tischer in L/B/P, § 37 Rn. 12.

E Kritik: Ein im Grunde 4berschl@giges Verfahren wie das Vorauszahlungsver-
fahren vertr@gt keine so detaillierte und kleinliche Regelung, wie sie Satz 5 ver-
langt. Auch im LStErmVerf. hat die entsprechende Vorschrift keine große Be-
deutung. Er sollte deshalb abgeschafft werden. Auch der Karlsruher ReformE
sieht keine entsprechende Regelung vor. Im 4brigen ist seine Bedeutung außer-
halb des EDV-Verfahrens zur Festsetzung von VorausZ im Anschluß an eine
durchgef4hrte Veranlagung wegen der ;berschl@gigkeit des Verfahrens gering.

Einstweilen frei.

II. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolge des Satzes 5

1. Die einzelnen Begrenzungen des Satzes 5

Satz 5 sieht vor, daß besondere pers*nliche Abz4ge (SA und agB) die Voraus-
ZSchuld entweder 4berhaupt nicht oder nur dann mindern d4rfen, wenn ihr
Gesamtbetrag 600 E (bis VZ 2001: 1200 DM; bis VZ 1989: 1800 DM) 4ber-
steigt.
Bis zum VZ 1995 blieben Beitr@ge iSd. § 10 Abs. 1 Nr. 3, also Bausparbeitr@ge, stets
außer Ansatz. Dies ergab sich zun@chst aufgrund ausdr4cklicher gesetzlicher Anord-
nung. Sie wurden auch bei ArbN nicht ber4cksichtigt und unterlagen daher im Vor-
ausZ-Verfahren einem absoluten Abzugsverbot. Durch den Wegfall des Abzugs von
Bausparkassenbeitr@gen als Sonderausgaben (Ges. zur Neuregelung der steuerrecht-
lichen WohnEigF*rd. v. 15. 12. 1995, BGBl. I, 1783; BStBl. I, 775, BRDrucks. 498/95,
39 f.; zu Grund und Bedeutung auch § 10 G 5) wurde die gesonderte Anordnung ent-
behrlich und ersatzlos gestrichen.

Unterhalb 600 E außer Ansatz bleibende Betr!ge: Aufwendungen iSd. § 10
Abs. 1 Nr. 1, 1 a, 4, 6 bis 9, der §§ 10b und 33 sowie die abziehbaren Betr@ge
nach § 33a bleiben außer Ansatz, wenn die Aufwendungen und die abziehbaren
Betr@ge insgesamt 600 E nicht 4bersteigen.

§ 33b Abs. 6 wird hier im Gegensatz zu 39a Abs. 2 Satz 4 nicht erw@hnt. Darin liegt
eine Unabgestimmtheit zum LStErmVerf., da sich auch § 33b Abs. 6 auf Betr@ge unter
600 E beziehen kann. Eine Erkl@rung f4r den Unterschied ist nicht ersichtlich.

Die Ber�cksichtigungsgrenze von 1200 DM orientierte sich an § 39a Abs. 2
Satz 4 aF. Die damals in dieser Vorschrift enthaltene Grenze von 1800 DM
wurde durch das StReformG 1990 herabgesetzt, weil den ArbN seit dem VZ
1990 ein ArbNPauschbetrag iHv. 2000 DM (nunmehr 1044 E) zusteht und da-
mit die Antragsgrenze von 1800 DM im WKBereich bedeutungslos geworden
war (BRDrucks. 100/88 v. 23. 3. 1988, 293 f.; BTDrucks. 11/2157, 156). Nun-
mehr orientiert sich § 39a Abs. 1 Nr. 5 an § 37 Abs. 3.

Kritik: Da die WK aus nichtselbst@ndiger Arbeit im VorausZVerfahren in vollem Um-
fang ber4cksichtigt werden k*nnen, hat die Grenze nur f4r die 4brigen Betr@ge Bedeu-
tung, die im Normalfall jedoch h*her liegen. Ber4cksichtigt man zus@tzlich die stl. Aus-
wirkungen und die Tatsache, daß die Grenze nur vor4bergehende Auswirkung hat,
sollte Abs. 3 Satz 5 aufgehoben werden.

Ermittlung von Grenz- und Abzugsbetrag: Der Pr4fung, ob die Grenze von
600 E 4berschritten ist, folgt die davon zu unterscheidende Ermittlung der die
VorausZ tats@chlich mindernden Betr@ge.
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– Die im einzelnen genannten Aufwendungen (s. Anm. 142) m4ssen die Grenze
4bersteigen; sie ersetzende Pausch- und Freibetr@ge bleiben daher bei der Be-
rechnung der 600 E-Grenze unber4cksichtigt. Unter den Pausch- und Freibe-
tr@gen bleibende tats@chliche Leistungen sind mitzurechnen. Aufwandsunab-
h@ngige Freibetr@ge (zB Ausbildungsfreibetr@ge) sind zu ber4cksichtigen.

– Gesetzliche H�chstbetr�ge f�r Aufwendungen beschr@nken nach hM auch deren Be-
r4cksichtigung im Rahmen der Berechnung der 600 E-Grenze.

– Die abziehbaren Betr�ge nach § 33a bleiben außer Ansatz: Sie sind dadurch ge-
kennzeichnet, daß ihnen zwar grds. Aufwendungen entsprechen m4ssen,
diese aber teilweise unabh@ngig von ihrer H*he mit „Pauschalbetr@gen“ abge-
golten werden.

– Die Art der Aufwendungen und Betr�ge bestimmt sich nach den einzelnen den
Abzug zulassenden Vorschriften (s. Anm. 142).

– Ihrer H�he nach k*nnen die Aufwendungen und Betr@ge nur f4r die Vergan-
genheit ermittelt werden. F4r die Zukunft sind sie glaubhaft zu machen oder
zu sch@tzen. Bei Anpassungen an durchgef4hrte Veranlagungen legt die Ver-
waltung zur ;berpr4fung der 600 E-Grenze die bei der Veranlagung ber4ck-
sichtigten Betr@ge zugrunde.

– Erstattete Aufwendungen bleiben f4r die Berechnung der 600 E-Grenze außer
Betracht, mindern aber die im VorausZVerfahren anzusetzenden Betr@ge.

Zur Zusammenveranlagung von Ehegatten s. § 26b Anm. 35 ff. Die 600 E-
Grenze verdoppelt sich nicht; die Aufwendungen und abziehbaren Betr@ge bei-
der Ehegatten sind zusammen zu rechnen. Ebenso bei „getrennter“ Veranla-
gung (EStH 2002 R 213e Satz 1).

2. Rechtsfolge des Satzes 5: Die Betr!ge bleiben bei der Anwendung der
S!tze 2 und 3 außer Ansatz

Bei der Anwendung der S!tze 2 und 3 bleiben die Betr@ge außer Ansatz.
Satz 5 gilt damit sowohl f4r die laufende Festsetzung der VorausZ (Satz 2) als
auch deren Anpassung nach Satz 3. Nicht ausdr4cklich erw@hnt sind die erstma-
lige Festsetzung bei Begr4ndung der Stpfl. nach Abs. 3 Satz 1 (s. Anm. 94 f.)
und die nachtr@gliche Anpassung nach Abs. 4 Satz 1. Aus Gr4nden der Gleich-
behandlung muß Satz 5 aber auch auf diese F@lle angewendet werden.
Die Betr!ge bleiben außer Ansatz, dh. die Vorschrift ist zwingend anzuwen-
den. VorausZ sind daher auch dann festzusetzen, wenn sich im Veranlagungs-
verfahren mit großer Wahrscheinlichkeit ein Erstattungsanspruch ergibt oder
ohne die Anwendung des Abs. 3 Satz 5 kein VorausZSoll entst4nde.
Eine Stundung im Hinblick auf etwaige ;berzahlungen aus der Anwendung
des Abs. 3 scheidet aus (s. Anm. 31).

Schmieszek in B/B, § 37 Rn. 96; Kieschke, DB 1974, 1598; Kieschke/Pogge-

v. Strandmann, DStZ 1974, 340 u. hier Anm. 31.

Einstweilen frei.
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III. ABC der uneingeschr!nkt und
bedingt ber�cksichtigungsf!higen Abzugsbetr!ge

Uneingeschr!nkt ber�cksichtigungsf!hig sind folgende Steuererm!ßi-
gungen:

– Altersentlastungsbetrag (§ 24a).
– Behindertenpauschbetrag nach § 33b Abs. 1–3 und Abs. 5 (s. § 33b Anm. 22).
– Fl�chtlingsfreibetrag, der nach § 52 Abs. 22 iVm. § 33a Abs. 1 EStG 1953 aus-

l@uft.
– Haushaltsfreibetrag nach § 32 Abs. 7.
– Haushaltsnahe Besch�ftigungsverh�ltnisse und Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienst-

leistungen nach § 35a idF des 2. Ges. f4r moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt v. 23. 12. 2002. Zum Eintrag auf der LStKarte wird der Erm@ßi-
gungsbetrag vervierfacht (§ 39a Abs. 1 Nr. 5 c).

– Hinterbliebenenpauschbetrag (§ 33b Abs. 4 und 5; dazu § 33b Anm. 22).
– Kindererm�ßigung nach § 34 f.
– Pflege-Pauschbetrag nach § 33b Abs. 6 (s. § 33b Anm. 124); im LStErmVerf. ist

er in die 600 E-Grenze einzubeziehen.
– Verlustr�cktrag und Verlustvortrag nach § 10d (Orth, FR 1983, 546 und § 10d

Anm. 130).
– Versicherungsbeitr�ge iSd. § 10 Abs. 1 Nr. 2 im Rahmen der H*chstbetr@ge. Dem

entspricht die pauschalierte Ber4cksichtigung im Rahmen der Vorsorgepau-
schale beim LStAbzug und im LStErmVerf. (s. § 39 a Anm. 11). Im VorausZ-
Verfahren kann deshalb auch der Vorwegabzug des § 10 Abs. 3 Nr. 2 gew@hrt
werden.

– Werbungskosten bei den Eink4nften aus nichtselbst@ndiger Arbeit: Das LStEr-
m@ßigungsverfahren bezieht sie in die Berechnung der 600 E-Grenze ein, so-
weit sie den WKPauschbetrag 4bersteigen (§ 39a Abs. 2 Satz 4 und Erl. zu
§ 39a Anm. 36), so daß diese im Erm@ßigungsverfahren 4berschritten werden
und damit zu einer Steuererm@ßigung f4hren kann, w@hrend sie im Voraus-
ZVerfahren nicht erreicht wird. Dies k*nnte aufgrund der einbehaltenen ge-
ringeren LSt. grds. zur Festsetzung von VorausZ f4hren; hierauf kann aus Bil-
ligkeitsgr4nden verzichtet werden (FinMin. Bayern v. 27. 1. 1977, FR 1977,
276).

Der Kinderfreibetrag nach § 32 Abs. 6 ist nicht mehr zu ber4cksichtigen. An seine
Stelle ist die Gew@hrung des Kindergeldes getreten. Ein Ausgleich erfolgt erst
mit der Veranlagung (s. Erl. zu Abs. 3 Satz 12, Anm. 190 f.).
Ber�cksichtigungsf!hig bei #berschreiten der 600 E-Grenze sind Aufwen-
dungen iSd. § 10 Abs. 1 Nr. 1, 1 a, 4, 6, 7 und 9, der §§ 10b, 33 und abziehbare
Betr@ge nach § 33a. Der Sonderausgabenpauschbetrag (§ 10c Abs. 1 und 4) ist
keine Aufwendung. Er bleibt deshalb bei der Berechnung der 600 E-Grenze au-
ßer Betracht, wird aber bei der Bemessung der festzusetzenden Vorauszahlung
ber4cksichtigt. Folgende Aufwendungen m4ssen die 600 E-Grenze 4bersteigen
(in alphabetischer Reihenfolge):
– Ausbildungsaufwendungen (§ 10 Abs. 1 Nr. 7).
– Ausbildungsfreibetr�ge (§ 33a Abs. 2) im Rahmen der zul@ssigen H*chstbetr@ge.
– Außergew�hnliche Belastungen (§ 33): Auszugehen ist f4r die Bemessung der

600 E-Grenze von den dem Grund und der H*he nach anzuerkennenden
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Aufwendungen ohne K4rzung um die zumutbare Belastung. Gek4rzt wird
erst bei der Festsetzung der VorausZ.

– Hausgehilfen-H�chstbetrag (§ 33a Abs. 3 Satz 1).
– Heimabzugsbetrag (§ 33a Abs. 3 Satz 2).
– Kinderbetreuungskosten (§ 33c): Zun@chst aufgehoben, mit Wirkung ab 2002 in

etwas ge@nderter Fassung wieder eingef4hrt durch Zweites Ges. zur Familien-
f*rderung v. 16. 8. 2001. S. § 33c Anm. J 01–5.

– Kirchensteuer (§ 10 Abs. 1 Nr. 4). Es gelten die voraussichtlich zu zahlenden Be-
tr@ge. Erstattete KiSt. mindert erst den Abzugsbetrag.

– Begrenztes Realsplitting (§ 10 Abs. 1 Nr. 1); s. auch Anm. 220 „Realsplitting“.
– Renten und dauernde Lasten (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 a). Bei Renten ist auf den abzieh-

baren Ertragsanteil zu k4rzen.
– Schulgeldzahlungen nach § 10 Abs. 1 Nr. 9.
– Spenden (§ 10b) im Rahmen der H*chstbetr@ge, soweit (zB aufgrund von

Spendenbescheinigungen) glaubhaft gemacht.
– Steuerberatungskosten (§ 10 Abs. 1 Nr. 6).
– Unterhalt und Berufsausbildung, sog. Unterhaltsh*chstbetrag (§ 33a Abs. 1).

Einstweilen frei.

F. Nichtber�cksichtigung von Beitr!gen f�r eine zus!tzliche
Altersvorsorge pflichtversicherter Arbeitnehmer und
gleichgestellter Personen nach § 10a (Abs. 3 Satz 6)

Schrifttum: Vgl. Allg. Erl. zu § 10a.

I. Allgemeine Erl!uterungen zu Satz 6

Nach Abs. 3 Satz 6 bleibt der Sonderausgabenabzug nach § 10a (sog. „Riester-
F*rderung“) bei der Festsetzung der Vorauszahlungen unber4cksichtigt.
Rechtsentwicklung: Eingef4gt durch AVmG v. 26. 6. 2001 (BGBl. I, 1310;
BStBl. I, 420) als Folge der Einf4hrung eines SA-Abzugs f4r zus@tzliche Bei-
tr@ge zur privaten Altersvorsorge (zum AVmG s. Vor § 79 Anm. 1 ff.).
Verh!ltnis zum Lohnsteuerverfahren: Im LStAbzugsVerf. ist § 10a ebenfalls
nicht anwendbar. Da insbes. Beamte und ArbN im *ffentlichen Dienst ur-
spr4nglich durch die Neuregelung nicht betroffen waren, konnte diese in die
LStTabellen nicht oder nur unter erschwerten Voraussetzungen eingearbeitet
werden. Eine Ber4cksichtigung im LStErmVerf. h@tte infolge der großen Anzahl
der betroffenen ArbN zu un4bersehbarem Verwaltungsaufwand gef4hrt und die
Bem4hungen konterkariert, durch zutreffenden LStAbzug nachfolgende Erstat-
tungsverfahren zu vermeiden. Deshalb wurde auf den Abzug von vornherein
verzichtet.
Bedeutung des Abzugsverbots:

– Gleichstellung mit pflichtversicherten ArbN, bei denen die Beitr@ge weder 4ber den
LStAbzug unmittelbar noch 4ber das LStErmVerf. ber4cksichtigt werden
d4rfen.

§ 37 Anm. 142–146 Einkommensteuer-Vorauszahlung
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– Haushaltsersparnis, da eine Ber4cksichtigung bereits im Erstjahr im Jahr 2002
aufgrund der Vielzahl der betroffenen ArbN zu zum damaligen Zeitpunkt
unvertretbaren Haushaltsausf@llen gef4hrt h@tte, aus Gr4nden der Gleichbe-
handlung aber 4brige Pflichtversicherte nicht ausgeschlossen werden durften.

– Systemdurchbrechung, da im 4brigen Vorsorgeaufwendungen im VorausZVerfah-
ren uneingeschr@nkt ber4cksichtigt werden k*nnen. Die Ausnahme erkl@rt
sich nur daraus, daß die Vorsorgepauschale die 4brigen Vorsorgeaufwendun-
gen abdeckt und in den LStTabellen ber4cksichtigt werden kann, die zus@tz-
lichen Altersvorsorgeaufwendungen aber nicht.

– Die G�nstigerberechnung des Abs. 2 zwischen Zulage und StAbzug ist erst nach
Ablauf des Jahres m*glich.

Pers7nlicher Geltungsbereich: Alle von § 10a betroffenen Personen. Bei
ArbN kommt die Anwendung dann in Betracht, wenn neben dem LStAbzug
VorausZ zu entrichten sind; bei Landwirten, die nach dem Gesetz 4ber die
Alterssicherung f4r Landwirte versichert sind, wenn sie entsprechende Beitr@ge
leisten. Im 4brigen alle nach § 10a Abs. 1 Satz 3 gleichgestellte Personen.
Sachlicher Geltungsbereich: Nur Beitr@ge, die dem § 10a unterfallen, sind bei
Bemessung der VorausZ ausgeschlossen. Andere Aufwendungen bleiben weiter-
hin ber4cksichtigungsf@hig.
Zeitlicher Geltungsbereich: Alle VorausZ f4r die Jahre ab 2002, also laufende
Festsetzungen und nachtr@gliche Anpassungen, soweit sie nur das Jahr 2002 und
sp@ter betreffen.

II. Tatbestandsvoraussetzung und Rechtsfolge des Satzes 6

Sonderausgabenabzug von Beitr!gen zur Altersvorsorge: Als SA abziehbar
nach § 10a sind geleistete Beitr@ge zur Alterssicherung von gesetzlich Pflichtver-
sicherten oder gleichgestellten Personen (iE § 10a Anm. 4) einschließlich der da-
f4r zustehenden Zulage. Diese stehen den Vorsorgeaufwendungen gleich, die im
4brigen grds. ber4cksichtigungsf@hig sind.
Zulage und Sonderausgabenabzug: Ber4cksichtigt werden die Beitr@ge, die
zu einer Zulage f4hren, im Veranlagungsverfahren nur dann, wenn der SA-Ab-
zug g4nstiger ist als die Zulage (§ 10a Abs. 2 Satz 1). Hier4ber kann erst nach
Ablauf des Jahres entschieden werden (vgl. die gleiche Problematik bei der Be-
r4cksichtigung von Kindergeld und Kinderfreibetrag). Ist der SAAbzug g4nsti-
ger, erfolgt Zulagenzurechnung zur tariflichen ESt. Beides wird im VorausZVer-
fahren nicht ermittelt.
Betroffene Vorauszahlungen: Alle Arten von VorausZ ab dem Jahr 2002.
Ausdr4cklich erw@hnt sind nur Abs. 3 S@tze 2 und 3. Damit k*nnte man vertre-
ten, daß bei der nachtr@glichen Anpassung nach Abs. 4 Satz 1 der Satz 6 nicht
gelten solle, da dann die aus dem Zweck der Vorschrift folgenden Schwierigkei-
ten infolge Jahresablaufs l*sbar w@ren. Dies ist mit der Gleichstellung mit dem
LStAbzugsVerf. jedoch nicht vereinbar. Damit ergreift der Ausschluß auch die
nachtr@gliche Anpassung. Aus gleichem Grund ist auch die erstmalige Festset-
zung einzubeziehen.
Rechtsfolge: Die Beitr@ge und die Zulage d4rfen bei der Bemessung von Vor-
ausZ nicht ber4cksichtigt werden. Sie finden erst im nachfolgenden Veranla-
gungsverfahren Eingang in die Einkommensbemessung. Es handelt sich damit
um ein absolutes Ber4cksichtigungsverbot im VorausZVerfahren. Eine (teil-
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weise) Stundung der VorausZ im Hinblick auf das nachfolgende Veranlagungs-
verfahren ist ausgeschlossen (s. Anm. 31).

Einstweilen frei.

G. Nichtber�cksichtigung von Vorkosten bei Bemessung der
Vorauszahlungen nach § 10e Abs. 6 (Abs. 3 Satz 7)

Schrifttum: Drenseck, Anm. zu BFH v. 6. 5. 1986 IX B 121/84, FR 1986, 461; Kieschke,
Einzelfragen zur k4nftigen steuerrechtlichen Behandlung selbstgenutzten Wohneigen-
tums, insbesondere ;bergangsfragen, DStR 1986, 533; Puhl, ;berblick 4ber das Gesetz
zur Neuregelung der steuerrechtlichen F*rderung des selbstgenutzten Wohneigentums,
DB 1986, 387; Stuhrmann, Das Wohneigentumsf*rderungsgesetz – Neue steuerrecht-
liche Behandlung der selbstgenutzten Wohnung, DStZ 1986, 263; Unverricht, Abzugsbe-
trag und Vorkosten nach § 10e EStG im Lohnsteuerabzugs- und im Vorauszahlungsver-
fahren, DStR 1988, 531; Obermeier, Das selbstgenutzte Wohneigentum ab 1987, 3. Aufl.
1992; Wewers, Steuer@nderungsgesetz 1992: Die Pnderungen bei der steuerlichen F*rde-
rung des Wohneigentums und der Instandsetzung und Instandhaltung von Kulturg4tern,
DB 1992, 704 u. 753; Stephan, Die Besteuerung selbstgenutzten Wohnraums, Stuttgart,
6. Aufl. 1999, 604 ff.

I. Allgemeine Erl!uterungen zu Satz 7

Rechtsentwicklung des Satzes 7:

Eingef�gt durch StEntlG 1984 v. 22. 12. 1983: (BGBl. I, 1583; BStBl. I 1984,
14).
Durch WohneigFG v. 15. 5. 1986 (BGBl. I, 730; BStBl. I, 278) wurde der da-
malige Satz 5 mit Wirkung v. 1. 1. 1987 neu gefaßt.
Mit StDndG 1992 v. 25. 2. 1992 (BGBl. I, 297; BStBl. I, 146) wurden auch Ob-
jekte iSd. § 10h und Ausbauten und Erweiterungen mit Wirkung ab 1991 von
der Ber4cksichtigung vor Anschaffung oder Fertigstellung ausgeschlossen.
Durch Gesetz zur Umsetzung des F7deralen Konsolidierungsprogramms
v. 23. 6. 1993 (BGBl. I, 944; BStBl. I, 510) wurde der bisherige Satz 5 zu Satz 6.
Ges. zur Neuregelung der steuerrechtlichen WohnEigF7rd. v. 15. 12. 1995
(BGBl. I, 1783; BStBl. I, 775): Ausschluß der Vorkosten der durch das EigZulG
beg4nstigten Objekte und Neuregelung einer Beg4nstigung in § 10 i.
StEntlG 1999/2000/2002 v. 9. 11. 1998: Durch Einf4gen eines neuen Satzes 4
wird Satz 6 zu Satz 7.
Der Karlsruher ReformE verzichtet auf eine Ber4cksichtigung von Steuer-
erm@ßigungen zur F*rderung des Wohneigentums bei den Vorauszahlungen.
Bedeutung des Satzes 7: Die Regelung dient der Gleichbehandlung mit
LStPflichtigen und Vermietern.
E Gleichstellung mit LStErm�ßigungsverfahren: Das Abzugsverbot im VorausZVer-
fahren bewirkt eine Gleichstellung mit der Regelung f4r das LStErmVerf. (§ 39a
Abs. 1 Nr. 5), wonach alle nach §§ 10e, 10h und 10 i wie SA abziehbaren Betr@-
ge erst nach Fertigstellung oder Anschaffung des beg4nstigten Objekts eingetra-
gen werden k*nnen. Eine Regelung f4r die nach § 10e Abs. 1–5, 6 a und § 10h
Satz 1 abziehbaren Betr@ge war nach damaliger Auffassung der FinVerw. 4ber-
fl4ssig, da diese erst nach Eigennutzung bzw. Nutzungs4berlassung im VorausZ-
Verfahren ber4cksichtigt werden konnten (s. Anm. 151).
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E Gleichstellung von Selbstnutzung, unentgeltlicher Nutzungs�berlassung sowie Vermietung:
Das Abzugsverbot des Satzes 7 f4hrt zu einer Gleichbehandlung mit vermiete-
ten Geb@uden, allerdings mit der Maßgabe, daß die Aufwendungen schon mit
Anschaffung oder Fertigstellung bzw. Eigennutzung etc. und nicht erst im Jahr
danach abgezogen werden k*nnen (s. Anm. 170).

Kritik: Wenn § 10e Abs. 6 den steuermindernden Abzug von Schuldzinsen und ande-
ren Finanzierungskosten, insbes. des Damnums, in der Bauphase erm*glichen soll, die
den Bauherrn regelm@ßig finanziell besonders belastet, ist es schwer verst@ndlich, daß
diese Aufwendungen bei eigengenutzten etc. Objekten im VorausZVerfahren ausge-
schlossen werden.

II. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolge des Satzes 7

1. Tatbestandsvoraussetzungen des Satzes 7

a) Aufwendungen, die nach § 10e Abs. 6 und § 10h Satz 3 wie Sonder-
ausgaben abgezogen werden k7nnen (Satz 7 Halbs. 1)

Aufwendungen auf Objekte iSd. § 10e Abs. 1 u. 2, die nach § 10e Abs. 6 und
§ 10h als SA abgezogen werden k*nnen, bleiben bis zur Anschaffung oder Fer-
tigstellung außer Ansatz.
Die Steuerbeg�nstigung des Wohneigentums nach § 10e findet nur noch
auf diejenigen Objekte Anwendung, die vor dem 1. 1. 1996 angeschafft oder mit
deren Herstellung vor dem 1. 1. 1996 begonnen wurde und die bis zum
VorausZJahr nicht hergestellt sind und/oder (noch) nicht zu eigenen Wohn-
zwecken genutzt werden (zur Abgrenzung s. § 52 Abs. 26 S@tze 6 und 7). Vor-
nehmlich wird es sich um Objekte handeln, bei denen die Baugenehmigung vor
dem Stichtag erteilt wurde und die Baumaßnahme noch nicht abgeschlossen ist.
F4r 4brige Objekte gilt nunmehr § 10 i.
E Ausgeschlossene Objekte iSd. § 10e Abs. 1 u. 2 sind zu eigenen Wohnzwecken ge-
nutzte Wohnungen im eigenen Haus, Eigentumswohnungen und Anbauten und
Erweiterungen an einer im Inland belegenen, zu eigenen Wohnzwecken genutz-
ten Wohnung.
E Nicht dem Abzugsverbot unterliegende Objekte: Auf die Abzugsbetr@ge nach §§ 10 f,
10g u. § 15b BerlinFG ist Satz 7 nicht anwendbar; f4r ihre Einbeziehung be-
steht auch kein rechtspolitisches Bed4rfnis, da ihnen bereits fertiggestellte Ob-
jekte zugrunde liegen m4ssen.
E Andere Objekte im selben Geb�ude neben eigengenutzten Objekten k*nnen nach
den S@tzen 8–11 zu beurteilen sein; vgl. BFH v. 6. 5. 1986 IX B 121/84,
BStBl. II, 749 u. Anm. 167 „Objektbezogenheit der Begrenzung“.
E Aufwendungen, die nach § 10 e Abs. 6 abgezogen werden, sind die als Vorkosten be-
zeichneten Aufwendungen, die vor der erstmaligen Nutzung einer Wohnung
iSd. § 10e Abs. 1 und 2 zu eigenen Wohnzwecken entstehen (s. § 10e
Anm. 508–558 und B. Meyer, FR 1993, 181 ff.).
E Abzugsbetr�ge iSd. § 10 e Abs. 1 bis 5 und 6a werden in Satz 7 nicht erw@hnt.
Gleichwohl wendet die hM die f4r Vorkosten iSd. § 10e Abs. 6 ausdr4cklich be-
stehende Abzugsbegrenzung sinngem@ß an oder vertritt eine Analogie zu § 39a
Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 (Stolterfoht in K/S/M, § 37 Rn. D 16 mwN; Schmidt/
Drenseck XXII. § 37 Rn. 15). UE zutreffend (vgl. § 10e Anm. 50).
E Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken iSd. § 10 e bedeutet tats@chliche Inge-
brauchnahme (s. § 10e Anm. 98 f). Jedoch gen4gt Glaubhaftmachung, daß noch
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im VZ eigengenutzt werde (BMF v. 28. 12. 1994, BStBl. I, 925). Zeitweises Leer-
stehen bis zur Eigennutzung hindert damit die Ber4cksichtigung der abziehba-
ren Betr@ge nicht.

GlA Bl&mich/Stuhrmann, § 37 Rn. 31; Schmieszek in B/B, § 37 Rn. 103; Kieschke,
DStR 1986, 534; Lippross/Book, § 37 Rn. 22; Schmidt/Drenseck XXII. § 37 Rn. 15.

Aufwendungen f�r Wohnungen, die Angeh7rigen unentgeltlich �berlas-
sen und nach § 10h Satz 3 gleichermaßen wie SA abgezogen werden k*nnen,
sind ebenfalls insbes. die Vorkosten. Dazu s. § 10h Anm. 13 u. 39 a Anm. 19.
Andere Abzugsbetr@ge nach § 10h sind wie die Betr@ge nach § 10e ebenfalls
nicht ber4cksichtigungsf@hig.
E Betroffene Objekte sind vor allem im Vordergrund des F*rderungszwecks des
§ 10h stehende Ausbauten und Erweiterungen.
E Qberlassung zur unentgeltlichen Nutzung bedeutet nach Verwaltungsauffassung
auch hier tats@chliche Nutzung durch den Berechtigten, nicht nur Bereitstellung
zur Nutzung durch den ;berlassenden.
Wie Sonderausgaben abgezogen werden die Vorkosten nur, wenn und soweit
sie keine BA oder WK sind (§ 10e Abs. 6 Satz 2). So sind zB die WK oder BA
f4r ein h@usliches Arbeitszimmer schon vor Anschaffung oder Fertigstellung der
Wohnung ber4cksichtigungsf@hig. Gleiches gilt bei Anschaffung einer Wohnung
oder eines Hauses im Rahmen der doppelten Haushaltsf4hrung, soweit die
Kosten beruflich veranlaßt sind. Im einzelnen dazu § 10e Anm. 537 ff.; zum Ab-
zug „wie Sonderausgaben“ auch § 10e Anm. 90.
Bis zur Anschaffung oder Fertigstellung gilt das Abzugsverbot f4r die Vor-
kosten im VorausZVerfahren; Eigennutzung im VZ ist glaubhaft zu machen.
E Anschaffung iSd. Satzes 7 ist die Erlangung der wirtschaftlichen Verf4gungs-
macht 4ber die Wohnung (s. auch Anm. 169 zum Anschaffungsbegriff des Sat-
zes 8; § 10e Anm. 128–135 und § 39a Anm. 19).
E Fertigstellung ist der Zeitpunkt der Beendigung der Herstellung. Bei Wohnun-
gen bedeutet das im Ergebnis Bezugsfertigkeit (s. § 10e Anm. 81 und § 39a
Anm. 19).

b) Aufwendungen, die nach § 10 i f�r nach dem EigZulG beg�nstigte
Objekte wie Sonderausgaben abgezogen werden k7nnen
(Satz 7 Halbs. 2)

Aufwendungen, die nach § 10 i f�r nach dem EigZulG beg�nstigte Ob-
jekte als SA abgezogen werden k*nnen, sind bestimmte Vorkosten. Im einzel-
nen s. Anm. 151 und § 10 i Anm. 20 ff. § 10 i l*ste f4r VZ ab 1996 § 10e ab.
Nach EigZulG beg�nstigte Objekte sind eigengenutzte Wohnungen oder Er-
haltungsaufwendungen, die entweder bis zum Beginn der erstmaligen Nutzung
der Wohnung entstanden sind oder die f4r den bisher als Mieter untergebrach-
ten K@ufer der Wohnung bis zum Ablauf des auf das Jahr der Anschaffung fol-
genden Kj. entstehen. Im einzelnen s. § 10 i Anm. 40 ff.

2. Rechtsfolge des Satzes 7: Vorkosten bleiben bei Festsetzung der
Vorauszahlungen außer Ansatz

Die Aufwendungen bleiben bei der Anwendung der S@tze 2 und 3 außer Ansatz.
Dies ergibt sich aus der Formulierung: „Außer Ansatz bleiben ... auch die Auf-
wendungen“, die sich auf Satz 5 bezieht.
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Bei Anwendung der S!tze 2 und 3 bleiben die Aufwendungen außer Ansatz,
dh. bei allen Arten der Festsetzung von VorausZ (s. Anm. 147). Zum Verfahren
s. auch §§ 10e Anm. 19; 10h Anm. 13 und 10 i Anm. 18.
Außer Ansatz bleiben bedeutet, die Aufwendungen d4rfen die Bemessungs-
grundlage nicht mindern. Vom Zeitpunkt der Anschaffung, Herstellung, des Ei-
genbezugs oder der tats@chlichen Nutzung bei unentgeltlicher ;berlassung
(nach FinVerw., s. Anm. 151) an k*nnen sie uneingeschr@nkt angesetzt werden,
uE auch f4r die Jahre, die vor diesen Zeitpunkten liegen (s. § 10e Anm. 50
mwN). Einschr@nkend Bl&mich/Stuhrmann, § 37 Rn. 31: Nur die Aufwendun-
gen ab Herstellung usw.; Stolterfoht in K/S/M, § 37 Rn. D 15: Nur die Auf-
wendungen, die von Jahresbeginn der Eigennutzung an entstanden sind.

Zur Unzul@ssigkeit einer Stundung trotz wahrscheinlichen Erstattungsanspruchs s.
Anm. 31.

Einstweilen frei.

H. Nichtber�cksichtigung bestimmter Verluste aus Vermietung
und Verpachtung bei Bemessung der Vorauszahlungen

(Abs. 3 S!tze 8–11)

Schrifttum: o.V., Nota bene, DB 1983, Beil. 12/83; Puhl, Ausschluß der Ber4cksichti-
gung bestimmter negativer Eink4nfte aus Vermietung und Verpachtung im VorausZ- und
Lohnsteuererm@ßigungsverfahren, DB 1984, 10; o. V., Steuer und Kapital, Nr. 1/84, Beil.
zu DB 1984; Thierfeld, Der praktische Fall, StSem. 1984, 57; M&ller, Der Eiertanz um
die Bauherrenmodelle, DStZ 1984, 184; Orth, Verlustabzug (§ 10d EStG) und Nichtbe-
r4cksichtigung bestimmter negativer Eink4nfte aus Vermietung und Verpachtung im Vor-
ausZVerfahren nach § 37 Abs. 3 Satz 5 bis 8 EStG idF des StEntlG 1984, FR 1984, 241;
Horlemann, Verlustabzug und Ausschluß bestimmter negativer Eink4nfte im Vorauszah-
lungsverfahren, BB 1984, 1217; Paus, Verluste aus Vermietung und Verpachtung und Vor-
ausZ auf die Einkommensteuer, FR 1986, 221; ders., Vermietungsverluste des Erstjahres,
FR 1993, 117; ders. Vermietverluste des Erstjahres – Wie weit geht die Gestaltungsfreiheit
des Gesetzgebers, FR 1995, 14.

I. Allgemeine Erl!uterungen zu den S!tzen 8–11

1. #berblick

Satz 8 befaßt sich mit dem Ausschluß negativer Eink4nfte bei Geb@uden.
Satz 9 trifft eine Sonderregelung f4r die F@lle der Anschaffung vor Fertigstel-
lung.
Satz 10 schließt die vorstehenden S@tze bei der F*rderung von Objekten nach
§§ 14a, 14c oder 14d BerlinFG sowie bei Sonderabschreibungen nach § 4
F*rdG aus.
Satz 11 sieht die entsprechende Anwendung des Abzugsverbots auf Verluste
aus Vermietung und Verpachtung anderer Verm*gensgegenst@nde vor.

2. Rechtsentwicklung des Ausgleichsverbots f�r Verluste aus Vermietung
und Verpachtung

Die Regelungen des Abs. 3 S@tze 8–11 wurden als S@tze 6–9 durch StEntlG
1984 eingef4gt (s. Anm. 3).
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Durch das WohneigFG v. 15. 5. 1986 wurden die §§ 7b und 15 BerlinFG in
Satz 8 aF gestrichen; mit StPndG 1991 erfolgte zus@tzliche F*rderung von Ge-
b@uden iSd. §§ 14c u. 14d BerlinFG und des § 4 F*rdG. Die bisherigen
S@tze 6–9 wurden durch FKPG v. 23. 6. 1993 (BGBl. I, 944; BStBl. I, 510) zu
S@tzen 7–10 und durch StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 (BGBl. I, 402;
BStBl. I, 304) zu S@tzen 8–11.
Damalige Reformvorhaben: Urspr4nglich war eine Pnderung des § 11 vorge-
sehen. Danach sollten vorgezogene WK bei VuV nur eingeschr@nkt, insbes. zeit-
anteilig verteilt (zB f4r das Disagio auf 5 Jahre) zugelassen werden.

Vgl. RegE, BTDrucks. 10/336, 14. Ablehnend: Beschlußempfehlung des FinAussch.,
BTDrucks. 10/686, 4 f. und Bericht des FinAussch., BTDrucks. 10/716, 8 aus Gr4n-
den der Steuersystematik und -vereinfachung (s. Bordewin, FR 1984, 58 und zur Kritik
am Anh*rungsverfahren: M&ller, DStZ 1984, 185 ff.). Auf Vorschlag des BTAussch.
f4r Raumordnung, Bauwesen und St@dtebau einigte man sich auf den „kleinsten ge-
meinsamen Nenner“, nahm dabei aber neue Systembr4che im VorausZVerfahren in
Kauf; @hnlich schon der Gesetzesvorschlag des Landes NRW v. 29. 9. 1982
(BRDrucks. 383/82).

Der Karlsruher ReformE verzichtet auf das Ausgleichsverbots f4r Verluste aus
Vermietung und Verpachtung als 4berfl4ssige Regelung.

3. Bedeutung und Verfassungsm!ßigkeit des Ausgleichsverbots f�r
Verluste aus Vermietung und Verpachtung

a) Bedeutung der S!tze 8–11

Zweck der Regelung: Durch Einschr@nkung des Verlustausgleichs w@hrend
der Anlaufphase im VorausZVerfahren sollten die M*glichkeiten der Finanzie-
rung des Erwerbs von Grundbesitz aus Steuern begrenzt werden. Damit sollten
Steuerersparnisse f4r die Bezieher h*herer Einkommen aus der Beteiligung an
sog. Verlustzuweisungsmodellen eingeschr@nkt und die Verm*gensbildung ohne
oder mit geringem Eigenkapitaleinsatz erschwert werden (vgl. FinAussch.,
BTDrucks. 10/716 zu BTDrucks. 10/686, 8; „entscheidender Liquidit@tsnach-
teil“, Bericht der BReg. in Sachen Verlustzuweisungsgesellschaften usw.,
BTDrucks. 10/1927, 9).

Zudem erhoffte man sich verfahrensm@ßige Erleichterungen, die eine erhebliche Ver-
waltungsvereinfachung bewirken sollten. Jedoch wurden die verfahrensrechtlichen
Auswirkungen des Ausschlusses bestimmter Verluste aus VuV anfangs wohl 4ber-
sch@tzt. So sollten Vorpr4fungen bei der Beteiligung an Kapitalanlagegesellschaften
allein zu VorausZZwecken 4berfl4ssig werden (vgl. Altehoefer/Krebs/Nolte/Roland,
DStZ 1984, 18; Puhl, DB 1984, 14). Auch die Auffassung, Pr4fungen der Bauherren-
modelle k*nnten bis zum Jahr nach der Anlaufphase hinausgeschoben werden (Fin-
Min. Rhld-Pf. v. 9. 1. 1984, StEK EStG § 37 Nr. 17), konnte sich nicht durchsetzen
(vgl. M&ller, DStZ 1984, 186; Lademann/Bordewin, § 37 Rn. 55; Conradi in L/B/P,

§ 37 Rn. 29).
Stellungnahme: Gesetzgeberisch wollte man mit den S@tzen 8–11 vornehmlich
die Bauherren- und Erwerbermodelle unter den sog. Verlustzuweisungsgesell-
schaften treffen (vgl. Bericht des FinAussch., BTDrucks. 10/716, 8 und 12). In-
begriff dieser Modelle ist die „Eigentumswohnung mit Verlustzuweisung“ (vgl.
B ger/Knief in R5dler/Raupach, Hdb. der steuerbeg4nstigten Kapitalanlagen,
1973, 405–457). Gerade f4r diesen Hauptanwendungsfall ist die Anwendung der
S@tze 8–11 unklar, problematisch und umstritten (s. Anm. 168). Deshalb erwies
es sich als erforderlich, einen neuen § 2b einzuf4hren, der dieselbe Zweckrich-
tung verfolgt, allerdings rigoroser wirkt. Damit sind die Vorschriften letztlich
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4berfl4ssig geworden. Dar4ber hinaus begegnen sie gewichtigen steuersystema-
tischen und rechtspolitischen Bedenken.
E Steuersystematische Bedenken: VorausZ sollen die tats@chlich f4r den VZ geschul-
dete Steuer abdecken. Jede Durchbrechung dieses Grundsatzes ber4hrt den
Zweck des VorausZVerfahrens insbesondere dann, wenn die VorausZ durch die
Außerachtlassung einzelner Besteuerungsgrundlagen h*her festgesetzt werden,
als sie bei Beachtung aller tats@chlich vorliegenden oder zu erwartenden Be-
steuerungsgrundlagen festzusetzen w@ren. Zu verfassungsrechtlichen Bedenken
s. Anm. 158.
E Rechtspolitische Bedenken: Im Hinblick auf § 2b trifft man nur mehr die Stpfl.,
die 4brige Eink4nfte aus Vermietung und Verpachtung beziehen, und das gerade
in der Erwerbs- und Anlauf-(Errichtungs-)phase, in der die Finanzierungsbe-
schr@nkung besonders weh tut, obwohl es sich um wirtschaftlich sinnvolle Inve-
stitionsvorg@nge handelt (vgl. auch Frotscher, § 37 Rn. 33; Schmidt/Drenseck
XXII. § 37 Rn. 9; Paus, FR 1993, 117 f.; Kirchhof/Goch, § 37 Rn. 29: Rechts-
politisch verfehlt).

b) Verfassungsm!ßigkeit der S!tze 8–11

Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen in zweifacher Hinsicht:
– Nur Verluste aus der Einkunftsart VuV, im Hinblick auf § 2b gerade solche,

die nicht aus Verlustzuweisungsmodellen herr4hren, werden ausgeschlossen,
4brige Verluste dagegen nicht. Im einzelnen dazu Hellwig, DStR 1984, 329;
Paus, FR 1986, 225 f.; ders., FR 1993, 117 ff.

– Positive Eink4nfte werden im VorausZ-Verfahren angesetzt, negative im Rah-
men der S@tze 8–11 dagegen nicht, vgl. M&ller, DStZ 1984, 187. Bedenken
hiergegen sind insoweit berechtigt, als Verluste die Leistungsf@higkeit min-
dern und das Leistungsf@higkeitsprinzip auch im VorausZVerfahren gilt.

Nach BFH v. 6. 5. 1986 IX B 121/84, BStBl. II, 749; v. 17. 3. 1994 B 154/93,
BStBl. II, 567 verst*ßt die Vorschrift aber nicht gegen die Verfassung.
Kritik: UE ist diese Auffassung durch die weitere Rechtsentwicklung, insbes.
auch § 2b 4berholt, da dieser den urspr4nglichen Zweck ausgehebelt hat. Des-
halb ist Verfassungswidrigkeit zu bejahen, da nur noch ein kleiner Kreis von
Stpfl. betroffen ist, der schon in der Vergangenheit nur deshalb einbezogen wer-
den durfte, weil eine Ausgrenzung nicht m*glich war. Die Tatsache, daß sp@te-
stens im Veranlagungsverfahren der Ausgleich erfolgt, den Stpfl. daher nur ein
vor4bergehender Nachteil trifft, ist f4r diesen im Hinblick auf das zu erbringen-
de Sonderopfer durch den verbliebenen Regelungszweck nicht mehr gerechtfer-
tigt. Auch die Tatsache der Vollverzinsung gen4gt zur sachlichen Rechtfertigung
etwaiger Zinsnachteile nicht, da sie je nach der Situation des einzelnen und dem
Stand des Kapitalmarkzinses dennoch erheblich belastend wirken kann. Im we-
sentl. ebenso Frotscher, § 37 Rn. 34 f.

4. Geltungsbereich der S!tze 8–11

Pers7nlicher und sachlicher Geltungsbereich: Alle nat4rlichen unbeschr@nkt
und beschr@nkt estpfl. Personen (s. Anm. 18); KStSubjekte, soweit sie Eink4nfte
aus Vermietung und Verpachtung haben k*nnen (Frotscher/Lindberg, § 37
Rn. 37).
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5. Verh!ltnis zu anderen Vorschriften

Verh!ltnis zu § 2a: Abs. 3 S@tze 8 ff. gehen dem § 2a vor, da sie bereits den
Verlustausgleich innerhalb der Einkunftsarten verhindern wollen, den § 2a vor-
aussetzt. § 2 a unterbindet den Verlustausgleich zwischen ausl@ndischen und in-
l@ndischen Eink4nften. Abs. 3 S@tze 8 ff. sind dagegen objektbezogen und als
solche leges speciales f4r das VorausZVerfahren.
Verh!ltnis zu § 2b: Dieser verbietet allg. jeden Verlustausgleich und -abzug aus
der Beteiligung an Verlustzuweisungs- und @hnlichen Modellen. Damit schließt
er jede Ber4cksichtigung von Verlusten im Rahmen von Vorauszahlungen mit
Ausnahme von ;bersch4ssen gleicher Art sowohl bei der Einkunftsermittlung,
beim Verlustausgleich als auch beim Verlustabzug aus. F4r den Geltungsbereich
der S@tze 8–11 verbleiben deshalb nur Verluste, die neben den dem § 2b zu-
grunde liegenden Modellen stehen.
Verh!ltnis zu § 10d: Das Verlustausgleichsverbot des Abs. 3 S@tze 8–11 be-
inhaltet auch ein begrenztes Verlustabzugsverbot f4r das VorausZVerfahren. Im
einzelnen dazu Anm. 170.

6. Verfahrensfragen

Bei gesonderter Feststellung von Verlusten ist es erforderlich, dem WohnsitzFA
den Zeitpunkt der Anschaffung, Herstellung, Fertigstellung oder die Aufnahme
tats@chlicher Nutzung mitzuteilen. Sind mehrere Objekte in die Feststellung ein-
bezogen, sind Angaben zu jedem einzelnen Objekt zu machen. UE betrifft diese
Mitteilung lediglich den nachrichtlichen Teil, da sie ausschließlich das VorausZ-
Verfahren betrifft, f4r das eine gesonderte und einheitliche Feststellung nicht
vorgesehen ist (s. Anm. 72).

Einstweilen frei.

II. Ausgleichsverbot f�r Verluste vor Anschaffung oder Fertigstellung
bei Bemessung der Vorauszahlungen (Satz 8)

1. Vorbemerkung

Nach Abs. 3 Satz 8 werden negative Eink4nfte aus der Vermietung oder Ver-
pachtung eines Geb@udes iSd. § 21 Abs. 1 Nr. 1 bei der Festsetzung der Vor-
ausZ nur f4r Kj. ber4cksichtigt, die nach der Anschaffung oder Fertigstellung
dieses Geb@udes beginnen. Auf dieser Grundregel zum Ausschluß der Vorfinan-
zierung durch Minderung der EStVorausZ bauen die folgenden S@tze 9–11 auf.

2. Tatbestandsvoraussetzungen des Satzes 8: Verluste aus Vermietung
oder Verpachtung eines Geb!udes nach Anschaffung oder
Fertigstellung

a) Negative Eink�nfte aus Vermietung und Verpachtung eines
Geb!udes

Ausgeschlossen werden nur (nach Art und Entstehungszeitpunkt) bestimmte
negative Eink4nfte bei Festsetzung der EStVorausZ.
Der Begriff der Eink�nfte iSd. Abs. 3 Satz 8 ist untechnisch zu verstehen. Ge-
meint sind Einkunftsteile aus einem bestimmten Objekt, die nach den allgemei-
nen Regeln zu ermitteln sind. Verluste, die ohne ;berschußerzielungsabsicht ge-
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tragen werden, sind nicht den Eink4nften zuzurechnen (im einzelnen Hellwig,

DStR 1984, 329; Puhl, DB 1984, 13 f.; auch § 21 Anm. 22). Betr@ge, die wie SA
abziehbar sind (§§ 10e–10 i), sind keine Eink4nfte (s. Satz 7).
Negative Eink�nfte (negative Einkunftsteile) sind Verluste. Positive Einkunfts-
teile sind anzusetzen. Ob Verluste vorliegen, ist nach den Jahreseink4nften aus
dem jeweiligen einzelnen Objekt zu beurteilen (s. Anm. 167). Fallen daher nega-
tive Einkunftsteile vor Fertigstellung mit positiven danach zusammen, ist zu-
n@chst zu saldieren, da die Anlaufphase erst mit Ablauf des jeweiligen Jahres
endet. Eine Saldierung zwischen einzelnen einer Begrenzung unterfallenden Ob-
jekten ist unzul@ssig. Zu ausl@ndischen Objekten und der Anwendung des § 2b
s. Anm. 160.

b) Eink�nfte aus Vermietung oder Verpachtung ... im Sinne des § 21
Abs. 1 Nr. 1

Das Ausgleichsverbot betrifft nur negative Eink4nfte aus Vermietung oder Ver-
pachtung eines Geb@udes.
Eink�nfte aus Vermietung oder Verpachtung iSd. § 21 Abs. 1: Nach hM
betrifft das Ausgleichsverbot nur Eink4nfte iSd. § 21 Abs. 1 (Frotscher/Lind-
berg, § 37 Rn. 36; Korn/Schiffers, § 37 Rn. 35; Kirchhof/Gosch, § 37 Rn. 30;
Stolterfoht in K/S/M, § 37 D 20 f mwN.). Damals erschien es dem Gesetzge-
ber nicht m*glich, f4r Verlustzuweisungsgesellschaften im gewerblichen Bereich
Abgrenzungskriterien zu normalen Verlusten zu finden. Eine L*sung soll nun-
mehr § 2b bringen. Damit kann es erst recht bei der Begrenzung auf eine be-
stimmte Einkunftsart bleiben. Semantisch wird das „... im Sinne des ...“ auf die
Eink4nfte aus VuV bezogen. Damit ist Satz 8 nicht 4ber § 21 Abs. 3 auf andere
betriebliche Einkunftsarten anzuwenden.
E Gegenteilige Auffassungen (vgl. die Bedenken bei Schmidt/Drenseck XXII. § 37
Rn. 11) k*nnen sich insbes. auf die mißgl4ckte Fassung des Abs. 3 Satz 8 st4t-
zen. Es heißt Vermietung oder Verpachtung, w@hrend die technische Bezeich-
nung Vermietung und Verpachtung lauten w4rde (vgl. die ;berschrift zu § 21)
und der Zusatz „der“ w@re im Grunde 4berfl4ssig, wenn damit nicht ein Hin-
weis auf die T@tigkeit verbunden w@re. Sie sehen Vermietung und Verpachtung
auch im Rahmen der betrieblichen Einkunftsarten (ua. Bl&mich/Stuhrmann,
§ 37 Rn. 21). UE w@re dann aber jede Vermietung oder Verpachtung, unabh@n-
gig von der Einkunftsart, betroffen. Zudem kann sich das Zitat „§ 21 Abs. 1
Nr. 1“ nur auf den Begriff des Geb@udes beziehen; denn erst damit wird Satz 11
sinnvoll, der das Geb@ude von den 4brigen Verm*gensgegenst@nden abgrenzt.
Ungeachtet bestehender verfassungsrechtlicher Bedenken wegen der Benachtei-
ligung einer einzelnen Einkunftsart muß der hM gefolgt werden. Die gegentei-
lige Auffassung bringt unabsehbare praktische Probleme der Abgrenzung nicht
ber4cksichtigungsf@higer von anderen Verlusten mit sich, die der Gesetzgeber
vermeiden wollte.
E Folgerung: Eigenbetrieblichen Zwecken dienende Einheiten sind ebenso wenig
betroffen wie beruflich genutzte Arbeitszimmer.

c) Vermietung und Verpachtung eines Geb!udes

Der Begriff des Geb!udes entspricht dem Bewertungsrecht ohne Bindung an
die Einheitsbewertung (s. auch § 7 Anm. 320–350; ferner Puhl, DB 1984, 12).
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Geb!ude iSd. § 21 Abs. 1 Nr. 1: Fraglich ist, ob Abs. 3 Satz 8 auch die in § 21
Abs. 1 Nr. 1 erw@hnten Geb@udeteile erfaßt. Praktische Bedeutung hat die Frage
deswegen, weil Geb@udeteile, wenn sie nicht erfaßt werden, Satz 11 unterfallen.
Damit w@re f4r den Verlustausschluß nicht das Jahr nach Anschaffung oder Fer-
tigstellung, sondern das Jahr nach Beginn der tats@chlichen Nutzung maßge-
bend. UE rechtfertigt der Zweck des Gesetzes (s. Anm. 157) einen weiten, auch
Geb@udeteile umfassenden Geb@udebegriff (ebenso Korn/Schiffers, § 37
Rn. 36).
Objektbezogenheit der Begrenzung: Die Formulierung „eines Geb@udes iSd.
§ 21 Abs. 1 Nr. 1“ ist Ausdruck der Objektbezogenheit der Begrenzung. Jedes
Objekt ist f4r sich zu betrachten. Bei verm*gensverwaltenden Gesellschaften
sind deshalb die WK den einzelnen Objekten genau zuzuordnen (Puhl, DB
1984, 15). F4r die Zuordnung der Einnahmen und Ausgaben zu einzelnen Ob-
jekten ist der unmittelbare wirtschaftliche Zusammenhang maßgebend. F4r die
Aussonderung des Einkunftsteils ist uE – wie in § 3 c – auf den unmittelbaren
wirtschaftlichen Zusammenhang zwischen dem Objekt und den Ausgaben oder
Einnahmen abzustellen (s. § 3 c Anm. 60–66); ein nur rechtlicher oder mittel-
barer Zusammenhang gen4gt nicht.

d) Einzelfragen zum Begriff des Geb!udes in Satz 8

Abschnittsweises Bauen f4hrt auch f4r den zweiten Bauabschnitt nicht zu Ge-
b@udeteilen. UE wird nur ein WG „Geb@ude“ hergestellt.

Wegen selbst@ndiger Geb@udeteile, wenn zB der erste Bauabschnitt im betrieblich ge-
nutzten Bereich erfolgt, s. „Geb@udeteile, die unbewegliche Wirtschaftsg4ter bilden“.

Altbauten sind einbezogen (Anschaffungstatbestand). Werden diese abgebro-
chen, entsteht uE ein neues Objekt. Erwerb eines technisch und wirtschaftlich
verbrauchten Geb@udes ist Erwerb von Grund und Boden. Erwerb eines ferti-
gen Geb@udes zur Umwandlung in Eigentumswohnungen ist nicht Erwerb un-
fertiger Eigentumswohnungen. Darauf, ob das Geb@ude zun@chst weitergenutzt
oder sofort umgestaltet wird, kommt es nicht an.
Anbauten s. „Ausbauten und Erweiterungen“.
Ausbauten und Erweiterungen, die allein einer selbst@ndigen Vermietung
oder Verpachtung zug@nglich sind, sind Geb@ude (§ 7 Anm. 503; unklar Rich-
ter, DStR 1984, 236: zwar kein Geb@ude, aber Behandlung wie Geb@ude). Un-
selbst@ndige Ausbauten und Erweiterungen, die keine selbst@ndigen WG bilden
(Aufstockung eines Privathauses), teilen das Schicksal des Geb@udes (Puhl, DB
1984, 12).
Eigentumswohnungen s. „Wohnungseigentum“.
Geb!udeteile, die selbst!ndige, unbewegliche Wirtschaftsg�ter bilden,
sind Geb@ude (vgl. § 7 Anm. 503).
Beispiel: Ein Geb@ude dient teilweise dem eigenen Betrieb, eigenen Wohnzwecken
und ist teilweise zu fremdbetrieblichen Zwecken vermietet, ohne daß dieser Teil zum
Betriebsverm*gen gezogen w@re.

Auf jedes selbst!ndig bewertbare Wirtschaftsgut sind die S@tze 7 bzw. 8 ff.
gesondert anzuwenden (vgl. BFH v. 6. 5. 1986 IX B 121/84, BStBl. II, 749).
Gemeinschaftseigentum teilt das Schicksal des Eigentums, dem es zugeordnet
ist.
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Grund und Boden geh*rt in unbebautem Zustand zu den anderen Verm*gens-
gegenst@nden des Satz 11; im bebauten Zustand teilt er das Schicksal der aufste-
henden Baulichkeiten (aA Puhl, DB 1984, 12 f.).
Neubauten unterfallen dem Herstellungs- bzw. Fertigstellungstatbestand. H@tte
man nur Neubauten erfassen wollen, h@tte es gen4gt, allein die Fertigstellung zu
erw@hnen.
Teileigentum (§ 1 Abs. 3 WEG) z@hlt uE zu den Geb@uden (aA Altehoefer/

Krebs/Nolte/Roland, DStZ 1984, 18; Bl&mich/Stuhrmann, § 37 Rn. 24). Es
erscheint nicht gerechtfertigt, Wohnungseigentum (s. dort) nur deshalb zum Ge-
b@ude zu z@hlen, weil erh*hte Absetzungen m*glich sind, dies aber bei Teil-
eigentum zu verneinen. Der Unterschied zwischen beiden liegt nur in der Art
der Nutzung.
Wohnungseigentum (§ 1 Abs. 2 WEG) ist entsprechend den Geb@uden zu be-
handeln, denn uE gibt es keinen sachlichen Differenzierungsgrund, den Bauher-
ren oder Erwerber einer Eigentumswohnung gegen4ber dem Geb@udeeigen-
t4mer zu benachteiligen.

GlA Dankmeyer ua., StWa. 1984, 78; aA Altehoefer/Krebs/Nolte/Roland, DStZ
1984, 18; Bl&mich/Stuhrmann, § 37 Rn. 24; Schmieszek in B/B, § 37 Rn. 109; Puhl,
DB 1984, 12; Richter, DStR 1984, 236; Schmidt/Drenseck XXII. § 37 Rn. 13; Thier-
feld, StSem. 1984, 59, die einen engen Geb@udebegriff zugrunde legen wollen. Zur
Kritik auch Lademann/Bordewin, § 37 Rn. 69. Frotscher/Lindberg, § 37 Rn. 41
unterscheidet danach, ob eine einzelne Wohnung vorliegt oder alle Wohnungen dem
gleichen Eigent4mer geh*ren; uE nicht gerechtfertigt und erforderlich.

e) Anschaffung oder Fertigstellung des Geb!udes

Die Rechtsfolge „Ber4cksichtigung der negativen Eink4nfte f4r ein Kj.“ setzt
weiter voraus, daß das Geb@ude angeschafft oder fertiggestellt ist.
Anschaffung iSd. Satzes 8 ist die Erlangung der wirtschaftlichen Verf4gungs-
macht 4ber das Geb@ude. Im einzelnen zu dem etwas weiteren bilanzstrecht-
lichen Anschaffungsbegriff s. § 6 Anm. 273; § 6b Anm. 145; zum Zeitpunkt der
Anschaffung s. § 6 Anm. 274. Keine Anschaffung ist der unentgeltliche Erwerb
oder Erwerb im Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge. Der Anschaffungszeit-
punkt wird uE nicht durch Maßnahmen verschoben, die dazu bestimmt sind,
das Geb@ude nach erlangter Verf4gungsmacht zur Erzielung von Eink4nften
nutzen zu k*nnen; anders aber § 6 Anm. 275ff, wonach es um die Abgrenzung
zwischen AK einerseits und Herstellungs- oder Erhaltungsaufwand andererseits
geht. Nach den S@tzen 8 und 9 wird nur zwischen der Anschaffung fertiger und
unfertiger Geb@ude unterschieden. Das fertige Geb@ude ist in dem Zeitpunkt
angeschafft, in dem der Stpfl. die wirtschaftliche Verf4gungsmacht erlangt. Bei
der Anschaffung eines unfertigen Geb@udes ist nach Satz 9 nicht auf den An-
schaffungsvorgang (und damit nicht auf die Maßnahmen, um das Geb@ude zur
Erzielung von Eink4nften nutzbar zu machen) abzustellen, sondern auf den
Zeitpunkt der Fertigstellung. Zum Begriff der Anschaffung ferner § 10e
Anm. 128–135.
Fertigstellung ist der Zeitpunkt der Beendigung der Herstellung. Bei Geb@u-
den bedeutet das im Ergebnis Bezugsfertigkeit. Zu den Einzelheiten s. § 7b
Anm. 126. Ohne Einbeziehung der Fertigstellungsalternative w@ren Verluste, die
nach Anschaffung eines halbfertigen Geb@udes entstehen, bei Festsetzung der
VorausZ zu ber4cksichtigen (s. Anm. 173). Zum Begriff der Fertigstellung s.
auch § 10e Anm. 81 und zum Begriff der Herstellung s. § 6 Anm. 276 f.
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Abgrenzungsfragen: Wird ein erworbenes, nicht nutzungsf@higes Objekt
durch Um- und Ausbau erst nutzungsf@hig gemacht, k*nnen Verluste erst im
Jahr nach Abschluß dieser Maßnahmen angesetzt werden. Bei Erwerb eines nut-
zungsf@higen Objekts verbleibt es beim Zeitpunkt der Anschaffung, auch wenn
dieses umgebaut oder modernisiert wird (anders Puhl, DB 1984, 12 bei Vor-
nahme erheblicher Baumaßnahmen). Ausnahme aber dann, wenn durch den
Umbau ein neues Geb@ude geschaffen wird. Handelt es sich allerdings bei den
Umbauten um selbst@ndige Ausbauten oder Erweiterungen, stellen diese selb-
st@ndige Objekte dar.
Fehlgeschlagene Anschaffung oder Fertigstellung: Vergebliche Aufwen-
dungen f4r gescheiterte Objekte sind uE ab dem Zeitpunkt uneingeschr@nkt be-
r4cksichtigungsf@hig, ab dem feststeht, daß weder Anschaffung noch Fertigstel-
lung erfolgen k*nnen. Ab dann k*nnen Verluste auch f4r Zeiten vor diesem
Zeitpunkt ber4cksichtigt werden.

3. Rechtsfolge des Satzes 8: Eingeschr!nkte Ber�cksichtigung der
Verluste bei Festsetzung der Vorauszahlungen

Die Verluste werden bei der Festsetzung der VorausZ nur f4r Kj. ber4cksichtigt,
die nach der Anschaffung oder Fertigstellung des Geb@udes beginnen.
Bei der Festsetzung von Vorauszahlungen: Die Formulierung bezieht sich
auf alle Arten der Festsetzung von VorausZ, also im Rahmen von Veranlagun-
gen, laufenden Anpassungen oder nachtr@glichen Festsetzungen
Nur Vorauszahlungsfestsetzungen: Bei der Veranlagung k*nnen die Verluste
bei ausreichendem Nachweis uneingeschr@nkt ber4cksichtigt werden. Es emp-
fiehlt sich daher, die betreffenden Steuererkl@rungen so bald als m*glich einzu-
reichen, damit veranlagt werden kann.
Nur f�r Kalenderjahre, die nach der Anschaffung oder Fertigstellung des
Geb!udes beginnen, werden die Verluste ber4cksichtigt. Hierdurch sollte die
;berforderung der FP bei der ;berpr4fung von Steuersparmodellen vermieden
werden. Diese Pr4fungen sollten ohne Zeitdruck auf der Basis gekl@rter Sach-
verhalte erfolgen k*nnen (FinAussch., BTDrucks. 10/716, s. dazu auch
Anm. 157). UE hat sich dieser Zweck durch § 2b erledigt. Im 4brigen sollte ver-
sucht werden, zur Vermeidung von Finanzierungsverlusten Fertigstellung usw.
bereits zum Ende eines Jahres zu erreichen.
Umfang der Ber�cksichtigung der Verluste: Soweit die Verluste des Kj., f4r
das die VorausZ festgesetzt werden, außer Betracht bleiben, werden die Vor-
ausZ h*her als die ESt. festgesetzt, die sich bei einer Veranlagung ergeben w4r-
de. Im Jahr nach der Anschaffung oder Fertigstellung ist uE eine Nachholung
der Verlustber4cksichtigung f4r fr4here Jahre auch im VorausZVerfahren zul@s-
sig. Ist eine Anpassung der VorausZ nicht mehr m*glich, so ist eine m*glichst
fr4he Veranlagung zur Verlustber4cksichtigung (gegebenenfalls unter Vorbehalt
der Nachpr4fung) anzustreben.
E Verlustvortr�ge aus ausgeschlossenen Objekten d4rfen bei der Bemessung zu-
k4nftiger VorausZ erst von dem Jahr an ber4cksichtigt werden, das dem Jahr
der Anschaffung, Herstellung oder tats@chlichen Nutzung dieser Objekte folgt.
Dabei ist ein etwaiger fiktiver Verlustabzug zu ber4cksichtigen.
E Verlustr�cktr�ge sind uE ausgeschlossen, es sei denn, die Entstehung der Verlu-
ste liegt im Jahr nach der Anschaffung bzw. Fertigstellung des Geb@udes oder

§ 37 Anm. 169–170 Einkommensteuer-Vorauszahlung

170



HHR Lfg. 211 August 2003 Diebold

tats@chlichen Nutzung (Horlemann, DB 1984, 1217; Paus, FR 1986, 225; Orth,
FR 1984, 243 ff.; zu Verlustr4cktr@gen allg. s. Anm. 111 „Verlustabzug“).
E Verluste aus ausl�ndischen Objekten: Abs. 3 S@tze 7 ff. haben Vorrang vor § 2a (s.
Anm. 160). Nur f4r Kj. nach Anschaffung oder Fertigstellung zu ber4cksichti-
gende Verluste nehmen auch am eingeschr@nkten Verlustabzug des § 2a Abs. 1
Satz 3 teil. Das Verlustausgleichsverbot des Satzes 8 gilt auch f4r einen negativen
Progressionsvorbehalt bei StFreistellung durch ein DBA (s. § 2 a Anm. 27).

Einstweilen frei.

III. Ausgleichsverbot f�r Verluste
bei Anschaffung vor Fertigstellung (Satz 9)

Wird ein Geb@ude vor dem Kj. seiner Fertigstellung angeschafft, so tritt nach
Satz 9 an die Stelle der Anschaffung die Fertigstellung. Mit diesem Auffangtatbe-
stand soll verhindert werden, daß Verluste aus dem Erwerb nicht fertiggestellter
Objekte bereits im Jahr nach der Anschaffung Ber4cksichtigung finden. UE hat
die Vorschrift klarstellenden Charakter. Daß bei Anschaffung unfertiger Geb@u-
de die Fertigstellung maßgebend ist, l@ßt sich bereits durch (zweckgerichtete)
Auslegung des Satzes 8 herleiten. Die Vorschrift ist nicht auf Satz 7 anzuwenden
(s. Anm. 151). Sie ist nach Hess. FG v. 4. 9. 1995, BB 1995, 2626, rkr., mit der
Verfassung vereinbar.
Anschaffung des Geb!udes vor dem Kj. seiner Fertigstellung: Vorausset-
zung ist, daß ein unfertiges Objekt angeschafft wird. Bei Anschaffung vom Bau-
tr@ger kann danach die Frage offen bleiben, ob der Stpfl. Bauherr oder Erwerber
ist.

Zum Begriff der Anschaffung und Fertigstellung, s. Anm. 169; zum Geb@udebegriff, s.
Anm. 167 f.; zu „Sanierungsmodellen“ s. auch Anm. 169 und zur Anschaffung unbe-
bauten Grund und Bodens zum Zweck der Bebauung s. Anm. 181.

Zeitpunkt der Fertigstellung: Ein Geb@ude ist vor dem Kj. der Fertigstellung
angeschafft, wenn es fr4hestens am 1. 1. des Folgejahres fertiggestellt wird.
F�r im Kalenderjahr der Fertigstellung angeschaffte Geb@ude gilt bereits
Satz 8.
Vor Fertigstellung angeschafft werden Geb@ude, wenn sie noch nicht bezugs-
fertig sind. Ein bereits von Mietern bewohntes Geb@ude ist fertiggestellt. Wird
nach dem Erwerb umgebaut und fallen anschaffungsnahe Aufwendungen an,
@ndert dies nichts an der Fertigstellung. Ein unbewohntes, aber bewohnbares
Geb@ude ist ebenfalls fertiggestellt. Modernisierungsabsicht ist unsch@dlich,
ebenso der Erwerb in der Absicht, sp@ter in Eigentumswohnungen aufzuteilen
(aA Frotscher/Lindberg, § 37 Rn. 45; Puhl, DB 1984, 12).
Rechtsfolge des Satzes 9: Verluste werden nur f4r Kj. nach Fertigstellung des
angeschafften unfertigen Geb@udes ber4cksichtigt.

Einstweilen frei.
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IV. Ausnahme vom Ausgleichsverbot f�r Verluste bei
Inanspruchnahme erh7hter Absetzungen nach BerlinFG
und Sonderabschreibungen nach dem F7rdG (Satz 10)

Schrifttum: Koepsell/Fischer-Tobies, Sonderabschreibungen nach dem F*rdergebietsge-
setz im Rahmen des Einkommensteuer-Vorauszahlungs- und Lohnsteuererm@ßigungsver-
fahrens, Inf 1994, 227.
Verwaltungsanweisungen: OFD D4ss. v. 2. 12. 1993, DB 1994, 71.

1. Voraussetzungen der Ausnahmeregelung des Satzes 10

Nach Satz 10 gilt das Verlustausgleichsverbot des Satzes 8 nicht f4r negative
Eink4nfte aus der Vermietung oder Verpachtung eines Geb@udes, f4r das er-
h*hte Absetzungen nach den §§ 14a, 14c oder 14d des BerlinFG oder Sonder-
abschreibungen nach § 4 F*rdG in Anspruch genommen werden.
Rechtsentwicklung: Urspr4nglich waren auch die durch das WohneigFG ge-
strichenen und durch § 10e ersetzten § 7b und § 15 BerlinFG erw@hnt. Ab VZ
1987 sind erh*hte Absetzungen nur noch beg4nstigt, wenn die Voraussetzungen
des § 14a BerlinFG dem Grunde nach gegeben sind; ab VZ 1991 sind auch er-
h*hte Absetzungen nach §§ 14c und 14d BerlinFG und Sonderabschreibungen
nach § 4 F*rdG einbezogen. Durch FKPG v. 23. 6. 1993 wurde der bisherige
Satz 8 nunmehr Satz 9, durch das StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 zum
Satz 10.
Erh7hte Absetzungen nach BerlinFG:

E Nach § 14a BerlinFG v. 2. 2. 1990 (BGBl. I, 173; BStBl. I, 83), zuletzt ge@ndert
durch StMG 1992 v. 21. 12. 1993, BGBl. I, 2310; BStBl. I 1994, 50), werden
erh*hte Absetzungen in H*he von 14 vH f4r die ersten zwei und 4 vH f4r die
folgenden zehn Jahre auf die Anschaffungs- und Herstellungskosten f4r Mehr-
familienh@user und Eigentumswohnungen zugelassen. Sie sind im VorausZVer-
fahren nur beg4nstigt, wenn der Bauantrag vor dem 1. 7. 1990 gestellt wurde.
E § 14 c BerlinFG beg4nstigt nachtr@gliche HK an erworbenen Geb@uden zur
Schaffung von Mietwohnungen mit 20 vH der nachtr@glichen HK im Jahr der
Fertigstellung und den beiden folgenden Jahren bis zu gewissen H*chstbetr@-
gen.
E § 14d BerlinFG beg4nstigt die bis zum 31. 12. 1992 durchgef4hrten Errich-
tungen von Wohnungen mit Mietpreis- und Sozialbindung mit 20 vH der be-
g4nstigten HK im Jahr der Fertigstellung und im darauffolgenden Jahr und
5,5 vH in den 10 folgenden Jahren.
E Zeitliche Komponente f�r die Beg�nstigung nach §§ 14 c und 14d BerlinFG: Beg4nstigt
sind nur Objekte, bei denen die Voraussetzungen f4r die Inanspruchnahme der
beg4nstigten Absetzungen erstmals nach dem 31. 12. 1990 eingetreten sind
(§ 52 Abs. 28 EStG 1990, zwischenzeitlich aufgehoben).
E Belegenheit: Alle Vorschriften betreffen nur in Berlin (West) belegene Objekte.
E MindestAfA: Zu den erh*hten AfA nach §§ 14a, 14c u. 14d BerlinFG geh*rt
auch die MindestAfA nach § 7 a Abs. 3 iVm. § 7 Abs. 4, da sie an die Stelle der
NormalAfA treten.
E Die RestwertAfA nach § 14a Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 Satz 4 u.
Abs. 5 Satz 2; § 14c Satz 1 Nr. 3; § 14d Abs. 1 Nr. 1 u. 2 BerlinFG f@llt nicht
darunter (vgl. Puhl, DB 1984, 14).
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Sonderabschreibungen nach § 4 F7rdG idF v. 23. 9. 1993 (BGBl. I, 1654;
BStBl. I, 853): Vgl. § 4 F*rdG und ESt-HdB 2002 R 213e Satz 2. Die Inan-
spruchnahme der RegelAfA gen4gt nicht, da SonderAfA neben die NormalAfA
treten.
In Anspruch nehmen bedeutet, daß der Stpfl. „verbindlich erkl@rt“ (uE: glaub-
haft macht), er werde die erh*hten Absetzungen in dem entsprechenden Zeit-
raum vornehmen. Das setzt zumindest voraus, daß eine Inanspruchnahme dem
Grund nach 4berhaupt m*glich ist, also Anzahlungen entweder geleistet oder
Teilherstellungskosten angefallen sind oder aber ausreichend glaubhaft gemacht
wird, daß tats@chliche Leistung oder Anfall erfolgen wird (vgl. OFD D4ss. v.
2. 12. 1993, DB 1994, 71).
Eine Bindung f4r die nachfolgende Veranlagung tritt nicht ein (Bl&mich/
Stuhrmann, § 37 Rn. 25; wohl aM M&ller, DStZ 1984, 188; in den ESt-HdB
ist die fr4here Regelung in R 213n im Hinblick auf die Entscheidung des FG
Bdb. v. 22. 6. 1995, EFG, 1030, rkr., nicht mehr enthalten), ebenso liegt kein
Objektverbrauch wegen unberechtigter Inanspruchnahme vor (Paus, FR 1986,
222).

2. Rechtsfolge des Satzes 10: Verlustber�cksichtigung vor Anschaffung
oder Fertigstellung des Geb!udes

Rechtsfolge: Satz 8 findet keine Anwendung, dh. die Verluste werden – uU
auch vor Anschaffung oder Fertigstellung – in dem Jahr ber4cksichtigt, in dem
sie entstanden sind (zu § 4 F*rdG s. ESt-HdB 2002 R 213e Satz 2).
Vorgezogene Beg�nstigung: § 14a Abs. 6 Satz 1 und § 14d Abs. 3 Satz 1 Ber-
linFG beg4nstigen auch Teilherstellungskosten und Anzahlungen auf Anschaf-
fungskosten, ziehen die Beg4nstigung daher vor.

Die damalige Auffassung der BReg, daß Verluste aus beg4nstigten Objekten erst ab
Anschaffung oder Fertigstellung in Anspruch genommen werden k*nnen, war dadurch
im wesentlichen 4berholt.

E Vor Anzahlung, Anschaffung u�. ist der Verlustausgleich unzul@ssig (BFH v.
6. 3. 1980 VI R 148/77, BStBl. II, 509). UE scheitert dies schon an der Glaub-
haftmachung; die bloße Absicht der Inanspruchnahme erh*hter Absetzungen
gen4gt nicht.
Objektbezogenheit: Beg4nstigt sind nur Einkunftsteile aus dem konkreten
Objekt; ausgleichsf@hig sind dann alle Verluste aus dem beg4nstigten Objekt,
dh. nicht nur begrenzt auf die erh*hten Absetzungen (R 213e Satz 2 ESt-H
2002 zu § 4 F*rdG). Einkunftsteile aus nicht beg4nstigten Objekten k*nnen
nicht einbezogen werden.
Zur Herabsetzung von VorausZ f�r fr�here Jahre s. Anm. 170.

Einstweilen frei.

V. Entsprechende Anwendung des Ausgleichsverbots auf Verluste aus
Vermietung oder Verpachtung anderer Verm7gensgegenst!nde (Satz 11)

1. Vorbemerkung

Verluste aus Vermietung oder Verpachtung anderer Verm*gensgegenst@nde iSd.
§ 21 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 sind in der Anlaufphase ebenfalls vom Verlustausgleich
im VorausZVerfahren ausgeschlossen. Satz 11 enth@lt eine Verweisung auf die
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Rechtsfolge des Satzes 8 und ersetzt zugleich die Tatbestandsvoraussetzung
„Anschaffung oder Fertigstellung“ durch den Tatbestand der „Aufnahme der
Nutzung“, schiebt damit die Verlustber4cksichtigung hinaus. Dadurch sollen
insbes. andere Verlustzuweisungsgesellschaften den Bauherrenmodellen gleich-
gestellt werden.

2. Tatbestandsvoraussetzungen des Satzes 11: Negative Eink�nfte aus
Vermietung oder Verpachtung anderer Verm7gensgegenst!nde

Ein anderer Verm7gensgegenstand ist jedes WG, mit Ausnahme der bereits
in Satz 8 geregelten Geb@ude (dazu Anm. 167 f.), das nach § 21 Abs. 1 Nr. 1
bis 3 Gegenstand der Vermietung und Verpachtung durch den Stpfl. sein kann.
Verm7gensgegenst!nde iSd. § 21 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 sind danach WG des un-
beweglichen Verm*gens (§ 21 Abs. 1 Nr. 1), Sachinbegriffe (§ 21 Abs. 1 Nr. 2)
und Rechte (§ 21 Abs. 1 Nr. 3). Im einzelnen gilt folgendes:
E Wirtschaftsg�ter des unbeweglichen Verm�gens (§ 21 Abs. 1 Nr. 1) sind Grundst4cke,
Geb@udeteile, Schiffe und grundst4cksgleiche Rechte.
– Grundst�cke sind unbebaute Grundst4cke (Grund und Boden), da Geb@ude

mit zugeh*rigen Grundst4cken von Satz 8 erfaßt werden, str. Bei nachtr@g-
licher Bebauung eines verpachteten Grundst4cks ist bis zur Fertigstellung des
Geb@udes Satz 11 und danach Satz 8 anzuwenden (Paus, FR 1986, 224 f.;
Puhl, DB 1984, 13; Thierfeld, StSem. 1984, 58 f.).
Beispiel: Der Stpfl. erwirbt ein Baugrundst4ck, das er verpachtet. In den Jahren 01
und 02 errichtet er ein Mietwohnhaus, das Ende 02 bezugsfertig wird. Soweit Verluste
auf den unbebauten Grund und Boden entfallen, werden sie bei Festsetzung der Vor-
ausZ f4r die Jahre 01 und 02 ber4cksichtigt, w@hrend die auf das Geb@ude entfallenden
Verluste die VorausZ erst ab 03 mindern.

– Geb�udeteile sind nur solche Teile eines Geb@udes, die, ohne selbst Geb@ude zu
sein, selbst@ndig vermiet- oder verpachtbar sind. Geb@udeteile, die selbst@ndi-
ge, unbewegliche WG bilden, sind Geb@ude (s. Anm. 167; 168 „Geb@udeteile,
die selbst@ndige unbewegliche Wirtschaftsg4ter bilden“). Nach Satz 11 zu be-
handelnde Geb@udeteile sind daher einzelne Wohnungsteile bzw. Zimmer
(§ 21 Anm. 96) oder Garagen. Wohnungseigentum und Teileigentum unterlie-
gen dem Geb@udebegriff (s. Anm. 168 „Wohnungseigentum“, „Teileigen-
tum“).

– Schiffe, die in ein Schiffsregister eingetragen sind (s. § 21 Anm. 97).
– Grundst�cksgleiche Rechte: Rechte, die den Vorschriften des b4rgerlichen Rechts

4ber Grundst4cke unterliegen, zB Erbbaurechte, Mineralgewinnungsrechte
(s. § 21 Anm. 98). Wird zB ein Geb@ude in Aus4bung eines Erbbaurechts er-
richtet, gelten uE die gleichen Grunds@tze wie f4r die nachtr@gliche Bebauung
unbebauter Grundst4cke (s. o.).

E Sachinbegriffe (§ 21 Abs. 1 Nr. 2), zB private Verpachtung von Betriebsverm*-
gen; nicht erfaßt wird die gewerbliche oder land- und forstwirtschaftliche Be-
triebsverpachtung oder die Verpachtung im Rahmen einer Betriebsaufspaltung,
da betriebliche Eink4nfte vorliegen. Anders aber bei Verpachtung nach Auf-
gabeerkl@rung (s. auch § 21 Anm. 264). Die Wohnungseinrichtung in einem Ge-
b@ude ist von diesem getrennt zu beurteilen.
E Rechte (§ 21 Abs. 1 Nr. 3) sind schriftstellerische, k4nstlerische und gewerb-
liche Urheberrechte, gewerbliche Erfahrungen, Gerechtigkeiten und Gef@lle
(s. § 21 Anm. 110 ff.).
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Eink�nfte aus der Ver!ußerung von Miet- und Pachtzinsforderungen iSd.
§ 21 Abs. 1 Nr. 4 sind von der eingeschr@nkten Ber4cksichtigung im EStVoraus-
ZVerfahren ausdr4cklich ausgenommen, da Satz 11 nur von anderen Verm*-
gensgegenst@nden „im Sinne des § 21 Abs. 1 Nr. 1 bis 3“ spricht. Den Grund
sieht Puhl, DB 1984, 13 darin, daß es dem Gesetzgeber nicht denkbar erschie-
nen sei, ein Steuersparmodell zu betreiben, dessen Ziel es ist, negative Eink4nfte
aus der Ver@ußerung von Miet- und Pachtzinsforderungen zu erzielen.
Zum Begriff der negativen Eink4nfte und zur Objektbezogenheit der dem Ver-
lustausgleichsverbot unterliegenden Einkunftsteile s. Anm. 165, 167; zur Ver-
mietung oder Verpachtung s. Anm. 166.

3. Rechtsfolge des Satzes 11: Satz 8 gilt mit der Maßgabe, daß an
die Stelle der Anschaffung oder Fertigstellung die Aufnahme der
Nutzung tritt

Als Rechtsfolge des Satzes 11 gilt Satz 8 mit der Maßgabe, daß an die Stelle der
Anschaffung oder Fertigstellung die Aufnahme der Nutzung tritt.
Verlustausgleich f�r Kj. nach Nutzungsaufnahme: Die entsprechenden Ver-
luste werden danach bei der Festsetzung der VorausZ nur f4r Kj. ber4cksichtigt,
die nach der Aufnahme der Nutzung beginnen. Die Verlustber4cksichtigung
wird damit in das Jahr nach Beginn der Einkunftserzielungsphase hinausgescho-
ben. Nur soweit erh*hte Absetzungen nach §§ 14a, 14c oder 14d BerlinFG
oder Sonderabschreibungen nach § 4 F*rdG in Betracht kommen (insbes. bei
Geb@udeteilen, die keine selbst@ndigen WG sind), ist der Verlustausgleich im
VorausZVerfahren unbeschr@nkt zul@ssig (glA Puhl, DB 1984, 14).
Zur r4ckwirkenden Ber4cksichtigung von Verlusten nach Aufnahme der Nut-
zung und zur Ber4cksichtigung im Veranlagungsverfahren s. Anm. 170.
Nutzung ist Fruchtziehung, die der Verwirklichung eines Einkunftserzielungs-
tatbestandes entspricht. Eigennutzung gen4gt nicht; diese wird von Satz 7 er-
faßt.
Aufnahme der Nutzung: Der Begriff wird im Schrifttum unterschiedlich ge-
deutet und zum Teil mit dem Beginn der Einkunftserzielung (Puhl, DB 1984,
13; ebenso Dankmeyer/Puhl/Zitzmann, StWa. 1984, 79) oder mit der Aufnah-
me einer aktiven Vermietungst@tigkeit des Stpfl. gleichgesetzt (Altehoefer/
Krebs/Nolte/Roland, DStZ 1984, 18, Bl&mich/Stuhrmann, § 37 Rn. 26 f.).
E Stellungnahme: UE ist der Zeitpunkt der Aufnahme der Nutzung der Zeitpunkt,
in dem der Stpfl. durch eine eindeutige Handlung erstmals die auf Einkunfts-
erzielung durch entgeltliche ;berlassung gerichtete T@tigkeit aufnimmt. Die
Nutzung ist demnach aufgenommen, wenn der Stpfl. den Verm*gensgegen-
stand „ernstlich zur Vermietung oder Verpachtung anbietet“ (so zutreffend
Lippross/Book, § 37 Rn. 29; Schmidt/Drenseck XXII. § 37 Rn. 13), wenn er
also zB zwecks Vermietung oder Verpachtung Zeitungsanzeigen aufgibt, einen
Makler beauftragt, sich in konkrete Vertragsverhandlungen begibt usw. (glA
Kirchhof/Gosch, § 37 Rn. 33; Korn/Schiffers, § 37 Rn. 38; Conradi in L/B/P,

§ 37 Rn. 28a). Auch bei vergeblichen ernsthaften Vermietungsbem4hungen ist
uE die Nutzung aufgenommen (glA Schmidt/Drenseck aaO; Kirchhof/Gosch
aaO). Wann die T@tigkeit des Stpfl. erstmalig zu Einnahmen f4hrt, ist f4r den
Begriff „Aufnahme der Nutzung“ grds. unbeachtlich. Daß Eink4nfte aus Lieb-
haberei bei VorausZFestsetzungen nicht ber4cksichtigt werden, liegt nicht an
fehlender „Aufnahme der Nutzung durch den Steuerpflichtigen“, sondern be-
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reits daran, daß es in diesen F@llen an negativen „Eink4nften“ iSd. S@tze 8–11
fehlt.

Bl&mich/Stuhrmann, § 37 Rn. 27, unterwerfen die Eigentumswohnungen dem
Satz 11 und verlangen nur hierf4r tats@chliche Vermietung, weil Nutzung erst mit Fer-
tigstellung oder wirtschaftlicher Verf4gungsmacht m*glich sei. Lediglich Fertigstellung
des gesamten Geb@udes verlangen Schmidt/Drenseck, XXII. § 37 Rn. 13 mwN. UE
schon im Ansatz abzulehnen (s. Anm. 168 „Wohnungseigentum“).

E Unbeachtlich ist, daß zB bei gelegentlicher Vermietung von Sachinbegriffen
sonstige Eink4nfte (§ 22 Nr. 3) erzielt werden (Puhl, DB 1984, 14). Auch der
Zeitpunkt des Abschlusses des Miet-, Pacht- oder sonstigen Nutzungsvertrags
ist nicht maßgebend. R4ckwirkende Vereinbarungen sind nach allg. strechtlichen
Grunds@tzen unzul@ssig (Einf. ESt. Anm. 685 ff.).
Durch den Steuerpflichtigen bedeutet, daß die Frage der Aufnahme der Nut-
zung aus der Sicht des ;berlassenden zu beurteilen ist. Auf die Aufnahme der
Nutzung durch den Nutzungsberechtigten kommt es nicht an.

GlA Schmidt/Drenseck XXII. aaO; aA Bordewin, FR 1984, 64; Puhl aaO; Dank-
meyer/Puhl/Zitzmann aaO: Aufnahme der Nutzung nicht bei Abschluß des schuld-
rechtlichen Vertrags 4ber die Nutzung, sondern erst von dem Zeitpunkt an, in dem der
Dritte den Verm*gensgegenstand vertragsgem@ß nutzen darf; uE weder mit dem
Wortlaut, noch dem Sinn des Satzes 11 zu vereinbaren. Auch eine erstmalige Nutzung
wird nicht vorausgesetzt (aM Frotscher/Lindberg, § 37 Anm. 18).

(Nur) Satz 8 gilt entsprechend, S@tze 9 und 10 sind nicht anwendbar. Der ein-
deutige Wortlaut spricht gegen das Vorhandensein einer Gesetzesl4cke (gegen
Frotscher, § 37 Rn. 49).
Eine Stundung trotz wahrscheinlichen Erstattungsanspruchs ist auch hier im
Hinblick auf den Gesetzeszweck unzul@ssig (s. Anm. 31).

Einstweilen frei.

I. Ber�cksichtigung des Familienleistungsausgleichs
(Abs. 3 Satz 12)

I. Allgemeine Erl!uterungen zu Satz 12

Rechtsentwicklung: Satz 12 vermeidet die Doppelber4cksichtigung der Kin-
der durch Freibetr@ge bei Bemessung der Vorauszahlungen und Zahlung von
Kindergeld. Gleichwohl wurde die Regelung nicht zugleich mit dem Familien-
leistungsausgleich 1996 eingef4hrt.
E JStG 1997 v. 20. 12. 1996 (BGBl. I 1997, 2049; BStBl. I 1997, 1523): Satz 10
wurde dem Abs. 3 angef4gt. Danach blieben bei Festsetzung der EStVorausZ
Kinderfreibetr@ge und zu verrechnendes Kindergeld grds. außer Ansatz, so daß
Kinderfreibetr@ge im LStVerfahren und im EStVorausZVerfahren nicht mehr
unterschiedlich behandelt wurden.

Zun@chst war § 37 weder durch JStG 1996 noch durch JStErgG 1996 an den ab VZ
1996 geltenden Familienleistungsausgleich angepaßt worden. Die EStVorausZ bema-
ßen sich daher nach wie vor nach der voraussichtlichen EStSchuld im laufenden VZ,
so daß die maximale StEntlastung bereits im Wege der VorausZ ber4cksichtigt wurde.
Im Schrifttum ging man von einem gesetzgeberischen Versehen aus. Nach der Begr4n-
dung zum JStG 1997 ist jedoch klargeworden, daß die Ungleichbehandlung von LStpfl.
und EStpfl. gewollt war. Man hatte beabsichtigt, die Einf4hrung eines echten Wahl-
rechts zwischen Kinderfreibetrag und Kindergeld ab 1. 1. 1997 abzuwarten
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(BTDrucks. 13/5952, 99). Die konsequente Verwirklichung des Optionsmodells ist je-
doch aus Kostengr4nden verworfen worden (BTDrucks. aaO; zu diesen Kosten auch
§ 31 Anm. 8).

E StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 (BGBl. I, 402; BStBl. I, 304): Durch
Einf4gen eines neuen Satzes 4 wird Satz 10 zu Satz 11.
E AVmG v. 26. 6. 2001 (BGBl. I, 1310; BStBl. I, 420): Satz 6 wird eingef4gt und
Satz 11 zu Satz 12.
Der Karlsruher Reformentwurf kann auf eine entsprechende Regelung ver-
zichten, weil danach nur Kindergeld gezahlt werden soll (Karlsruher Entw. zur
Reform des EStG, Heidelberger Forum Bd. 116, 2001, 45).
Anwendungsbereich von Satz 12: Alle Arten von VorausZFestsetzungen, also
sowohl laufende VorausZ als auch (nachtr@gliche) Anpassungen.

Ausdr4cklich erw@hnt sind nur Abs. 3 S@tze 2 und 3. Er gilt jedoch auch bei der erst-
maligen Festsetzung und bei der nachtr@glichen Anpassung nach Abs. 4 Satz 1, obwohl
die aus dem Zweck der Vorschrift folgenden Schwierigkeiten infolge Jahresablaufs
l*sbar w@ren. Die endg4ltige Entscheidung 4ber die Steuerfreistellung des Existenz-
minimums soll jedoch der Veranlagung vorbehalten bleiben; damit vertr@gt sich keine
Anwendung im VorausZVerfahren.

II. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen des Abs. 3 Satz 12

Tatbestandsvoraussetzungen: Satz 12 kommt nur zur Anwendung, wenn in
F@llen des § 31 die gebotene stl. Freistellung des Existenzminimums eines Kin-
des durch das Kindergeld nicht in vollem Umfang bewirkt wird.

Die Formulierung ist mißverst@ndlich. Der Gesetzgeber hatte die F@lle im Auge, in de-
nen das Kindergeld, gemessen an der H*he der Eink4nfte, die Steuererleichterung
nicht erreicht, die der Kinderfreibetrag gew@hrt, und f4r die deshalb der Kinderfreibe-
trag anzusetzen ist. Wird die Freistellung in vollem Umfang bewirkt, braucht es den
Ausschluß des § 32 Abs. 6 nicht, da er nicht greift. Erfolgt gar keine Freistellung, kann
§ 32 Abs. 6 angewendet werden.

E Fall des § 31: Ein Fall des § 31 liegt vor, wenn f4r ein Kind iSd. § 32 das Exis-
tenzminimum zu gew@hrleisten ist. Zum Kinderbegriff s. § 32 Anm. 34 ff.
E Geboten ist die Freistellung des Existenzminimums, wenn ein Kind ber4cksichti-
gungsf@hig ist oder wenn die Voraussetzungen der Kindergeldgew@hrung vorlie-
gen. Letztere Frage ist nach Kindergeldrecht zu beantworten. Ist sie nicht gebo-
ten, erfolgt kein Ausschluß der Anwendung des 32 Abs. 6.
Da die Gew@hrleistung des Existenzminimums w@hrend des Jahres grds. durch
Kindergeld erfolgt, scheidet eine Gew@hrung der Freibetr@ge des § 32 Abs. 6
aus, soweit ein Anspruch auf Kindergeld besteht. Ob tats@chlich Kindergeld ge-
w@hrt wird, ist damit gleichg4ltig. Ein Verzicht auf die Inanspruchnahme des
Kindergelds (zB bei unterlassener Antragstellung) er*ffnet nicht die Abzugs-
m*glichkeit. Anders aber bei Ablehnung des Kindergeldantrags mit der Begr4n-
dung, die Voraussetzungen seien nicht gegeben, obwohl das Kind nach § 32 be-
r4cksichtigungsf@hig ist.
E Fehlende vollst�ndige Freistellung des Existenzminimums: Ob und inwieweit eine stl.
Freistellung des Existenzminimums des Kindes gew@hrleistet ist, kann erst nach
Ablauf des Jahres entschieden werden. Hierbei wird das gew@hrte Kindergeld
mit der Steuerentlastung verglichen, die sich ergibt, wenn die Kinderfreibetr@ge
des § 32 Abs. 6 ber4cksichtigt werden. Die dann g4nstigere Alternative ist die
letztlich zu gew@hrende.
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Satz 12 ist insoweit mißverst@ndlich formuliert, als er darauf abhebt, ob das Minimum
gew@hrleistet ist oder nicht. Diese Frage stellt sich jedoch nicht und kann auch nicht
beantwortet werden, da eine ;berpr4fung im VorausZVerfahren 4berhaupt außer Be-
tracht bleiben soll.

E Die gebotene Freistellung ist nicht bewirkt, wenn weder ein Kindergeldanspruch
noch ein Anspruch auf andere Leistungen f4r Kinder in Betracht kommt. Dies
ist der Fall bei unbeschr@nkt estpfl. Ausl@ndern ohne Aufenthaltserlaubnis oder
-berechtigung mit Kindern im Inland sowie unbeschr@nkt Estpfl. mit Kindern
im Ausland außerhalb eines EU- oder EWR-Staates (BMF v. 9. 3. 1998, BStBl. I,
347, Tz. 25).
Als Rechtsfolge des Satzes 12 bleiben die Freibetr@ge nach § 32 Abs. 6 und zu
verrechnendes Kindergeld außer Ansatz. Die Freibetr@ge nach § 32 Abs. 6 d4r-
fen also weder die Bemessungsgrundlage mindern noch erfolgt eine Zurechnung
etwaig gew@hrten Kindergeldes zur tariflichen ESt. Eine Ausnahme besteht f4r
Freibetr@ge nach § 32 Abs. 6 lediglich dann, wenn keine Kindergeldgew@hrung
in Betracht kommt (s. o.). In letzterem Fall sind die Kinderfreibetr@ge also zu be-
r4cksichtigen (BMF v. 9. 3. 1998, BStBl. I, 347, RZi. 25).

Einstweilen frei.

Erl!uterungen zu Abs. 4:
Nachtr!gliche Erh7hung von Vorauszahlungen

Schrifttum: R ssler, Die r4ckwirkende Anpassung von Einkommensteuervorauszahlun-
gen, DStZ 1980, 383.

A. Allgemeine Erl!uterungen zu Abs. 4

Bis zur Einf4hrung der nachtr@glichen Anpassung durch das StabG 1967 (s.
Anm. 127) kam eine Erh*hung von VorausZ f4r vergangene Jahre nicht in Be-
tracht. Ihre Einf4hrung machte eine Regelung zur Entstehung und F@lligkeit
erforderlich, die zun@chst iS einer sog. f4nften VorausZ mit F@lligkeit innerhalb
Monatsfrist getroffen wurde. Aufgrund damit zusammenh@ngender Auslegungs-
schwierigkeiten sah das EStG 1974 eine Anpassung der letzten VorausZ des
Vorjahres vor (Abs. 4 Satz 1). Satz 2 entspricht im wesentlichen dem Abs. 2
Satz 2 des § 35 aF.

B. Nachtr!gliche Erh7hung durch Anpassung
der letzten Vorauszahlung (Abs. 4 Satz 1)

I. Begriff der nachtr!glichen Erh7hung von Vorauszahlungen

„Nachtr!glich“ ist die Erh*hung einer VorausZ, wenn sie nach dem letzten
Anpassungstermin des Jahres erfolgt (s. Anm. 127).
Nachtr!gliche „Erh7hung“: Abs. 4 gilt nur f4r die Erh*hung von VorausZ;
die F@lligkeit des Erh*hungsbetrags ergibt sich aus Abs. 4 Satz 2 (zum Zeitpunkt
der Entstehung s. u. Anm. 203). Nachtr@gliche Herabsetzungen k*nnen unab-
h@ngig von der H*he der Herabsetzungsbetr@ge jederzeit erfolgen. Liegen die
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verbleibenden Raten unter den Betr@gen des Abs. 5, ist auf Null herabzusetzen
(s. Anm. 209). Letztmaliger Anpassungstermin ist gem. Abs. 3 Satz 3 der 31. 3.
bzw. 30. 9. des 4bern@chsten Jahres.

II. Anpassung der letzten Vorauszahlung f�r den Veranlagungszeitraum

Anpassung meint die Erh*hung der VorausZ auf den Betrag der ESt., die sich
f4r den VZ voraussichtlich ergeben wird (Abs. 3 Satz 3).
Vorauszahlung f�r den Veranlagungszeitraum:

E Veranlagungszeitraum ist der VZ, an dessen voraussichtliche EStSchuld die An-
passung erfolgt, also der VZ vor Ablauf der 15 bzw. 21 Monate des Abs. 3
Satz 3.
E „f�r“ den VZ: Abs. 4 Satz 1 verlangt eine Anpassung der letzten VorausZ f�r,
nicht des VZ. Damit wird klargestellt, daß auch vom Kj. abweichende Erhe-
bungszeitr@ume m*glich sind. Bei nat4rlichen Personen und K*rperschaften,
bei denen sich Wj. und Kj. decken, ist Erhebungszeitraum das Kj., bei K*rper-
schaften mit abweichendem Wj. das Wj.
„Letzte Vorauszahlung“ f�r den VZ ist bei der nachtr@glichen Anpassung
grunds@tzlich die vierte VorausZ. Hier kann man folgende F@lle unterscheiden.
E Wegfall der objektiven StPflicht im Laufe des Jahres: Zweifelsfrei ist die letzte die
vierte VorausZ.
E Wechsel der Art der StPflicht, insbes. zwischen beschr@nkter und unbeschr@nkter
und umgekehrt: Auch hier verbleibt es bei der vierten VorausZ. Nach der Neu-
fassung des § 25 gibt es im ;bergang f4r alle Arten der StPflicht nur mehr einen
einheitlichen VZ, der bei nat4rlichen Personen mit dem Kj. identisch ist. § 25
Abs. 2 wurde absichtlich aufgehoben, um zu erreichen, daß die StPflicht nicht
mehr w@hrend des Jahres erl*schen kann. Damit wollte man erreichen, daß eine
etwaige Veranlagung bis zum Beginn des n@chsten Jahres hinausgezogen wird,
weil dadurch die ESt. immer erst nach Ablauf des Jahres, oder vorgezogen mit
der vierten VorausZ entsteht. Ist vor Ablauf des Jahres und vor F@lligkeit (uE
vor Entstehung) einer Vorauszahlung wegen des Wechsels der StPflicht eine An-
passung erforderlich, handelt es sich damit um eine laufende Anpassung.
E Erl�schen der subjektiven StPflicht durch Tod: Bestand die StPflicht nicht bis zum
Ende des Jahres, dann ist „letzte Vorauszahlung“ diejenige, deren F@lligkeit (uE
deren Entstehung) als letzte in die Zeit der bestehenden StPflicht f@llt.
Beispiel 1: Der Stpfl. verstirbt am 25. 5. Damit erlischt die StPflicht. Zum 1. 4. bestand
die StPflicht noch; letzte VorausZ ist damit die des zweiten Vj.
Beispiel 2: Wie Beispiel 1; der Todesfall erfolgt am 31. 3. des Vorjahres. Es ist die erste
VorausZ anzupassen, weil die zweite und weitere VorausZ nicht mehr zur Entstehung ge-
langen k*nnen.
E Bei F�llen der abweichenden Terminsbestimmung des Abs. 2 gilt Entsprechendes,
wenn die vierte VorausZ entfiele.

III. Entstehung des Erh7hungsbetrags

Die 4berwiegende Meinung bezieht die Entstehungsfiktion des Abs. 1 Satz 2
auch auf die nachtr@gliche Erh*hung der vierten VorausZ mit der Folge einer
r4ckwirkenden Entstehung zum Beginn des Quartals, in dem sie bei laufender
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Anpassung f@llig geworden w@re, da es sich um einen einheitlichen VorausZ-
Betrag handele.

Bl&mich/Stuhrmann, § 37 Rn. 6; Schmieszek in B/B, § 37 Rn. 118; Kieschke, DStZ
1974, 340; Lippross/Book, § 37 Rn. 3; Schmidt/Drenseck XXII., § 37 Rn. 2. AA
G6rard/S ffing, FR 1974, 380, die sich darauf st4tzen, daß VorausZSchulden nach
Abs. 1 Satz 2 erst mit Beginn des Kalendervierteljahrs entstehen, in dem sie zu entrich-
ten sind. Nachtr@glich angepaßte VorausZ sind aber erst einen Monat nach Bekanntga-
be, im allg. also im Folgejahr oder sp@ter, zu entrichten. Nach Scholtz, DStZ 1982,
487, entsteht sie mit Festsetzung; ebenso Fortscher/Lindberg, § 37 Rn. 9, da eine
L4cke vorliege, die 4ber § 38 AO zu schließen sei.

Der hM ist zu folgen. Abs. 1 Satz 2 bezieht sich vor allem auf Abs. 1 Satz 1 und
ordnet den dort geregelten F@lligkeitsterminen abstrakt den Entstehungszeit-
punkt zu. Er stellt daher nicht auf konkrete F@lligkeiten ab. Wenn die Haupt-
schuld nach § 36 Abs. 1 mit Ablauf des VZ entsteht, geht es nicht an, eine Vor-
ausZSchuld sp@ter entstehen zu lassen. Deshalb beinhaltet Abs. 4 Satz 1 einen
Fall gesetzlicher Anordnung der r4ckwirkenden Entstehung der Steuerschuld.
Damit entsteht die VorausZ-Schuld grds. zum 1. 10. des Vorjahrs (s. Begr. zu
§ 127 RegE eines Dritten StRG, BTDrucks. 7/1470, 301); zu abweichenden Ter-
minen s. Anm. 202.
UE sollte die Entstehung des Erh*hungsbetrags gleichl@ufig mit § 36 Abs. 1
zum Ende des VZ geregelt werden.

C. F!lligkeit des Erh7hungsbetrags (Abs. 4 Satz 2)

Nach Abs. 4 Satz 2 ist der Erh*hungsbetrag innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe des Vorauszahlungsbescheids zu entrichten. Nur bei nachtr�glicher An-
passung greift Satz 2.

BFH v. 22. 8. 1974 IV R 86/74, BStBl. II 1975, 15 und Gr5ber, DStZ 1975, 112 in
einer Anm. zu BFH aaO, bezogen den Erh*hungsbetrag auch auf eine laufende Anpas-
sung der vierten VorausZ, s. Anm. 124. BFH v. 25. 6. 1981 IV R 241/80, BStBl. II
1982, 105 hat hieran ausdr4cklich nicht festgehalten.

Nach der hM liegt eine nachtr@gliche Anpassung immer dann vor, wenn letzte
F@lligkeitszeitpunkt verstrichen ist (s. Anm. 124; uE ist auf den Entstehungszeit-
punkt abzustellen.
Erh7hungsbetrag ist derjenige Betrag, um den die letzte VorausZ erh*ht wird.
Schon bestehende F@lligkeiten bleiben damit unber4hrt.
Rechtsfolge: F@lligkeit des Erh*hungsbetrages innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe. Zu den Folgen der F@lligkeit s. Anm. 29.

Einstweilen frei.

Erl!uterungen zu Abs. 5:
Mindestgrenzen bei der Festsetzung und Anpassung

von Vorauszahlungen

A. Allgemeine Erl!uterungen zu Abs. 5

Bedeutung: Die durch OmnibusG v. 18. 8. 1980 (BGBl. I, 1537; BStBl. I, 581)
eingef4hrte Neuregelung entsprach bereits bestehender gefestigter Verwaltungs-
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4bung, die bis dahin lediglich zur Selbstbindung der Verwaltung im Rahmen
m*glicher Ermessensentscheidungen f4hrte. Durch die ;bernahme in das Ge-
setz und die zwingende Ausgestaltung trat eine wesentliche Verbesserung der
Position des Stpfl. ein. Gleichzeitig wurde R4gen des Bundesrechnungshofs
Rechnung getragen (s. Begr. z. RegE, BTDrucks. 8/3688, 16). Die gesetzliche
Neuregelung gibt dem Stpfl. einen im Rechtsbehelfsverfahren und vor den Ge-
richten verfolgbaren gesicherten Anspruch auf Nichtfestsetzung von VorausZ
bzw. das Unterbleiben von Erh*hungen, wenn die gesetzlich fixierten Grenzen
nicht 4berschritten sind.
Zweck: Vermeidung unn*tigen Verwaltungsaufwands bei der Festsetzung klei-
nerer Betr@ge auf Seiten der Verwaltung und der Stpfl. Dabei sind die Grenzen,
insbes. die 50 E-Grenze (bisher 100 DM) des Abs. 5 Satz 1 so bemessen, daß sie
dem (uE kleinlich gesch@tzten) Verwaltungsaufwand entsprechen, der mit der
Festsetzung und Einziehung der Kleinbetr@ge verbunden w@re. Zus@tzlich ist zu
ber4cksichtigen, daß der Verzicht auf eine Festsetzung im VorausZVerfahren
nur einen zeitlichen Aufschub der Besteuerung mit sich bringt, der zudem zu-
mindest teilweise durch die Vollverzinsung ausgeglichen wird. Bedenken, die
sich aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz aller Stpfl. ergeben k*nnten, werden
deshalb auch bei den h*heren Betr@gen des Abs. 5 Satz 2 in verfassungskonfor-
mer Weise ausger@umt. Der Karlsruher ReformE schl@gt deshalb generell
1000 DM (umgerechnet 500 E) als Mindestbetrag f4r eine Festsetzung von Vor-
ausZ und 10000 DM (umgerechnet 5000 E) im Fall der Anpassung vor.

B. Betragsm!ßige Begrenzung von Vorauszahlungsfestsetzungen
(Abs. 5 Satz 1)

Verh!ltnis zur KleinbetragsVO: Die spezialgesetzliche Regelung geht der
KleinbetragsVO vor.
Der Karlsruher ReformE sieht als Mindestbetrag f4r eine laufende VorausZ-
Festsetzung 1000 DM im Kj. vor.
Vorauszahlungen sind alle Festsetzungen von VorausZ, dh. sowohl erstmalige,
laufende, nachtr@gliche als auch Herabsetzungen usw. Dies entspricht dem
Zweck der Vorschrift, jede Festsetzung von Kleinbetr@gen zu vermeiden.
Mindestbetr!ge:

E Je VorausZZeitpunkt 50 E (bisher 100 DM) oder mehr. VorausZZeitpunkte
sind die in Abs. 1 festgelegten Entstehungs- bzw. F@lligkeitszeitpunkte. Im we-
sentlichen wird daher die laufende Festsetzung von VorausZ angesprochen.
E Im Kj. mindestens 200 E (bisher 400 DM); dies bezieht sich auf die (kumulier-
ten) VorausZRaten des VZ.
E Qberschreiten beider Grenzen ist Voraussetzung f4r eine Festsetzung.
Rechtsfolge: Festsetzungen haben zu unterbleiben, wenn die Mindestbetr@ge
nicht 4berschritten werden. Im Verh@ltnis zur Veranlagung zu gering festge-
setzte Betr@ge k*nnen erst bei der Veranlagung nachgeholt werden.
E Kein Ermessen: Die Vorschrift ist zwingend.
E Antragserfordernisse bestehen nicht; die Grenzen sind von Amts wegen zu be-
achten.
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Einzelfragen:

E Der Grundsatz gleichm�ßiger Verteilung der VorausZ-Raten ist bei der Pr4fung
der 50 E-Grenze zu beachten.
Beispiel: VorausZ zB zum 10. 9. u. 10. 12. von je 30 E sind nicht festzusetzen, auch
nicht in der Weise, daß zum 10. 9. 0 E und zum 10. 12. 60 E festgesetzt werden.

E Herabsetzungen auf Betr@ge unter 50 E sind unzul@ssig, so daß auf 0 E herab zu
setzen ist. Betr@gt die Jahresschuld nach Herabsetzung weniger als 200 E, ist ins-
gesamt auf 0 E herabzusetzen.
E Qberzahlte Betr�ge sind zu erstatten, s. Anm. 131.
E Die nachtr�gliche Festsetzung bisher nicht festgesetzter VorausZ hat mindestens
200 E zu betragen.
E Unzul�ssigerweise auf zu niedrige Betr@ge lautende Festsetzungen sind rechts-
widrig und anfechtbar, aber nicht nichtig.
E Zinspflicht: Da herabgesetzt werden muß, k*nnen sich Abschlußzahlungen
ergeben, die nach § 233 a AO zu verzinsen sind („Zwangsdarlehen“, Kr&ger,
DStZ 1989, 212).

Einstweilen frei.

C. Grenzen f�r die Erh7hung von festgesetzten Vorauszahlungen
(Abs. 5 Satz 2)

Tatbestandsvoraussetzungen:

E Festgesetzte Vorauszahlungen sind solche, die auf einem Verwaltungsakt beruhen
Betroffen sind daher nur erh*hende (laufende oder nachtr@gliche) Anpassungen.
Auch Festsetzungen (Herabsetzungen) auf 0 E sind Festsetzungen.
E Erh�hung bedeutet jede abweichende Festsetzung von (festgesetzten) VorausZ
nach oben.
E F�r Herabsetzungsbetr�ge zugunsten des Stpfl. werden keine Mindestgrenzen
(außer denen des Satzes 1) festgelegt. Damit k*nnen geringf4gige Fehler bei der
Festsetzung von VorausZ zugunsten des Stpfl. weiterhin korrigiert werden
(RegE, BTDrucks. 8/3688, 20; Bals, BB 1980, 1096; Uelner, DStZ 1980, 345).
E Erh�hungsbetrag im Fall des Absatzes 3 Satz 2 bis 5 ist grds. jeder Betrag, der eine
Erh*hung der laufenden Anpassung einer VorausZ rechtfertigt. Warum die
S@tze 6 bis 12 des Abs. 3 nicht erw@hnt sind, obwohl sie in unmittelbaren Kon-
text zu den S@tzen 2 bis 5 stehen, ist genauso unverst@ndlich wie die Erw@hnung
des Satzes 4, da er lediglich zu einer Herabsetzung von VorausZ f4hren kann.
E Erh�hungsbetrag im Fall des Abs. 4 ist der Betrag, um den eine nachtr@gliche An-
passung der VorausZ erfolgen soll.
Rechtsfolge:

E Laufende Vorauszahlungen d4rfen nur erh*ht werden, wenn der Erh*hungsbe-
trag f4r den einzelnen VorausZZeitpunkt mindestens 50 E (bisher 100 DM) be-
tr@gt.
Beispiel: Je VorausZTermin ab 10. 3. sind 200 E festgesetzt. Am 20. 6. stellt sich her-
aus, daß die mutmaßliche Steuerschuld im Jahr 850 E betragen wird. Eine Erh*hung
der Raten zum 10. 9. und 10. 12. auf je 225 E ist nicht zul@ssig.

Auch die Konzentration des Erh*hungsbetrags von 50 E auf einen VorausZ-
Termin (etwa 10. 12.) ist nicht zul@ssig. Ein solches Vorgehen widerspr@che dem
Grundsatz der gleichm@ßigen Verteilung auf die (offenen) VorausZTermine.
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Daß dies unausgewogen ist, zeigt folgendes Beispiel: Stellt sich das Erfordernis der Er-
h*hung der VorausZ erst am 25. 9. heraus, d4rfte zum 10. 12. eine Anpassung erfol-
gen, weil dann nur im Dezember festgesetzt werden k*nnte (vgl. auch Schmieszek in
B/B, § 37 Rn. 123, die Ermessensaus4bung gegen eine Festsetzung vorschlagen).

E Nachtr�gliche Erh�hungen von VorausZ sind nur dann zul@ssig, wenn sie minde-
stens 2500 E (bisher 5000 DM) betragen.
E Erstmalige Festsetzungen nach Ablauf des Jahres fallen nicht unter die Mindest-
grenze, da bisher festgesetzte VorausZ vorausgesetzt werden. Hier greift jedoch
Abs. 5 Satz 1.
E Entscheidung �ber die 2500 E-Grenze als Rechtsentscheidung: Wird ein Antrag auf
Heraufsetzung von VorausZ abgelehnt, weil der Mindestbetrag nicht 4berschrit-
ten ist, liegt eine (gebundene) Rechtsentscheidung, keine Ermessensentschei-
dung vor (FG Ba.-W4rtt. v. 27. 7. 1995, EFG 1995, 1062, NZB eingelegt).

Einstweilen frei.

ABC der Vorauszahlungen

Abgabepolitik f4r die Einreichung von StErkl@rungen: Diese wird im wesent-
lichen dadurch bestimmt, ob mit einer Abschlußzahlung oder mit einer Erstat-
tung aufgrund der nachfolgenden Veranlagung zu rechnen ist. Hieran hat sich
auch durch die Einf4hrung der Vollverzinsung (§ 233a AO) nichts ge@ndert, da
zumindest 15 zinsfreie Monate garantiert sind und der Zinssatz v. 6 vH weder
abschreckend noch verlockend wirkt. Zus@tzlich sollte ber4cksichtigt werden,
daß die Frage der Verzinsung f4r die Bemessung der H*he von Versp@tungszu-
schl@gen nur noch eine untergeordnete Rolle spielt, da die Frage der Zinspflicht
durch den Gesetzgeber iSd. Vollverzinsung gekl@rt wurde.
Abrundung: Nach § 8 Abs. 1 Satz 1 KleinbetragsVO v. 10. 12. 1980 (BGBl. I,
2255, BStBl. I, 784) waren VorausZBetr@ge auf volle Deutsche Mark abzurun-
den. Da hierf4r ab 2002 noch keine Nachfolgeregelung besteht, verbleibt nach
EG-Recht lediglich die kaufm@nnische Rundung.
Abweichendes Wirtschaftsjahr: VorausZ bemessen sich in ;bereinstimmung
mit dem Veranlagungsprinzip des § 25 Abs. 1 nach dem mutmaßlich w@hrend
des Kj. bezogenen Einkommen. Abweichende Wj. haben damit zur Folge, daß
bei Land- und Forstwirten die zeitlichen Anteile am mutmaßlichen Gewinn der
im Kj. beginnenden und endenden Wj. zugrunde zu legen sind (§ 4a Abs. 2
Nr. 1), bei Gewerbetreibenden der Gewinn des Wj., das im Kj. endet (§ 4a
Abs. 2 Nr. 2). F4r VorausZ hat dies zur Folge, daß durch Wahl eines abweichen-
den Wj. die VorausZ bis zu nahezu einem Jahr sp@ter zu leisten sind, als wenn
das Wj. mit dem Kj. 4bereinstimmen w4rde. Bei Er*ffnung eines Betriebs sollte
daher immer gepr4ft werden, ob nicht ein abweichendes Wj. unter Liquidit@ts-
gesichtspunkten zun@chst g4nstiger ist.
Anforderung von Steuererkl!rungen: Die Verwaltung beh@lt sich vor, in F@l-
len, in denen „lukrative“ Zahlungen zu erwarten sind, Steuererkl@rungen fr4he-
rer Jahre vorzeitig anzufordern, etwa zur Anpassung von VorausZ (AO-Kartei
OFD M4nchen/N4rnberg, § 149 AO K. 1 TZ. 3.2).
Anpassungstaktik: Auch unter Ber4cksichtigung der Vollverzinsung (§ 233a
AO) besteht grds. keine Veranlassung, von dem Grundsatz abzugehen, daß Her-
absetzungen so fr4h als m*glich beantragt werden sollten, dh. sobald ausrei-
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chende Erkenntnisse vorliegen, die die Herabsetzung st4tzen. Dem Grundsatz
nach ist es dann Sache der FinVerw., f4r sp@tere Heraufsetzungen Sorge zu tra-
gen. Nicht zu leistende Vorauszahlungen sind Liquidit@t. Zwar verfolgt die Fin-
Verw. die Tendenz, auf die „Gefahr“ einer Abschlußzahlung hinzuweisen (zB
bei der Steuerklassenwahl von Ehegatten). Zu pr4fen ist jedoch, ob und in wel-
cher H*he im Wirtschaftsleben Zinss@tze von 4ber oder unter 6 vH erzielt und
ob der Sparerfreibetrag (wegen der Besteuerung etwaiger Zinseinnahmen) aus-
genutzt werden kann. Auch ist die Zeit der Zinsfreiheit einzubeziehen. Will man
tats@chlich Abschlußzahlungen vermeiden, ist ein Anpassungsantrag daher erst
kurz vor Ablauf der Frist des Abs. 3 Satz 3 sinnvoll (s. auch Anm. 118) und nur
dann, wenn vorhandene Mittel nicht anderweitig ertragst@rker eingesetzt werden
k*nnen.
Arrest: Ein Arrestanspruch kann auch hinsichtlich noch nicht entstandener
VorausZ eines laufenden Kj. vorliegen, wenn der die Steuer ausl*sende wirt-
schaftliche Tatbestand erf4llt ist und f4r das Entstehen der EStVorausZ lediglich
der Beginn des betreffenden Kalender-Vj. abzuwarten w@re (OFD Frankf. v.
10. 7. 2000 S 0545 A-2-St II 43).
Auf- und Abrundungen: ;blicherweise setzt die FinVerw. die VorausZ auf zu-
mindest 5 E abgerundet fest, ebenso bei im Wege der automatisierten Datenver-
arbeitung erstellten Bescheiden. Rechtsgrundlage hierf4r ist der mit dem Begriff
der voraussichtlich zu erwartenden Steuer verbundene Sch@tzungsspielraum (s.
Anm. 105).
Aufrechnung: Voraussetzung ist nach §§ 226 Abs. 1 AO, 387 BGB F@lligkeit
der Forderung des Aufrechnenden und Entstehung der Gegenforderung. Die
Aufrechnung durch die Verwaltung mit einem Erstattungsanspruch ist daher
erst nach Eintritt der F@lligkeit m*glich (BFH v. 18. 11. 1950 IV 134/50 U,
BStBl. III 1951, 7). Ein Erstattungsanspruch aus 4berzahlten VorausZ entsteht
mit Ablauf des VZ (BFH v. 6. 2. 1990 VII R 86/88, BStBl. II, 523). EStVorausZ
als Gegenforderung entstehen entweder konstitutiv mit Festsetzung (vj. – For-
derungen; s. Anm. 131) oder mit Ablauf des Jahres (Jahressteuerschuld). Zur
;berpr4fung der Gegenforderung im Verfahren 4ber den Abrechnungsbescheid
s. BFH v. 15. 6. 1999 VII R 3/97, BStBl. II 2000, 46.
Aufteilung von Einkommensteuerschulden: Es gelten §§ 268 ff. AO. Zum
Aufteilungsmaßstab vgl. § 272 Abs. 1 Satz 1 AO. Getrennt festgesetzte VorausZ
iSd. § 276 Abs. 3 AO liegen nur dann vor, wenn sie bei getrennter oder Einzel-
veranlagung festgesetzt wurden (Hess. FG v. 19. 8. 1985, EFG 1985, 592, rkr.).
S. auch OFD Hamm v. 27. 3. 2003, DStZ 2003, 471. UE entsprechend anzu-
wenden im Fall der besonderen Veranlagung nach § 26c.
Ausl!ndische Steuern: Im Rahmen der Steueranrechnung des § 34c Abs. 1
sind sie mit den Betr@gen zu ber4cksichtigen, mit denen sie mutmaßlich anfallen
und angerechnet werden k*nnen. Die darauf „entfallende deutsche Steuer“ iSd.
§ 34c Abs. 1 Satz 2 ist im VorausZVerfahren die VorausZSchuld vor Abzug der
Steuerabzugsbetr@ge und der KSt.
Aussetzung der Vollziehung: Unerledigte Antr@ge erledigen sich mit nachfol-
gender Veranlagung; Einspr4che gegen Ablehnungsantr@ge 4ber Aussetzung der
Vollziehung sind mit ge@ndertem Streitgegenstand (Veranlagung anstelle der
VorausZ) fortzusetzen, ebenso Klageverfahren (§ 68 Satz 1 und Satz 4 FGO).
Aussetzungszinsen, die im VorausZVerfahren festgesetzt wurden, sind nicht
herabzusetzen, wenn im Veranlagungsverfahren die Steuer anderweitig festge-
setzt wird (§ 237 Abs. 5 AO).
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Durch Gesetzes@nderung 4berholt FG K*ln v. 4. 12. 1992, EFG 1993, 281; BFH v.
22. 1. 1988 III B 134/86, BStBl. II, 484 mwN; BFH v. 25. 3. 1992 I R 159/90,
BStBl. II, 997; u. o. V., HFR 1988, 341.

Baukindergeld nach § 34 f ist auch im VorausZVerfahren von der tariflichen
ESt. abzusetzen. Eine Minderung der Bemessungsgrundlage um das vierfache
der Steuererm@ßigung (wie im LStErm@ßigungsverfahren gem. § 39a Abs. 1
Nr. 5 c vorgesehen) ist nicht m*glich, da der Freibetrag nur der Verfahrens-
erleichterung f4r den ArbG dient.
Bausteuerabzug: Der mangels Vorlage einer Freistellungsbescheinigung einbe-
haltene BauStAbzug sichert sowohl die veranlagte Steuer (§ 48c Abs. 1 Satz 1
Nr. 3) als auch die VorausZ (§ 48c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) f4r die VorausZZeit-
r@ume, in denen die Bauleistung erbracht worden ist (§ 48c Abs. 1 Satz 2). Wird
auf VorausZ angerechnet (es handelt sich dann technisch nicht um eine Anrech-
nung iSd. § 36 Abs. 2 Satz 2), hat dies Tilgungswirkung. Ist der einbehaltene
BauStAbzug h*her als die VorausZ, darf der Restbetrag nicht erstattet werden
(§ 48c Abs. 1 Satz 3), sondern wird f4r weitere Verrechnungen vorgehalten. Er-
stattet werden darf aber dann, wenn die so getilgten VorausZ nach § 36 Abs. 2
Satz 2 Nr. 1 auf die veranlagte Steuerschuld angerechnet werden. Zu Einzelhei-
ten Diebold, DStZ 2003, 413.
Beiladung, notwendige: Im Verfahren 4ber einen Antrag auf Herabsetzung
h@lt BFH v. 22. 10. 1981 IV R 132/79 (BStBl. II 1982, 123) eine Beiladung Drit-
ter nach § 60 Abs. 3 FGO selbst dann nicht f4r erforderlich, wenn sie an dem
streitigen Rechtsverh@ltnis derart beteiligt sind, daß ihnen gegen4ber die Ent-
scheidung nur einheitlich ergehen kann.
Beitrittsgebiet:

Schrifttum: BMF v. 10. 7. 1991 IV B 2 – S 1901 - 107/91, BStBl. I, 739; F rg, Ausge-
w@hlte Probleme der Einkommensbesteuerung 1990 in den neuen Bundesl@ndern, FR
1991, 710.

E Rechtsgrundlagen: Unternehmer und Unternehmen mit Betriebst@tten im Bei-
trittsgebiet hatten f4r die VZ 1990 ff. Steuererkl@rungen unter Selbstberechnung
der Steuer abzugeben und darauf Abschlagszahlungen (als Vorauszahlungen) zu
leisten (Einigungsvertrag v. 31. 8. 1990, BGBl. II, 885, B II Nr. 15; Selbstberech-
nungsVO v. 27. 6. 1990, DDR-GBl. I Nr. 41, 616 u. BMF v. 25. 10. 1990,
BStBl. I 1991, 136). Nach BMF v. 29. 11. 1990, BStBl. I 1991, 137 sollte eine
Aufgliederung auf die Steuerarten (ESt./KSt.; VSt.; GewSt.) erfolgen und darauf
hingewirkt werden, baldm*glichst VorausZBescheide zu erlassen, da den bis da-
hin zu entrichtenden AbschlagsZ keine auf die einzelnen Steuerarten aufgeglie-
derte Erkl@rung der Stpfl. zugrunde lag.
E Bemessungsgrundlage: Da keine Veranlagungen vorlagen, mußten gesch@tzte Be-
steuerungsgrundlagen unter Einbeziehung aller vorliegenden Erkenntnisse
(BMF v. 29. 11. 1990 aaO) und unter Ber4cksichtigung der im Beitrittsgebiet
geltenden abweichenden Rechtslage zugrundegelegt werden. F4r die Folgezeit
erfolgte Festsetzung nach durchgef4hrten Veranlagungen oder Anpassung unter
Anwendung des § 37.
Bescheinigung 4ber den Anteil am Verlust von PersGes.: Durch BFH v. 26. 2.
1975 I B 96/74, BStBl. II, 449 wurde entschieden, daß das BetriebsFA nicht ver-
pflichtet ist, der Kapitalanlagegesellschaft eine solche B. zu erteilen. Bescheini-
gungen der Gesellschaft selbst f4r die Gesellschafter gen4gen zur Glaubhaftma-
chung der Verlust beim WohnsitzFA des Beteiligen nicht (s. Anm. 106 f.); s. auch
Lademann/Bordewin, § 37 Rn. 52; Tischer in L/B/P, § 37 Rn. 22.

E 113

Einkommensteuer-Vorauszahlung Anm. 220 § 37



E 114 Diebold

Betriebspr�fung: Berichtigungsbescheide aufgrund einer Bp. lassen nur einge-
schr@nkt einen Schluß auf zu erwartende VorausZ zu, da sie oft durch Sonder-
faktoren beeinflußt sind.
Duldungsbescheid aus Vorauszahlungen: Er darf erst vollstreckt werden,
wenn die Veranlagung ergangen und bestandskr@ftig ist. Bis dahin ist er mit der
Einschr@nkung zu versehen, daß er erst bei endg4ltiger Veranlagung vollstreckt
werden darf (FG Ba.-W4rtt. v. 9. 4. 1987, EFG 1988, 97, rkr.).
Erkl!rungsabgabe f4r ein abgelaufenes Jahr hindert die Anpassung der Vor-
ausZ nicht, ESt-HdB 2002 H 231e; BFH v. 27. 9. 1976 VIII B 69/75, BStBl. II
1977, 33.
Euro-Abgrenzung: Die Berechnung der Steuer f4r alle Jahre bis 2001 erfolgt
in DM, auch wenn Bescheide erst nach dem 1. 1. 2001 bekanntgegeben werden.
Der Euro-Betrag ist nachrichtlich auszuweisen. F4r alle Jahre ab 2002 wird die
Berechnung und Festsetzung in Euro durchgef4hrt. Bei allen Bescheiden, gleich-
g4ltig f4r welche Jahre, die nach dem 31. 12. 2001 bekanntgegeben werden,
lautet die Abrechnung auf Euro. Leistungsgebote in Bescheiden f4r Leistungen,
die erst in 2002 f@llig werden (zB laufende VorausZ f4r 2002), aber vor dem
1. 1. 2002 bekanntgegeben werden, m4ssen ebenfalls auf Euro lauten.
Euro-Einf�hrung: Sie erfolgt zum 1. 1. 2002. Schon im Vorfeld wurde der
Euro-Betrag nachrichtlich auf den Steuerbescheiden ausgewiesen. Im laufenden
VorausZVerfahren tr@gt dem die Verwaltung dadurch Rechnung, daß die Vor-
ausZ ab 10. 3. 2002 (bei K*rperschaften mit abweichendem Wj. schon im Wj.
2001/2002) in Euro ausgewiesen werden. Werden dabei VorausZ aus den Jahren
vor 2002 f4r 2002 4bernommen („wie bisher“), erfolgt aufgrund der Umrech-
nungsvorschriften eine Umrechnung in Euro und Cent. Nachtr@gliche Anpas-
sungen f4r die Jahre vor 2002 erfolgen in DM, werden aber in Euro umgerech-
net.
Gesellschafter einer Personengesellschaft: Werden dem Gesellschafter die
VorausZ wegen einer Umstellung des Wj. der Gesellschaft herabgesetzt, liegt
darin nicht auch zugleich die Zustimmung des FA zur Umstellung des Wj. (BFH
v. 9. 1. 1974 I R 141/72, BStBl. II, 238).
H!rtemilderung 4ber VorausZ erfolgt insbes. bei Naturkatastrophen und @hn-
lichen sch@digenden Großereignissen (f4r BSE BMF v. 11. 4. 2001, BStBl. I,
254; bei ;berschwemmungen durch Hochwasser ua.). Rechtsgrundlage d4rfte
hier neben Abs. 3 Satz 3 auch § 163 AO sein.

Die FinVerw. st4tzt sich allerdings allein auf § 37. Dabei werden vor allem an die
Glaubhaftmachung von Einkunftsminderungen relativ geringe Anforderungen gestellt.
Im Ergebnis erfolgt zumindest eine zeitweilige Steuerstundung bis zur Veranlagung.
M*glich sind auch großz4gige Stundungen von VorausZ usw.

Insolvenz: Auch VorausZ sind im Insolvenzverfahren geltend zu machen, um
ihren Ausschluß zu vermeiden, d4rften allerdings im Hinblick auf ihren vorl@ufi-
gen Charakter normalerweise bestritten werden.
Kapitalertragsteuer wird mit mutmaßlichen (glaubhaft gemachten) oder tat-
s@chlich angefallenen Betr@gen nach Abs. 3 Satz 2 im Rahmen der Bemessungs-
grundlage f4r VorausZ ber4cksichtigt. Soweit sie die auf die anzusetzenden (Ka-
pital-)Eink4nfte entfallende ESt. 4bersteigt, mindert sie die im 4brigen zu
leistenden VorausZ. Auch aus Vereinfachungsgr4nden d4rfen weder Kapitalein-
k4nfte noch -ertragsteuer außer Ansatz gelassen werden.
Kirchensteuervorauszahlungen sind Zuschlagsteuern iSv. § 51a (vgl. dort).
Sie bemessen sich nach den EStVorausZ als Maßstabsteuer. Sie werden in vH-
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S@tzen unter Anwendung der in den Konkordaten bzw. Vertr@gen mit den Kir-
chen festgelegten KiStS@tze auf die durch die FinVerw. festgesetzte VorausZ-
Schuld erhoben (vgl. zur Bemessung zB FG K*ln v. 29. 10. 1997, EFG 1997,
331, rkr.; OFD M4nster v. 14. 8. 2001, FR 2001, 1077, dort auch zu VorausZ
auf das „Besondere Kirchgeld“). Grundlage sind die Kirchensteuererhebung der
*ffentlich-rechtlichen Glaubensgemeinschaften (zB das KiStErhG der ev. Lan-
dessynode Berlin v. 2. 12. 2002, BStBl. I 2003, 288) z.T. iVm. den Bekanntma-
chen 4ber die KiStBeschl4sse (zB Berlin v. 28. 4. 2003, BStBl. I, 291).
KleinbetragsVO idF des StEuglG v. 19. 12. 2000: Sie 4berschneidet sich nicht
mit § 37 Abs. 5, da Abs. 5 als Spezialregelung f4r ESt-VorausZ vorgeht. Im Ver-
h@ltnis zwischen VorausZ und Veranlagung findet sie keine Anwendung, da es
sich um verschiedene Verfahren handelt.
K7rperschaftsteuer: Solange trotz Einf4hrung des Halbeink4nfteverfahrens
(zur ;bergangsregelung s. § 52 Abs. 50b) noch eine KStAnrechnung in Betracht
kommt, gilt im VorausZVerfahren: Sowohl der Erh*hungsbetrag nach § 20
Abs. 1 Nr. 5 aF als auch die Anrechnung nach § 36 Abs. 2 Nr. 3 aF sind anzuset-
zen, auch wenn die Bescheinigung nach § 36 Abs. 2 Nr. 3 aF Buchst. b (noch)
nicht vorgelegt werden kann (vgl. § 37 Abs. 3 Satz 2). Glaubhaftmachung bzw.
voraussichtlich zu erwartende Betr@ge gen4gen.
Lohnsteuerfreibetrag: s. Anm. 111 „Lohnsteuererm@ßigung“.
Mitteilungsverfahren: Bei s@mtlichen Feststellungen (gesonderte und geson-
dert und einheitliche) ist es erforderlich, auch Angaben zum Zwecke der Vor-
ausZ in die Mitteilung 4ber die festgestellten Besteuerungsgrundlagen (sog. ESt-
1,2,3-b-Mitteilung) aufzunehmen. Diese sind nicht selbst Gegenstand der Fest-
stellung (s. Anm. 72 zur Frage der Feststellung f4r Zwecke der VorausZ), dienen
aber dazu, eine sachgerechte Berechnung der VorausZ sicher zu stellen. Einzel-
f@lle: zB Anteil am GewStMeßbetrag f4r zuk4nftige Jahre f4r Zwecke des § 35.
Naturkatastrophen: s. „H@rtemilderung“.
Negative EStVorauszahlungen k*nnen nicht festgesetzt werden (s. Anm. 76).
Nichtigkeit eines VorausZPnderungsbescheids, der lediglich den Minderungs-
betrag gegen4ber der bisherigen VorausZ, nicht aber den neu festgesetzten Be-
trag enth@lt: FG Bdb. v. 18. 12. 1996, EFG 1997, 585, rkr.
Progressionsvorbehalt nach § 32b: Er ist auch im Rahmen der EStVorausZ-
Festsetzung zu ber4cksichtigen. Diese ist auch dann vorzunehmen, wenn allein
die Anwendung des Progressionsvorbehalts zu VorausZ f4hrt.
Realsplitting wird ber4cksichtigt, sobald der Geber mit Zustimmung des un-
terhaltsberechtigten Ehegatten durch Einreichung der Anlage U Antrag auf SA-
Abzug im Veranlagungs-, VorausZ- oder LStErmVerf. stellt. Da der Antrag nur
f4r das Jahr und erst ab Antragstellung wirkt, damit beim Empf@nger erst dann
Eink4nfte vorliegen, soll erst dann ein Ansatz bei den VorausZ zul@ssig sein
(OFD M4nchen v. 27. 8. 1998 und OFD Frankfurt v. 19. 5. 1998, StEK EStG
§ 37 Nr. 34). UE aufgrund der Fortgeltung der Zustimmung bis zu deren Wider-
ruf 4berzogen, wenn mit erneuter Antragstellung aufgrund gesicherten Verhal-
tens gerechnet werden kann.
Rechtsbehelf

E gegen die veranlagte Steuer: Wird die einem Vorauszahlungsbescheid zugrundege-
legte veranlagte Steuer in einem Rechtsbehelfsverfahren ge@ndert, hat diese Pn-
derung allein keine r4ckwirkende Kraft hinsichtlich zu leistender VorausZ. Es
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kommt lediglich eine Anpassung durch Erteilung eines neuen VorausZBe-
scheids in Betracht.
E gegen einen VorausZBescheid: s. Anm. 90 f. und 101 f.
Saisonbetriebe: Eine allg. Erstreckung des Abs. 2 auf Saisonbetriebe ist nicht
m*glich, selbst wenn sich eine solche Regelung im Hinblick auf die Beg4nsti-
gung der Land- u. Forstwirte durch Abs. 2 anbieten w4rde. Deshalb besteht kein
Anspruch auf unterschiedlich hohe Festsetzung zwischen den Quartalen.

FG D4ss. v. 6. 6. 1956, EFG 1956, 346, rkr.; v. 29. 11. 1963, DStZ/B 1963, 103 rkr.;
Nds. FG v. 1. 3. 1982, EFG 1982, 571, rkr.

Auch ein Stundungsanspruch besteht nicht, Nds. FG v. 1. 3. 1982, EFG 1982,
571, rkr., gegen Schmidt/Drenseck XXII. § 37 Rn. 3, da das Auseinanderklaffen
von Mittelzufluß und F@lligkeit von VorausZ systembedingt ist und sich der
Stpfl. darauf einstellen muß (s. auch BFH v. 13. 5. 1976 IV R 167/73, nv.).
Sittenwidrige T!tigkeit steht der Festsetzung von VorausZ auf die EStSchuld,
die sich aus dieser T@tigkeit ergeben mag, nicht entgegen. Das FG Bremen hielt
sie zwar deshalb f4r unzul@ssig, weil der Staat damit m*glicherweise mittelbar
zur Fortsetzung der betreffenden T@tigkeit anrege (FG Bremen v. 21. 3. 1967,
EFG 1967, 293, vom BFH aus anderen Gr4nden aufgehoben). Mit BFH v.
23. 6. 1967 VI B 38/67 (BStBl. III, 659) kann dem FG aber deshalb nicht ge-
folgt werden, weil die sittenwidrige T@tigkeit jederzeit eingestellt werden kann.
Steuerhinterziehung:

Schrifttum: Brandis, Zinsen bei der Hinterziehung von Einkommensteuer-Vorauszah-
lungen, DStR 1990, 510; D rn, Vorwurf der Steuerhinterziehung (§ 370 AO) bei Delega-
tion steuerlicher Pflichten, insbesondere bei Beantragung der Herabsetzung von Voraus-
zahlungen, DStZ 1996, 168; ders., Steuerhinterziehung durch Antrag auf Herabsetzung
der Vorauszahlungen?, DStR 1995, 868; ders., Steuerverk4rzung auf Zeit bei Veranla-
gungssteuern, NWB F. 13, 825; Streck/Mack/Schwedhelm, Bei Antr@gen auf Herabset-
zungen m4ssen steuerliche Gesamtumst@nde dargelegt werden, Stbg. 1995, 278.
Verwaltungsanweisungen: OFD M4nster v. 4. 7. 1994, DStR 1995, 886.

E Durch Antr�ge auf Anpassung von VorausZ dann zu bejahen, wenn den Antr@-
gen falsche Angaben zugrunde liegen (FG Nbg. v. 24. 3. 1993, EFG 1993, 689,
rkr.) oder wenn aus einem konkreten Grund Herabsetzung beantragt wird und
gleichzeitig die VorausZ erh*hende Umst@nde vorliegen, die verschwiegen wer-
den (OLG Stuttgart v. 21. 5. 1987, wistra 1987, 263; FG M4nster v. 4. 11. 1992,
EFG 1993, 236, rkr.). Ob diese Antr@ge StErkl@rungen iSd. § 150 AO sind (dazu
OLG Stuttgart aaO), kann dahinstehen, da § 370 Abs. 1 Nr. 1 AO auch die un-
vollst@ndigen Angaben erw@hnt.
E Bei zun�chst richtigen Angaben, die vom Stpfl. im Nachhinein als falsch erkannt
werden, kann in der Unterlassung einer Berichtigung eine Verk4rzung liegen
(FG Nbg. v. 24. 3. 1993 aaO).
E Werden die VorausZ zu niedrig festgesetzt, ist die Tat vollendet (vgl. Tipke/Kruse,
§ 164 AO Tz. 28).
E Verk�rzungsbetrag ist uE derjenige, der sich ergibt, wenn man die vorgenom-
mene VorausZFestsetzung mit derjenigen ohne bzw. bei vollst@ndigem Antrag
vergleicht.
E Anfragen des Finanzamts: Gleiches gilt bei unrichtigen oder unvollst@ndigen
Ausk4nften nach Anfrage des FA nach den zu erwartenden Besteuerungsgrund-
lagen (FG D4ss. v. 24. 5. 1989, EFG 1989, 491, rkr.). Verk4rzungsbetrag ist hier
die Steuer, die bei richtiger und vollst@ndiger Auskunft festgesetzt worden w@re.
E Formularantr�ge nach Abs. 3 Satz 4 sind Steuererkl@rungen.
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E Bei Beteiligung an Kapitalanlagegesellschaften mit Steuervorteilen kommt sie in der Pra-
xis dann in Betracht, wenn VorausZ unrichtigerweise aufgrund des Verhaltens
der Gesellschaft herabgesetzt werden. Allerdings d4rfte der Stpfl. i. allg. als T@-
ter ausscheiden.
E Durch Einreichung unrichtiger EStErkl�rungen; da sich die VorausZ grunds@tzlich
nach der Steuer bemessen, die sich bei der letzten Veranlagung ergeben hat
(BFH v. 15. 4. 1997 VII R 74/96, BStBl. II, 600). Im wesentlichen handelt es
sich um ein Problem des § 370 Abs. 4 AO.

Die fr4here Rspr. des RG (zB v. 1. 2. 1943, RStBl., 460), die Bedenken vor allem aus
dem vorl@ufigen Charakter der VorausZFestsetzungen herleitete (vgl. dazu Suhr, BB
1950, 477), ist durch die weite Fassung des § 370 Abs. 4 Satz 1 AO, der auch die unter
dem Vorbehalt der Nachpr4fung stehende Steuerfestsetzung erw@hnt, 4berholt.

E Sich nachtr�glich ver�ndernde Besteuerungsgrundlagen, die der bisherigen VorausZ zu-
grunde lagen, f4hren nicht zu einer Steuerhinterziehung, wenn der Stpfl. die Pn-
derung dem FA nicht anzeigt. Denn dazu ist er grds. nicht verpflichtet (s.
Anm. 79, dort auch zur etwaigen Pflicht zum T@tigwerden).
E Bei Verletzung der Anzeigepflicht nach § 138 AO 4ber die Aufnahme einer Er-
werbst@tigkeit (Korn, § 37 Rn. 18) oder unrichtigen Angaben in diesem Zusam-
menhang kann Steuerhinterziehung zu bejahen sein, wenn deshalb eine Festset-
zung von VorausZ unterbleibt (o. V., DB 1971, 2092).
E Zur Selbstanzeige durch Einreichung einer korrekten Jahreserkl@rung (Wirksam-
keit bejahend) OLG Stuttgart v. 21. 5. 1987 aaO.
Steuerpflicht: Ein Wechsel in der Art der StPflicht ber4hrt festgesetzte Vor-
ausZ grds. nicht (s. Anm. 46).
Steuerklassenwahl von Ehegatten: Je nach Zusammensetzung der Eink4nfte
der Ehegatten kann die einbehaltene LSt. die festzusetzende Steuer abdecken
oder nicht.

Vgl. das Merkblatt zur StKlassenwahl bei ArbNEhegatten f4r die jeweiligen Jahre. Er-
geben sich Abschlußzahlungen, setzt die FinVerw. bei ;berschreiten der Grenzen des
Abs. 5 VorausZ fest. Die Wahl der StKlassenkombination, die zu einer geringstm*g-
lichen einbehaltenen Steuer f4hrt, ist damit nicht immer die g4nstigste, da sie mit
hohen, zu verzinsenden Abschlußzahlungen verbunden sein kann.

Dar4ber hinaus sch@tzt die FinVerw. im Rahmen der automatisierten Datenver-
arbeitung die einbehaltene LSt. unter der Unterstellung, daß die Ehegatten die
f4r sie im LStAbzugsverfahren g4nstigste M*glichkeit gew@hlt haben. Diese
Sch@tzung kann durch entsprechend Eingaben im Zusammenhang mit der Ver-
anlagung bzw. Festsetzung der VorausZ korrigiert werden.
In beiden F@llen kann erfolgreich eine andere Wahl geltend gemacht werden;
Glaubhaftmachung erfolgt zB durch Vorlage von Kopien der LStKarten. Es
empfiehlt sich deshalb, bereits bei der Veranlagung einen entsprechenden Hin-
weis in die StErkl@rung aufzunehmen.
Streitwert bei Streit um VorausZ idR Jahresvorauszahlungssoll (BFH v.
14. 12. 1970 IV B 87/70, BStBl. II 1971, 206; Hess. FG v. 22. 11. 1982, EFG
1983, 369, rkr.); bei Herabsetzungen im Hinblick auf den stundungs@hnlichen
Charakter 50 vH des Herabsetzungsbetrags (FG D4ss. v. 27. 1. 1960, EFG
1960, 305, rkr.). Ist lediglich der F@lligkeitszeitpunkt str., erm@ßigt FG M4nster
v. 7. 2. 1989 (EFG 1989, 370, rkr.) auf 10 vH des VorausZBetrags. Zu Erh*hun-
gen vgl. FG Hamb. v. 19. 4. 1988, EFG 1988, 536, rkr.
Stundung: s. Anm. 31 f.
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Tilgungsabsicht: Bei zusammenveranlagten Ehegatten wird auch bei VorausZ
unterstellt, daß Leistungen eines Ehegatten grds. f4r Rechnung beider Ehegatten
geleistet werden. Nach FG Saarland v. 15. 12. 2000 (EFG 2001, 328, rkr.) soll
m4ndliche Mitteilung an das FA gen4gen, nur auf seine eigene Steuerschuld lei-
sten zu wollen, um eine eigene Erstattungsberechtigung zu bewahren.
Umdeutung eines Antrags auf Herabsetzung von VorausZ in einen Rechts-
behelf kommt dann in Betracht, wenn der Antrag auf Herabsetzung noch
w@hrend des Laufs der Rechtsbehelfsfrist gestellt wird (s. FG M4nchen v.
22. 2. 1980, EFG 1981, 135, rkr.; FG K*ln v. 18. 12. 2000, EFG 2002, 1140,
Rev. eing., Az. des BFH X R 15/02).
Umsatzsteigerungen nimmt die FinVerw. zum Anlaß, auch die H*he etwaiger
VorausZ zu 4berpr4fen, wobei sie unterstellt, daß den h*heren Ums@tzen auch
h*here Gewinne entsprechen.
Anhand der gespeicherten UStVoranmeldungen druckt die Verw. im Fr4hjahr
des folgenden Jahres die F@lle aus, bei denen der vorangemeldete Umsatz des
Vorjahrs gegen4ber dem vorangegangenen Jahr um mehr als 20 vH, mindestens
jedoch 75000 E (bei Freiberuflern 25000 E, bei PersGes. 150000 E), oder aber
um mehr als 10 vH, mindestens jedoch 250000 E (bei Freiberuflern 125000 E,
bei PersGes. 500000 E) gestiegen ist. Grundst4cks-, Arbeits- und Erbenge-
meinschaften, gemeinn4tzige Vereine, Abschreibungsgesellschaften, Land- und
Forstwirte und Hausgewerbetreibende werden von dieser Regelung ausgenom-
men.
Die Stpfl. werden durch vorgefertigte Schreiben 4ber die beabsichtigte Anpas-
sung der ESt- bzw. KStVorausZ, GewStMeßbetr@ge oder der „Feststellung“ der
Eink4nfte f4r VorausZZwecke bei PersGes. benachrichtigt, die zweckm@ßiger-
weise mit einem Sch@tzungsvorschlag 4ber die H*he des voraussichtlichen Ge-
winns versehen sein sollten. Zur Stellungnahme ist grds. eine Frist von einem
Monat einzur@umen. Im Rahmen der Gew@hrung des rechtlichen Geh*rs nach
§ 91 AO steht es dem Stpfl. frei, alle diejenigen Umst@nde vorzubringen, die es
rechtfertigen, von einer Erh*hung der VorausZ Abstand zu nehmen oder sogar
die VorausZ (nachtr@glich) herabzusetzen.
Nach Ablauf der Frist ohne Stellungnahme paßt die FinVerw. die VorausZ ohne
erneute Mahnung an.
E Kritik: UE liegt diesem Verfahren der zweifelhafte Schluß vom Umsatz auf
den Gewinn zugrunde, der noch zweifelhafter wird, da auch Kundenanzahlun-
gen der Umsatzbesteuerung unterworfen sein k*nnen, obwohl sie erfolgsneutral
behandelt werden.
Ver!ußerungsgewinn kann bei der Festsetzung von VorausZ ber4cksichtigt
werden (RFH v. 9. 6. 1943, RStBl., 515).
Veranlagungsart: Im Wechsel der Veranlagungsart ist es dem Stpfl. unbenom-
men, Umst@nde darzutun, die es nahe legen, daß ein bisher ausge4btes Wahl-
recht zur getrennten Veranlagung in Zukunft nicht mehr beibehalten wird. Die
VorausZ bemessen sich dann nach dem f4r beide geltenden Ehegattentarif der
Zusammenveranlagung, ebenso in umgekehrter Richtung.
Vertrauensschutz: V*llig ungekl@rt ist die Frage der Anwendbarkeit des § 176
AO bei der Anpassung von VorausZ. Zum Problem im Verh@ltnis zur nachfol-
genden Veranlagung s. Anm. 86 „Bindung an bisherige Rechtsauffassungen“.
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Vollverzinsung:

Schrifttum: Baum, Neue Verwaltungsanweisung zur Vollverzinsung, DB 1993, 1491;
Buob, Keine Nachforderungszinsen ohne Steuerschuld, DStZ 1993, 713.

Sie richtet sich nach § 233a AO. Verzinst wird nach Ablauf der Karenzzeit der
Unterschiedsbetrag zwischen Steuersoll und VorausZSoll. Es handelt sich damit
um einen Vergleich von Sollbetr@gen; das Ist bleibt grds. außer Betracht.
E Freiwillig geleistete Zahlungen wirken sich im Sollvergleich nicht aus. Sie mindern
daher den Verzinsungsbetrag nicht.
E Antrag auf Heraufsetzung: Zinsen k*nnen auch durch ausdr4cklichen Antrag
auf Heraufsetzung von VorausZ vermieden werden. Eine freiwillige VorausZ
vor Ablauf der Karenzzeit des Abs. 3 Satz 3 ist als Antrag auf Anpassung der
VorausZ zu sehen. Damit sind die VorausZ unverz4glich anzupassen. Eine An-
passung entgegen den Mindestbetr@gen des Abs. 5 ist jedoch nicht zul@ssig.

AEAO zu § 233a Tz. 15; BFH v. 5. 6. 1996 X R 234/93, BStBl. II, 503; BFH/NV
1998, 288; FG Ba.-W4rtt. v. 27. 7. 1995, EFG 1995, 1062, rkr.; f4r Anspruch auf Her-
aufsetzung v. Bornhaupt, DStZ 1999, 148; Schmidt/Drenseck, XXII. § 37 Rn. 4; ggf.
hat die FinVerw. auf die Abgabe von Erkl@rungen hinzuwirken. Die FinVerw. pr4ft im
4brigen ausgewiesene Guthaben von sich aus auf Zinsrelevanz.

Zum Zeitpunkt der Antragstellung s. Anm. 118.
E Wird die Steuererkl�rung vor Ablauf der Karenzfrist des Abs. 3 Satz 3 eingereicht,
ist es jedenfalls nicht ermessensmißbr@uchlich, wenn die Verwaltung zun@chst
die VorausZ erh*ht und dann erst veranlagt. Muß eine Anpassung der VorausZ
unterbleiben, weil der Mindestbetrag des Abs. 5 Satz 2 nicht erreicht wird, ist
die Erhebung von Nachzahlungszinsen nicht unbillig (BFH v. 5. 6. 1996 X R
234/93, BStBl. II, 503). Erfolgt eine freiwillige Zahlung nach Ablauf der Ka-
renzzeit, ist bei Vorliegen einer Erkl@rung unverz4glich zu veranlagen; liegt die
Erkl@rung nicht vor, ist sie umgehend anzufordern. M*glich ist auch eine
Steuerfestsetzung unter Vorbehalt der Nachpr4fung in vereinfachter Form
(AEAO zu § 233a Tz. 17).
E Werden Vorauszahlungen kurz vor Ablauf der verl�ngerten Abgabefrist festgesetzt und
rechtzeitig innerhalb der gesetzten Frist bezahlt, kann auf eine Verzinsung aus
der Veranlagung aus Billigkeitsgr4nden verzichtet werden. Die FinVerw. sieht
dies generell im maschinellen Verfahren bereits vor.
Vorauszahlung von Steuern: Eine M*glichkeit, der Vollverzinsung auszu-
weichen, besteht darin, Zahlungen auf die – zu erwartende – Steuerschuld zu
leisten, wenn ansonsten feststeht, daß Steuerzinsen anfallen w4rden. Es handelt
sich dann zwar technisch nicht um „Vorauszahlungen“, da sie nicht festgesetzt
wurden. Da jedoch die Zahlungen tats@chlich erfolgt sind, werden zwar Steuer-
zinsen festgesetzt, jedoch besteht ein Anspruch auf deren Erlaß. Zu Einzelhei-
ten s. AEAO zu § 233a AO Nr. 70. Erstattungszinsen kommen jedoch nicht in
Betracht.
Zinsabschlag: StAbzugsbetrag, soweit die Einbehaltung durch Bescheinigung
nachgewiesen oder sonst glaubhaft gemacht wird (zB Nichterteilung von Frei-
stellungsbescheinigungen) und die Einnahmen bei den Eink4nften anzusetzen
sind.
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